
5 .  L A N D E S P L A N 

M E N S C H E N  M I T 
 B E H I N D E R U N G E N 
IM SAARLAND



5. LANDESPLAN
 MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN IM SAARLAND

SAARLAND INKLUSIV – UNSER LAND FÜR ALLE

vorgelegt vom 
Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie

in Zusammenarbeit mit dem 
Otto-Blume-Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik e.V. (ISG Köln) 



2

Inhalt

I Einführung: Grundpositionen der Politik für Menschen mit Behinderungen  6

I.1 Die saarländische Politik für Menschen mit Behinderungen 6

I.2 Die UN-Behindertenrechtskonvention als Herausforderung für die     

    Berichterstattung über die Politik für Menschen mit Behinderungen 9

I.3 Eckpunkte der Politik für Menschen mit Behinderungen 14

II. Personen mit Behinderungen im Saarland 17

II.1 Anzahl und demografische Struktur der Personen mit Behinderung 17

II.2 Schwerbehinderte Personen 19

II.3 Behinderung und Sozialhilfebezug 24

3.1 Bezug von Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 24

3.2 Bezug von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 29

III. Handlungsfelder der Behindertenpolitik 31

III.1 Prävention, Betreuung und Förderung im Vorschulalter 31

1.1 Prävention in der frühkindlichen Phase 31

1.2 Früherkennung 33

1.3 Betreuung von Kindern mit frühen Risiken 37

1.4 Kinder mit Behinderungen in Kindertageseinrichtungen 40

1.5 Interdisziplinäre Frühförderung 44

 1.5.1 Interdisziplinäre Frühförderstellen 45

 1.5.2 Sozialpädiatrisches Zentrum 46

 1.5.3 Kostenträgerschaft 46

 1.5.4 Inanspruchnahme von Leistungen der Frühförderung 48

 1.5.5 Arbeitsstellen für Integrationshilfen (AfI) 49

1.6 Ausblick zum Handlungsfeld Prävention, Betreuung und Förderung im Vorschulalter 51



A k t i o n s p l a n  z u r  U m s e t z u n g  d e r  U N - B e h i n d e r t e n r e c h t s k o n v e n t i o n  i m  S a a r l a n d

3

III.2 Bildung 54

2.1 Schulische Bildung 54

 2.1.1 Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 54

 2.1.2 Art des Förderbedarfs und Grad der Inklusion 60

 2.1.3 Erwerb des Hauptschulabschlusses an Förderschulen 62

 2.1.4 Förderung besonderer Schülergruppen 63

2.2 Berufsvorbereitung 65

2.3 Hochschulbildung 67

2.4 Erwachsenenbildung 69

2.5 Ausblick zum Handlungsfeld Bildung 70

III.3 Arbeit, Beschäftigung und Tagesstrukturierung 73

3.1 Berufliche Bildung 73

 3.1.1 Betriebliche Ausbildung 73

 3.1.2 Außerbetriebliche Ausbildung 74

 3.1.3 Berufliche Ausbildungsabschlüsse: Ergebnisse des Mikrozensus 74

3.2 Berufliche Eingliederung von Menschen mit Behinderungen  

      auf dem allgemeinen  Arbeitsmarkt 75

3.3 Leistungen des Integrationsamts, der Integrationsfachdienste  

      und der Integrationsprojekte zur Hilfe im Arbeitsleben 78

 3.3.1 Das Integrationsamt 78

 3.3.2 Integrationsfachdienste 84

 3.3.3 Unterstützte Beschäftigung  85

 3.3.4 Integrationsprojekte 86

3.4 Arbeitslosigkeit 88

 3.4.1 Menschen mit Behinderungen in Arbeitslosigkeit 88

 3.4.2 Förderung durch die Agentur für Arbeit 90

 3.4.3 Förderung durch das Land 92

 3.4.4 Arbeitstrainingsplätze für psychisch behinderte Menschen (ATP)  94

3.5 Werkstätten für behinderte Menschen 95

3.6 Tagesförderstätten für Menschen mit körperlicher oder geistiger Behinderung 107

3.7 Tageszentren für Menschen mit seelischer Behinderung  112

3.8 Ausblick zur Inklusion im Bereich Arbeit und Beschäftigung 112



4

III.4 Wohnen 121

4.1 Ambulante Hilfen zum selbstbestimmten Wohnen 123

 4.1.1 Personen, die mit ambulanter Unterstützung wohnen 124

 4.1.2 Umsetzungsprozess der Ambulantisierung  128

4.2 Stationäre Wohnformen für Menschen mit Behinderungen 130

 4.2.1 Wohneinrichtungen für Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung 130

 4.2.2 Wohneinrichtungen für Erwachsene mit einer seelischen Behinderung 134

4.3 Leben und Wohnen von Kindern und Jugendlichen 136

 4.3.1 Ambulante Hilfen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 136

 4.3.2 Stationäre Hilfen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 137

4.4 Ausblick zur Ambulantisierung des Wohnens mit Behinderung 139

III.5 Alter und Pflege 144

5.1 Aktuelle Daten zur Zahl der schwerbehinderten älteren Menschen 144

5.2 Pflegebedürftigkeit und gerontopsychiatrische Erkrankungen 146

 5.2.1 Pflegebedürftigkeit 146

 5.2.2. Gerontopsychiatrische Erkrankungen 147

5.3 Handlungsansätze für ältere Menschen mit Behinderungen 149

 5.3.1 Handlungsfeld »Arbeit und Tagesstruktur« 150

 5.3.2 Handlungsfeld »Wohnen« 153

 5.3.3 Handlungsfeld »Pflegebedürftigkeit und Demenz« 155

5.4 Ausblick zum Handlungsfeld Alter und Pflege 158

III.6 Gesundheit 160

6.1 Ambulante ärztliche Versorgung 160

6.2 Klinische Versorgung 162

6.3 Rehabilitation 163

6.4 Gesundheitsberatung 166

6.5 Ausblick zum Handlungsfeld Gesundheit 167



A k t i o n s p l a n  z u r  U m s e t z u n g  d e r  U N - B e h i n d e r t e n r e c h t s k o n v e n t i o n  i m  S a a r l a n d

5

III.7 Barrierefreiheit, Mobilität und Verkehr 169

7.1 Barrierefreiheit von öffentlichen Gebäuden und Anlagen sowie von Privatwohnungen 169

7.2 Barrierefreiheit von Information, Kommunikation und Dienstleistungen 173

7.3 Mobilität und Verkehr 175

III.8 Gesellschaftliche Partizipation 180

8.1 Interessenvertretung von Menschen mit Behinderungen 180

 8.1.1 Der Landesbeauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen 181

 8.1.2 Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen 181

 8.1.3 Kommunale Beauftragte für die Belange von Menschen 

 mit Behinderungen und Umsetzung der Gleichstellung auf kommunaler Ebene 182

8.2 Zivilgesellschaftliches Engagement und Selbsthilfe 184

8.3 Tourismus, Freizeit, Sport und Kultur 184

 8.3.1 Tourismus und Freizeit 184

 8.3.2 Sportangebote 186

 8.3.3 Kultur und Religionsgemeinschaften 187

III.9 Information und Beratung 192

9.1 Allgemeine Informations- und Beratungsangebote für Menschen mit Behinderungen 192

9.2 Beratung in besonderen Notlagen und für besondere Zielgruppen 194

9.3 Ausblick zu Information und Beratung für Menschen mit Behinderungen 195

III.10 Gleiche Rechte und Schutz der Persönlichkeit 196

10.1 Gleichberechtigung und Schutz 196

10.2 Rechtliche Betreuung 197

IV. Fazit des Berichtes »Menschen mit Behinderungen im Saarland« zur     
     Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 202

V. Anhang: Bericht zur Umsetzung des Saarländischen  
    Behindertengleichstellungsgesetzes (SBGG) 219



6

I Einführung: Grundpositionen der Politik für Menschen mit Behinderungen 

I.1 Die saarländische Politik für Menschen mit Behinderungen

Die Berichterstattung über die Politik für Menschen mit Behinderungen hat die Aufgabe, die Situation 

der Menschen mit Behinderungen und die Entwicklung ihrer Unterstützungsformen darzustellen und 

daraus Empfehlungen für die zukünftige Gestaltung dieser Politik abzuleiten. Damit leistet sie einen wich-

tigen Beitrag zur Orientierung der Politik für Menschen mit Behinderungen und ihre Angehörigen, für die 

Kostenträger und Behörden, für die Träger der Behindertenhilfe und alle weiteren Beteiligten. Gleichzeitig 

soll diese Berichterstattung auch neue Impulse der Diskussion um Behinderung in der Gesellschaft aufgrei-

fen. Vor diesem Hintergrund hat der vorliegende 5. Landesplan zum Ziel, 

• die Hilfen für Menschen mit Behinderungen in ihrer bisherigen Entwicklung zu beschreiben und zu 

analysieren,

• Eckpunkte für die Umsetzung behindertenpolitischer Maßnahmen zu benennen, 

• das Anliegen der UN-Konvention zum Schutz und zur Förderung der Rechte von Menschen mit 

Behinderungen im Saarland umzusetzen,

• Handlungsmöglichkeiten für die Politik für Menschen mit Behinderungen aufzuzeigen.

Die Grundlagen dieser Berichterstattung im Saarland wurden bereits mit dem 1. Landesbehindertenplan 

im Jahr 1975 und dem 2. Landesbehindertenplan im Jahr 1981 gelegt. Im November 2000 hat die 

Landesregierung beschlossen, in jeder Legislaturperiode des Landtages einen Bericht über die Lage der 

Menschen mit Behinderungen im Saarland sowie über die künftige Entwicklung der gesellschaftlichen und 

beruflichen Integration vorzulegen.

Der 3. Landesbehindertenplan »Menschen mit Behinderungen im Saarland« wurde in drei Teilplänen im 

Zeitraum von Dezember 2000 bis Juli 2002 veröffentlicht. Die darin formulierten Leitlinien, Bedarfsanalysen 

und Handlungsempfehlungen waren die maßgeblichen Grundlagen für die Gestaltung der Politik für 

Menschen mit Behinderungen in den folgenden Jahren. Hierzu zählen auch zwei »Meilensteine« in der 

saarländischen Politik für Menschen mit Behinderungen:
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• die gesetzliche Neuordnung der Zuständigkeiten in der Eingliederungshilfe: Damit wurde das Ziel 

erreicht, die Zuständigkeiten für die ambulanten und stationären Hilfen in einer Hand – beim Land als 

überörtlichem Träger der Sozialhilfe – zu bündeln. Diese Änderung trat zum 1. Januar 2004 in Kraft. 

Sie gewährleistet, dass erforderliche Hilfen stärker nach fachlichen Gesichtspunkten und nicht mehr mit 

einem Seitenblick auf die Kostenträgerschaft gewährt werden.

• das Saarländische Behindertengleichstellungsgesetz: Im Dezember 2003 trat das Gesetz zur 

Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (SBGG) im Saarland in Kraft. Das Ziel des Gesetzes ist 

es, Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen zu beseitigen und zu verhindern, ihre gleich-

berechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte 

Lebensführung zu ermöglichen (§ 1 SBGG). Zum Stand der Umsetzung wird regelmäßig ein Bericht 

erstellt (siehe Anhang Teil V).

Im Saarländischen Behindertengleichstellungsgesetz wurde die Berichterstattung über die Politik für 

Menschen mit Behinderungen in jeder Legislaturperiode als gesetzliche Verpflichtung verankert (§ 20 

SBGG). Der 4. Landesbehindertenplan wurde im September 2007 veröffentlicht. Die Grundlage dieses 

Berichts war eine Fortschreibung der Lebens- und Arbeitssituation der Menschen mit Behinderungen im 

Saarland, auch vor dem Hintergrund der veränderten rechtlichen Rahmenbedingungen.

Weiterhin wurden auch in den vergangenen Jahren die Grundsätze der Selbstbestimmung und des 

Vorrangs ambulanter vor stationären Hilfen gestärkt. Bei der Neuordnung des Sozialhilferechts zum 

Januar 2005 (Sozialgesetzbuch XII) wurden diese Grundsätze ebenso betont wie zuvor schon im 2001 ein-

geführten SGB IX »Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen«:

• Das Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten und die Förderung der Selbstbestimmung sind 

zu beachten (§ 9 SGB IX und § 9 SGB XII).

• Bei vergleichbarer Wirksamkeit sind Leistungen (vorrangig) in ambulanter Form zu erbringen (§ 19 SGB 

IX).

• Ausnahmen von diesem Vorrang der ambulanten vor den stationären Leistungen sind nur dann zuläs-

sig, wenn die ambulante Leistung mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden ist und eine geeig-

nete stationäre Leistung zumutbar ist (§ 13 SGB XII).



8

Einen weiteren Meilenstein der Politik für Menschen mit Behinderungen bildet die Verabschiedung der 

UN-Konvention zum Schutz und zur Förderung der Rechte von Menschen mit Behinderungen durch die 

Generalversammlung der Vereinten Nationen im Dezember 2006. Deutschland hat sich dieser Konvention 

angeschlossen und sich verpflichtet, die Inhalte dieser Konvention auf allen Ebenen umzusetzen. Dies umfasst 

die Wahrung der Würde von Menschen mit Behinderungen, die Garantie einer gleichberechtigten Teilhabe 

von Menschen mit Behinderungen in allen gesellschaftlichen Bereichen und eine Bewusstseinsbildung hie-

rüber in der Bevölkerung. Diese Zielsetzung hat unmittelbare Auswirkungen auf die saarländische Politik 

für Menschen mit Behinderungen. Der Landtag des Saarlands hat im Mai 2010 die Landesregierung beauf-

tragt, die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Saarland zu prüfen und einen Aktionsplan 

zu erstellen.

Mit dem vorliegenden 5. Landesplan wird die Berichterstattung kontinuierlich fortgeführt. Dieser Bericht 

befasst sich mit allen relevanten Lebensbereichen von Menschen mit Behinderungen und gibt über die 

Entwicklung von Unterstützung und Leistungsbezug in den vergangenen Jahren Auskunft. Sein beson-

derer Schwerpunkt liegt auf der zentralen Frage der UN-Behindertenrechtskonvention, in welchem Maße 

bereits ein inklusiver Sozialraum für Menschen mit Behinderungen umgesetzt wurde und in welchem Maße 

noch gesonderte Unterstützungsformen in Anspruch genommen werden. Mit dieser Verknüpfung wird 

erreicht, dass einerseits das Anliegen der UN-Behindertenrechtskonvention in die langfristige Planung 

und Umsetzung der Politik für Menschen mit Behinderungen im Saarland integriert wird und andererseits 

die Umsetzung der UN-Konvention auf eine empirische Grundlage aufgebaut wird. Mit dem Anliegen 

der UN-Behindertenrechtskonvention ist allerdings nicht vereinbar, Hilfebedarfe in langfristig orientierten 

Planungszahlen für einzelne Hilfeformen festzuschreiben. Daher verzichtet der vorliegende 5. Landesplan 

im Unterschied zu früheren Landesplänen darauf, starre Planungswerte zu nennen, sondern betont den 

Auftrag zu einer fortlaufenden Weiterentwicklung der Inklusion.

Der vorliegende Bericht ist folgendermaßen gegliedert:

• In einem Einführungsteil I werden Grundpositionen der saarländischen Politik für Menschen mit 

Behinderungen vorgestellt und mit dem Anliegen der UN-Behindertenrechtskonvention in Beziehung 

gesetzt.

• Im II. Teil werden Basisdaten zur Zahl und Struktur der Menschen mit Behinderungen im Saarland 

dargestellt. Dabei wird differenziert zwischen allen Menschen mit Behinderungen, schwerbehinderten 

Menschen und Leistungsbeziehern der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen im Saarland.
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• Im Hauptteil III werden die Situation von Menschen mit Behinderungen und ihre Unterstützung durch 

Rehabilitation und Behindertenhilfe in zehn Lebensbereichen untersucht.

• Der abschließende Teil IV enthält eine Zusammenfassung zentraler Ergebnisse und ein Resümee zur 

Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Saarland.

Der Anhang (Teil V) enthält den Bericht zur Umsetzung des Saarländischen Behindertengleichstellungsgesetzes 

(SBGG).

Flankierend zum vorliegenden Bericht, dessen Schwerpunkt auf der Beschreibung und Analyse liegt, wurde 

ein Aktionsplan erstellt, der konkrete Maßnahmen zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 

enthält und damit stärker handlungsorientiert ist. Beide Dokumente wurden von der saarländischen 

Landesregierung unter Beteiligung des Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen 

und eines Beirats von Expertinnen und Experten aus Fachverbänden und Behindertenorganisationen erstellt.

Bei der Umsetzung von Maßnahmen sind allerdings die finanziellen Möglichkeiten des Landes ebenso 

wie der Städte, Landkreise und Gemeinden zu berücksichtigen. Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 

Frauen und Familie ist bestrebt, die notwendigen Geldmittel zur Verfügung zu stellen. Darüber hinaus 

sollten alle Beteiligten darum bemüht sein, auch mit den vorhandenen Mitteln Verbesserungen zu erzielen, 

indem bestehende Unterstützungsangebote besser vernetzt und Synergien genutzt werden.

I.2 Die UN-Behindertenrechtskonvention als Herausforderung für die      
     Berichterstattung über die Politik für Menschen mit Behinderungen

Entstehung der UN-Behindertenrechtskonvention

Am 13. Dezember 2006 hat die Generalversammlung der Vereinten Nationen die UN-Konvention zum 

Schutz und zur Förderung der Rechte von Menschen mit Behinderungen verabschiedet. Gemeinsam 

mit mehr als 80 weiteren Mitgliedstaaten hat die Bundesrepublik Deutschland am 30. März 2007 die 

UN-Behindertenrechtskonvention und das zugehörige Fakultativprotokoll unterzeichnet und am 21. 

Dezember 2008 ratifiziert. Nun ist es die Aufgabe von Bund, Ländern und Kommunen, diese Konvention in 

ihrem Zuständigkeitsbereich umzusetzen.
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Die UN-Behindertenrechtskonvention ist darauf ausgerichtet, »den vollen und gleichberechtigten Genuss 

aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen 

und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Würde zu fördern« (Artikel 1 Gesetz zum 

Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 2006). In ihrem Grundverständnis nimmt sie engen 

Bezug auf das ICF-Konzept der Weltgesundheitsorganisation WHO (International Classification of Functioning, 

Disability and Health), wonach Behinderung »das Ergebnis oder die Folge einer komplexen Beziehung zwi-

schen dem Gesundheitsproblem eines Menschen und seinen personenbezogenen Faktoren einerseits und den 

externen Faktoren, welche die Umstände repräsentieren, unter denen das Individuum lebt, andererseits« ist.1 

 »Behinderung« ist nach diesem Verständnis nicht eine Eigenschaft einer Person oder ein »absonderndes« 

Merkmal, sondern die UN-Konvention »würdigt Behinderung als Teil der Vielfalt menschlichen Lebens und 

überwindet damit das noch in vielen Ländern vorhandene, nicht mehr zeitgemäße Prinzip der Fürsorge.«2 

Ziele und Inhalte der UN-Behindertenrechtskonvention

Vor diesem Hintergrund werden in der UN-Konvention die bestehenden Menschenrechte für die 

Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen konkretisiert und umfassend gewürdigt. Dabei werden 

erstens die Grundrechte, wie beispielsweise das Recht auf Leben, der Schutz der Unversehrtheit oder die 

Freiheit und Sicherheit der Person sowie die Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung festgeschrieben 

(Artikel 10 – 18). Die Umsetzung dieser Grundrechte ist mit Maßnahmen der Bewusstseinsbildung und der 

Beseitigung von Zugangsbarrieren unmittelbar verbunden: 

• Die Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit soll gestärkt werden mit dem Ziel, die Aufgeschlossenheit 

gegenüber Menschen mit Behinderungen zu erhöhen, sie positiv wahrzunehmen und ihnen respektvoll 

zu begegnen sowie ihre Fähigkeiten und Leistungsbeiträge für die Gesellschaft anzuerkennen  

( Artikel 8).

• Die Beseitigung von Zugangsbarrieren wird angestrebt, sowohl von baulichen Barrieren aller Art im 

öffentlichen Raum und in öffentlich zugänglichen Gebäuden als auch von Kommunikationsbarrieren 

(Artikel 9).

1 Deutsches Institut für medizinische Dokumentation und Information (Hrsg.): ICF Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, 
Behinderung und Gesundheit, Oktober 2005, S. 22.
2 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2009): Behindertenbericht 2009, Bonn.
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Zweitens werden die Rechte der behinderten Personen und die von den Vertragsstaaten zu treffenden 

Maßnahmen in relevanten Lebensbereichen detailliert beschrieben. Hierzu gehören etwa:

• das Recht auf ein den individuellen Wünschen entsprechendes Wohnen und eine unabhängige 

Lebensführung: Menschen mit Behinderungen können ihren Aufenthaltsort frei wählen und sind nicht 

verpflichtet, in besonderen Wohnformen zu leben (Artikel 19).

• das Recht auf Partnerschaft und Familiengründung einschließlich der Unterstützung von Eltern mit 

Behinderungen und des Schutzes des Kindeswohls (Artikel 23).

• das Recht auf Bildung ohne Diskriminierung verbunden mit der Gewährleistung eines inklusiven 

Bildungssystems auf allen Ebenen: Niemand darf aufgrund einer Behinderung vom allgemeinen 

Bildungssystem ausgeschlossen werden, sondern jeder soll gleichberechtigt mit anderen Zugang zu 

einem inklusiven, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht an Grundschulen und weiterführenden 

Schulen haben. Zur Ermöglichung eines lebenslangen Lernens sind an dieser Stelle ausdrücklich auch 

Erwachsenenbildung und Weiterbildung einbezogen (Artikel 24).

• das Recht auf die Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen: Zur Verwirklichung 

dieses Rechts gehört neben Arbeitsplatzerwerb und -erhalt auch die gleichberechtigte Teilhabe in allen 

Belangen des Arbeitslebens, wie z.B. Möglichkeiten zu beruflichem Aufstieg, die Durchsetzung gleichen 

Entgelts für gleichwertige Arbeit oder die gleichberechtigte Ausübung von Arbeitnehmerrechten  

( Artikel 27).

• das Recht auf Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben: Dies umfasst ungehinderte Teilnahme 

an politischen Wahlen, gleichberechtigte Mitgestaltung öffentlicher Angelegenheiten und Bildung von 

Organisationen zur Interessenvertretung (Artikel 29).

• das Recht auf Teilhabe an Kultur, Freizeit und Sport im umfassenden Sinne einschließlich der 

Verpflichtung, den Zugang hierzu barrierefrei zu gestalten (Artikel 30).

Darin kommen drei übergreifende Ziele der UN-Behindertenrechtskonvention zum Ausdruck: 

(1)  Die Würde der Menschen mit Behinderungen soll anerkannt werden, dies impliziert eine 

Anerkennung ihrer Vielfalt (diversity), ihres Beitrags zur Gesellschaft und ihres Rechts auf 

Selbstbestimmung und Eigenständigkeit (mit Assistenz je nach Bedarf) statt Vertretung durch 

andere.
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(2)   Die UN-Behindertenrechtskonvention ist auf eine Inklusion der Menschen mit Behinderungen in das 

allgemeine gesellschaftliche Leben (im Sinne einer »selbstverständlichen Zugehörigkeit«3) ausge-

richtet. Sondersysteme sollen in allen Bereichen in Frage gestellt und einer Überprüfung unterzogen 

werden, ob und inwieweit sie durch Formen der Assistenz ersetzt werden können.

(3)  Dies erfordert ein universelles Design der Gesellschaft und aller von ihr genutzten Gegenstände und 

Dienstleistungen, d.h. dass die Gesellschaft insgesamt barrierefrei und für jede Person zugänglich 

gestaltet wird.4 

Auftrag für die Politik für Menschen mit Behinderungen 

Diese Umgestaltung der Gesellschaft und die grundsätzliche Infragestellung von Sonderformen könnten 

teilweise als »utopisch« oder zumindest recht optimistisch empfunden werden. Entscheidend ist jedoch, 

dass dies als Prüfauftrag genutzt werden kann, indem in allen gesellschaftlichen Bereichen hinterfragt wird, 

welche Sonderformen durch inklusive Formen vollständig oder teilweise ersetzt werden können und wel-

che ggf. als Schutz und spezifische Unterstützung hilfreich und notwendig bleiben. In diesem Sinne enthält 

die UN-Konvention ein Orientierungspotenzial für konkrete Umgestaltungsprozesse der Unterstützung für 

Personen mit Behinderungen. 

Für die Behindertenberichterstattung hat dies zur Folge, dass sie in allen Lebensbereichen von Menschen mit 

Behinderungen der Frage nachgeht, wie weit eine Inklusion in allgemeine Systeme fortgeschritten ist und 

an welchen Stellen eine Beibehaltung von Sondersystemen vorherrscht. Auf dieser Grundlage kann dann 

jeweils untersucht werden, ob die Sondersysteme im Sinne der UN-Konvention stärker abgebaut werden 

sollten oder ob sie zumindest für einen Teil der Menschen mit Behinderungen eine unverzichtbare Schutz- 

und Förderfunktion haben. Dabei soll dem Wunsch- und Wahlrecht der Menschen mit Behinderungen, ent-

sprechend der in Artikel 3 der UN-Behindertenrechtskonvention betonten Entscheidungsfreiheit, Geltung 

verschafft werden.

Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention außerhalb des Saarlands

Die Europäische Union hat die UN-Behindertenrechtskonvention im Dezember 2010 ratifiziert und 

war damit die erste internationale Organisation, die – neben ihren Mitgliedstaaten – Vertragspartei 

der Konvention wurde. In Deutschland ist die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 

3 Bielefeldt, H. (2009): Zum Innovationspotenzial der UN-Behindertenrechtskonvention, Deutsches Institut für Menschenrechte, Berlin, S. 11.
4 Was dies im Einzelnen bedeutet, hat die Bundesregierung in einem Gutachten klären lassen: Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie (2009): Impulse für Wirtschaftswachstum und Beschäftigung durch Orientierung von Unternehmen und Wirt-schaftspolitik am 
Konzept Design für Alle, Berlin.
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eine Aufgabe auf allen politischen Ebenen. Der Aktionsplan des Bundes »Einfach machen – Unser 

Weg in eine inklusive Gesellschaft« wurde nach Kabinettsbeschluss vom 15.06.2011 veröffentli-

cht. Im Oktober 2011 hat die Bundesministerin für Arbeit und Soziales die Dachkampagne »Behindern 

ist heilbar« eröffnet, die das Ziel hat, »Inklusion – das selbstverständliche Zusammenleben von 

Menschen mit und ohne Behinderung – ins Bewusstsein aller Menschen in Deutschland zu bringen«.5 

Auf der Ebene der Länder hat Rheinland-Pfalz als erstes Land bereits im März 2010 einen Aktionsplan 

vorgelegt. In den anderen Bundesländern ist diese Arbeit unterschiedlich weit fortgeschritten. Auch die 

Kommunen leisten ihren Beitrag zur Verwirklichung einer inklusiven Gesellschaft auf lokaler Ebene.

Blickt man über die saarländischen Grenzen hinaus in die Großregion, so wird auch in Frankreich, Belgien 

und Luxemburg die UN-Behindertenrechtskonvention als verbindlich angesehen. 

Luxemburg hat im Juli 2011 die UN-Behindertenrechtskonvention ratifiziert. Im März 2012 hat das 

Luxemburger Ministerium für Familie und Integration unter Beteiligung der Betroffenen seinen Aktionsplan 

vorgestellt. Dieser ist als praxisnahes Handbuch konzipiert, das über Gesetzesänderungen informiert und 

konkrete, kurzfristig realisierbare Maßnahmen enthält. 

Belgien gehört ebenfalls zu den Ländern, die die UN-Behindertenrechtskonvention nicht nur unterschrie-

ben, sondern auch ratifiziert haben. In Belgien plant die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

eine mehrstufige Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. Die erste Stufe beinhaltet eine 

Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung für das Thema Inklusion sowie die Bildung eines Netzwerks von 

Ansprechpartnern in allen Ministerien. In der zweiten Stufe sollen die Inhalte der Konvention mit einem 

Aktionsplan umgesetzt werden, der Ziele, Maßnahmen und einen Zeitrahmen umfasst und der sich auf alle 

Lebensbereiche bezieht. Ein Leitbild zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen soll erstellt werden. 

Frankreich plant keinen gesonderten Aktionsplan, sondern verweist auf sein Gesetz zur Teilhabe von 

Menschen mit Behinderungen aus dem Jahre 2005, das die Grundzüge der UN-Behindertenrechtskonvention 

bereits enthalte.

5 http://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/nap-kampagnenauftakt.html
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I.3 Eckpunkte der Politik für Menschen mit Behinderungen

In der bisherigen Landesbehindertenplanung wurden Eckpunkte formuliert, die zentrale kon-

zeptionelle Grundsätze zum Ausdruck bringen. Diese Eckpunkte sind weiterhin aktuell und wer-

den dem 5. Landesbehindertenplan in veränderter Fassung vorangestellt, wobei der Umsetzung der 

UN-Behindertenrechtskonvention ein besonderer Stellenwert zukommt.

1. Prävention muss früh beginnen

Um beeinflussbare Risikofaktoren für eine Behinderung zu minimieren, müssen Präventionsmaßnahmen 

frühzeitig ansetzen und die Teilnahme an Früherkennungsuntersuchungen durchgängig durch alle 

Bevölkerungsgruppen erreicht werden.

2. Vernetzung aller Angebote der frühen Förderung

Alle Dienste und Einrichtungen, die im Bereich der Förderung und Prävention für Kinder tätig sind 

(Interdisziplinäre Frühförderstellen und Sozialpädiatrische Zentren, Arbeitsstellen für Integrationshilfen und 

Einrichtungen der Jugendhilfe), sollen miteinander vernetzt werden, um eine fachlich gute und wirksame 

Hilfe zu leisten.

3. Kinder mit und ohne Behinderung gemeinsam betreuen

Eine möglichst früh einsetzende gemeinsame Betreuung von behinderten und nicht behinderten Kindern 

fördert die gesellschaftliche Inklusion. Dies gilt nicht erst im Kindergartenalter, sondern auch für Kinder 

unter drei Jahren.

4. Inklusive schulische Bildung

Jedes Kind hat ein Recht auf Schulbildung, kein Kind darf davon ausgeschlossen werden. Kinder 

mit und ohne Behinderung sollen so weit wie möglich gemeinsam in Regelschulen unterrichtet wer-

den. Auch Kinder mit Schwerst- oder Mehrfachbehinderungen sollen den Anspruch auf sonder-

pädagogische Förderung im Rahmen der Schulpflicht verwirklichen können. Die saarländische 

Landesregierung strebt an, das von der Bundesregierung anvisierte Ziel einer Inklusionsquote6 

 von 50% bereits bis zum Jahr 2016 deutlich zu überschreiten. Die Zahl der Kinder, bei denen auf Grund 

der Schwere ihrer Behinderung die Schulpflicht ruht, soll so niedrig wie möglich gehalten werden.

6 Der Begriff Inklusionsquote beschreibt den Anteil der Schüler und Schülerinnen mit Förderbedarf, die inklusiv unterrichtet werden, an allen 
Schülerinnen und Schülern mit Förderbedarf.
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5. Teilhabe am Arbeitsleben so normal wie möglich – so speziell wie nötig

Auch junge Menschen mit Behinderungen sollen nach Beendigung der Schule in erster Linie in Betrieben 

ausgebildet werden. Erstes Ziel ist und bleibt ein Arbeitsverhältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und 

damit die Integration in die Gesellschaft. Alternativen zur Werkstattbeschäftigung wie Integrationsprojekte 

sollen weiter entwickelt werden.

6. Werkstätten für behinderte Menschen konzeptionell weiterentwickeln

Die Chancen für einen Übergang von Menschen mit Behinderungen aus den Werkstätten auf den allge-

meinen Arbeitsmarkt sollen verbessert werden. Weiterhin sollen ausgelagerte Werkstattplätze ausgebaut 

und die Möglichkeiten für eine Aufnahme und den Verbleib schwerstbehinderter Menschen in Werkstätten 

gestärkt werden. Die Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) sollen als Einrichtung der beruflichen 

Rehabilitation und als Wirtschaftsunternehmen konzeptionell weiterentwickelt werden. Das Modellprojekt 

»Virtuelle Werkstatt« hat sich bewährt und soll fortgeführt werden. Ziel ist es, diese künftig als anerkannte 

WfbM dauerhaft zu etablieren.

7. Verstärkte Ambulantisierung der Hilfen

Stationäre Hilfen sollen nur gewährt werden, wenn und solange dies wegen Art und Schwere der 

Behinderung tatsächlich erforderlich ist. Der Weg der Ambulantisierung soll konsequent fortgesetzt wer-

den, indem ambulant betreutes Wohnen ausgebaut und stationäres Wohnen möglichst reduziert wird. 

8. Die UN-Behindertenrechtskonvention umsetzen: So viel Normalität wie möglich, so viel Hilfe 

wie nötig.

Das Grundanliegen der UN-Behindertenrechtskonvention ist es, für Menschen mit Behinderungen so viel 

Normalität wie möglich und nur so viel Hilfe wie nötig zu schaffen. Die Gesellschaft soll so umgestaltet 

werden, dass Menschen mit Behinderungen sich selbstverständlich in ihrer Mitte bewegen können.

9. Passgenaue, personenzentrierte Hilfen durch zielgerichtete Fallsteuerung

Mit einem standardisierten Hilfeplanverfahren und einer verbesserten Fallsteuerung soll jeder Mensch 

mit Behinderung individuelle und auf seine Person passgenau abgestimmte Hilfen erhalten. Notwendige 

Maßnahmen sollen besser koordiniert werden. Regelmäßig sollen eine Erfolgskontrolle und bei Bedarf eine 

schnellere Anpassung des Hilfeumfangs erfolgen.
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10. Stärkung der Leistungsform »Persönliches Budget«

Bei der Durchführung von Unterstützungsleistungen sollen die Gestaltungsmöglichkeiten und die 

Eigenverantwortung von Menschen mit Behinderungen gestärkt werden. Dazu kann beitragen, die 

Leistungen als »Persönliches Budget« (nach § 17 SGB IX) zur Verfügung zu stellen, das eine selbstbe-

stimmte Verwendung dieser Mittel ermöglicht. Die in diesem Zusammenhang erforderliche Information 

und Beratung sollte bereit gestellt werden.

11. Barrierefreiheit betrifft alle Menschen

Barrierefreiheit betrifft alle Menschen und muss in allen Lebensbereichen sowie auf allen politischen und 

gesellschaftlichen Ebenen – auf Landesebene ebenso wie auf kommunaler Ebene – verwirklicht werden. 

Hier haben behinderte und älter werdende Menschen ihren Lebensmittelpunkt, hier wollen sie soweit wie 

möglich am Leben in der Gemeinschaft teilhaben. Städte und Gemeinden sollen sich verstärkt der Aufgabe 

annehmen, Barrierefreiheit herzustellen.
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II. Personen mit Behinderungen im Saarland

II.1 Anzahl und demografische Struktur der Personen mit Behinderung7

Im Saarland lebten am Jahresende 2011 insgesamt 210.075 Personen mit einer Behinderung (Grad der 

Behinderung von mindestens 25), davon waren 117.421 Männer (56%) und 92.654 Frauen (44%). Dies 

entspricht einem Fünftel der saarländischen Bevölkerung (20,7%). Männer sind stärker von Behinderungen 

betroffen (23,8% aller Männer) als Frauen (17,8% aller Frauen im Saarland), dies lässt sich bereits seit vie-

len Jahren beobachten und ist im Saarland nicht anders als in anderen Ländern.

Tabelle II.1

Menschen mit Behinderung im Saarland
Stand: 31.12.2011

Grad der Behinderung (GdB) Anzahl Struktur Bevölkerungsanteil

Insgesamt

Männer

Frauen

darunter:

210.075

117.421

 92.654

100%

 56%

 44%

 20 ,7%

 23,8%

 17,8%

behindert mit GdB unter 50

Männer

Frauen

 81.020

 45.892

 35.128

 39%

 57%

 43%

  8,0%

  9,3%

  6,8%

schwerbehindert, GdB ab 50

Männer

Frauen

darunter Schwerbehinderte mit:

129.055

 71.529

 57.526

 61%

 55%

 45%

 12,7%

 14,5%

 11,1%

Grad der Beginderung 50-69  62.851 30%   6,2%

Grad der Behinderung 70-100  66.204 32%   6,5%

Quelle: Landesamt für Soziales

Von diesen Personen haben 81.020 Personen bzw. 39% einen Grad der Behinderung (GdB) bis unter 50. Sie 

machen rund 8% der saarländischen Bevölkerung aus. Der größere Teil der Menschen mit Behinderungen 

ist dagegen schwerbehindert mit einem GdB von 50 oder mehr, dies waren am Jahresende 2011 zusammen 

129.055 Personen bzw. 12,7% der saarländischen Bevölkerung. Von diesen hat knapp die Hälfte einen 

7 Im vorliegenden Bericht wurden alle verfügbaren Daten auf dem aktuellsten Stand ausgewertet. Bei Zeitvergleichen wird der Zeitraum von 
2000 bis 2011 in den Blick genommen, soweit diese Daten vorliegen.
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GdB von 50 bis unter 70 (62.851 Personen bzw. 6,2% der Bevölkerung) und gut die Hälfte einen GdB von 

70 bis 100 (66.204 Personen bzw. 6,6% der Bevölkerung). Personen mit einem GdB von 30 bis unter 50 

werden schwerbehinderten Personen gleichgestellt, wenn sie ohne die Gleichstellung einen geeigneten 

Arbeitsplatz nicht erlangen oder nicht behalten können (§ 2 SGB IX). Der höhere Männeranteil und nied-

rigere Frauenanteil findet sich in allen Teilgruppen in gleicher Weise.

Von allen Menschen mit Behinderungen am Jahresende 2011 haben 37.742 Personen (18%) eine erhebliche 

Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr (Merkzeichen G=»gehbehindert«), 10.178 

Personen (4,8%) eine »außergewöhnliche Gehbehinderung« (Merkzeichen AG) und 10.530 Personen 

(5,0%) gelten als »hilflos« (Merkzeichen H, überwiegend auch mit Merkzeichen G oder AG verbunden). 

Darüber hinaus wurden im Saarland 1.445 blinde Personen (0,7%, Merkzeichen Bl = »Blinde«) und 561 

gehörlose Personen (0,3%, Merkzeichen Gl = »Gehörlose«) registriert. 
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II.2 Schwerbehinderte Personen

Personen mit Behinderung können den Grad der Behinderung (GdB) feststellen las-

sen und ab einem GdB von 50 einen Schwerbehindertenausweis erhalten. Im Saarland 

waren dies am Jahresende 2009 insgesamt 89.481 Personen bzw. 8,8% der Bevölkerung.8 

Über diesen Personenkreis gibt die Schwerbehindertenstatistik Auskunft, die auch Angaben zur Altersstruktur 

enthält.

Tabelle II.2

Personen mit Schwerbehindertenausweis
nach Alter und Geschlecht, Saarland 31.12.2009

Altersgruppe Männlich Weiblich Insgesamt

Anzahl Anteil an 

Bevölkerung

Anzahl Anteil an 

Bevölkerung

Anzahl Anteil an 

Bevölkerung

unter 6 Jahren    170   0,8%    107   0,5%    277   0,6%

 6 bis 17 Jahre    766   1,3%    564   1,0%  1.330   1,2%

18 bis 24 Jahre    795   1,9%    560   1,4%  1.355   1,6%

25 bis 44 Jahre  3.667   2,9%  3.056   2,5%  6.723   2,7%

45 bis 64 Jahre 16.831  11,0% 12.022   7,9% 28.853   9,5%

ab 65 Jahre 28.787  30,3% 22.156  16,8% 50.943  22,5%

gesamt 51.016  10,3% 38.465   7,3% 89.481   8,8%

Anteil  57,0%  43% 100%

Quelle: Statistisches Amt Saarland

8 Am Jahresende 2011 hatten 91.939 Personen einen Schwerbehindertenausweis (9,1% der Bevölkerung). Weitere Angaben dazu lagen zum 
Zeitpunkt der Berichtslegung noch nicht vor.
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Mehr als die Hälfte der schwerbehinderten Menschen (rund 51.000 Personen) sind im Seniorenalter. 

Ihr Anteil an der Bevölkerung ab 65 Jahren beträgt 22,5%. Im mittleren Erwachsenenalter liegt der 

Bevölkerungsanteil der schwerbehinderten Menschen zwischen 2,7% der 25- bis 44-Jährigen und 9,5% 

der 45- bis 65-Jährigen.

Nur wenige Kinder und Jugendliche sind schwerbehindert, im Saarland haben 1.607 Minderjährige bzw. 

rund 1% aller Kinder und Jugendlichen einen Schwerbehindertenausweis. Genaue Zahlen über alle Kinder 

mit Behinderungen liegen nicht vor. Rechnet man die Kinder mit einer leichteren Behinderung hinzu, 

dürfte deren Zahl deutlich höher liegen. Einen Anhaltspunkt für diese Größenordnung gibt die Summe der 

Vorschulkinder, die Frühförderung oder Integrationshilfen erhalten (3.800 Kinder, siehe Abschnitt III.1) und 

der Schulkinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf (6.070 Kinder, siehe Abschnitt III.2). Die Summe 

beider Zahlen am Jahresende 2011 ergibt  9.870 Kinder im Saarland, bei denen eine Behinderung eingetre-

ten ist oder die Leistungen erhalten, um eine drohende Behinderung zu vermeiden.

In allen Altersgruppen sind mehr Männer als Frauen schwerbehindert. Mit zunehmendem Alter wird dieser 

Unterschied immer größer. Unter den Senioren ab 65 Jahren ist der Anteil von Männern mit Behinderungen 

(30%) fast doppelt so hoch wie der Anteil der Frauen mit Behinderungen (17%).

Abbildung 1

Quelle: Statistisches Amt Saarland
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Von den schwerbehinderten Personen weisen 91% eine körperliche oder Sinnesbehinderung als schwerste 

Behinderung auf, 4% weisen Störungen der geistigen Entwicklung auf (z. B. Lernbehinderung, geistige 

Behinderung) und 5% eine seelische Behinderung (endogene Psychosen, Neurosen, Persönlichkeitsstörungen). 

Diese Behinderungsarten sind aber nicht immer klar getrennt, sondern können sich auch überschneiden.

Die Schwerbehindertenstatistik wird bundesweit geführt, was einen Vergleich zwischen dem Saarland 

und dem Bundesdurchschnitt erlaubt. Am Jahresende 2009 lag der Bevölkerungsanteil schwerbehinderter 

Menschen mit Ausweis im Saarland mit 8,8% nur geringfügig über dem Bundesdurchschnitt von 8,7%. 

In den Jahren davor war dieser Anteil im Saarland etwas niedriger, am geringsten war er im Jahr 2003 mit 

8,1%. Auch deutschlandweit war der Anteil in diesem Jahr am niedrigsten, in den übrigen hier vergliche-

nen Jahren lagen die Bevölkerungsanteile bundesweit meist auf einem etwas niedrigeren Niveau als im 

Saarland.

Tabelle II.3

Personen mit Schwerbehindertenausweis: Bevölkerungsanteile
Saarland und Deutschland 1999 – 2009

Jahr Saarland Deutschland

Anzahl Anteil (%) Anzahl Anteil (%)

1999 89.737 8,4% 6.633.466 8,1%

2001 91.238 8,6% 6.711.797 8,1%

2003 85.727 8,1% 6.638.892 8,0%

2005 85.739 8,2% 6.765.355 8,2%

2007 88.707 8,6% 6.918.172 8,4%

2009 89.481 8,8% 7.102.172 8,7%

Quelle: Statistisches Amt Saarland; Statistisches Bundesamt
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In den saarländischen Gemeindeverbänden sind die Bevölkerungsanteile der schwerbehinderten Menschen 

leicht unterschiedlich, sie reichen von 8,1% in St. Wendel bis zu 9,5% in Neunkirchen.

Tabelle II.4

Personen mit Schwerbehindertenausweis
nach Gemeindeverband, Saarland 31.12.2009

Gemeindeverband unter 45 Jahre 45 – 64 Jahre ab 65 Jahre gesamt Anteil an 

Bevölkerung

Regionalverband Saarbrücken  3.143  9.380 17.047 29.570 8,9%

Merzig-Wadern    938  3.015  4.915  8.868 8,4%

Neunkirchen  1.601  4.240  7.337 13.178 9,5%

Saarlouis  1.848  5.668  9.524 17.040 8,3%

Saarpfalz-Kreis  1.290  4.139  7.963 13.392 8,9%

St.Wendel    855  2.411  4.157  7.423 8,1%

Quelle: Statistisches Amt Saarland

Die statistischen Daten geben eine allgemeine Übersicht über die Anzahl von Menschen mit Behinderungen 

im Saarland. Der Hilfebedarf dieser Personen ist dabei jedoch sehr unterschiedlich. Maßgeblich sind nicht 

nur die Auswirkungen ihrer Behinderungen, sondern auch der Grad ihrer gesellschaftlichen und beruflichen 

Integration.

Die am häufigsten auftretende Behinderungsart ist durch eine Beeinträchtigung der Funktion von inneren 

Organen bedingt, ein Viertel der Schwerbehinderungen entfällt hierauf. An zweiter Stelle steht mit rund 

19% eine Sammelkategorie, zu der die Behinderungsarten Querschnittslähmung, zerebrale Störungen, 

geistig-seelische Behinderungen und Suchtkrankheiten gehören. An dritter Stelle folgen im Saarland 

Funktionseinschränkungen der Wirbelsäule und des Rumpfes sowie eine Deformierung des Brustkorbs 

mit 18,2%. Diese Behinderungen machen bundesweit nur 12,6% der Schwerbehinderungen aus. Der 

Anteil der Funktionseinschränkungen von Gliedmaßen (11%) ist im Saarland etwas niedriger als bundes-

weit (13,8%). Bei den meisten übrigen Behinderungsarten gibt es dagegen kaum Unterschiede.
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Tabelle II.5

Personen mit Schwerbehindertenausweis nach Art der Behinderung
Saarland und Deutschland 2009

Art der schwersten Behinderung Saarland Deutschland Differenz

Anzahl Anteil Anteil Prozentpunkt

1) Verlust / Teilverlust von Gliedmaßen 1.053   1,2%   1,1%  0,1

2) Funktionseinschränkung von Gliedmaßen  9.867  11,0%  13,8% -2,8

3) Funktionseinschränkung der Wirbelsäule und des 

Rumpfes, Deformierung des Brustkorbs

16.294  18,2%  12,6%  5,6

4) Sehbehinderung, Blindheit  4.816   5,4%   5,0%  0,3

5) Sprach- und Sprechstörungen, Taubheit, 

Schwerhörigkeit, Gleichgewichtsstörung

 3.786   4,2%   4,1%  0,2

6) Verlust einer Brust / beider Brüste,

Entstellung u.a.

 2.577   2,9%   2,6%  0,3

7) Beeinträchtigungen der Funktion von inneren 

Organen bzw. Organsystemen

22.422  25,1%  25,3% -0,2

8) Querschnittslähmung, zerebrale Störungen, 

geistig-seelische Behinderung, Suchtkrankheit

16.535  18,5%  18,9% -0,4

9) Sonstige und ungenügend bezeichnete 12.131  13,6%  16,8% -3,2

Gesamt 89.481 100,0% 100,0%

Quelle: Schwerbehindertenstatistik 2009
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II.3 Behinderung und Sozialhilfebezug

Unter bestimmten Voraussetzungen haben Menschen mit Behinderungen einen Anspruch auf Leistungen 

der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach Kapitel 6 SGB XII (Sozialhilfe). Die vorrangige 

Aufgabe der Sozialhilfe besteht darin, »den Leistungsberechtigten die Führung eines Lebens zu ermögli-

chen, das der Würde des Menschen entspricht« (§ 1 Satz 1 SGB XII). Die Eingliederungshilfe für behinderte 

Menschen dient dazu, »eine drohende Behinderung zu verhüten oder eine vorhandene Behinderung oder 

deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern und die behinderten Menschen in die Gesellschaft einzuglie-

dern. Hierzu gehört insbesondere, den behinderten Menschen die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 

zu ermöglichen oder zu erleichtern, ihnen die Ausübung eines angemessenen Berufs oder einer son-

stigen angemessenen Tätigkeit zu ermöglichen oder sie soweit wie möglich unabhängig von Pflege zu 

machen« (§ 53 Abs. 3 SGB XII). Anspruchsberechtigt sind alle Personen, die nicht nur vorübergehend kör-

perlich, geistig oder seelisch wesentlich behindert oder von einer Behinderung bedroht sind. Eine weitere 

Sozialhilfeleistung ist die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach Kapitel 4 SGB XII, die 

für mittellose Personen und Haushalte eine Mindestsicherung garantiert. 

3.1 Bezug von Eingliederungshilfe für behinderte Menschen

Die Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen orientieren sich an den im SGB IX 

»Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen« genannten Leistungen und umfassen Leistungen zur 

medizinischen Rehabilitation, zur Teilhabe am Arbeitsleben (einschließlich der Beschäftigung in Werkstätten 

für behinderte Menschen) sowie die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft. Darüber hinaus sind sie ins-

besondere auf eine Unterstützung der Schulbildung sowie der schulischen und beruflichen Ausbildung 

gerichtet (§ 54 Abs. 1 SGB XII). 

Am Jahresende 2011 bezogen im Saarland 12.878 Personen Leistungen der Eingliederungshilfe für behin-

derte Menschen, davon 5.774 in ambulanter Form und 7.104 in stationärer oder teilstationärer Form. 

Während die Zahl der Bezieher von stationärer Eingliederungshilfe in den vergangenen Jahren (seit 2005) 

um 13% gestiegen ist, hat die Zahl der Bezieher von ambulanten Leistungen um 48% zugenommen. 
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Tabelle II.6

Eingliederungshilfe für behinderte Menschen
Saarland 2005 – 2009

Jahr Leistungsbezieher Ausgaben in Mio. Euro

insgesamt ambulant stationär insgesamt ambulant stationär

2005 10.186  3.895  6.291 154,9  10,8 144,1

2007 11.365  4.813  6.552 168,4  16,2 152,1

2009 13.562  6.676  6.886 188,9  24,7 164,3

2011 12.878  5.774  7.104 199,1  30,0 169,0

Veränderung

2005 – 2011

 26,4%  48,2% 12,9%  28,5% 177,6%  17,3%

Quelle: Landesamt für Soziales (Erfassungssystematik abweichend von der des Statistischen Amtes)

Nach der Sozialhilfestatistik des Statistischen Bundesamts wurden am Jahresende 2010 im Saarland (in teil-

weise anderer Zuordnung) 8.415 Leistungsbezieher der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen regis-

triert. Davon waren 61% Männer und 39% Frauen, was in etwa die Geschlechterrelation der Menschen 

mit Behinderungen widerspiegelt.

3.267 Leistungsbezieher (38,8%) waren unter 18 Jahre alt, darunter 2.775 Kinder unter 7 Jahren (33%). 

Ein Viertel der Leistungsbezieher der Eingliederungshilfe (2.058 Personen) waren im Alter von 18 bis unter 

40 Jahren und 2.877 Personen (34,2%) zwischen 40 und 64 Jahren. Im Alter von 65 und mehr Jahren wur-

den 213 Personen registriert (2,5%).
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Tabelle II.7

Bezieher von Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen
Außerhalb von und in Einrichtungen, Saarland 31.12.2010

Altersgruppe Männlich Weiblich Insgesamt Anteil

unter 7 Jahre 1.830   945 2.775  33%

 7 – 17 Jahre   296   196   492  5,8%

 7 – 17 Jahre 1.244   814 2.058  24,5%

 7 – 17 Jahre 1.672 1.205 2.877  34,2%

ab 65 Jahre   111   102   213  2,5%

Insgesamt 5.153 (61%) 3.262 (39%) 8.415 (100%) 100%

Quelle: Statistisches Bundesamt, Sozialhilfestatistik 2010; zu ergänzen sind 549 Kinder mit seelischer Behinderung mit Leistungen der Jugendhilfe 

(§ 35a SGB VIII)

Eine weitere Zielgruppe sind Kinder und Jugendliche mit seelischen Behinderungen, für die Hilfen nach § 

35a SGB VIII gewährt werden. Zum Stichtag 31.12.2010 sind 549 Kinder mit seelischen Behinderungen 

hinzuzurechnen, die Leistungen nach § 35a SGB VIII beziehen. Für diese Zielgruppe leisten die 

Jugendhilfeträger die benötigte Hilfe.9 Eine Ausnahme hiervon bilden die heilpädagogischen Maßnahmen 

für noch nicht schulpflichtige seelisch behinderte oder von einer seelischen Behinderung bedrohte Kinder. 

Diese Maßnahmen werden vorrangig von den Trägern der Sozialhilfe erbracht und sind in der oben 

stehenden Tabelle enthalten. 

9 Mit der Aufnahme von § 35a SGB VIII in das Kinder- und Jugendhilfegesetz wurde der Blick stärker auf die besonderen Bedarfe dieser Kinder 
und Jugendlichen gelegt.
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Ausgaben der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen

Die Ausgaben des überörtlichen Sozialhilfeträgers für die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen sind 

von 155 Mio. EUR im Jahr 2005 um rund 29% auf 199 Mio. EUR im Jahr 2011 gestiegen. Auch hier weist 

der Bereich der ambulanten Hilfen mit +178% eine stärkere Steigerung auf als der stationäre Bereich mit 

+17%. Allerdings sind stationäre Hilfen in der Regel sehr viel kostenintensiver als ambulante Hilfen.

Persönliches Budget

Leistungen der Eingliederungshilfe können auch als Teil eines »trägerübergreifenden Persönlichen Budgets« 

(nach § 17 SGB IX) erbracht werden, womit die Selbstbestimmung der Leistungsberechtigten gestärkt wer-

den soll. Ein selbstbestimmter Umgang mit materiellen Ressourcen ist eher gewährleistet, wenn die Person 

mit Behinderung unter Nutzung eines Persönlichen Budgets ihre benötigten Hilfen auf dem Markt selbst 

organisieren kann, als wenn Transferleistungen in Form von Sachleistungen gewährt werden, was der 

behinderten Person weniger Spielraum bei der Wahl der Unterstützungsform lässt.

Allerdings ist die Zahl derjenigen, die die Eingliederungshilfe in Form eines Persönlichen Budgets bezie-

hen, noch sehr gering. In Deutschland trifft dies am Jahresende 2010 auf insgesamt 5.073 Personen zu 

(darunter 258 mit trägerübergreifendem Budget), davon wohnen allerdings 2.330 in Rheinland-Pfalz, wo 

diese Bezugsform auf einer Sondervereinbarung beruht, und 2.743 Personen stammen aus dem restlichen 

Bundesgebiet. 
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Tabelle II.8

Bezug von Eingliederungshilfe als Persönliches Budget

Jahr Saarland Deutschland

Bezieher der EfbM als Persönliches 

Budget

darunter: 

trägerübergreifend

Bezieher der EfbM als Persönliches 

Budget

darunter: 

trägerübergreifend

2005   8.812 505.909   792  85

2006   8.767   – – 521.263 1.056 141

2007   7.694   – – 541.287 1.611 198

2008   8.055  45 – 565.028 2.321 175

2009   7.641 126 7 589.718 3.669 353

2010   8.415 183 3 629.839 5.073 258

Quelle: Sozialhilfestatistik 2005-2010 (Jahresende)

Auch im Saarland beziehen nur wenige Menschen mit Behinderungen ein Persönliches Budget, am 

Jahresende 2010 waren es (nach Angaben des Landesamtes für Soziales) 183 Personen, darunter bezogen 

drei Personen diese Leistung als trägerübergreifendes Budget. Bis zum Jahresende 2011 ist die Zahl der 

Bezieher eines Persönlichen Budgets im Saarland auf 266 Personen gestiegen. 

Die statistische Auswertung macht deutlich, dass diese Leistungsform bei den Betroffenen selbst bisher 

noch auf geringe Akzeptanz stößt, auch wenn von Jahr zu Jahr immer mehr Personen ein Persönliches 

Budget in Anspruch nehmen. Dies kann daran liegen, dass für Menschen mit Behinderungen noch 

keine entsprechende Angebotsvielfalt besteht, die eine eigenständige Wahl von Leistungen interessant 

macht, oder dass für manche Menschen mit Behinderungen die eigenständige Zusammenstellung eines 

Leistungspakets eine Überforderung darstellt. Eine Arbeitsgruppe mit Vertretern des Sozialministeriums 

und der Wohlfahrtsverbände wurde eingerichtet um zu prüfen, wie die Inanspruchnahme des Persönlichen 

Budgets verbessert werden kann.
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3.2 Bezug von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung

Auf Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach Kapitel 4 SGB XII haben zum 

einen voll erwerbsgeminderte Personen zwischen 18 und 64 Jahren einen Anspruch, die ihren Lebensunterhalt 

nicht selbst finanzieren können. Dies kommt insbesondere für Menschen mit Behinderungen in Betracht, die 

keiner Werkstattbeschäftigung nachgehen können, sowie für Werkstattbeschäftigte, die noch keine oder 

keine ausreichende Erwerbsminderungsrente beziehen. Zum andern haben Ältere ab 65 Jahren Anspruch 

auf diese Form der Grundsicherung, wenn ihre Alterseinkünfte unzureichend sind. Dies gilt neben den 

Menschen, die wegen einer Behinderung keine ausreichende Alterssicherung erwerben konnten, auch für 

Ältere ohne Behinderung, wenn deren Renteneinkünfte unzureichend sind.

Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung wurde im Jahr 2003 eingeführt. Seither ist die 

Zahl der Empfänger dieser Leistung im Saarland von 5.770 Personen um 96% auf 11.304 Personen am 

Jahresende 2010 gestiegen. Diese Entwicklung vollzieht sich bundesweit in vergleichbarer Dimension, 

da anfangs die neue Leistung erst bekannt werden musste, die Nicht-Inanspruchnahme zustehender 

Leistungen reduziert werden konnte und vor allem weil infolge der demografischen Entwicklung die Zahl 

älterer Menschen stark zunimmt.

Vergleicht man die Bezieherquoten dieser Leistung, so hat sich der Bevölkerungsanteil der 18- bis 64-jäh-

rigen Bezieher von Grundsicherung bei voller Erwerbsminderung von 0,3% (2003) auf 0,8% (2010) fast 

verdreifacht. Von den 4.985 Leistungsbeziehern in dieser Altersgruppe waren 54% Männer und 46% 

Frauen.
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Tabelle II.9

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
Saarland und Deutschland 2003 – 2012

Jahr Empfänger darunter: Bevölkerungsanteil* darunter: Bevölkerungsanteil*

Saarland 18 – 64 Jahre Saarland Deutschland ab 65 Jahren Saarland Deutschland

2003  5.770 1.719 0,3% 0,3% 4.051 1,9% 1,7%

2004  6.952 2.052 0,3% 0,4% 4.900 2,3% 1,9%

2005  9.340 3.714 0,6% 0,6% 5.626 2,5% 2,2%

2006  9.725 4.083 0,6% 0,6% 5.642 2,5% 2,3%

2007 10.497 4.318 0,7% 0,7% 6.179 2,7% 2,4%

2008 10.979 4.553 0,7% 0,7% 6.426 2,8% 2,5%

2009 11.067 4.748 0,7% 0,7% 6.319 2,8% 2,4%

2010 11.304 4.985 0,8% 0,7% 6.319 2,8% 2,4%

* Anteil der Empfänger an der gleichaltrigen Bevölkerung

Quelle: Sozialhilfestatistik 2003-2010

Diese Entwicklung hat sich im Saarland in gleichem Maße vollzogen wie bundesweit; sie ist unter anderem auf 

die Einführung des SGB II im Jahre 2005 zurückzuführen, als mit der Zuordnung von Leistungsberechtigten 

der Grad der Erwerbsfähigkeit genauer geprüft wurde als zuvor. Allerdings ist es auch im Hinblick auf den 

zukünftigen Arbeitskraftbedarf nicht unproblematisch, wenn unter der Bevölkerung im erwerbsfähigen 

Alter der Anteil derjenigen steigt, die als nicht erwerbsfähig gelten.

Stärker als im Bundesdurchschnitt hat sich dagegen der Bevölkerungsanteil der Bezieher von Grundsicherung 

im Alter ab 65 Jahren entwickelt, der im Saarland von 1,9% (2003) auf 2,8% (2010) gestiegen ist, wäh-

rend er bundesweit bei 2,4% der Älteren liegt. Dies ist aber vor allem auf die höheren Anteile hochaltriger 

Menschen im Saarland und auf ein geringeres Rentenniveau im Saarland zurückzuführen und weniger 

durch den Anteil von Menschen mit Behinderungen bedingt.
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III. Handlungsfelder der Behindertenpolitik

Die Bestandsaufnahme der Unterstützungsmöglichkeiten und Versorgungsstrukturen für Menschen 

mit Behinderungen sowie der Handlungsbedarf, der sich insbesondere aus der Perspektive der 

UN-Behindertenrechtskonvention ergibt, werden im Folgenden für zehn Handlungsfelder im Einzelnen 

dargestellt.

III.1 Prävention, Betreuung und Förderung im Vorschulalter

1.1 Prävention in der frühkindlichen Phase

Die Prävention von Behinderung umfasst im Gesundheits- und Sozialsystem die Vermeidung von Behinderung 

sowie die Früherkennung einer funktionalen Gesundheitsschädigung und möglichst frühe therapeutische 

Interventionsmaßnahmen. Dies können z. B. die Substitution lebensnotwendiger Stoffwechselprodukte, 

der Einsatz von Hilfsmitteln sowie sonstige Rehabilitationsmaßnahmen, unter anderem im Bereich der 

Entwicklungsförderung sein.

Um bereits früh Risiken erkennen und die Entwicklung des Kindes positiv beeinflussen zu können, wird saar-

landweit seit Beginn des Jahres 2008 das Landesprogramm »Frühe Hilfen« umgesetzt. Dieses Programm ver-

netzt Hilfen des Gesundheitswesens und der Kinder- und Jugendhilfe, um frühzeitig Zugang zu Familien mit 

Risikokonstellationen zu erhalten, sie in geeignete Hilfestrukturen zu vermitteln und eine frühe Behandlung 

von kindlichen Entwicklungsstörungen zu ermöglichen. Der Projektbaustein »Keiner fällt durchs Netz« 

ermöglicht eine individuelle Betreuung junger Familien und die Stärkung ihrer Erziehungskompetenzen.

Mit Beginn der Schulpflicht werden erstmals alle Kinder eines Schuljahrgangs erfasst. Im Rahmen der 

Schuleingangsuntersuchung wird ein möglicher sonderpädagogischer Förderungsbedarf ermittelt. Hierbei 

ist festzustellen, dass viele Kinder trotz des Vorliegens einer Behinderung keine adäquate Anerkennung und 

daraus resultierende Förderung erhalten haben.

Wichtigste Risikofaktoren für Behinderungen im Kindesalter sind Frühgeburt, angeborene Fehlbildungen 

und chronische Erkrankungen. Eine geringere Rolle spielen Unfälle und Folgeschäden akuter Erkrankungen. 

Auch psychosoziale Vernachlässigung und Misshandlung können im Kontext mit funktionalen Störungen 

zu Behinderungen führen. Selbst bei vorliegenden Risikofaktoren wie Frühgeburt – insbesondere extremer 

Frühgeburt oder Komplikationen während der Geburt – ist eine Prognose nur schwer möglich. Andererseits 

können Verzögerungen in der Gewährung von Therapie- oder Rehabilitationsmaßnahmen anhaltende 

Schädigungen befördern.
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Amtliche Statistiken, wie die Geburtsstatistik (mit Angaben über den Verlauf der letzten drei 

Schwangerschaftsmonate und die Geburt) und die Neugeborenenstatistik (mit Angaben über 

das neugeborene Kind), können zwar eine Aussage zu bestehenden mütterlichen und kind-

lichen Risikofaktoren liefern. Insbesondere gilt dies für die Neugeborenenstatistik, in der alle 

Neugeborenen mit erheblichem Überwachungs- und Interventionsbedarf aufgeführt sind. Es gibt 

allerdings keine Zusammenführung beider Statistiken, so dass nicht geprüft werden kann, inwie-

weit Risikofaktoren aus der Geburtsstatistik und die gesundheitliche Entwicklung des Kindes 

bis zur Entlassung aus der Neugeborenen-Betreuung miteinander in Zusammenhang stehen.10 

 

Ein Ergebnis der Neugeborenenstatistik ist, dass sich die Überlebenschancen der Neugeborenen verbessert 

haben, gleichzeitig aber ihr Förderbedarf steigt: »Auch wenn medizinischer und medizintechnischer Fortschritt 

die Überlebenschancen und das ‘Come out‘, d.h. den gesundheitlichen Entlasszustand des Kindes in der 

Neonatologie, zunehmend verbessern, muss mit einem leicht steigenden Bedarf an Frühförderung gerechnet 

werden. Insgesamt wird daher die demografisch bedingte deutliche Abnahme der Kinderzahlen im Saarland 

durch die Morbiditätsentwicklung mit ihrem steigenden Bedarf an Frühförderung zum Teil kompensiert.«11 

Um beeinflussbare Risikofaktoren für eine Behinderung zu minimieren, müssen Präventionsmaßnahmen 

bereits vor der Schwangerschaft ansetzen. So sollte ein ausreichender Impfschutz junger Frauen, ins-

besondere gegen Infektionskrankheiten wie Röteln und Varizellen, Standard sein, um schwere kind-öteln und Varizellen, Standard sein, um schwere kind-teln und Varizellen, Standard sein, um schwere kind-

liche Missbildungen oder Fehl- bzw. Totgeburten zu vermeiden. In der Schwangerschaft gehören die 

Einhaltung von Mutterschutzvorgaben und regelmäßige ärztliche Untersuchungen zu den wichtigsten 

Präventionsmaßnahmen. Moderne Diagnostik- und Therapiemethoden können dazu beitragen, pränatale 

Schädigungen zu erkennen und ggf. therapeutisch zu intervenieren. Auch Krankheiten der Schwangeren 

wie Infektionen der Geburtswege, Bluthochdruck oder Diabetes mellitus erhöhen das Krankheitsrisiko beim 

Kind oder können zu Frühgeburten führen und müssen deshalb konsequent behandelt werden. Dies muss 

noch stärker als bisher in Form einer gezielten Beratung an die Schwangeren herangetragen werden.

Ein weiterer wichtiger präventiver Faktor ist die Vermeidung schädlicher Verhaltensweisen in der 

Schwangerschaft: Insbesondere der Tabakkonsum in der Schwangerschaft mit Minderdurchblutung 

lebenswichtiger kindlicher Organe ist ein Risikofaktor für Früh- und Mangelgeburt. Die Zahl 

10 Auf Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses soll durch eine Zusammenführung beider Statistiken die Informationslage hierüber 
verbessert werden.
11 Gesellschaft für betriebswirtschaftliche Beratung mbH (2010): Vorbereitendes Gutachten für den Saarländischen Krankenhausplan mit 
Geltungszeitraum ab dem Jahr 2011 für das Ministerium für Gesundheit und Verbraucherschutz (jetzt: Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie) des Saarlandes, Düsseldorf September 2010, S. 192 f.
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schwangerer Raucherinnen ist im Saarland im Bundesvergleich hoch und ist mit verantwortlich für 

die hohe Zahl von Frühgeburten. Mit einem Modellprojekt »Rauchfreie Schwangerschaft« wurde 

versucht, Schwangeren und ihren Partnern aus der Abhängigkeit vom Tabakkonsum zu helfen.12 

 

Geburtsvorbereitende Maßnahmen unterstützen die Frauen in Fragen der Schwangerschaft und 

Geburt. Mütter und Väter sollten in dieser Zeit aber auch verstärkt auf den Umgang mit ihrem 

Kind und dessen gesundheitliche Erfordernisse vorbereitet werden. Die vom Sozialministerium 

herausgegebene Broschüre »Der Familienhelfer – Ratgeber für Familien im Saarland« bie-

tet Eltern Informationen zu unterschiedlichen Fragen und benennt weitere Ansprechpartner.13 

 

Die Gewährleistung einer guten ärztlichen und pflegerischen Betreuung vor, während und nach 

der Geburt ist entscheidend, um bei erwartbaren oder auch akut auftretenden Risiken, die zu einer 

Sauerstoffmangelversorgung beim Kind führen können, schnell zu intervenieren. Geschieht dies nicht, kön-

nen schwere cerebrale Schädigungen (Cerebralparesen) oder andere dauerhafte Schädigungen die Folge 

sein. 

Die saarländische Krankenhausplanung hat strukturelle Vorgaben für Geburtskliniken definiert, die sich nach 

den Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses von 2006 hinsichtlich strikter Qualitätskriterien für 

perinatologische Zentren zur Betreuung von Risikogeburten richten. Eine Anerkennung im Rahmen dieser 

Qualitätssicherungsmaßnahme der Versorgung von Früh- und Neugeborenen haben vier Einrichtungen im 

Saarland erhalten: Klinikum Saarbrücken, St. Elisabeth-Klinik Saarlouis, Marienhausklinik St. Josef Kohlhof 

Neunkirchen, und das Uni-Klinikum des Saarlandes.

1.2 Früherkennung

Die gesundheitliche Betreuung des Kindes beginnt mit der Geburt. Die gesetzlichen Krankenkassen 

bieten nach § 26 SGB V für Kinder Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten an, die sog. 

Kinderuntersuchungen. Bei den übrigen Krankenversicherern gibt es analoge Leistungen. Ab der Geburt 

bis zum Alter von 5 1/2 Jahren werden neun Früherkennungsuntersuchungen (U1 bis U9) finanziert.

12 Das Projekt „Rauchfreie Schwangerschaft und Kleinkindzeit“ wurde vom 01.10.2005 bis zum 30.09.2007 durchgeführt. Dabei wurden 
Schulungen von Gynäkologen und Pädiatern, Hebammen, Kinderpflegepersonal etc. durchgeführt mit dem Ziel der Kompetenzförderung bzw. 
Frühintervention bei werdenden und jungen Eltern, um diesen Perspektiven für ein rauchfreies Leben zu ihrem eigenen und dem 
Gesundheitswohl der Kinder zu vermitteln. Vgl. Röske K., Hannöver W., Thyrian J. R., John U., Hannich H.-J. (2006): Rauchfreie Schwangerschaft, 
rauchfreie Kleinkindzeit – auf dem Weg zur Modellregion Saarland, in: Saarländisches Ärzteblatt 2006; 59: 14-16.
13 Als Download steht die Broschüre auf der Internetseite des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie zur Verfügung (http://
www.saarland.de/59778.htm).
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Die U1 wird unmittelbar nach der Geburt durchgeführt, um in lebensbedrohlichen Situationen 

Sofortmaßnahmen einleiten zu können. Um seltene angeborene Störungen des Stoffwechsels und 

der Organfunktionen zu erkennen, die unbehandelt zum Tode führen oder schwere bleibende 

Schäden verursachen können, ist für alle Neugeborenen zwischen 36 und 72 Stunden das sogenannte 

Stoffwechselscreening vorgesehen. Diese Untersuchung erfolgt in der Regel zusammen mit der U2 zwi-

schen dem dritten und zehnten Lebenstag. Bei früher Entlassung der Mütter aus der Geburtsklinik werden 

U2 und Neugeborenenstoffwechselscreening zunehmend ambulant durchgeführt. Dies ist allerdings mit 

dem Risiko verbunden, dass diese wichtigen Untersuchungen nicht von allen wahrgenommen werden.

Seit Januar 2009 gehört auch ein Hörscreening bei Neugeborenen zu den Standarduntersuchungen, das 

dem frühen Erkennen von schweren Hörschädigungen dient. Es wird während des stationären Aufenthaltes 

in der Geburtsklinik angeboten und bei auffälligem Befund nach 6 – 8 Wochen, d.h. im Rahmen der U3, 

wiederholt. Auch die Teilnahme am Neugeborenenhörscreening, mit dem eine zeitnahe Versorgung mit 

Hörhilfen und eine davon abhängige normale Sprachentwicklung verbunden sind, ist bei früher Entlassung 

gefährdet.

Die nachfolgenden Früherkennungsuntersuchungen werden in bestimmten Altersabschnitten durchgeführt 

und dienen dazu, weitere Erkrankungen zu erkennen, die eine altersentsprechende Entwicklung gefährden. 

Die ersten sechs Untersuchungen werden im ersten Lebensjahr durchgeführt, die U7 findet kurz vor dem 

zweiten Geburtstag statt, die U8 vor dem vierten Geburtstag und die U9 zwischen fünf und fünfeinhalb 

Jahren. Im Juli 2008 wurde für Kinder im Alter von drei Jahren die U7a-Untersuchung ergänzt. Damit wird 

eine Lücke geschlossen und sichergestellt, dass Kinder ab der Geburt mindestens in jährlichem Abstand 

dem Arzt zur Früherkennung von Krankheiten vorgestellt werden können.

Darüber hinaus stehen präventive Maßnahmen im Blickpunkt: altersentsprechender Impfschutz, Vitamin 

D- und Fluoridprophylaxe, Unfallprävention, Prävention durch altersentsprechende Ernährung, Bewegung, 

Alltagsgestaltung und Entwicklungsförderung sowie Fragen der psychosozialen Gesundheit.

Daten über die Teilnahme an den Vorsorgeuntersuchungen werden in den Einschulungsuntersuchungen 

erhoben. In der Einschulungsuntersuchung 2010 wurden 8.203 Kinder begutachtet.14 Für 89% konnte ein 

Vorsorgebuch vorgelegt werden, darunter für Kinder ohne Migrationshintergrund (92%) häufiger als für 

Kinder mit Migrationshintergrund (70%). 

14 Gesundheitsministerium Saarland (2011): Bericht zur Gesundheit und gesundheitlichen Versorgung von Einschulkindern im Saarland 2010, 
Saarbrücken.
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Diesen Vorsorgebüchern zufolge haben die Einschulkinder 2010 die einzelnen Vorsorgeuntersuchungen 

folgendermaßen wahrgenommen:

Abbildung 2

Quelle: Gesundheitsministerium (2012): Bericht Einschulungsuntersuchungen

Die Inanspruchnahme der Vorsorgeuntersuchungen nimmt mit zunehmendem Alter der Kinder ab, dies ist 

im Saarland ebenso wie bundesweit. Durch die 2007 im Saarland geschaffene gesetzliche Verpflichtung, die 

Teilnahme zu verbessern, konnte eine deutliche Steigerung der Teilnahmeraten an allen Untersuchungen 

für alle Kinder erreicht werden. Dies zeigt sich bei den 2010 eingeschulten Kindern insbesondere an der 

verbesserten Teilnahme an der U8 und U9. 

Verbesserte Teilnahme an Früherkennungsuntersuchungen

Dazu hat auch das Gesetz zur Früherkennung von Vernachlässigung und Misshandlung beigetragen, das im 

Februar 2007 verabschiedet wurde und das vorsieht, die Teilnahme an allen Früherkennungsuntersuchungen 

durch Motivation, Erinnerung und aufsuchende Intervention zu verbessern. Dies schließt die Teilnahme am 

Neugeborenenscreening und Neugeborenenhörscreening mit ein. Anhand der Daten der Meldebehörden 

werden die Erziehungsberechtigten durch das Zentrum für Kindervorsorge am Universitätsklinikum des 

Saarlandes eingeladen, diese Untersuchung in Anspruch zu nehmen. Ärztinnen und Ärzte melden dort-

hin die Teilnahme eines Kindes. Nach Ablauf des Untersuchungszeitraums erhalten die Eltern nach einer 

Woche und erneut nach drei Wochen ein Erinnerungsschreiben. Erfolgt nach weiteren zwei Wochen 

keine Arztmeldung über die Teilnahme, versucht das Gesundheitsamt mit den Erziehungsberechtigten 



36

zunächst telefonisch und schriftlich in Kontakt zu kommen. Ist dies ergebnislos, werden zwei angekündigte 

Hausbesuche durchgeführt. Bei vergeblicher Kontaktaufnahme oder Nichtdurchführung der Untersuchung 

soll das Jugendamt die Eltern motivieren, die Sorge für das Kind, die auch die gesundheitliche Sorge 

umfasst, ernst zu nehmen, und bietet ggf. Hilfen an. Nach neueren Daten aus dem Jahr 2010 konnte durch 

dieses intensive Einladungsverfahren im Saarland mittlerweile eine fast vollständige Inanspruchnahme der 

Untersuchungen erreicht werden. Der Anteil der Kinder, die innerhalb der vorgesehenen Frist rechtzeitig an 

der Untersuchung teilnehmen, hat sich von rund 67% im Jahr 2007 über 75% im Jahr 2008 auf rund 81% 

im Jahr 2010 erhöht. Einschließlich der Untersuchungen im Rahmen des Erinnerungsverfahrens konnte im 

Jahr 2010 die Quote der untersuchten Kinder insgesamt auf 98% erhöht werden. 

Tabelle III.1.1

Vollständige Teilnahme an allen Vorsorgeuntersuchungen
Einschulkinder 2008 und 2010 (Anteile in Prozent)

Untersuchung erfolgte... 2008 2010

innerhalb der Untersuchungsfrist 75,0 80,9

innerhalb des Erinnerungsverfahrens 22,0 17,3

gar nicht  2,9  1,7

insgesamt untersucht 97,1 98,3

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie Saarland, 2011

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie hat im März 2012 das bundesweit einmalige 

Modellprojekt »Sprachscreening für Dreijährige« zur Feststellung des Sprech- und Sprachstandes bei Kindern 

gestartet, das im Rahmen der Kindervorsorgeuntersuchungen (U 7a) ein Sprachscreening vorsieht: Im Rahmen 

des Pilotprojektes soll für alle Kinder, die an der U 7a (34. bis 36. Lebensmonat) teilnehmen, durch Kinder- 

und Jugendärztinnen und –ärzte bzw. Hausärztinnen und Hausärzte eine standardisierte Sprachbeurteilung 

durchgeführt werden. Damit können Sprech- und Sprachdefizite schon früh erkannt und behandelt werden.15 

15 Nähere Informationen unter http://www.saarland.de/90621.htm
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1.3 Betreuung von Kindern mit frühen Risiken

Die Betreuung der Risikokinder (Frühgeborene und zeitgerecht Geborene mit angeborenen Schädigungen 

oder ernsthaften Erkrankungen) ist bis auf wenige Zentren in Deutschland uneinheitlich. Dies gilt auch für 

das Saarland. Teilweise bleiben die Kinder in der Betreuung der Kinderkliniken, teils in Abstimmung mit nie-

dergelassenen Kinderärzten. Im Saarland wurde gemeinsam mit Kinderkliniken, niedergelassenen Pädiatern, 

Sozialpädiatrischem Zentrum und Leistungsträgern ein Konzept zur Betreuung von Risikokindern erarbeitet, 

das Versorgungskonzepte bezogen auf einzelne Krankheitsbilder und funktionelle Störungen beschreiben 

und transparent machen soll. Dabei gilt es, in diese Versorgungsketten auch überregionale Einrichtungen 

einzubeziehen, da nur so die Versorgung seltener Krankheitsbilder, die eine hohe Spezialisierung erfordern, 

gewährleistet ist.

Das saarländische Projekt »Keiner fällt durchs Netz« basiert auf Erfahrungen, die im Rahmen des 

Elternseminars »Das Baby verstehen« gewonnen wurden. Es zielt auf die Identifikation und den Zugang zu 

sogenannten »Risikofamilien«. Zentrale Bezugs- und Unterstützungsperson ist hier die Familienhebamme 

bzw. Kinderkrankenschwester. Besonders belastete Familien erhalten über das gesamte erste Lebensjahr 

des Kindes Hausbesuche durch eine Familienhebamme. In Fällen, in denen sich im Laufe dieser Zeit mit 

Hilfe eines Screenings Risikokonstellationen identifizieren lassen, werden die Familien an bestehende 

Hilfeeinrichtungen vermittelt.

Um mehr Informationen über den Entwicklungsstand und die Entwicklungsprognose von Frühgeborenen 

zu erhalten, hat der Gemeinsame Bundesausschuss ab 2008 eine standardisierte entwicklungsdiagnos-

tische Überprüfung aller Frühgeborenen mit einem Geburtsgewicht unter 1.500 Gramm im Alter von 18 

Monaten vorgesehen. Diese Informationen sollen bundesweit dazu beitragen, die Planungen zum frühen 

Versorgungs- und Förderbedarf dieser Risikokinder zu konkretisieren.

Für Kinder mit Entwicklungsverzögerungen und Behinderungen aufgrund angeborener oder erworbener 

Erkrankungen oder Fehlbildungen besteht ein breites Angebot an rehabilitativen Maßnahmen mit unter-

schiedlichen Förderschwerpunkten u.a. im somatischen, kognitiven und psychosozialen Bereich (vgl. 

Abschnitt 1.5 zur interdisziplinären Frühförderung). Die Förderung muss, insbesondere bei stärkeren 

Beeinträchtigungen, so früh wie möglich einsetzen, um die in Abhängigkeit vom Lebensalter abnehmenden 

Entwicklungspotentiale in größtmöglichem Maße auszuschöpfen. 
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Daher liegt der Hauptzeitpunkt der Fördermaßnahmen im frühen Kindesalter. Kostenträger für unter-

schiedliche Maßnahmen sind die gesetzlichen Krankenkassen sowie die Träger der Sozialhilfe, in geringem 

Maße auch das Bildungsministerium im Bereich der Schulkindergärten an einzelnen Schulen für Kinder mit 

Behinderungen.

Der Zugang zu Leistungen der Habilitation und Rehabilitation wird bei Kindern mit funktionellen Störungen 

oder Entwicklungsverzögerungen bislang überwiegend durch die betreuenden Pädiater veranlasst; dies sind 

in Abhängigkeit vom Lebensalter und Art der funktionellen Störungen oder Entwicklungsverzögerungen 

Krankengymnastik, Ergotherapie, Frühförderung und logopädische Therapie. Bei stärkeren oder kom-

plexeren Beeinträchtigungen sind spezielle und intensive Förderangebote erforderlich. Die Förderung 

beginnt in der Regel um so eher, je gravierender die funktionelle Beeinträchtigung und Einschränkung der 

Teilhabe ist. Bei Kindern mit leichteren Beeinträchtigungen sprechen oftmals Erzieherinnen und Erzieher 

die Eltern auf notwendigen Förderbedarf an. Auch die Jugendärztlichen Dienste der Gesundheitsämter 

weisen im Rahmen von Untersuchungen der Kinder in Kindertageseinrichtungen auf die Durchführung von 

Fördermaßnahmen hin.

Nach Ergebnissen der Einschulungsuntersuchung waren 2010 im Saarland 42% der Schulanfänger in 

Fördermaßnahmen, und zwar 48% der Jungen und 35% der Mädchen. Zu den Fördermaßnahmen zählen 

Frühförderung, Ergotherapie, Krankengymnastik, Logopädie, Psychomotorische Therapie, Förderung durch 

Integration im Kindergarten (s.u.). Kinder mit Migrationshintergrund waren mit 38% deutlich weniger in 

Fördermaßnahmen als Kinder ohne Migrationshintergrund mit 44%. Von den untersuchten Schulanfängern 

2010 wiesen 360 Kinder eine belastende chronische Erkrankung oder Behinderung auf, dies sind 4,4% 

dieses Jahrgangs. Die häufigsten Befunde (z.T. als Einzelbefunde, z.T. in Kombination) waren ein cere-

brales Anfallsleiden (57 Kinder), eine geistige Behinderung (51 Kinder) und ein angeborener Herzfehler (44 

Kinder).
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Tabelle III.1.2

Chronische Erkrankungen und Behinderungen
bei Schulanfängern des Jahres 2010

Art der Erkrankung/Behinderung Anzahl

cerebrales Anfallsleiden  57

geistige Behinderung  51

Fehlbildungen Herz/ große Gefäße  44

cerebrale Bewegungsstörungen  30

schwere Sprachstörung  30

Autismus  19

Hypothyreose  13

Morbus Down  11

Diabetes Mellitus  11

Störungen Urogenitalsystem   9

Störungen des Muskel/Skelettsystems   9

hämatologische Erkrankung   8

Krebserkrankung   8

sonstige schwere körperl. Behinderung  11

sonstige neurolog./neurodegen. Befunde  12

sonstige chronische Erkrankung  48

Insgesamt 360

Quelle: Gesundheitsministerium (2012): Bericht Einschulungsuntersuchungen 2010
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1.4 Kinder mit Behinderungen in Kindertageseinrichtungen

Kindertageseinrichtungen unterstützen die Familien, indem sie Kinder für einen Teil des Tages oder ganz-

tags betreuen. Sie sollen die Entwicklung der Kinder zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-

higen Persönlichkeiten fördern. Das Leistungsangebot soll sich pädagogisch und organisatorisch an den 

Bedürfnissen der Kinder und ihrer Familien orientieren.

Eine möglichst früh einsetzende gemeinsame Erziehung von behinderten und nichtbehinderten Kindern 

fördert die gesellschaftliche Inklusion und stellt die Weichen für die soziale, emotionale und kognitive 

Entwicklung. Deshalb ist es ein wichtiges Ziel, durch inklusive Maßnahmen die Voraussetzungen zu schaf-

fen, damit Kinder mit und ohne Behinderungen gemeinsam aufwachsen können. 

Angebote für Kinder mit Behinderungen werden in saarländischen Kindertageseinrichtungen in folgenden 

Betreuungsformen vorgehalten:

• Regel-Kindertageseinrichtungen mit Einzelintegration

• integrative Kindertageseinrichtungen mit Fördergruppen

• Förder-Kindertageseinrichtungen.

Die Betreuung der Kinder mit Behinderungen in Regel-Kindertageseinrichtungen erfolgt seit 1994 durch 

die Arbeitsstellen für Integrationshilfen (AfI). Hierdurch wird sichergestellt, dass:

• alle Kinder mit und ohne Behinderung die Möglichkeit haben, die Kindertageseinrichtung ihres 

Wohnortes zu besuchen,

• allen Kindern mit Behinderungen die notwendige pädagogische Förderung und Unterstützung inner-

halb ihrer Kindertageseinrichtungsgruppe zuteil wird und

• die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Regel-Kindertageseinrichtungen in ihrer Arbeit mit dem Kind 

mit Behinderung angemessen unterstützt werden.
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Das Angebot umfasst folgende Leistungen:

• Pädagogische Förderung und soziale Integration (Unterstützung zur Teilhabe am alltäglichen 

Gruppengeschehen) inklusive notwendiger pflegerischer Tätigkeiten,

• Eltern- und familienbezogene Information und Beratung sowie im Einzelfall konkrete Unterstützung 

bei der Aufnahme des Kindes in die Kindertageseinrichtung, prozessbegleitende Beratung und 

Unterstützung bei der Beantragung der Integrationsmaßnahme, Förderung der sozialen Integration 

der Familie und des behinderten Kindes in das soziale Umfelde der Kindertageseinrichtung und des 

Wohnortes sowie Beratung und Unterstützung beim Übergang des Kindes in die Schule,

• Koordination, Planung und Umsetzung der heilpädagogischen Hilfen im Alltagsablauf der Einrichtung.

• Im Hinblick auf die ganzheitliche Förderung und das Konzept von integrierter Therapie des Kindes sind 

medizinische, therapeutische, heilpädagogische und integrationspädagogische Leistungen interdiszipli-

när zu erbringen.

Die Zahl der Kinder mit Behinderungen in Kindertageseinrichtungen ist seit dem Jahr 2000 von 473 um 

52% auf 720 im Jahr 2011 gestiegen. Die Zahl der Einzelintegrationen in Regel-Kindertageseinrichtungen 

ist von 255 im Jahr 2000 um 54% auf 393 am Jahresende 2011 gestiegen.
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Tabelle III.1.3

Kinder mit Behinderung in vorschulischen Kindertageseinrichtungen

Jahresende
Regel-Kinder-
tageseinrichtung*

Integrative Einrichtung
Förder-Kinder-
tageseinrichtung**

Schulkinder gärten Insgesamt
Integrations-
quote

2000 255 152  66 473 61%

…

2005 334 163  76 573 69%

2006 314 167  80 561 69%

2007 382  88  96 108 674 70%

2008 387  83 121  84 675 70%

2009 420  97 118  95 730 71%

2010 422 102 105 106 735 71%

2011 393 125  96 106 720 72%

Veränderung 
2000-2011

54% 45% 61% 52%

 * mit Betreuung durch Integrationspädagogen der Arbeitsstelle für Integration (AfI)

** einschl. Fördergruppen in integrativen Kitas; seit 2007 getrennt ausgewiesen

Quelle: Landesamt für Soziales

Am Jahresende 2011 wurden 518 Kinder in integrativen Kindertageseinrichtungen und in Regel-

Kindertageseinrichtungen integrativ gefördert. Als Ergebnis der Integrationsbemühungen ging die Zahl der 

betreuten Kinder in Fördergruppen und Sonder-Kindertageseinrichtungen von rund 120 im Jahr 2000 auf 

96 im Jahr 2011 zurück. Von Bedeutung bleiben die Fördergruppen und Sonder-Kindertageseinrichtungen 

allerdings für Kinder mit Schwerst- und Mehrfachbehinderung. 106 Kinder mit Behinderungen und son-

derpädagogischem Förderungsbedarf, der bereits vor Beginn der Schulpflicht besteht, werden in einem 

Schulkindergarten einer Förderschule betreut.



A k t i o n s p l a n  z u r  U m s e t z u n g  d e r  U N - B e h i n d e r t e n r e c h t s k o n v e n t i o n  i m  S a a r l a n d

43

Inklusion oder Sondersystem

Vor dem Hintergrund des Anliegens der UN-Behindertenrechtskonvention stellt sich die Frage, inwieweit 

in der Vorschulphase Förder-Kindertageseinrichtungen durch integrative Kindertageseinrichtungen oder 

durch eine Einzelförderung im allgemeinen vorschulischen Betreuungssystem ersetzt werden können. Für 

den Bereich der vorschulischen Bildung wird den Erziehungsberechtigten ein echtes Wahlrecht gesichert. 

Dabei darf die Fortführung von Sonderformen dem Inklusionsgedanken nicht entgegenstehen, denn das 

langfristige Ziel ist, Sonderformen durch eine inklusive Gestaltung aller gesellschaftlichen Bereiche entbehr-

lich zu machen. 

Ein Vergleich der vorschulischen Betreuung von Kindern mit Behinderungen zeigt, dass zwischen 2000 

und 2011 der Anteil der Kinder, die integrativ in einer Regel-Kindertageseinrichtung bzw. in einer inte-

grativen Kindertageseinrichtung betreut wurden, gestiegen ist, während die Betreuung in den drei 

Förderkindertageseinrichtungen bzw. Fördergruppen in integrativen Kindertageseinrichtungen reduziert 

wurde.

Abbildung 3

 * mit Betreuung durch Integrationspädagogen der Arbeitsstelle für Integrationshilfen (AfI)

** einschl. Fördergruppen in integrativen Kindertageseinrichtungen

Quelle: Landesamt für Soziales und Erhebungen des Sozialministeriums bei den Trägern
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Die Inklusionsquote, d. h. der Anteil der Einzelbetreuungen in Regelkindertageseinrichtungen und 

die Betreuung in integrativen Kindertageseinrichtungen (außer Fördergruppen), ist von 61% aller 

Fördermaßnahmen im Jahr 2000 auf 72% im Jahr 2011 gestiegen.

1.5 Interdisziplinäre Frühförderung

Präventive und fördernde Maßnahmen sollten, wenn sie aus fachlicher Sicht notwendig sind, so früh wie 

möglich beginnen, da die Aussichten für den Erfolg einer Therapie und Förderung im frühen Bereich am 

besten sind. Dazu ist ein niederschwelliger Zugang zu den erforderlichen Leistungen nötig. Im Saarland gibt 

es ein vernetztes System der frühen Diagnose und frühen Hilfen, in das Kinderärzte, Therapeuten, interdis-

ziplinäre Frühförderstellen und Sozialpädiatrische Zentren eingebunden sind. Der Bedarf an Frühförderung 

ist zunehmend, wie die entsprechenden Leistungsstatistiken zeigen. 

Mit Einführung des SGB IX »Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen« wurde die Frühförderung 

behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder in den Fällen, in denen ein medizinischer und heil-

pädagogischer Förderbedarf vorliegt, als Komplexleistung gestaltet (§§ 30 und 56 SGB IX). Das heißt: 

Zur Früherkennung und zur Frühförderung sind fachübergreifend arbeitende Dienste und Einrichtungen 

(Sozialpädiatrische Zentren, Interdisziplinäre Frühförderstellen) von besonderer Bedeutung. Die Leistungen 

sind als Komplexleistungen oder als heilpädagogische Angebote zu erbringen, wenn die Voraussetzungen 

gegeben sind. Wenn Leistungen der Frühförderung interdisziplinär als Komplexleistung erbracht werden, 

übernehmen die Kostenträger die Vergütung dafür anteilig.

Mit den Krankenkassen, der Liga der Freien Wohlfahrtspflege, der Landesarbeitsgemeinschaft der Träger 

von Frühförderstellen im Saarland, den Frühförderstellen und dem Sozialpädiatrischen Zentrum wurde eine 

Landesrahmenempfehlung erarbeitet, die im April 2006 in Kraft trat. Darin werden die Anforderungen 

an interdisziplinäre Frühförderstellen und sozialpädiatrische Zentren geregelt und das Zugangsverfahren 

sowie die Leistungserbringung vereinheitlicht und ausgestaltet. Seit Juli 2008 wird die Frühförderung im 

Saarland auch als Komplexleistung erbracht. Im Einzelnen werden die verschiedenen Einrichtungsformen 

im Folgenden dargestellt.
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1.5.1 Interdisziplinäre Frühförderstellen

Die interdisziplinären Frühförderstellen sind im Saarland flächendeckend verbreitet und somit wohnort-

nah erreichbar. Sie sind mit Fachkräften aus dem pädagogischen, medizinisch-therapeutischen, psycholo-

gischen und ärztlichen Bereich ausgestattet bzw. kooperieren mit diesen Fachrichtungen. Das Angebot der 

interdisziplinären Frühförderstellen umfasst folgende Leistungen:

• Ein niederschwelliges, offenes Beratungsangebot für Schwangere und Eltern, die ein Entwicklungsrisiko 

des Kindes vermuten.

• Innerhalb dieser Beratung wird geklärt, ob eine interdisziplinäre Eingangsdiagnostik eingeleitet werden 

soll. Ansonsten wird eine entsprechende Empfehlung der jeweils zuständigen Stelle zugeleitet.

• Zeichnet sich die Notwendigkeit einer Komplexleistung (zuständigkeitsübergreifend, ganzheitlich, päda-

gogisch-medizinisch-therapeutische Maßnahmen umfassend) oder einer heilpädagogischen Maßnahme 

ab, wird eine interdisziplinäre Eingangsdiagnostik eingeleitet. Diese interdisziplinäre Eingangsdiagnostik 

wird unter ärztlicher Verantwortung veranlasst.

• Ist nach dieser interdisziplinären Eingangsdiagnostik eine Komplexleistung oder eine heilpädagogische 

Maßnahme angezeigt, werden die Ergebnisse in Abstimmung mit den Bezugspersonen des Kindes dem 

Fachausschuss vorgelegt.

• Dieser Fachausschuss steht unter ärztlicher Verantwortung. In ihm sind alle Disziplinen der 

Frühförderstelle und Vertreter des überörtlichen Trägers der Sozialhilfe vertreten. Der Medizinische 

Dienst der Krankenkassen und die Träger der Jugendhilfe haben die Möglichkeit, an den Sitzungen des 

Fachausschusses teilzunehmen.

• Der Fachausschuss erstellt einen Förder- und Behandlungsplan, der auch Angaben darüber enthält, 

durch welche Einrichtungen (interdisziplinäre Frühförderstelle oder sozialpädiatrisches Zentrum) die 

Maßnahme durchgeführt werden soll.

• Der Förder- und Behandlungsplan wird an den zuständigen Leistungsträger zur Entscheidung über die 

Leistung weitergeleitet.

• Während der Durchführung der Komplexleistung durch die interdisziplinäre Frühförderstelle ist der 

Förder- und Behandlungsplan mindestens einmal jährlich zu überprüfen und entsprechend anzupassen.

• Die Frühförderstellen bieten außerdem umfassende Beratung für Eltern an, die ein behindertes Kind 

erwarten oder bekommen haben.
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1.5.2 Sozialpädiatrisches Zentrum

Der Zugang zum Sozialpädiatrischen Zentrum erfolgt durch die Überweisung eines niedergelassenen 

Kinder- und Jugendarztes. Voraussetzung hierfür ist, dass ein Kind wegen Art, Schwere oder Dauer seiner 

Behinderung oder einer drohenden Behinderung nicht von geeigneten Ärzten oder geeigneten interdiszipli-

nären Frühförderstellen behandelt werden kann. Auch hier werden eine interdisziplinäre Eingangsdiagnostik 

durchgeführt und ein Förder- und Behandlungsplan erarbeitet. Sozialpädiatrische Zentren haben ent-

sprechend ihrer »medizinischen« Aufgabe besonders spezialisierte Ärzte, Psychologen und Therapeuten 

vorzuhalten.

Die gemeinsamen Empfehlungen enthalten darüber hinaus Vorgaben zur Qualitätssicherung, Regelungen 

zur Leistungszuständigkeit der beteiligten Rehabilitationsträger und Umschreibungen der speziellen 

Frühförderstellen für hör- und sehgeschädigte Kinder mit ihrem besonderen Angebot.

1.5.3 Kostenträgerschaft

Die durch die Arbeit der interdisziplinären Frühförderstellen entstehenden Kosten werden in einem eige-

nen Rahmenvertrag nach § 79 Absatz 1 SGB XII geregelt. Auf der Grundlage des Rahmenvertrages werden 

entsprechende Leistungsvereinbarungen mit den Frühförderstellen abgeschlossen. Die Finanzierung der 

Kosten der sozialpädiatrischen Zentren regelt ein Vertrag zwischen den Krankenkassen und den Trägern 

der sozialpädiatrischen Zentren.

Bei der Finanzierung der Komplexleistung wird nach der Vereinbarung über die Abrechnungsmodalitäten 

nach § 9 Frühförderverordnung vom 01.01.2009 so verfahren: 

• Werden Komplexleistungen in interdisziplinären Frühförderstellen erbracht (derzeit sind ca. 50% der 

Leistungen von interdisziplinären Frühförderstellen solche Komplexleistungen), trägt das Land 80% und 

die Krankenkasse 20% der Kosten.

• Werden Komplexleistungen in sozialpädiatrischen Zentren erbracht, sollen der Finanzierungsanteil des 

Landes 20% und der Anteil der Krankenkassen 80% betragen.

Die Schnittstellenproblematik der gemeinsamen Kostenträgerschaft der Komplexleistung zwischen 

Krankenkassen und dem Sozialhilfeträger, die bundesweit noch immer besteht, ist auch im Saarland noch 

nicht völlig zufriedenstellend gelöst.
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Wird eine Behinderung des autistischen Formenkreises vermutet, soll das Sozialpädiatrische Zentrum eine 

fachspezifische Diagnose erstellen und die weitere Behandlung übernehmen. In dem dann zu erstellenden 

Förder- und Behandlungsplan wird auch geklärt, durch welche Einrichtung die Komplexleistung durchge-

führt werden soll. Dies schließt eine Verzahnung mit der Autismusambulanz ein.

Durch diese Regelungen und die Einbindung von Fachleuten aller Disziplinen wird sichergestellt, dass 

behinderten oder von Behinderung bedrohten Kindern zielgenau die besten Maßnahmen zukommen. Im 

Saarland werden Leistungen der Frühförderung von 14 allgemeinen Frühförderstellen erbracht, die alle 

interdisziplinär besetzt sind, sowie von drei speziellen Frühförderstellen und einem Sozialpädiatrischen 

Zentrum.16

16 Die Adressen dieser Stellen sind auf der Homepage des Sozialministeriums zugänglich.
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1.5.4 Inanspruchnahme von Leistungen der Frühförderung

Die Inanspruchnahme von Frühförderungsleistungen ist in den vergangenen Jahren meist gestiegen, und 

zwar von 2.433 Kindern im Verlauf des Jahres 2004 auf 3.387 Kinder im Jahresverlauf 2011, dies bedeutet 

einen Zuwachs um 39% in sieben Jahren.

Tabelle III.1.4

Leistungen der Frühförderung
Leistungsbezieher im Jahresverlauf, Saarland 2004 – 2011

Jahresende Anzahl der Leistungsbezieher Veränderung gegenüber Vorjahr

2004 2.433   -

2005 2.101 -13,6%

2006 2.269   8,0%

2007 2.242 - 1,2%

2008 2.515  12,2%

2009 2.770  10,1%

2010 3.476  25,5%

2011 3.387 - 2,6%

Veränderung 

2004-2011

+ 954  39,2%

Quelle: Landesamt für Soziales

Die Einführung der Frühförderung als Komplexleistung im Juli 2008 hat diesen Anstieg verstärkt: Von 

2008 bis 2009 ist die Zahl der Leistungsbezieher um 10% gestiegen und im Folgejahr um weitere 25%. 

Das Saarland gehört zu den Bundesländern, die bereits frühzeitig eine funktionierende und flächende-

ckende interdisziplinäre Frühförderung etabliert haben: Heilpädagogische und medizinisch-therapeutische 

Leistungen werden als Komplexleistung Hand in Hand erbracht.
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In der Sozialhilfestatistik wird die Frühförderung unter »heilpädagogischen Leistungen« registriert. Rund 

85% der Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen unter 18 Jahren entfallen auf diese 

Leistungen. Wie bundesweit, so sind auch im Saarland zwei Drittel der Leistungsbezieher der Frühförderung 

Jungen und ein Drittel Mädchen.

Im September 2011 wurden die Aufgaben der Sprachheilbeauftragten neu ausgerichtet und den verän-

derten Rahmenbedingungen angepasst. Im Saarland gibt es insgesamt acht Sprachheilbeauftragte, die in 

einem festgelegten Gebiet tätig sind. Während sie bislang auch für die Durchführung der therapeutischen 

Maßnahmen zuständig waren, haben die Sprachheilbeauftragten – neben ihrer Kernaufgabe, Kinder in 

den Kindertageseinrichtungen auf die Notwendigkeit einer Sprachheilförderung zu untersuchen – künftig 

die Aufgabe, Eltern und Mitarbeiter der Kindertageseinrichtungen auf diesem Gebiet zu beraten und im 

Rahmen von geeigneten Fortbildungsangeboten weiterzubilden. Da das Saarland heute über ein flächen-

deckendes Netz an Logopäden verfügt, kann die therapeutische Arbeit mit den betroffenen Kindern über 

die wohnortnahe Versorgung von den niedergelassenen Logopäden bzw. von den Frühförderstellen im 

Rahmen der Komplexleistung durchgeführt werden. 

1.5.5 Arbeitsstellen für Integrationshilfen (AfI)

Darüber hinaus erhalten Kinder mit Behinderungen, die in Regelkindertageseinrichtungen betreut werden, 

Unterstützung durch die Arbeitsstellen für Integrationshilfen (AfI). Deren Zahl ist von 306 Kindern im Jahr 

2004 um 28% auf 393 Kinder im Jahr 2011 gestiegen. 
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Tabelle III.1.5

Leistungen der Arbeitsstellen für Integrationshilfen
Leistungsbezieher im Jahresverlauf, Saarland 2004 – 2011

Jahresende Anzahl der Leistungsbezieher Veränderung gegenüber Vorjahr

2004 306   -

2005 334   9,2%

2006 314 - 6,0%

2007 382  21,7%

2008 387   1,3%

2009 420   8,5%

2010 422   0,5%

2011 393 - 6,9%

Veränderung 

2004-2011

+ 87  28,4%

Quelle: Landesamt für Soziales

Am Jahresende 2011 erhielten somit insgesamt rund 3.800 Kinder Leistungen der Frühförderung oder der 

Arbeitsstellen für Integration. Dies entspricht rund 9% aller Kinder unter sechs Jahren. Die Versorgungsquote 

der Kinder im Vorschulalter ist im Saarland damit vergleichsweise hoch (bundesweit nehmen etwa 3-4% 

dieser Altersgruppe Leistungen der Frühförderung in Anspruch17).

17 Siehe Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (2008): Datenerhebung zu den Leistungs- und Vergütungsstrukturen in der 
Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder, Reihe Forschungsbericht Sozialforschung Nr. 380, hrsg. vom 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Bonn. Die darin dargestellten unterschiedlichen Frühförderstrukturen in den Ländern sind bei einem 
Vergleich zu berücksichtigen.
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1.6 Ausblick zum Handlungsfeld Prävention, Betreuung und Förderung im Vorschulalter

Wie sich die Zahl der Kinder und Jugendlichen mit Behinderungen in den nächsten Jahren entwickeln wird, 

hängt von mehreren Faktoren ab:

• Nach den demografischen Prognosen werden die Geburtenzahlen in den kommenden Jahren wei-

ter zurückgehen. Die Zahl der Kinder und Jugendlichen unter 20 Jahren liegt im Saarland derzeit bei 

rund 181.000 und soll – den Prognosen zufolge – bis zum Jahr 2020 um 36.000 auf rund 145.000 

Minderjährige sinken (- 20%) und im Jahr 2030 bei 135.000 liegen (dies sind 25% weniger als heute). 

Dies spricht einerseits dafür, dass auch die Zahl der neugeborenen Kinder mit Behinderungen sinken 

könnte.

• Aufgrund des medizinischen Fortschritts (u.a. höhere Überlebenschancen behinderter Kinder) steigt 

aber andererseits der Anteil der Kinder mit schwersten und Mehrfach-Behinderungen.

Daraus ergibt sich, dass voraussichtlich die absolute Zahl der Kinder mit Behinderungen nicht ansteigen 

wird, wohl aber ihr Anteil an allen Kindern.

Aus familiären Gründen und wegen des steigenden Anteils von Kindern mit schwersten Behinderungen 

kann ein zusätzlicher Bedarf an befristeten Betreuungsmöglichkeiten über das teilstationäre Angebot 

hinaus entstehen (z. B. bei Krankheit oder Urlaub der Sorgeberechtigten, während der Ferienzeiten der 

Einrichtung).

Mit dem neuen Einladungsverfahren konnte die Inanspruchnahme der Vorsorgeuntersuchungen deutlich 

verbessert werden. Nach neueren Daten nehmen derzeit nahezu alle Kinder diese Möglichkeit vollständig in 

Anspruch. Ein weiterer Anstieg der Teilnahmequoten ist vor allem für Kinder aus bildungsfernen Schichten 

und aus Familien mit Migrationshintergrund anzustreben.

Der Wunsch von Eltern, ihre behinderten Kinder nicht mehr in Förder-Kindertageseinrichtungen, sondern 

integrativ mit nichtbehinderten Kindern gemeinsam betreuen und fördern zu lassen, hat zugenommen. Die 

Förder-Kindertageseinrichtungen im Saarland haben darauf reagiert und sind – bis auf drei Einrichtungen – 

zu einem integrativen Konzept übergewechselt.

Der Bedarf an wohnortnaher Versorgung der Kinder wird weiter steigen. Einer der Gründe hierfür ist auch 

der Wunsch und das Bedürfnis der Eltern, Familienarbeit und Erwerbstätigkeit miteinander zu vereinbaren. 
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Dies hat zur Folge, dass verstärkt auch Tagesangebote für Kinder unter drei Jahren in integrativer Form 

nachgefragt werden.

Oberstes Ziel bleibt es, grundsätzlich allen Kindern mit Behinderungen – unabhängig von Art und Schwere 

der Behinderung – eine gemeinsame Erziehung mit nichtbehinderten Kindern zu ermöglichen. Regel-

Kindertageseinrichtungen mit integrativen Angeboten sollen sich künftig konzeptionell auch auf mehr 

Kinder mit schwersten Behinderungen sowie auf mehr unter 3-Jährige einstellen. Eine Betreuung von 

Kindern mit Behinderungen in Sondereinrichtungen soll (unter Berücksichtigung des Wahlrechts der Eltern) 

möglichst vermieden werden. Kinder mit Behinderungen sollen altersgemischt und unter Berücksichtigung 

unterschiedlicher Behinderungen auch weiterhin in gemeinsamen Lernangeboten gefördert werden. Die 

Gruppenstärke soll Art und Schwere der Behinderungen der zu betreuenden Kinder berücksichtigen.

Integrative Einrichtungen sollen wohnortnah vorhanden sein, um auch außerhalb der Öffnungszeiten 

Kontakte zwischen Kindern mit und ohne Behinderung zu ermöglichen. Dies wurde weitgehend 

erreicht: Landesweit wird in allen Gemeindeverbänden ein ausgewogenes Angebot an integrativen 

Betreuungsmöglichkeiten vorgehalten. Bezüglich der quantitativen Bedarfsplanung der Einzelintegration 

in Regel-Kindertageseinrichtungen wird davon ausgegangen, dass sich die Fallzahlen in den kommenden 

Jahren nicht erhöhen werden.

Die Nachfrage nach Angeboten in Förder-Kindertageseinrichtungen wird weiterhin rückläufig sein. 

Allerdings wird sie sich verstärkt auf Plätze richten, die auch schwer- und schwerstbehinderte Kinder auf-

nehmen können, und dies möglicherweise auch in der Altersgruppe der unter 3-Jährigen. Das Angebot der 

Förder-Kindertageseinrichtungen wird sich weiter an die sich verändernde Bedarfslage anpassen müssen.

Frühzeitige vollstationäre Unterbringungen sollen vermieden werden. Daher sollen die Einrichtungen 

Lösungen für familiär notwendige Kurzzeitbetreuungen entwickeln.

Die von der UN-Behindertenrechtskonvention geforderte Inklusion von Kindern mit Behinderungen in 

Regelangebote wird seit vielen Jahren angestrebt. Es zeichnet sich ab, dass dieser Prozess, Kinder mit einer 

Behinderung in Regeleinrichtungen zu betreuen, in erfreulicher Weise voranschreitet. 

Die Prävention, Behandlung und Betreuung von Kindern mit (drohender) Behinderung im Vorschulalter 

kann im Saarland auf gut ausgebaute Strukturen zurückgreifen. Die gute Versorgung mit Leistungen der 
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interdisziplinären Frühförderung soll beibehalten und inhaltlich fortentwickelt werden. Es soll darauf hin-

gewirkt werden, dass die gemeinsame Kostenträgerschaft der Komplexleistung durch Krankenkassen 

und Sozialhilfeträger möglichst reibungslos funktioniert. Eine enge Verzahnung von Frühförderung und 

Arbeitsstellen für Integrationshilfen (AfI) wird in Betracht gezogen und seit Juni 2012 mit dem Pilotprojekt 

»Frühförderung plus« modellhaft im Saarpfalz Kreis erprobt. Alle Dienste und Einrichtungen, die im Bereich 

der Förderung und Prävention für Kinder tätig sind (Interdisziplinäre Frühförderstellen und Sozialpädiatrische 

Zentren, Arbeitsstellen für Integrationshilfen und Einrichtungen der Jugendhilfe), sollen miteinander ver-

netzt werden, um eine fachlich gute und wirksame Hilfe zu leisten.
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III.2 Bildung

2.1 Schulische Bildung

Die bildungspolitische Leitlinie der saarländischen Landesregierung ist, eine am Kindeswohl orientierte 

Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen sicherzustellen. Ein sonderpädagogischer 

Förderungsbedarf liegt bei Kindern und Jugendlichen vor, die in ihren Bildungs-, Entwicklungs- und 

Lernmöglichkeiten so beeinträchtigt sind, dass sie im Unterricht der allgemein bildenden Schule ohne 

besondere Hilfe nicht hinreichend gefördert werden können. Die Unterrichtung und Erziehung von Schülern 

mit sonderpädagogischem Förderungsbedarf erfolgt sowohl in Förderschulen wie in Formen gemeinsamer 

Unterrichtung. Das Anliegen der UN-Behindertenrechtskonvention ist es, soweit wie nur irgend möglich auf 

einen gemeinsamen, inklusiven Schulbesuch hinzuwirken.

2.1.1 Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf

Während die Zahl der Schüler insgesamt in den vergangenen zehn Jahren zurückgegangen ist, stieg die 

Zahl der Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in diesem Zeitraum an, und zwar von 4.760 

im Schuljahr 2001/02 auf 6.070 im Schuljahr 2011/12, dies entspricht einer Steigerung um 27,5%. Im 

Schuljahr 2011/12 sind die 37 Förderschulen für 3.535 Schüler mit Behinderungen aufgrund ihrer beson-

deren pädagogischen Ausrichtung ein wichtiges Angebot. 

Gleichzeitig ist die Zahl der Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die in Regelschulen unterrichtet 

werden, angestiegen. Die gemeinsame Unterrichtung von Schülern mit und ohne Behinderung in Schulen 

der Regelform hat in den vergangenen Jahren vielfach breite Akzeptanz gefunden. Die Zahl der Schüler, die 

im Rahmen einer Integrationsmaßnahme die Regelschule besuchen, hat sich von 972 im Schuljahr 2000/01 

auf 2.428 im Schuljahr 2011/12 erhöht, dies entspricht einem Anstieg um 150%. Die Inklusionsquote, d.h. 

der Anteil dieser Schüler in Regelschulen, ist von 22% im Schuljahr 2000/01 über 25% (2004/05) und 29% 

(2007/08) auf 37% im Schuljahr 2010/11) angestiegen. Im Schuljahr 2011/12 beträgt die Inklusionsquote 

40,7%. Die saarländische Landesregierung strebt daher an, das von der Bundesregierung anvisierte Ziel 

einer Inklusionsquote von 50% bereits bis zum Jahr 2016 deutlich zu überschreiten.

Nur ein kleiner Teil der Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf erhält »Hilfe zu einer angemes-

senen Schulbildung« im Rahmen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen (Kap. 5 SGB XII). Am 

Jahresende 2011 waren dies 358 Schüler, davon 61% Jungen und 39% Mädchen.
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Abbildung 4

Quelle: Ministerium für Bildung und Kultur

Die meisten Integrationsschüler besuchen eine Grundschule, hier konnte die Zahl der Maßnahmen 

in den vergangenen fünf Jahren von 695 auf 1.237 erhöht werden (+78%). An zweiter Stelle stehen 

Integrationsmaßnahmen in Erweiterten Realschulen, die von 389 (2006/07) auf 594 im Schuljahr 2011/12 

erhöht wurden (+52,7%). 
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Abbildung 5

Quelle: Ministerium für Bildung und Kultur

Die Zahl der Integrationsschüler, die eine Gesamtschule besuchen, ist in diesem Zeitraum von 321 auf 519 

gestiegen (+61,7%). Auch in den Gymnasien konnte die Zahl der Integrationsschüler gesteigert werden, 

verbleibt dort aber auf einem niedrigen Niveau (47 Schülerinnen und Schüler im Schuljahr 2011/12).

Im Schuljahr 2011/12 hatten rund 44% aller Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf einen Förderbedarf 

im Bereich Lernen und bilden damit die größte Teilgruppe. Weitere drei Teilgruppen sind etwa gleich groß, 

dies sind Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf im Bereich geistige Entwicklung (rund 13%), emo-

tional-soziale Entwicklung (rund 14%) und Sprache (rund 15%). Am kleinsten sind die Teilgruppen mit 

Förderbedarf im Bereich Körperbehinderung (rund 8%) und Sinnesbehinderung (rund 6%).
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Abbildung 6

Quelle: Ministerium für Bildung und Kultur

Eine gemeinsame Unterrichtung in Regelschulen wird insbesondere von Schülerinnen und Schülern 

mit Sprachförderbedarf (71% im Schuljahr 2011/12) genutzt, aber auch von vielen Schülern mit 

Sinnesbehinderung (50%), emotional-sozialem Förderbedarf (47%) und Körperbehinderung (38%). 

Schülerinnen und Schüler mit Lernbehinderungen besuchen zu einem knappen Drittel eine Regelschule und 

zu zwei Dritteln eine Förderschule. Nur 5,5% der Schülerinnen und Schüler mit einer geistigen Behinderung 

besuchen zurzeit eine Regelschule. Im Rahmen der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention sollte 

in den kommenden Jahren versucht werden, diese Anteile weiter zu erhöhen.
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Tabelle III.2.1

Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf
nach Schulform und Art des Förderbedarfs (Saarland, Schuljahre 2008/09 – 2011/12)

Schuljahr

in Förderschulen in Regelschulen Schüler 

insgesamt

Veränderung

Lernen

08/09 1.853 70%  802 30% 2.655

09/10 1.799 69%  798 31% 2.597 - 2%

10/11 1.754 68%  844 32% 2.598   0%

11/12 1.709 64%  971 36% 2.680   3%

Geistige Entwicklung

08/09  738 97%    23 3%   761

09/10  749 97%    22 3%   771   1%

10/11  755 96%    32 4%   787   2%

11/12  742 95%    43 5%   785   0%

Emotional-soziale Entwicklung

08/09  444 67%   222 33%   666

09/10  459 64%   256 36%   715   7%

10/11  453 56%   349 44%   802  12%

11/12  457 53%   407 47%   864   8%

Sprache

08/09  213 33%   427 67%   640

09/10  218 29%   529 71%   747  17%

10/11  223 28%   579 72%   802   7%

11/12  255 28%   641 72%   896  12%

Sinnesbehinderung

08/09  218 60%   145 40%   363

09/10  218 58%   158 42%   376   4%

10/11  217 50%   217 50%   434   3%

11/12  184 50%   184 50%   368 - 5%

Körperbehinderung

08/09  288 70%   122 30%   410

09/10  290 66%   151 34%   441   8%
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Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf
nach Schulform und Art des Förderbedarfs (Saarland, Schuljahre 2008/09 – 2011/12)

10/11  289 64%   164 36%   453   3%

11/12  295 62%   182 38%   477   5%

Insgesamt

08/09 3.754 68% 1.741 32% 5.495

09/10 3.733 66% 1.914 34% 5.647   3%

10/11 3.691 63% 2.185 37% 5.876   4%

11/12 3.642 60% 2.428 40% 6.070   3%

Quelle: Ministerium für Bildung und Kultur; Berechnungen des ISG

Zu den 3642 Schülerinnen und Schülern in Förderschulen (2011/12) gehören 107 Kinder aus dem Bereich 

der Schulkindergärten. Bezogen auf die Zahl von 3.535 Integrationsschülerinnen und -schülern an den 

Regelschulen ergibt sich eine Inklusionsquote von derzeit 40,7%.

Zum Schuljahr 2004/2005 wurden die Staatliche Schule für Gehörlose und Schwerhörige sowie die 

Staatliche Schule für Blinde und Sehbehinderte in Lebach durch die Einrichtung von Sonderpädagogischen 

Förderzentren für Hör- und Sehgeschädigte ausgebaut. Diese Förderzentren haben die Aufgabe, landes-

weit durch Bereitstellung und Koordination einer sonderpädagogischen Unterstützung dazu beizutra-

gen, dass Kinder mit einem entsprechenden Förderbedarf in den Bereichen Hören und Sehen in bestmög-

licher Weise in Schulen der Regelform unterrichtet werden können. Durch die Anbindung der ambulanten 

Förderung aller sinnesbehinderten Schüler an die Staatlichen Schulen in Lebach sollen die Koordination 

der Förderung und der fachliche Austausch der Lehrkräfte verbessert und deren förderschwerpunktspe-

zifische Handlungskompetenz gesichert werden. Insgesamt wird die Qualität der sonderpädagogischen 

Förderung sowohl in den besonderen Schulen für Sinnesbehinderte als auch in den Regelschulen deutlich 

verbessert. Die Schulen für Sinnesbehinderte bilden zentrale Beratungs- und Kompetenzstellen für Eltern, 

Mediziner und sonstige außerschulische Fachkräfte; damit wird die Suche nach Ansprechpartnern erheblich 

erleichtert.
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2.1.2 Art des Förderbedarfs und Grad der Inklusion

In den vergangenen zehn Jahren haben sich die verschiedenen Förderbedarfe unterschiedlich entwickelt. 

Auch die Tendenz zur Inklusion in Regelschulen ist unterschiedlich ausgeprägt. Dies lässt sich an drei aus-

gewählten Förderbedarfen verdeutlichen.

Im Förderbereich Sprache ist der Bedarf in den vergangenen Jahren stark angestiegen, und zwar von 286 

Schülerinnen und Schülern im Schuljahr 2001/02 auf 896 Schülerinnen und Schüler im Schuljahr 2011/12, 

dies entspricht einer Steigerung um 213%. Die Inklusionsquote in Regelschulen hat sich in diesem Bereich 

sehr positiv entwickelt, sie ist in den vergangenen zehn Jahren von 48% auf 71% gestiegen.

Abbildung 7

Quelle: Ministerium für Bildung und Kultur

Seit dem Schuljahr 2001/02 überwiegen die Zahlen der sprachauffälligen Kinder, die in Regelschulen geför-

dert werden – und dies trotz eines weit überproportionalen Anstiegs in der Sprachheilschule.

Der Förderbereich Geistige Entwicklung bietet dagegen ein völlig anderes Bild. Hier ist der Bedarf in den 

vergangenen Jahren moderat angestiegen, und zwar von 686 (Schuljahr 2001/02) auf 785 Schülerinnen 

und Schüler im Schuljahr 2011/12, dies entspricht einer Steigerung um 14%. Die Inklusionsquote in 

Regelschulen ist in diesem Bereich aber durchgehend niedrig (bei rund 5,5%) geblieben.
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Abbildung 8

Quelle: Ministerium für Bildung und Kultur

Ein gemischtes Bild zeigt sich im Förderbereich Lernen. Die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit einem 

Förderbedarf in diesem Bereich liegt auf einem hohen Niveau und ist in diesem Zeitraum um 3% gestiegen, 

und zwar von 2.614 (Schuljahr 2001/02) auf 2.680 Schülerinnen und Schüler im Schuljahr 2011/12. Die 

Inklusionsquote in Regelschulen konnte in diesem Bereich stetig verbessert werden, sie ist in den vergange-

nen zehn Jahren von 21% auf 36% gestiegen.
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Abbildung 9

Quelle: Ministerium für Bildung und Kultur

2.1.3 Erwerb des Hauptschulabschlusses an Förderschulen

Die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die an einer Förderschule einen Hauptschulabschluss erreichen, 

ist kontinuierlich gestiegen. Dazu trägt auch die seit dem Schuljahr 2001/02 bestehende Möglichkeit 

eines freiwilligen 10. Schuljahres an den »Förderschulen Lernen« bei. Im Schuljahr 2009/10 gelang 198 

Förderschülern ein Hauptschulabschluss. Ihre Berufschancen haben sich dadurch deutlich verbessert – und 

damit ihre Chancen auf Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der Gesellschaft.
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Abbildung 10

Quelle: Ministerium für Bildung und Kultur

2.1.4 Förderung besonderer Schülergruppen

Auch Kinder und Jugendliche mit Schwerst- oder Mehrfachbehinderungen haben einen Anspruch auf 

Bildung, der nur über sonderpädagogische Förderung einzulösen ist. Die Möglichkeiten der Sonderpädagogik 

wurden im Laufe der Jahre immer weiter verbessert, und diese sollen auch vollständig genutzt werden. Auf 

diese Weise (auch durch den Einsatz von Integrationshelfern) konnte die Zahl der Kinder, die aufgrund der 

Schwere ihrer Behinderung keine Schule besuchen können, reduziert werden.

Mit dem Ziel, alle Möglichkeiten der schulischen Förderung behinderter Kinder auszuschöpfen, wurden 

im Juli 2003 das Schulpflichtgesetz und das Schulordnungsgesetz geändert. Die Anforderungen an die 

»Bildungsfähigkeit« von Schülerinnen und Schülern mit schwersten Behinderungen wurden herabgesetzt, 

um die Entwicklung der individuellen Förderungsfähigkeit zu verbessern und gegebenenfalls noch in spä-

teren Jahren mit dem Schulbesuch beginnen zu können. Zunehmend werden in den Förderschulen auch 

Kinder gefördert, bei denen vorwiegend basale Fähigkeiten fortentwickelt werden können. Solange auch 

das nicht möglich ist, ruht die Schulpflicht. Die Ersetzung der bisherigen »Befreiung« von der Schulpflicht 

durch das »Ruhen« der Schulpflicht soll deutlich machen, dass kein schwerstbehindertes Kind auf Dauer 

von Bildung ausgeschlossen wird.
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Die Anzahl von Kindern mit Schwerst- oder Mehrfachbehinderung nimmt nach allgemeinen Beobachtungen 

zu – u. a. auch als Folge der besseren Überlebenschancen sehr früh geborener Kinder. Seit Anfang der 

1990er Jahre nehmen die saarländischen Förderschulen für geistige und körperliche Entwicklung sowie 

Sinnesbehinderung Kinder mit zunehmend schwereren Behinderungen auf. Vorher mussten diese Schüler 

an Heimsonderschulen in benachbarten Bundesländern verwiesen werden. Je nach Strenge der angewen-

deten Kriterien sind im Schuljahr 2010/11 von den 1.261 Schülerinnen und Schülern dieser Schulen etwa 

20-25% (etwa 252 bis 315 Schüler) zur Gruppe der Schüler mit Schwerstbehinderung zu rechnen.

Für Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf im Bereich der geistigen sowie der körperlichen und moto-

rischen Entwicklung wird gemäß »Verordnung über die Festlegung der Werte für die Klassen-, Gruppen- und 

Kursbildung und über die Schüler-Lehrer-Relation« vom 19.07.1996 als Grund-Personalisierung für jeweils 

vier Kinder eine volle Lehrerstelle bereitgestellt. Zusätzlich ist für Kinder mit Schwerstmehrfachbehinderung 

im Rahmen der personellen Möglichkeiten ein angemessener Mehrbedarf zu berücksichtigen.

Die Förderschulen für körperliche und motorische Entwicklung, die Förderschulen geistige Entwicklung, die 

Förderschule für Blinde und Sehbehinderte und die Förderschule für Gehörlose und Schwerhörige erhal-

ten über die Schüler-Lehrer-Relationen hinausgehend zusätzliche Lehrkräfte im Gesamtumfang von 29 

Vollzeitlehrereinheiten (davon sieben an privaten Förderschulen Geistige Entwicklung).

Aufgrund der besonderen Pflegebedürfnisse der Schüler (an diesen Schulen werden auch Schüler mit 

Schwerst- oder Mehrfachbehinderung unterrichtet) wird therapeutisch-pflegerisches Personal benötigt. Da 

die Fachkräfte (Krankenschwestern, Ergotherapeuten) nicht ausreichen, um dem Pflegebedarf der Schüler 

gerecht zu werden, wurden zusätzlich 45 Stellen für freiwillige Helfer (Bundesfreiwilligendienst, mit derzeit 

19 Verträgen) und 30 Stellen für Absolvent/innen des freiwilligen sozialen Jahres (FSJ) geschaffen (derzeit 

mit 42 Verträgen; Angaben des Ministeriums für Bildung und Kultur).

Darüber hinaus werden Schüler mit Behinderungen durch Integrationshelfer bzw. Eingliederungshelfer in 

der Schule im Rahmen des SGB XII individuell betreut. 
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Tabelle III.2.2

Integrationshelfer in Schulen: Zahl der betreuten Schüler

davon in:

Jahresende Fallzahlen Anstieg in % Förderschulen Regelschulen

2004 125   -  -  -

2005 137   9,6  -  -

2006 158  15,3  -  -

2007 194  22,8  -  -

2008 215  10,8  99 116

2009 269  25,1 129 140

2010 297  10,4 126 171

2011 358  20,5 147 211

Entwicklung

2004 – 2011

172 186,4%

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie und Landesamt für Soziales

Die Zahl der Schüler mit Behinderungen, die in dieser Form begleitet werden, ist von 125 am Jahresende 

2004 um 186% auf 358 Schüler am Jahresende 2011 angewachsen, davon erhielten 147 Schüler diese 

Unterstützung in Förderschulen und 211 Schüler in Regelschulen. 

2.2 Berufsvorbereitung

Nach dem Schulbesuch (ob Förderschule oder Regelschule) ist möglichst eine berufliche Ausbildung anzu-

streben. Schulabsolventen mit geistiger oder Lernbehinderung erreichen oft keine oder eine berufliche 

Ausbildung, während den Schulabsolventen mit körperlichen oder Sinnesbehinderungen auch akademische 

Ausbildungswege offen stehen.

Wenn im Anschluss an den Schulbesuch ein berufliches Ausbildungsverhältnis nicht unmittelbar erreicht wird, 

kann eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme vorgeschaltet werden. Besondere Fördermöglichkeiten 

bieten:
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• Das Berufsvorbereitungsjahr (BVJ), das u. a. Jugendlichen mit einer Lernbehinderung eine verbesserte 

Allgemeinbildung und berufliches Grundwissen bietet sowie die Möglichkeit, einen Hauptschulabschluss 

nachzuholen.

• Das schulische Berufsgrundbildungsjahr (BGJ), das unter anderem den erfolgreichen Absolventinnen 

und Absolventen einer Förderschule Lernen berufliche Orientierung und ein breiter angelegtes 

Grundwissen und Fertigkeiten in einem Berufsfeld vermittelt.

• Die einjährige Berufsgrundschule/ Hauswirtschaft-Sozialpflege (BGS), die unter anderem Jugendlichen 

mit Lernbehinderung eine fundierte Grundausbildung in Hauswirtschaft und sozialpflegerischen Berufen 

bietet.

Wenn Schülerinnen und Schüler ohne vorherigen Hauptschulabschluss ein schulisches 

Berufsgrundbildungsjahr erfolgreich abschließen, wird auf ihrem Abschlusszeugnis vermerkt, dass das 

Zeugnis die mit dem Hauptschulabschluss verbundenen Berechtigungen einschließt. Diese Berechtigungen 

können auch zuerkannt werden, wenn das schulische BGJ nicht erfolgreich abgeschlossen wurde, dann 

wird ein entsprechender Vermerk in das Abgangszeugnis aufgenommen.

Die Aufnahmevoraussetzungen in diese Schulformen sowie deren Abschlüsse und Berechtigungen sind 

geregelt in der Verordnung – Schulordnung – über die Ausbildung an Berufsschulen im Saarland (AO-BS). 

Danach sollen Jugendliche mit Behinderungen vorrangig im Rahmen der Möglichkeiten der Berufsschule 

gefördert werden. In den beruflichen Vollzeitbildungsgängen der Berufsfachschulen und Fachoberschulen 

findet Integration auf Grundlage der Integrationsverordnung statt, soweit sie geltend gemacht wird.

Um jungen Menschen mit Behinderungen den Übergang von der Schule in den Beruf zu erleichtern, bieten die 

Arbeitsagenturen nach einem in 2004 entwickelten Fachkonzept berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 

für junge Menschen mit und ohne Behinderung an. Den individuellen Profilen der Jugendlichen wird durch 

Binnendifferenzierung und Individualisierung Rechnung getragen. Die Maßnahmen der Berufsvorbereitung 

gliedern sich in Eignungsanalyse, Grundqualifizierung, Förderstufe und Übergangsqualifizierung. Mit die-

sem Fachkonzept wird der Schwerpunkt auf eine stärkere betriebliche Orientierung gesetzt. Insbesondere 

mit längeren Praxisphasen sollen die Chancen für eine anschließende betriebliche Ausbildung verbes-

sert werden. Für Jugendliche mit multiplen Einschränkungen und besonderem Förderbedarf werden 

darüber hinaus auch behindertenspezifische berufsvorbereitende Maßnahmen bei freien Trägern und in 

Berufsbildungswerken angeboten.
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2.3 Hochschulbildung

Im Wintersemester 2009/2010 studierten rund 22.800 Personen an den Hochschulen des Saarlandes, 

davon die Hälfte Frauen.18 Wie viele dieser Studierenden eine Behinderung haben, wird allerdings stati-

stisch nicht erfasst.

Die Hochschulen im Saarland sind auf Studierende mit Behinderungen eingestellt und bieten für diese 

Personengruppe Informationen und individuelle Beratung an. Die Universität des Saarlandes als größte 

Universität hat z.B. eine Kontaktstelle »Studium und Behinderung« eingerichtet, die in die Stabsstelle 

Chancengleichheit integriert wurde. Studierende mit Einschränkungen werden bei Studienaufnahme 

wie auch über die gesamte Studiendauer in allen Belangen unterstützt. Bereits Studieninteressierte mit 

Einschränkungen oder deren Bezugspersonen sind Zielgruppe der Kontaktstelle.

Die Kontaktstelle informiert, berät und bietet Hilfe bei den verschiedenen Fragestellungen für Studierende 

mit Einschränkungen an. Dies geschieht u.a. durch persönliche, schriftliche oder telefonische Beratung. 

Dringende Fragestellungen können sein: Zulassung zum Studium, Strukturen und Serviceangebote für 

Menschen mit Einschränkungen im Hochschulbereich, Richtlinien und Antragsverfahren für Leistungen der 

Eingliederungshilfe, Nachteilsausgleiche, Wohnen für Menschen mit Behinderungen, Studienfinanzierung, 

Auslandsaufenthalte, Barrierefreie Didaktik und anderes mehr.

Die Kontaktstelle bietet eine Internetseite für Studierende mit Behinderungen an.19 Diese richtet sich auch 

an Lehrende und andere Beratungseinheiten der Universität des Saarlandes und bietet diesen sachgerecht 

aufbereitete Informationen. Darüber hinaus bietet die Kontaktstelle auch für diese Adressaten eine kompe-

tente individuelle Beratung vor Ort. Kooperationen und enge Abstimmung der Kontaktstelle bestehen mit 

der Studierendenvertretung (AStA), dem Zentrum für Studienberatung, dem Studierendensekretariat, dem 

Studentenwerk e.V. und der Psychologischen Beratungsstelle (PPB).

Auf der Internetseite »Informationen für behinderte und chronisch kranke Studierende«  befinden sich 

Informationen zum Studium, aktuelle Baumaßnahmen, eine Auflistung der für Rollstuhlfahrer geeigneten 

Gebäude, Beratungsangebote bei den verschiedenen Institutionen an der Universität, Erfahrungsberichte 

und sonstige Neuigkeiten. Diese Seite ist barrierefrei, die Schriftgröße ist frei wählbar. 

18 Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.1, WS 2009/2010
19 http://www.uni-saarland.de/de/campus/studium/beratung-und-orientierung/studieren-mit-behinderung.html
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In einigen Gebäuden auf dem Campus der Universität erleichtern Rampen und ebenerdige Zugänge den Weg 

zu Vorlesungsräumen und sonstigen Einrichtungen. Es sind im gesamten Universitätsbereich 20 Parkplätze 

für Menschen mit Behinderungen eingerichtet. Im Gebäude C 5 2 existiert ein Blindenarbeitsplatz.

Die Zentrale Studienberatung des Studienzentrums berät in Zusammenarbeit mit den Kontaktdozenten in den 

Fachbereichen zu Fragen der Studienvorbereitung, studienbegleitend und bei persönlichen Problemen. Das 

Studienzentrum verfügt über Informationsmaterial auch anderer bundesdeutscher Hochschulen. Darüber 

hinaus hilft es Studierenden mit Behinderung bei Bewerbungs-, Zulassungs- und Einschreibeformalitäten 

sowie bei allen Fragen, die mit der Integration in Universität und Studium im Zusammenhang stehen. 

Für allgemeine Fragen zum Studium mit Behinderung steht der Beauftragte für Behindertenfragen der 

Studierenden zur Verfügung. 

Auf studentischer Ebene helfen die Mitarbeiter des Sozialreferates der Studentenschaft (AStA). Ihre Aufgabe 

besteht u. a. darin, mit dafür zu sorgen, dass ein behindertengerechtes Studium erleichtert wird. Das 

Sozialreferat unterhält Kontakte zu relevanten Stellen in und außerhalb der Universität, um den Studierenden 

mit Behinderung möglichst schnell und unbürokratisch zu helfen. Das Studentenwerk im Saarland e. V. 

berät zu Fragen der Studienfinanzierung (BAföG etc.), insbesondere hinsichtlich der Sonderregelungen für 

Studierende mit Behinderungen.

Für die Aufnahme in die Studentenwohnheime und bei der Festlegung der allgemeinen Wohnzeit gel-

ten Sonderregelungen für Studierende mit Behinderungen. Behindertengerechte Wohnungen werden im 

Wohnheim Saarbrücken-Dudweiler und in Heim E auf dem Saarbrücker Campus angeboten. 

Zur Abklärung der beruflichen Möglichkeiten für Studierende mit Behinderungen stehen auch die 

Fachdienste (Ärztlicher Dienst, Psychologischer Dienst) der Arbeitsämter zur Verfügung. Es werden auch 

Beratungen hinsichtlich finanzieller Hilfen während des Studiums durchgeführt. Studierende, die ihr Studium 

behindertenbedingt abbrechen müssen, können Unterstützung bei der Eingliederung in nichtakademische 

Ausbildungsgänge erhalten. 

An der Universität wurde unter der Federführung des Vizepräsidenten ein »Arbeitskreis für behinderte 

Studierende und Studienbewerber« eingerichtet mit dem Ziel, die Rahmenbedingungen für das Studium 

von Menschen mit Behinderungen an der Universität des Saarlandes zu verbessern. 
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Mit Unterstützung dieses Arbeitskreises wurde z.B. ein Blindenarbeitsplatz an der Universität des Saarlandes 

eingerichtet und eine Informationsseite für blinde Studierende erstellt. 

In Zukunft soll für die Betroffenen eine aktive individuelle Unterstützung umgesetzt und diesen als Gruppe 

auch durch allgemeine Initiativen und Angebote geholfen werden. Ein Netzwerk der bereits eingeschrie-

benen Studierenden mit Einschränkungen, das mit für die Qualitätskontrolle zuständig sein kann, soll eta-

bliert werden.

2.4 Erwachsenenbildung

Auch Menschen mit Behinderungen haben einen Anspruch auf Teilnahme an Angeboten 

der Erwachsenenbildung im Rahmen eines lebenslangen Lernens. So wird in Artikel 24 der 

UN-Behindertenrechtskonvention ausdrücklich auch Erwachsenenbildung und Weiterbildung genannt.

Nach einer Übersicht des Statistischen Amtes des Saarlands für das Jahr 2007 wird die Erwachsenenbildung 

im Saarland durch die Volkshochschule (mit 16 Standorten und 113.600 Veranstaltungsteilnahmen in 2007), 

fünf kirchliche und politische Bildungsträger (mit 177.000 Veranstaltungsteilnahmen) sowie 13 Träger der 

beruflichen Weiterbildung (mit 39.400 Veranstaltungsteilnahmen) angeboten. Wie viele der Teilnehmenden 

Menschen mit Behinderungen sind, wird nicht erhoben. Auf der Homepage der Volkshochschule gibt es 

keine Hinweise darauf, inwieweit die Bildungsträger auf Teilnehmende mit Behinderungen eingestellt sind.

Nach Auswertungen des Mikrozensus 2009 nehmen im Saarland 10% der Menschen mit Behinderungen 

Angebote der beruflichen Fort- und Weiterbildung in Anspruch, fast die Hälfte davon sind schwerbehin-

derte Personen.
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2.5 Ausblick zum Handlungsfeld Bildung

Der Trend zu einer inklusiven Schulbildung hat sich fortgesetzt. Die Inklusionsquote ist im Schuljahr 2010/11 

auf 37% angestiegen (gegenüber 25% im Schuljahr 2004/05 und 29% im Schuljahr 2007/08). Im Jahr 

2011/12 liegt sie bei rund 41% (40,7 %). Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine vollständige Umsetzung 

der Inklusion in Regelschulen bislang nicht bei allen Behinderungsarten in gleichem Maße gelingt. Der Blick 

auf die statistische Entwicklung in den vergangenen zehn Jahren lässt erkennen, dass insbesondere bei 

einem Förderbedarf der geistigen Entwicklung Sonderformen der Förderung nach wie vor eine bedeutende 

Rolle spielen.20 

Die UN-Behindertenrechtskonvention fordert generell eine inklusive Unterrichtung von Schülern mit und 

ohne Behinderung und unterscheidet dabei nicht zwischen einzelnen Behinderungsformen. Dieses Ziel gilt 

es weiterhin, so weit wie möglich umzusetzen.21 Alle Kinder sollen grundsätzlich wohnortnah eingeschult 

und unterrichtet werden.

Es müssen geeignete Maßnahmen ergriffen werden, die Schule in die Lage zu versetzen, auch Kinder mit 

schweren und mehrfachen Behinderungen beschulen zu können.

Damit ist ein hoher Anspruch an die Schulen und ihre Lehrkräfte verbunden. Eine individuelle Förderung 

unabhängig von den Voraussetzungen des Kindes erfordert nämlich mindestens:

• stärker individualisierte Lernformen

• angemessene Lernanreize, um jedes einzelne Kind bestmöglich zu fördern

• Aus- und Weiterbildung aller Pädagogen für diese Art des Lernens

• räumliche Voraussetzungen und materielle Ausstattung der Schulen

• Unterrichtsmaterialien, die den individualisierten Unterricht unterstützen

• Zusammenwirken von Pädagogen unterschiedlicher Profession (Lehrkräfte, Sonderpädagogen, Erzieher  

u. a.) an den Schulen.22

20 Der Blinden- und Sehbehindertenverein für das Saarland e.V. weist in einer Stellungnahme zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention auf die Schwierigkeit hin, dass es für sinnesgeschädigte, blinde und sehbehinderte Kinder ganz spezifische 
pädagogische Anforderungen gibt, die nicht so ohne Weiteres an jeder Schule verwirklicht werden können, sondern besonderer Anstrengungen 
bedürfen.
21 Auch der Landesbehindertenbeirat spricht sich in seinen Empfehlungen zur Umsetzung der UN-BRK im Bereich Bildung dafür aus und 
verweist auf Studien, denen zufolge in Deutschland die Unterrichtung in Sonderformen stärker ausgeprägt sei als in anderen Ländern: Der 
Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen Saarland (2010): Empfehlungen zur Umsetzung der UN-Konvention – Teilbereich 
Bildung, Saarbrücken.
22 Deutsche Unesco Kommission: »Inklusion: Leitlinien für die Bildungspolitik«, http://www. inclusive-education-in-action.org/iea/dokumente/
upload/6265a_inklusion_leitlinien.pdf
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Der Landesbehindertenbeirat erkennt in seinen Empfehlungen zur Umsetzung der 

UN-Behindertenrechtskonvention (allerdings) an, dass die Chancen, eine integrative Unterrichtsteilnahme 

erfolgreich durchzuführen, sich nach Art der Behinderung unterscheiden und gibt daher die differenzierte 

Empfehlung, dass etwa Kinder mit Sinnesschädigung, geistiger oder Mehrfachbehinderung auf Wunsch 

der Eltern und nach intensiver Beratung weiterhin eine Förderschule besuchen können. Für Kinder mit den 

Förderschwerpunkten Lernen, Sprache oder soziale Entwicklung wird hingegen ausnahmslos eine integra-

tive Unterrichtung empfohlen (Landesbehindertenbeirat 2010, a.a.O.).

Das saarländische Bildungsministerium hat zum Schuljahr 2011/2012 einen Schulversuch begonnen mit 

dem Ziel, ein inklusives Förderkonzept an Regelschulen zu entwickeln. Das Pilotprojekt stellt somit einen 

konkreten Umsetzungsschritt im Sinne der »progressiven Verwirklichung« des Artikels 24 der UN-BRK 

dar, um »geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die zielgerichtet und wirksam sind, um ein inklusives 

Bildungssystem zügig aufzubauen«. Die teilnehmenden Schulen (zunächst sieben Grundschulen, zwei 

Erweiterten Realschulen und zwei Gesamtschulen) sollen Modelle und Konzepte eines individualisierenden 

Unterrichts und einer inklusiven Förderung erarbeiten, ihre Durchführung erproben und einen weiteren 

Ausbau vorbereiten sowie als Regelschulen die Schülerinnen und Schüler mit Behinderung, mit drohender 

Behinderung und ohne Behinderung gemeinsam unterrichten.

Insgesamt sollen die Bemühungen, mehr Schülerinnen und Schüler, die einen sonderpädago-

gischen Förderbedarf haben, an Regelschulen zu unterrichten, verstärkt werden. Der Einsatz von 

Förderschullehrkräften an Regelschulen soll dauerhaft etabliert werden, gleichzeitig sollen Förderschulen 

zu sonderpädagogischen Kompetenzzentren umgebaut werden. Die saarländische Landesregierung strebt 

daher an, das von der Bundesregierung anvisierte Ziel einer Inklusionsquote von 50% bereits bis zum Jahr 

2016 deutlich zu überschreiten.

Im Bereich der schulischen Berufsorientierung setzt das saarländische Sozialministerium gemeinsam mit 

dem Bildungsministerium und der Agentur für Arbeit im Rahmen der bundesweiten »Initiative Inklusion« 

das Projekt »Neue Wege der Berufsorientierung in der Schule« um, das beim Übergang von Schülern 

mit Behinderungen aus Förderschulen und nachrangig auch aus Regelschulen in das Arbeitsleben 

ansetzt. Im Handlungsfeld »Berufsorientierung« dieser Initiative sollen die Eingliederungschancen durch 

Informationsveranstaltungen, intensiv begleitete Praxisphasen während des letzten Schuljahres, eine 

gezielte Eignungsabklärung und intensive Integrationsbegleitung verbessert werden. 
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Das seit Dezember 2011 durchgeführte Projekt wird aus Mitteln des Bundesprogramms finanziert. Das 

Land beteiligt sich mit weiteren Mitteln aus der Ausgleichsabgabe.

Im Bereich der Hochschulbildung ist eine hohe Sensibilität für die Belange von Studierenden mit Behinderungen 

festzustellen, die in barrierefreier Gestaltung, spezifischen Beratungsangeboten und Interessenvertretung 

zum Ausdruck kommt. Diese Entwicklung gilt es zu unterstützen und in Richtung auf »inklusive 

Hochschulen« voranzutreiben. Dazu gehören ein barrierefreier Zugang zu allen Lehrveranstaltungen, 

Verfügbarkeit technischer Hilfsmittel und Bereitstellung erforderlicher Assistenz, die Einrichtung behinder-

tengerechter Arbeitsplätze z.B. in der Bibliothek sowie eine Flexibilisierung der Prüfungsbedingungen, um 

Studierenden mit Behinderungen gleiche Chancen zur Erlangung eines guten Studienabschlusses zu garan-

tieren. Die Lehrenden an den Hochschulen sollten durch Fortbildungen auf die Situation und die spezi-

fischen Unterstützungsbedarfe von Studierenden mit Behinderungen vorbereitet werden.

Im Bereich der Erwachsenenbildung scheint dagegen das Informations- und Veranstaltungsangebot noch 

kaum auf Menschen mit Behinderungen ausgerichtet zu sein. Die Erkenntnis, dass auch Menschen mit 

Behinderungen lebenslang lernen möchten, muss sich noch stärker durchsetzen. Durch den Abschluss von 

Zielvereinbarungen mit der Volkshochschule und anderen Trägern von Erwachsenenbildung könnte der 

Zugang für Menschen mit Behinderungen verbessert werden.
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III.3 Arbeit, Beschäftigung und Tagesstrukturierung

Im Hinblick auf Arbeit und Beschäftigung ist das vorrangige Ziel, den Menschen mit Behinderungen ein 

Arbeitsverhältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Dazu können vielfältige Maßnahmen 

der Arbeitsagentur und des Integrationsamtes genutzt werden. Für Personen, die aufgrund einer Behinderung 

weitergehende Unterstützung benötigen, steht ein differenziertes Angebot der Teilhabe an Arbeit zur 

Verfügung. In enger Verbindung zum Arbeitsmarkt stehen die Beschäftigung in Integrationsprojekten 

sowie die unterstützte Beschäftigung. Personen, die die dort geforderte Leistung auch mit Unterstützung 

nicht erbringen können, erhalten Gelegenheit zur Beschäftigung in Werkstätten für behinderte Menschen. 

Auch hier hat das Wunsch- und Wahlrecht der Menschen mit Behinderungen einen hohen Stellenwert. 

Wer aufgrund einer sehr schweren Behinderung zu keiner Arbeitstätigkeit in der Lage ist, kann (im 

Rahmen der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft nach dem 7. Kapitel SGB IX) an tagesstrukturierenden 

Fördermaßnahmen für Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung in Tagesförderstätten teil-

nehmen oder Tageszentren für Menschen mit seelischer Behinderung besuchen.

3.1 Berufliche Bildung

3.1.1 Betriebliche Ausbildung

Der Einstieg in das Arbeitsleben erfolgt durch die Qualifizierung in einer beruflichen Ausbildung, die in 

Deutschland überwiegend als duale Ausbildung organisiert ist: In einem Ausbildungsverhältnis in einem 

Betrieb wird ein anerkannter Ausbildungsberuf gelernt; diese Ausbildung wird durch Unterricht in einer 

Berufsschule begleitet. Ausgehend von dem Grundprinzip der Teilhabe am Arbeitsleben »So normal wie 

möglich – so speziell wie erforderlich« sollen Jugendliche mit Behinderungen in erster Linie in Betrieben 

ausgebildet werden. Nach dem Schulpflichtgesetz unterliegen sie auch der Berufsschulpflicht, allerdings 

besteht für Jugendliche mit geistiger Behinderung keine Pflicht zum Besuch der Berufsschule. Das vorran-

gige Ziel ist, nach der Ausbildung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Auch die Förderschulen 

orientieren sich an diesem Ziel, indem sie z.B. Praktika in Unternehmen organisieren, denn beim Übergang 

von der Schule in den Beruf sind für Jugendliche mit Behinderungen vor allem Praktikumserfahrungen, eine 

ausreichende Berufsorientierung und lokale Netzwerke hilfreich.

Die Arbeitsagenturen versuchen, wann immer möglich, eine Ausbildungsstelle in Betrieben zu vermitteln. Um 

die Einstellungsbereitschaft der Betriebe zu fördern, können Ausbildungszuschüsse gezahlt werden. Weitere 

Anreize bieten auch Fördermöglichkeiten für schwerbehinderte Menschen (z.B. Mehrfachanrechnungen) 
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und Gleichstellungen für junge Menschen mit Behinderungen. Sofern auf Grund der Behinderung besondere 

Anpassungen des Ausbildungsplatzes erforderlich sind, können hierfür auch technische Arbeitshilfen und 

besondere Hilfsmittel finanziert werden. Zur Unterstützung während der Ausbildung kann die Arbeitsagentur 

ausbildungsbegleitende Hilfen gewähren insbesondere für lernbeeinträchtigte und sozial benachteiligte 

Auszubildende. Junge Menschen mit Behinderungen können darüber hinaus Erleichterungen in Anspruch 

nehmen wie eine Verlängerung der Ausbildung oder Prüfungserleichterungen (z.B. Prüfungsunterlagen, die 

auf die jeweilige Behinderung abgestimmt sind, mehr Zeit etc.). Sie können auch besondere Ausbildungen 

mit verringertem Theoriegehalt wählen, die allerdings nicht gleichwertig mit einer regulären Ausbildung 

sind.

3.1.2 Außerbetriebliche Ausbildung

Wenn wegen Art oder Schwere der Behinderung eine betriebliche Ausbildung nicht möglich ist, 

kann eine Berufsausbildung auch in einer außerbetrieblichen Ausbildungsstätte absolviert werden. 

Berufsbildungswerke sind speziell eingerichtete Ausbildungsstätten der beruflichen Erstausbildung 

und bieten neben den Ausbildungswerkstätten vor Ort eine Sonderberufsschule, pädagogisch diffe-

renzierte Wohnformen, Freizeitmöglichkeiten und begleitende Rehabilitationsfachdienste. Im Saarland 

wird dies vom Berufsbildungswerk CJD Jugenddorf Homburg angeboten, in der näheren Umgebung 

von den Berufsbildungswerken Neuwied, dem Europäischen Berufsbildungswerk Bitburg und dem 

DRK-Berufsbildungswerk Worms. Im Schuljahr 2010/11 wurden im Berufsbildungswerk Homburg 27 

Integrationsmaßnahmen nach der Integrationsverordnung durchgeführt, deutlich mehr als noch vier Jahre 

zuvor (12 Maßnahmen im Schuljahr 2006/07). Ist für Jugendliche mit Behinderungen eine internatsförmige 

Unterbringung erforderlich, muss in der Regel auf Einrichtungen in benachbarten Bundesländern zurück-

gegriffen werden.

Junge Menschen mit Behinderungen, die zu ihrer beruflichen Eingliederung die besonderen Hilfen 

einer Rehabilitationseinrichtung, aber nicht spezialisierte Berufsbildungswerke benötigen, können ihre 

Berufsausbildung in sonstigen Maßnahmen absolvieren, die auf die besonderen Bedürfnisse von Menschen 

mit Behinderungen ausgerichtet sind. Diese speziell pädagogisch und sozialpädagogisch unterstützten 

Ausbildungen werden von verschiedenen freien Trägern in der Region angeboten.

3.1.3 Berufliche Ausbildungsabschlüsse: Ergebnisse des Mikrozensus

Die berufliche Ausbildung als Schnittstelle zwischen Schule und Erwerbstätigkeit absolvieren die mei-

sten Menschen mit Behinderung erfolgreich: Von den Menschen mit Behinderungen im Alter zwischen 
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30 und 64 Jahren haben drei Viertel eine Lehre abgeschlossen, rund 10% verfügen über einen Meister-, 

Techniker- oder gleichwertigen Fachschulabschluss und rund 13% über einen (Fach-) Hochschulabschluss 

oder eine Promotion. Nur 2% haben den Berufseinstieg nicht erfolgreich absolviert, sie erreichen nur eine 

Anlernausbildung oder Ähnliches. Dabei sind die Unterschiede zwischen den Graden der Behinderung nur 

gering ausgeprägt.

Abbildung 11

Quelle: Mikrozensus 2009,23 Berechnung it.nrw

3.2 Berufliche Eingliederung von Menschen mit Behinderungen auf dem allgemeinen  Arbeitsmarkt

Der Arbeitsmarkt ist ein zentrales Feld gesellschaftlicher Integration, aber gerade hier zeigen sich beson-

ders große Barrieren für Menschen mit Behinderungen. Viele Betriebe ziehen die Abführung einer 

Ausgleichsabgabe der Beschäftigung behinderter Arbeitnehmer vor, was sich in vergleichsweise hohen 

Arbeitslosenquoten der Schwerbehinderten niederschlägt. Frühzeitig einsetzende Hilfen der Berufsbildung 

und Berufsförderung sind wichtige Weichenstellungen. 

Um die Einstellungs- und Beschäftigungschancen schwerbehinderter Menschen zu erhöhen und somit einen 

Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen zu leisten, hat der Gesetzgeber 

im SGB IX »Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen« eine Beschäftigungspflicht der Arbeitgeber 

und eine Pflicht zur Zahlung einer Ausgleichsabgabe geschaffen. Seit 2001 ist damit jeder private oder 

23 Das Merkmal »Behinderung« wird im Mikrozensus alle vier Jahre erhoben. Die vorliegenden Berechnungsergebnisse basieren auf dem 
Mikrozensus 2009.
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öffentliche Arbeitgeber, der über mindestens 20 Arbeitsplätze verfügt, grundsätzlich verpflichtet, wenig-

stens 5% dieser Plätze mit schwerbehinderten Menschen zu besetzen (§ 71 SGB IX). Eine Erleichterung die-

ser Verpflichtung für kleinere Betriebe hat der Gesetzgeber ab Januar 2004 für Arbeitgeber mit weniger als 

40 (verpflichtend einen schwerbehinderten Menschen) bzw. weniger als 60 Arbeitsplätzen (verpflichtend 

zwei schwerbehinderte Menschen) geschaffen.

Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, so hat er für jeden unbesetzten Pflichtplatz einen Betrag – 

abhängig von der individuellen Beschäftigungsquote – zwischen 105 und 260 Euro monatlich als 

Ausgleichsabgabe an das zuständige Integrationsamt zu entrichten. Die Zahlung der Ausgleichsabgabe 

hebt die Pflicht zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen nicht auf. Die Ausgleichsabgabe verfolgt 

einen doppelten Zweck: Sie soll einerseits einen gewissen kostenmäßigen Ausgleich schaffen zwischen 

den Arbeitgebern, die im vorgeschriebenen Umfang Menschen mit Schwerbehinderung beschäftigen, und 

jenen Arbeitgebern, die weniger schwerbehinderte Menschen als die gesetzliche Pflichtquote beschäfti-

gen (Ausgleichsfunktion). Zum anderen soll sie die beschäftigungspflichtigen Arbeitgeber nachdrücklich 

dazu anhalten, ihre Beschäftigungspflicht wenigstens in der vorgeschriebenen Mindestzahl zu erfüllen 

(Anreizfunktion).

Über die Zahl der beschäftigten Menschen mit Schwerbehinderung informieren die Ergebnisse eines 

Anzeigeverfahrens: Einmal jährlich müssen alle beschäftigungspflichtigen Arbeitgeber der Agentur für 

Arbeit und den Integrationsämtern melden, in welchem Umfang sie Menschen mit einer Schwerbehinderung 

oder Gleichgestellte beschäftigen (§ 80 SGB IX). Darüber hinaus wird in größeren Zeitabständen stich-

probenweise die Beschäftigung schwerbehinderter Menschen in kleineren Betrieben mit weniger als 20 

Arbeitsplätzen erfasst.

Im Jahr 2010 waren von den 228.835 Arbeitsplätzen im Saarland 11.000 Plätze sogenannte 

»Pflichtarbeitsplätze«, die entsprechend der gesetzlichen Regelung mit schwerbehinderten Arbeitnehmern 

zu besetzen waren. Davon waren tatsächlich 9.314 Plätze besetzt, dies entspricht einem Anteil von 4,1% 

an allen Arbeitsplätzen. Bundesweit ist dieser Anteil mit 4,5% etwas höher. 38,8% dieser Beschäftigten 

sind Frauen (bundesweit 38,3%).
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Im Saarland ebenso wie im gesamten Bundesgebiet wird dabei die Beschäftigungspflicht durch öffentliche 

Arbeitgeber (Saarland: 5,8%, Deutschland: 6,4%) besser erfüllt als durch private Arbeitgeber (Saarland: 

3,6%, Deutschland: 3,6%). Auch bei dieser Unterscheidung bleibt das Saarland auf einem niedrigeren 

Niveau.24

Tabelle III.3.1

Erfüllung der Pflicht zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen
Saarland 2001 – 2010

Ist-Quote

Jahr Arbeitsplätze Pflicht- 

Arbeitsplätze

tatsächlich besetzt Saarland Deutschland

2001 219.760 10.544 8.175 3,7 n.b.

2002 221.144 10.591 8.163 3,7 n.b.

2003 203.744 9.848 7.508 3,7 4,0

2004 210.219 10.154 7.897 3,8 4,1

2005 204.453  9.864 7.769 3,8 4,2

2006 205.369  9.904 7.913 3,9 4,3

2007 214.452 10.307 8.386 3,9 4,2

2008 226.252 10.883 8.918 3,9 4,3

2009 226.407 10.889 9.186 4,1 4,5

2010 228.835 11.000 9.314 4,1 4,5

darunter: Private Arbeitgeber

2001 173.518  8.253 5.398 3,1 n.b.

2002 170.576  8.083 5.273 3,1 n.b.

2003 168.058  8.073 5.289 3,1 3,5

2004 164.897  7.899 5.245 3,2 3,6

2005 168.836  8.097 5.525 3,3 3,7

2006 169.352  8.118 5.599 3,3 3,7

2007 174.538  8.328 5.852 3,4 3,7

2008 176.787  8.428 6.012 3,4 3,7

2009 178.280  8.502 6.477 3,6 3,9

2010 178.204  8.490 6.370 3,6 4,0

24 Allerdings wurde in der Landesverwaltung mit einer Beschäftigungsquote von 6,1% im Jahr 2009 der Bundesdurchschnitt schon nahezu 
erreicht.
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Erfüllung der Pflicht zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen
Saarland 2001 – 2010

darunter: Öffentliche Arbeitgeber

2001  46.242  2.291 2.777 6,0 n.b.

2002  50.568  2.508 2.890 5,7 n.b.

2003  35.686  1.772 2.218 6,2 5,4

2004  45.322  2.253 2.649 5,8 5,6

2005  35.616  1.768 2.244 6,3 5,7

2006  36.018  1.786 2.314 6,4 5,9

2007  39.914  1.980 2.534 6,3 6,0

2008  49.466  2.455 2.906 5,9 6,1

2009  48.127  2.388 2.710 5,6 6,3

2010  50.631  2.510 2.944 5,8 6,4

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2011

Nach Branchen aufgeteilt lag die Quote neben der öffentlichen Verwaltung (6,2%) recht hoch auch 

in der Energieversorgung (6,7%) sowie im Gesundheitswesen (5,0%). Besonders niedrig fiel die 

Beschäftigungsquote in den Bereichen Gastronomie (2,1%) sowie Vermittlung und Überlassung von 

Arbeitskräften (1,0%) aus.

3.3 Leistungen des Integrationsamts, der Integrationsfachdienste und der Integrationsprojekte zur 

Hilfe im Arbeitsleben

3.3.1 Das Integrationsamt

Die Integrationsämter sind bei den oberen Landessozialbehörden angesiedelt, im Saarland ist dies das 

Landesamt für Soziales. Zu den Aufgaben des Integrationsamtes gehören 

• Erhebung und Verwendung der Ausgleichsabgabe, 

• Begleitende Hilfe für schwerbehinderte Menschen im Arbeitsleben, 

• Kündigungsschutz sowie 

• Schulungs- und Bildungsmaßnahmen.
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Die zentrale Aufgabe des Integrationsamtes ist nach § 102 Abs. 3 SGB IX die Durchführung der beglei-

tenden Hilfe im Arbeitsleben. Diese verfolgt im Wesentlichen die Ziele, die Arbeitgeber bei der Erfüllung 

ihrer Verpflichtung zur Beschäftigung schwerbehinderter Arbeitnehmer zu unterstützen und diesen die 

erforderlichen persönlichen und finanziellen Hilfen zur Sicherung ihrer beruflichen Eingliederung zu gewäh-

ren. Durch eine systematische Durchführung von Betriebsbesuchen, Beratung und Pflege der Kontakte 

mit Arbeitgebern und betrieblichen Helfern leistet das Integrationsamt einen entscheidenden Beitrag zur 

Neuschaffung von Arbeitsplätzen und Sicherung der Beschäftigung Schwerbehinderter. Neben den unter-

schiedlichen Investitions- und Lohnkostenzuschüssen für Arbeitgeber sind im Rahmen der begleitenden 

Hilfe auch finanzielle Hilfen für schwerbehinderte Beschäftigte möglich.

Verwaltung der Ausgleichsabgabe

Die Einnahmen des Integrationsamtes sind in den Jahren 2006 (8,4 Mio. EUR) bis 2009 (10,2 Mio. 

EUR) angestiegen und im Jahr 2010 leicht gesunken (9,8 Mio. EUR). Die von den Arbeitgebern gelei-

stete Ausgleichsabgabe für Pflichtarbeitsplätze, die nicht besetzt werden, bildet darunter die größte 

Einnahmequelle des Integrationsamts. (5,3 Mio. EUR in 2006 und 4,7 Mio. EUR in 2010, 4,46 Mio. EUR in 

2011). Im Jahr 2010 zahlten 63,75 % der saarländischen Betriebe eine Ausgleichsabgabe.

Auf der anderen Seite stehen dem Ausgaben gegenüber, die in den vergangenen Jahren zwischen 5,5 

Mio. EUR und 8,8 Mio. EUR lagen. Mit diesen Mitteln werden vor allem Leistungen an Arbeitgeber und 

Integrationsprojekte finanziert, um behindertengerechte Ausbildungs- und Arbeitsplätze zu schaffen, 

besondere Belastungen auszugleichen und Integrationsprojekte zu fördern. Die dafür in 2010 ausgege-

benen 2,1 Mio. EUR kamen insgesamt 392 schwerbehinderten Arbeitnehmern zugute. 

Die folgenden Tabellen geben einen Überblick über die Leistungen des saarländischen Integrationsamtes 

im Zeitraum von 2006 bis 2010. 
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Tabelle III.3.2

Verwaltung der Ausgleichsabgabe
Leistungen des Integrationsamts Saarland 2006 – 2010; Daten in EUR / Jahr)

Position 2006 2007 2008 2009 2010 Veränderung 

2006 – 2010

Einnahmen insgesamt  

darunter: 

8.430.021 6.467.512 10.126.610 10.186.170 9.822.558 17%

Einnahmen der Ausgleichsabgabe 5.287.085 4.770.741 5.604.774 5.173.620 4.729.677 -11%

Ausgaben insgesamt  

darunter: 

6.626.950 5.475.624 5.494.217 5.858.298 8.821.222 33%

1. Leistungen an Arbeitgeber /

Integrationsprojekte darunter: 

2.178.926 1.252.047 1.408.130 1.320.766 2.108.223 -3%

* behinderungsgerechte Einrichtung von  

  Arbeits- und Ausbildungsplätzen

196.517 61.920 40.612 181.028 125.650 -36%

* besondere Belastungen (Betreuungs  

  aufwand und Minderleistungsausgleich)

1.054.799 1.200.147 921.204 1.118.319 6%

* Leistungen an Integrationsprojekte 815.810 46.200 122.350 218.534 811.430 -1%

2. Arbeitsmarktprogramme 862.357 703.878 659.874 675.506 468.672 -46%

* Leistungen an schwerbehinderte Menschen 113.238 116.304 116.374 76.180 44.895 -60%

* zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben

* Leistungen an Einrichtungen 470.709 486.061 1.172.970 1.862.036 3.441.641 631%

* Informationsmaßnahmen, Modell- und 

Forschungsprojekte

585.202 652.915 637.055 787.415 829.295 42%

3. Trägerübergreifendes Persönliches Budget 0 0 0 45.259 56.143 -

Geförderte Personen darunter: 1.270 1.140 1.390 1.270 1.250 -2%

Leistungen an Arbeitgeber / Integrationsprojekte 

darunter: 

421 376 473 404 392 -7%

* behinderungsgerechte Einrichtung  

  von Arbeits- und Ausbildungsplätzen

44 8 5 62 49 11%

* besondere Belastungen (Betreuungs - 

  aufwand und Minderleistungsausgleich)

313 340 373 252 241 -23%

* Leistungen an Integrationsprojekte 64 28 95 90 54 -16%

2. Arbeitsmarktprogramme 364 342 404 421 258 -29%

* Leistungen an schwerbehinderte Menschen  

  zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben

64 46 40 34 22 -66%
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Verwaltung der Ausgleichsabgabe
Leistungen des Integrationsamts Saarland 2006 – 2010; Daten in EUR / Jahr)

Position 2006 2007 2008 2009 2010 Veränderung 

2006 – 2010

* Leistungen an Einrichtungen 4 Einr. 4 Einr. 8 Einr. 4 Einr. 4 Einr. -

3. Trägerübergreifendes Persönliches Budget 0 0 0 7 9 -

Quelle: Landesamt für Soziales 2011

Weiterhin wurden im Rahmen von Arbeitsmarktprogrammen in 2010 mit 468.672 EUR insgesamt 258 

Personen gefördert. Rund 3,4 Mio. EUR wurden an vier Werkstätten für behinderte Menschen gezahlt. 

Dies ist deutlich mehr als in den Vorjahren. Leistungen an Arbeitnehmer wurden im Jahr 2010 in Höhe von 

44.900 EUR für 22 Beschäftigte gezahlt, dies ist weniger als in den Vorjahren. Leistungen in Form eines trä-

gerübergreifenden Persönlichen Budgets wurden im Jahr 2010 in Höhe von 55.143 EUR an neun Personen 

gezahlt. Diese Form ist relativ neu und wird erst seit dem Jahr 2009 in Anspruch genommen.

Beratung, Aufklärung und Schulung

Eine besondere Aufgabe des Integrationsamtes besteht darin, Arbeitgeber über die vielfältigen 

Unterstützungsmöglichkeiten für die Einrichtung und Erhaltung eines Arbeitsplatzes zu informieren und 

sie für ein Engagement in dieser Hinsicht zu sensibilisieren. Dies erfolgt zum einen durch Besuche von 

Betrieben und die Leistung einer fachlichen Beratung vor Ort (im hier ausgewerteten Zeitraum waren 

es über 30 Besuche pro Jahr) sowie durch Informationstätigkeit bei Schwerbehindertenversammlungen. 

Weiterhin wurden pro Jahr zwischen 20 und 30 Schulungs- und Informationsveranstaltungen durchgeführt. 

Davon wurden etwa zwei Drittel als Tagesveranstaltungen und ein Drittel als mehrtägige Veranstaltungen, 

teilweise mit anderen Trägern gemeinsam organisiert. Schließlich zählt zu diesem Bereich der Abschluss 

von Integrationsvereinbarungen, deren Zahl von fünf im Jahr 2006 auf elf Vereinbarungen im Jahr 2009 

gestiegen ist.
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Tabelle III.3.3

Beratung, Aufklärung, Schulung
Leistungen des Integrationsamts Saarland 2006 – 2010

Jahr

2006 2007 2008 2009

1.) Fachliche Beratung 43 54 52 48

Betriebsbesuche 33 41 38 34

Besuchte Schwerbehindertenversammlungen 10 13 14 14

2.) Schulungs- u. Informationsveranstaltungen 27 28 27 20

Tagesveranstaltungen 18 19 17 13

Mehrtägige Veranstaltungen 9 9 10 7

3.) Integrationsvereinbarungen 5 5 7 11

Quelle: Landesamt für Soziales 2010

Kündigungsschutz

Wenn schwerbehinderten Arbeitnehmern eine Kündigung droht, wird das Integrationsamt eingeschaltet, 

um Wege zu finden, über die ein Erhalt des Arbeitsplatzes erreicht werden kann. Dies kann entweder durch 

unterstützende Maßnahmen auf dem derzeitigen Arbeitsplatz oder durch Vermittlung auf einen besser 

geeigneten Arbeitsplatz im selben Unternehmen erfolgen. 

Im Jahr 2009 wurde das Integrationsamt mit 305 ordentlichen Kündigungen konfrontiert, die in 48 Fällen 

abgewendet werden konnten. Dies entspricht einem Anteil erhaltener Arbeitsplätze von 16%, diese Quote 

liegt über den Vorjahreswerten. Im Falle außerordentlicher Kündigungen, deren Zahl deutlich niedriger lag 

als im Vorjahr, konnte in 13 von 47 Fällen (28%) die Kündigung abgewehrt und der Arbeitsplatz erhalten 

werden. In deutlich weniger Fällen geht es um eine Änderungskündigung (7 Fälle im Jahr 2009), und in 

allen Fällen konnte das Ziel, durch diese Änderung den Arbeitsplatz zu erhalten, auch erreicht werden. In 

ebenfalls wenigen Fällen ging es um eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses wegen des Eintritts einer 

Erwerbsminderung (nach § 92 SGB IX). Dies konnte in den vergangenen Jahren nur in Einzelfällen abge-

wehrt werden.
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Tabelle III.3.4

Kündigungsverfahren
Leistungen des Integrationsamts Saarland 2006 – 2010

Jahr

Position 2006 2007 2008 2009

1.) Ordentliche Kündigungen gesamt 172 275 169 305

darunter: Verlust des Arbeitsplatzes 147 258 151 257

Erhalt des Arbeitsplatzes 25 17 18 48

Erhaltungsquote 15% 6% 11% 16%

2.) Außerordentliche Kündigungen gesamt 17 117 109 47

darunter: Verlust des Arbeitsplatzes 13 113 97 34

Erhalt des Arbeitsplatzes 4 4 12 13

Erhaltungsquote 24% 11% 28%

3.) Änderungskündigungen gesamt 4 2 18 7

darunter: Verlust des Arbeitsplatzes 0 0 0 0

Erhalt des Arbeitsplatzes 4 2 18 7

Erhaltungsquote 100% 100% 100% 100%

4.) Beendigung des Arbeitsverhältnisses

ohne Kündigung (nach § 92 SGB IX) 11 10 9 9

darunter: Verlust des Arbeitsplatzes 10 9 7 8

Erhalt des Arbeitsplatzes 1 1 2 1

Erhaltungsquote 9% 10% 22% 11%

Quelle: Landesamt für Soziales 2010
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3.3.2 Integrationsfachdienste

Die begleitende Hilfe im Arbeitsleben umfasst auch die nach den Umständen des Einzelfalles notwendige 

psychosoziale Betreuung schwerbehinderter Menschen, die durch Integrationsfachdienste (IFD) geleistet 

wird. Hier ist im Auftrag des Integrationsamtes der berufsbegleitende Fachdienst an drei Standorten im 

Saarland mit fünf Fachkräften tätig. Dieser Dienst gewährt Unterstützung bei der Bewältigung psycho-

sozialer Probleme am Arbeitsplatz. Ergänzt wird dieses Angebot durch einen speziellen Fachdienst für 

Hörbehinderte Menschen mit gleicher Aufgabenstellung. 

Mit dem gesetzlichen Übergang der Strukturverantwortung für die Integrationsfachdienste im Jahre 2005 

wurde ein weiterer IFD für den Bereich der Vermittlung beauftragt. Die Hauptaufgabe dieses Dienstes 

liegt im Bereich der Unterstützung Arbeitsuchender bei Bewerbungen und Vorstellungsgesprächen sowie 

bei der Erschließung geeigneter Arbeitsverhältnisse für den betroffenen Personenkreis. Die nachfolgende 

Übersicht belegt die verstärkte Inanspruchnahme der Integrationsfachdienste: 

Tabelle III.3.5

Integrationsfachdienste

Jahr

Art der Leistung 2008 2009 2010

Gesamtzahl der Klienten 1.239 1.207 1.420

davon:

Einmalige Beratung   555   551   646

Qualifizierte Beratung   302   302   303

Längerfristige Beratung   382   354   471

Vermittlung in Arbeitsmarkt    16     9     7

Quelle: Landesamt für Soziales 2011

Bei der Gesamtzahl der Klienten handelt es sich um Menschen mit gesundheitlichen bzw. behinderungs-

bedingten Einschränkungen, die sich an die Beratungsstellen des Integrationsfachdienstes – Berufliche 

Begleitung – gewandt haben. In 80% aller Fälle fanden persönliche Kontakte mit den Betrieben statt und 

in 70% der Fälle konnte der Arbeitsplatz erhalten bleiben. In den vergangenen Jahren wurden auch die 

Beratungsangebote für die Betriebe ausgebaut. Schwerpunkte hierbei waren Beratungen über Auswirkungen 

von Behinderungen auf den Arbeitsprozess und über behindertengerechte Arbeitsplatzgestaltung sowie 
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finanzielle Fördermöglichkeiten. Weiterhin wurden zahlreiche Seminare und Schulungen insbesondere zur 

Thematik »Psychisch Kranke im Arbeitsleben« durchgeführt sowie die Einführung des gesetzlich gefor-

derten betrieblichen Eingliederungsmanagements bzw. von Integrationsvereinbarungen begleitet.

3.3.3 Unterstützte Beschäftigung 

Menschen, für die behinderungsbedingt eine Ausbildung – auch bei Ausschöpfen aller Hilfen und 

Nachteilsausgleiche – nicht möglich ist, kann seit 2009 die »Unterstützte Beschäftigung« zu einem 

Beschäftigungsverhältnis führen (§ 38a SGB IX). Für Menschen mit Behinderungen mit besonderem 

Unterstützungsbedarf werden dabei neue Beschäftigungsmöglichkeiten in einem Unternehmen entspre-

chend ihren Fähigkeiten und Interessen erschlossen. Nach dem Grundsatz »erst platzieren, dann qualifizie-

ren« werden sie dort so lange eingearbeitet und unterstützt, bis ein Arbeitsvertrag abgeschlossen werden 

kann. Das eröffnet neue Perspektiven auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. 

Die neue gesetzliche Regelung unterscheidet zwei Phasen der Unterstützten Beschäftigung: die individuelle 

betriebliche Qualifizierung und die Berufsbegleitung. Zunächst wird die individuelle betriebliche Qualifizierung 

für die Dauer von bis zu zwei Jahren direkt in Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes erbracht. Sie kann 

um bis zu zwölf Monate verlängert werden, wenn dies aufgrund der Art oder Schwere der Behinderung 

erforderlich ist, um im Einzelfall die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung zu 

erreichen. Die Vermittlung von berufsübergreifenden Lerninhalten und Schlüsselqualifikationen sowie 

Maßnahmen zur Entwicklung der Persönlichkeit sind wesentlicher Bestandteil der Qualifizierung. Die an 

dieser Rehabilitationsmaßnahme Teilnehmenden sind in vollem Umfang sozialversichert. Zuständig sind die 

Rehabilitationsträger, insbesondere die Bundesagentur für Arbeit. 

Gelingt die Integration in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, ist aber gleichzeitig eine weiter-

gehende Unterstützung erforderlich, wird diese in der Regel durch die Integrationsämter in Form der 

Berufsbegleitung erbracht. Diese wird so lange fortgesetzt, wie sie notwendig ist. Zielgruppe sind insbe-

sondere Schulabgängerinnen und Schulabgänger mit Behinderungen, aber auch Menschen, bei denen sich 

im Laufe ihres Berufslebens eine Behinderung einstellt. Im Saarland werden derzeit 30 Personen im Rahmen 

der Unterstützten Beschäftigung gefördert, eine Erhöhung auf 70 geförderte Personen wird angestrebt.
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3.3.4 Integrationsprojekte

Integrationsprojekte sind spezielle Betriebe oder Abteilungen zur Beschäftigung schwerbehinder-

ter Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Sie beschäftigen mindestens 25% schwerbehin-

derte Arbeitnehmer und haben damit eine »Brückenfunktion« zwischen den Betrieben des allgemeinen 

Arbeitsmarktes und den speziellen Werkstätten für behinderte Menschen. Zielgruppe sind schwerbe-

hinderte Menschen, deren Integration in einen Betrieb des allgemeinen Arbeitsmarktes auf besondere 

Schwierigkeiten stößt. Diesen Personen bieten die Integrationsprojekte einen Arbeitsplatz und arbeitsbe-

gleitende Betreuung an, Maßnahmen zur beruflichen Weiterbildung, Unterstützung bei der Vermittlung in 

eine Beschäftigung in einem sonstigen Betrieb und Maßnahmen zur Vorbereitung auf eine Beschäftigung 

in einem Integrationsprojekt. Auch schwerbehinderte Schulabgänger, die ohne besondere Unterstützung 

den Weg ins Berufsleben nicht schaffen, erhalten hier eine Einstiegsmöglichkeit in Erwerbstätigkeit.

Das Saarland fördert Integrationsprojekte entsprechend einer Richtlinie vom Mai 2007 im Rahmen sei-

ner Möglichkeiten. Zurzeit gibt es im Saarland neun Integrationsprojekte mit einem breiten Spektrum an 

Produktions- und Dienstleistungsbereichen, in denen derzeit 81 schwerbehinderte Arbeitnehmer beschäf-

tigt sind:

Tabelle III.3.6

Beschäftigte in Integrationsprojekten
nach Gemeindeverbänden (Jahresende 2010)

Gemeindeverband Projekte Bereich Beschäftigte

Regionalverband Saarbrücken 1 Automobilzulieferer, Grüner Bereich 10

Merzig-Wadern 1 EDV-Dienstleistung, Grüner Bereich  8

Neunkirchen 3 Hotel-/ Gastronomie, Microverfilmung, 28

Dienstleistungen, Lebensmittelmarkt

Saarlouis 2 Tiefkühllogistik, Gebäudereinigung 23

Saarpfalz-Kreis 1 Lebensmittelmarkt  4

St. Wendel 1 Schlachterei  8

Saarland gesamt 9 81

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 2012



A k t i o n s p l a n  z u r  U m s e t z u n g  d e r  U N - B e h i n d e r t e n r e c h t s k o n v e n t i o n  i m  S a a r l a n d

87

Der flächendeckende Ausbau von Integrationsprojekten ist ein wichtiges Anliegen der Landesregierung. 

Bei den Angeboten der Integrationsprojekte handelt es sich um alternative Beschäftigungsformen am 

ersten Arbeitsmarkt. Das Land unterstützt die Gründung von Integrationsbetrieben mit Mitteln aus der 

Ausgleichsabgabe mit einem einmaligen Investitionskostenzuschuss bis zu 20.000 EUR und einem Darlehen 

bis zu 20.000 EUR für anteilige sonstige Investitionskosten pro neugeschaffenem Arbeitsplatz.

Als Beispiel für ein sehr erfolgreiches Integrationsprojekt sei die Gründung von »CAP-Märkten« 

genannt. Nach einem einheitlichen Konzept wurden langfristig geeignete Arbeitsplätze für 

Menschen mit Handicap geschaffen. Aktuell gibt es im Saarland vier CAP-Lebensmittelmärkte in 

unterschiedlicher Trägerschaft, die jeweils zentrumsnah gelegen sind:

• CAP-Markt Saarlouis-Roden: Werkstatt-Abteilung der AWO V.I.B. Dillingen

• CAP-Markt Spiesen-Elversberg: Integrationsbetrieb der reha integrations Gmbh mit fünf 

Arbeitsplätzen

• CAP-Markt Sulzbach: Integrationsbetrieb der reha integrations Gmbh mit fünf Arbeitsplätzen

• CAP-Markt Saarbrücken-Malstatt: Werkstatt-Abteilung der reha GmbH

Auch das Land selbst ist Kunde der Integrationsbetriebe und berücksichtigt die Angebote und Dienstleistungen 

der Integrationsbetriebe bei seinen Ausschreibungen. So konnten beispielsweise einem Integrationsbetrieb 

aus dem Landkreis Merzig-Wadern Aufträge des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 

im Rahmen der Kriegsgräberfürsorge erteilt werden.
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3.4 Arbeitslosigkeit

3.4.1 Menschen mit Behinderungen in Arbeitslosigkeit

Die Exklusion schwerbehinderter Menschen vom Arbeitsmarkt kommt in ihrer Arbeitslosenquote zum 

Ausdruck. Schwerbehinderte Menschen sind von Arbeitslosigkeit weitaus stärker betroffen als Menschen 

ohne Behinderung. Die Zahl der schwerbehinderten Arbeitslosen ist im Saarland von 3.481 am Jahresende 

2000 auf 2.206 am Jahresende 2010 zurückgegangen. Dieser Rückgang um 37% kann zum Teil mit einem 

Rückgang der Erwerbspersonen insgesamt und darunter der Arbeitslosen (–27%) in diesem Zeitraum erklärt 

werden, ist aber auch ein Zeichen für eine besser gelungene Integration schwerbehinderter Menschen ins 

Erwerbsleben. Dennoch liegt der Anteil der Schwerbehinderten an allen Arbeitslosen im Saarland mit 6,2% 

noch etwas höher als im Bundesdurchschnitt (5,9%).

Tabelle III.3.7

Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen  
(Saarland 2000 – 2010)

Vergleich Deutschland

Jahr Anzahl Anteil an Arbeitslosen Anzahl Anteil

2000 3.481 7,3 184.097 4,7

2001 3.002 6,7 182.340 4,7

2002 2.649 5,8 156.909 3,9

2003 2.536 5,3 169.096 3,9

2004 2.428 5,3 173.948 4,0

2005 2.614 4,9 192.989 4,0

2006 2.600 5,2 184.008 4,1

2007 2.524 5,9 176.991 4,7

2008 2.236 6,0 164.138 5,0

2009 2.117 5,4 167.379 4,9

2010 2.206 6,2 176.595 5,9

Veränderung  

2000 – 2010

-36,6% - 4,1%

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2011
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In den Jahren 2000 bis 2005 ist der prozentuale Anteil der schwerbehinderten Arbeitslosen an allen 

Arbeitslosen im Saarland bis auf rund 5% kontinuierlich zurückgegangen. Ein zahlenmäßig starker Anstieg 

bei Arbeitslosen insgesamt und bei den schwerbehinderten Arbeitslosen erfolgte im Jahre 2005 aufgrund 

einer veränderten Rechtslage und Statistik (Einführung des SGB II mit der Zusammenlegung von Sozial- 

und Arbeitslosenhilfe zum 01.01.2005). Bis zum Jahr 2010 stieg der Arbeitslosenanteil schwerbehinderter 

Erwerbspersonen im Saarland auf 6,2% und lag damit geringfügig über dem Bundesdurchschnitt. Dies 

zeigt, dass weitere Anstrengungen zur Beschäftigung von schwerbehinderten Menschen erforderlich sind.

Die Relation zwischen beschäftigten und arbeitslosen Schwerbehinderten hat sich im Saarland in den ver-

gangenen Jahren insgesamt leicht verbessert. Während die Zahl der Schwerbehinderten in Beschäftigung 

von 2005 bis 2009 um 18% gestiegen ist, ging die Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten im gleichen 

Zeitraum um 19% auf 2.117 zurück.

Am Jahresende 2010 waren im Saarland 2.206 schwerbehinderte Personen arbeitslos, darunter 831 

Personen nach dem Rechtskreis des SGB III und 1.375 Personen nach dem SGB II. 

Abbildung 12

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2012
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Ein hoher Anteil der schwerbehinderten Arbeitslosen ist im höheren Erwerbsalter, was typische 

Freisetzungsmuster in der Wirtschaft erkennen lässt. Aus Sicht der Unternehmen zielt der Personalabbau 

vorwiegend auf die älteren Arbeitnehmer, unter denen sich überdurchschnittlich viele Menschen mit 

Schwerbehinderung befinden, um jungen Menschen nach ihrer Ausbildung Beschäftigungschancen zu 

ermöglichen. Nur allmählich reift in den Betrieben die Erkenntnis, dass sie ihren Fachkräftebedarf wegen 

der schwächer besetzten jüngeren Jahrgänge schon in naher Zukunft kaum noch decken können, wenn sie 

nicht auch die älteren erfahrenen Arbeitskräfte beschäftigen.

Der Anteil der Frauen an den schwerbehinderten Arbeitslosen liegt durchgängig erheblich unter 

dem Vergleichswert bei allen Arbeitslosen. Daraus kann jedoch nicht automatisch auf bessere 

Beschäftigungschancen schwerbehinderter Frauen geschlossen werden. Vielmehr erklärt sich der nied-

rigere Frauenanteil zum einen aus der Berufs- und Beschäftigungsstruktur im Saarland. Zum anderen zie-

hen sich Frauen weit eher als Männer in die »stille Reserve« zurück. Dieser Rückzug vom Arbeitsmarkt ist als 

Reaktion auf besonders ungünstige Eingliederungschancen in Verbindung mit fehlenden oder erschöpften 

Ansprüchen auf Arbeitslosengeld I zu beobachten.

3.4.2 Förderung durch die Agentur für Arbeit

Zur Förderung der Beschäftigung schwerbehinderter Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt steht 

eine Reihe von Instrumenten zur Verfügung. Die Agenturen für Arbeit, die Jobcenter bzw. die Träger 

der Grundsicherung für Arbeitsuchende können nach SGB III und ggf. SGB II Eingliederungszuschüsse 

an Arbeitgeber leisten, wenn diese Arbeitnehmer beschäftigen, deren Vermittlung wegen in ihrer Person 

liegender Umstände erschwert ist. Sie werden als Lohnkostenzuschüsse zum Arbeitsentgelt erbracht. 

Förderhöhe und Förderdauer richten sich nach den jeweiligen Eingliederungserfordernissen. So können 

Eingliederungszuschüsse nach § 218 Abs. 2 SGB III für behinderte und schwerbehinderte Menschen und 

Eingliederungszuschüsse nach § 219 SGB III für besonders betroffene schwerbehinderte Menschen gelei-

stet werden. Die Förderhöhe reicht in beiden Varianten bis zu 70% des Arbeitsentgelts, die Förderdauer 

ist nach § 218 auf maximal 24 Monate befristet und nach § 219 SGB III gestaffelt bis 36 Monate, für 

Geförderte ab 50 Jahren bis 60 Monate und ab 55 Jahren bis 96 Monate (mit gleicher Regelung auch § 421 

f SGB III für ältere Arbeitnehmer).
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Im Saarland wurden am Jahresende 2010 für 1.141 Personen Eingliederungszuschüsse gezahlt, dies waren 

rund 7% weniger als ein Jahr zuvor.25 Bundesweit lag zu diesem Zeitpunkt die Zahl von rund 110.000 

Eingliederungszuschüssen für schwerbehinderte Menschen um 15% unter dem Vorjahreswert.

Fasst man die verschiedenen Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation zusammen, so wurden am 

Jahresende 2010 im Saarland insgesamt 3.122 Personen in einer solchen Maßnahme von der Bundesagentur 

für Arbeit gefördert, dies entspricht 0,49% der Bevölkerung im Alter von 18 bis 64 Jahren (Tab. III.3.7).26 

Diese Quote ist von 0,62% am Jahresende 2006 stetig zurückgegangen. Sie lag in diesen Jahren immer 

über dem Bundesdurchschnitt (zwischen 0,55% in 2006 und 0,43% in 2010).

Rund zwei Drittel der Rehabilitanden streben eine Ersteingliederung an, im Saarland waren dies 2.117 

Personen am Jahresende 2010. Deren Zahl ist von 2006 bis 2009 gestiegen und im Jahr 2010 erstmals 

zurückgegangen. Einer bundesweiten Statistik zufolge sind 88% von ihnen unter 25 Jahre alt, 21% von 

ihnen sind schwerbehindert. Der Frauenanteil liegt bei 38%. 

Rund ein Drittel der Rehabilitanden waren bereits berufstätig, streben aber aufgrund einer Behinderung 

eine Wiedereingliederung an, im Saarland waren dies 1.005 Personen am Jahresende 2010. Deren Zahl 

ist in den vergangenen Jahren im Saarland ebenso wie bundesweit kontinuierlich zurückgegangen. Von 

diesen sind (nach der bundesweiten Statistik) nur 10% unter 25 Jahre alt und 17% schwerbehindert. Der 

Frauenanteil liegt hier bei 39%. 

25 Bundesagentur für Arbeit (2011): Arbeitsmarktreport Land Saarland, Dezember 2010.
26 Bundesagentur für Arbeit (2011): Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben – Rehabilitanden Deutschland Dezember 2010. Hinzu 
kommen Rehabilitationsmaßnahmen, die durch die Rentenversicherung gefördert werden.
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Tabelle III.3.8

Bestand an Rehabilitanden
Saarland und Deutschland (jeweils Jahresende 2010)

Saarland Ersteingliederung Wiedereingliederung

Jahr insgesamt Quote* Anzahl Veränderung Anzahl Veränderung

2006 4.009 0,62% 2.000 - 2.009 -

2007 3.954 0,61% 2.180 9% 1.774 -12%

2008 3.639 0,57% 2.254 3% 1.385 -22%

2009 3.525 0,55% 2.336 4% 1.189 -14%

2010 3.122 0,49% 2.117 -9% 1.005 -15%

Deutschland Ersteingliederung Wiedereingliederung

Jahr insgesamt Quote* Anzahl Veränderung Anzahl Veränderung

2006 282.594 0,55% 157.588 - 125.006 -

2007 275.082 0,53% 164.946 5% 110.136 -12%

2008 267.341 0,52% 169.664 3% 97.677 -11%

2009 246.898 0,48% 165.320 -3% 81.578 -16%

2010 221.766 0,43% 153.386 -7% 68.380 -16%

*Anteil an der Bevölkerung im Alter von 18 bis 64 Jahren

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit

3.4.3 Förderung durch das Land

Ein wichtiger Garant für die erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik für Menschen mit Behinderungen im Saarland 

war das Saarländische Sonderprogramm zur Eingliederung schwerbehinderter Menschen auf dem allge-

meinen Arbeitsmarkt, das seit 1994 die Beschäftigungssituation dieses Personenkreises nachhaltig positiv 

beeinflusst hat. Bis Juli 2005 konnten insgesamt 1.840 Förderfälle verzeichnet werden. Dabei wurden rund 

700 sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse in saarländischen Betrieben und Dienststellen 

geschaffen.

Von November 2005 bis September 2011 führte das Integrationsamt des Saarlandes ein eigenständiges 

Saarländisches Teilhabe-Programm durch. Zu den Zielgruppen des Modellprojektes gehörten:
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• schwerbehinderte Menschen aus den Werkstätten für behinderte Menschen sowie

• seelisch behinderte Menschen, die am Projekt »Arbeitstrainingsplätze für psychisch behinderte 

Menschen« (ATP) teilnehmen.

Auch das Folgeprogramm »60 inklusiv«, das das Saarländische Teilhabe-Programm im September 2011 abge-

löst hat, zielt auf die Förderung von Lohnkostenzuschüssen an Arbeitgeber bei Übergängen aus der WfbM 

auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. Damit soll eine nachhaltige und längerfristige Arbeitgeberförderung 

(fünf Jahre; also 60 Monate) gewährleistet werden. Zusätzlich zu diesem Programm beteiligt sich das 

Saarland an dem Sonderprogramm des Bundes »Job 4000«, das seit 2007 aus Mitteln des Sondervermögens 

Ausgleichsabgabe und einer Kofinanzierung durch das Land getragen wird. In diesem Rahmen werden der-

zeit 20 schwerbehinderte Arbeitnehmer gefördert.

Tabelle III.3.9

Förderprogramme zur Beschäftigung behinderter Menschen

Teilhabeprogramm Saar (seit 2005)

Jahr Fördermittel

Geförderte Gesamtjahr Jahresdurchschnitt Bund Land pro Fall

2005  86  7 -  52.256  7.292

2006 315 26 - 590.698 22.503

2007 342 29 - 636.139 22.321

2008 337 28 - 713.817 25.418

2009 338 28 - 718.004 25.491

2010 217 18 - 251.888 13.929

Bundesprogramm Job 4000 (seit 2007)

Jahr Fördermittel

Geförderte  Gesamtjahr Jahresdurchschnitt Bund Land pro Fall

2007  65  5 16.250      0 3.000

2008 243 20 67.750   8.250 3.753

2009  20 20 16.500   8.250 1.238

2010  20 20 40.500  20.250 3.038

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie; Erhebungen bei den Trägern und Berechnungen des ISG
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3.4.4 Arbeitstrainingsplätze für psychisch behinderte Menschen (ATP) 27

Im Rahmen des ATP-Projektes wurde in jedem Landkreis und dem Regionalverband Saarbrücken ein 

Modellprojekt eingerichtet, das die spezialisierten Einrichtungen der Rehabilitation (z. B. Werkstätten für 

behinderte Menschen) ergänzen soll. Ziel ist es, Menschen mit einer psychischen Erkrankung oder see-

lischen Behinderung eine Hilfestellung beim Wiedereinstieg ins Erwerbsleben anzubieten. Dies geschieht 

wohnortnah durch betreutes Training im allgemeinen Arbeitsmarkt. Der Einstieg in das Arbeitstraining 

erfolgt aufgrund der gesundheitlichen Einschränkungen mit einer reduzierten Arbeitszeit und mit zunächst 

eher einfachen Tätigkeiten im gewählten Arbeitsfeld. Nach und nach soll die Belastbarkeit ausgebaut wer-

den, um dadurch sowohl die tägliche Arbeitszeit als auch Inhalt und Qualität der Leistung zu steigern.

Saarlandweit wurden sehr gute Erfahrungen in der Kooperation mit Arbeitgebern aus nahezu allen Branchen 

gemacht. Die Projekte haben sich am Markt etabliert, werden von der Zielgruppe und den Arbeitgebern 

genutzt und haben sich im Bereich beruflicher Integrationshilfen zu einem wichtigen Instrument entwickelt. 

Die erzielten Erfolge sind beachtlich. Seit Beginn der Maßnahme wurden in diesem Rahmen 1.630 Personen 

betreut, davon konnten 370 Teilnehmer in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis sowie 140 Teilnehmer in 

eine weiterführende Rehabilitationsmaßnahme vermittelt werden (Stand 2010). Die Vermittlungsquoten 

zwischen 10% und 30% sind vor allem im Hinblick auf die schwierige Situation der Betroffenen positiv zu 

bewerten und belegen die erfolgreiche Arbeit der Projekte. 

Die Personal- und Sachkosten der ATP-Projekte wurden über mehrere Jahre aus Mitteln der Ausgleichsabgabe 

in Höhe von rund 750.000 EUR jährlich gefördert (bis zum Jahresende 2008 mit ESF-Kofinanzierung). Seit 

2010 werden erwerbsfähige Teilnehmer über die Jobcenter nach § 16a SGB II und erwerbsgeminderte 

Teilnehmer über die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach Kapitel 6 SGB XII gefördert. 

Mit den Veränderungen in den Sozialgesetzbüchern und der damit verbundenen Trennung der 

Personengruppen nach SGB II und SGB XII haben sich die Rahmenbedingungen grundlegend verändert, 

die auch bei der künftigen Ausgestaltung der ATP nicht unberücksichtigt bleiben können. Die Betreuung 

des Personenkreises mit Leistungen des SGB II obliegt nunmehr den Kommunen, die Verantwortung für 

den Personenkreis mit Leistungen des SGB XII liegt beim Land. Dieser Verantwortung wird das Land auch 

weiterhin gerecht werden. Das Saarland wird weiter jährlich 50 ATP-Plätze im Einvernehmen mit den von 

den Kreisen ausgehandelten Konditionen finanzieren und damit dazu beitragen, dass die ATP im bisherigen 

Umfang im Saarland zum Wohle der Menschen mit seelischer Behinderung umgesetzt werden kann.

27 Bei Einführung dieses Projektes sprach man noch von »psychischer Behinderung«. Heute wird zwischen »psychischer Erkrankung« und 
»seelischer Behinderung« unterschieden.
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3.5 Werkstätten für behinderte Menschen

Auch Menschen mit Behinderungen, die wegen Art und Schwere ihrer Behinderung nicht, noch nicht oder 

noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eingegliedert werden können, sollen soweit wie 

möglich am Arbeitsleben teilhaben können. Sie haben grundsätzlich einen Anspruch auf Leistungen in 

anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen (vgl. § 136 SGB IX).

Die Werkstatt ist eine Einrichtung zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Arbeitsleben und zur 

Eingliederung in das Arbeitsleben. Soweit es sich um Werkstätten mit allgemeinem Versorgungsauftrag han-

delt, nehmen diese grundsätzlich alle behinderten Menschen aus ihrem Einzugsgebiet, die die gesetzlichen 

Voraussetzungen erfüllen, auf – unabhängig von Ursache, Art und Schwere der Behinderung. Ausnahmen 

gelten, wenn in dem Einzugsgebiet eine besondere Werkstatt für eine Behinderungsart vorhanden ist.

Die Werkstatt für behinderte Menschen führt Eingangsverfahren durch, verfügt über einen 

Berufsbildungsbereich sowie einen Arbeitsbereich. Leistungen im Eingangsverfahren dienen insbesondere 

zur Feststellung, ob die Werkstatt die geeignete Einrichtung für die Teilhabe des behinderten Menschen 

am Arbeitsleben ist. Im Berufsbildungsbereich der Werkstätten sollen vor allem die Leistungs- oder 

Erwerbsfähigkeit von Menschen mit Behinderungen verbessert oder wiederhergestellt werden; sie sollen 

nach der Teilnahme an diesen Maßnahmen in der Lage sein, ein Mindestmaß an wirtschaftlich verwertbarer 

Arbeitsleistung zu erbringen und damit einer Beschäftigung in der Werkstatt nachgehen zu können.

Leistungen im Arbeitsbereich einer Werkstatt erhalten Menschen mit Behinderungen, die voll erwerbsge-

mindert sind oder bei denen wegen Art und Schwere ihrer Behinderung eine Beschäftigung auf dem allge-

meinen Arbeitsmarkt oder eine Berufsvorbereitung, berufliche Anpassung und Weiterbildung oder beruf-

liche Ausbildung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in Betracht kommen. Ziele dieser Leistungen 

sind insbesondere die Ausübung und Sicherung einer geeigneten Beschäftigung sowie die Förderung des 

Übergangs auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. Mit einem möglichst breiten Angebot an Arbeitsplätzen müs-

sen die Werkstätten der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit, den Entwicklungsmöglichkeiten, den behin-

derungsspezifischen Bedürfnissen und den Interessen der Menschen mit Behinderungen soweit wie mög-

lich Rechnung tragen. Die Umsetzung dieser fachlichen Anforderungen erfordert grundsätzlich, vor allem 

bei den Werkstätten mit allgemeinem Versorgungsauftrag, eine Binnendifferenzierung des Arbeitsbereichs 

und eine Vernetzung der Beschäftigungsangebote.
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Die Werkstätten müssen darüber hinaus wirtschaftliche Arbeitsergebnisse anstreben, um ihren Beschäftigten 

angemessene Arbeitsentgelte zahlen zu können. Sie haben damit eine doppelte Aufgabenstellung: Sie sind 

einerseits Rehabilitationseinrichtungen, andererseits aber auch Wirtschaftsbetriebe.

Im Saarland gibt es neun Träger von Werkstätten für behinderte Menschen mit Betriebsstätten an 29 

Standorten sowie das Modellprojekt »Virtuelle Werkstatt« der Saarland Heilstätten GmbH, das Menschen 

mit einer seelischen Behinderung die Möglichkeit gibt, als Beschäftigte auf ausgelagerten Plätzen einer 

Tätigkeit bei Arbeitgebern auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nachzugehen.28

Werkstätten für behinderte Menschen
im Saarland (Stand: 2011)

Gemeindeverband Werkstatt/ Träger Bereich Produktionsstätten

Regionalverband 

Saarbrücken

• Lebenshilfe Obere Saar e.V., Saarbrücken Elektro-, Metall und 

Holzverarbeitung; 

Landwirtschaft

5

• reha gmbh, Saarbrücken Druck, Marketing, Logistik 2

•  Modellprojekt "Virtuelle Werkstatt", SHG Saarbrücken Vermittlung seelisch 

behinderter Menschen in den 

Arbeitsalltag

1

Merzig-Wadern • B. Paulus GmbH, Merzig Lebensmittelverarbeitung 1

• Arbeiterwohlfahrt, Verbund für Integration und 

Bildung, Saarbrücken

Metall- und Holzverarbeitung, 

Montage, Dienstleistungen

2

Neunkirchen • DPS SAARWORK GmbH Verwaltungs-, 

Industriedienstleistung

1

• WZB gGmbH, Spiesen-Elversberg Landwirtschaft und Gartenbau, 

Produktion, Dienstleistung, 

Montage

4

• reha gmbh, Saarbrücken Druck, Marketing, Logistik 1

Saarlouis • Arbeiterwohlfahrt V.I.B., Saarbrücken Metall- und Holzverarbeitung 4

• reha gmbh, Saarbrücken Druck, Marketing, Logistik 1

Saarpfalz-Kreis • Blieskasteler Werkstätten im GfMB GmbH EDV, Büroleistungen, 

Versandarbeiten, Montage

1

• SWA - Saarpfalz-Werkstatt für angepasste Arbeit 

gGmbH

Dienstleistungen für Industrie, 

Handel und Gewerbe

2

• Haus Sonne e.V., Jean Schoch Werkgemeinschaft und 

Neukahlenberger Hof, Gersheim-Walsheim

Bäckerei, Weberei, Garten- 

und Landschaftsbau

2

28 Die Adressen der Werkstätten sowie Hinweise zu Trägerschaft, Arbeitsbereichen und Produktionsstätten lassen sich einer Aufstellung 
entnehmen, die über die Homepage des Sozialministeriums zugänglich ist (www.saarland.de/73510.htm).
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Werkstätten für behinderte Menschen
im Saarland (Stand: 2011)

Gemeindeverband Werkstatt/ Träger Bereich Produktionsstätten

St.Wendel • WZB gGmbH, Spiesen-Elversberg Landwirtschaft und Gartenbau, 

Produktion, Dienstleistung, 

Montage

2

Die Zahl der Beschäftigten in den saarländischen Werkstätten ist in den vergangenen Jahren kontinuierlich 

gestiegen. Am Jahresende 2000 waren es 2.671 Personen, am Jahresende 2010 wurden 3.395 Beschäftigte 

gezählt (+ 27%). Davon waren 59% Männer und 41% Frauen, was in etwa der Geschlechterrelation der 

Menschen mit Behinderungen entspricht.

Von den 3.395 Werkstattbeschäftigten im Jahr 2010 hatten 2.619 Personen eine primär geistige 

Behinderung (77%), 406 Personen eine körperliche Behinderung (12%) und 370 Personen eine primär see-

lische Behinderung (11%). Deren Zahl ist in den vergangenen Jahren am stärksten gestiegen, von 2000 bis 

2010 um 56%. Bundesweit liegt der Anteil der Werkstattbeschäftigten mit geistiger Behinderung ähnlich 

hoch (76%), der Anteil der Beschäftigten mit körperlicher Behinderung ist im Bundesdurchschnitt mit 7% 

niedriger und der Anteil der Beschäftigten mit seelischer Behinderung mit 18% höher als im Saarland.29

29 Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Sozialhilfeträger (2010): Kennzahlenvergleich der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 2009, 
Münster, S. 44.
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Tabelle III.3.10

Werkstätten für behinderte Menschen
im Saarland (2000 – 2010)

Entwicklung der Platz- und Beschäftigungszahlen nach Art der Behinderung

darunter mit Art der Behinderung

zum 31.12 Plätze Beschäftigte geistig körperlich seelisch

2000 2.742 2.671 2.111 323 237

2001 2.793 2.744 2.164 334 246

2002 2.853 2.810 2.200 333 277

2003 2.873 2.908 2.242 352 308

2004 2.965 3.043 2.371 361 311

2005 3.001 3.126 2.402 384 340

2006 3.302 3.183 2.464 368 351

2007 3.338 3.221 2.499 391 332

2008 3.358 3.291 2.554 379 358

2009 3.326 3.346 2.576 410 360

2010 3.400 3.395 2.619 406 370

2010 ggü. 2000   658   724   508  83 133

24,0% 27,1% 24,1% 25,7% 56,1%

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 2012

Die Zahl der Werkstattbeschäftigten unter 30 Jahren ist in den vergangenen zehn Jahren stark gestiegen, 

von 632 (Jahr 2000) auf 960 (Jahr 2010), dies entspricht einem Zuwachs um 52%. Die Beschäftigten zwi-

schen 30 und 39 Jahren machen nun 20% aller Werkstattbeschäftigten aus, ihre Zahl ist von 1.036 (Jahr 

2000) auf 670 (Jahr 2010) zurückgegangen. Beschäftigte zwischen 40 und 49 Jahren bilden mit 30% die 

größte Gruppe, ihre Zahl ist von 755 (Jahr 2000) auf 1.024 (Jahr 2010) gestiegen (+35%). Besonders stark 

fiel der Anstieg der älteren Beschäftigten ab 50 Jahren aus von 248 (Jahr 2000) auf 741 (Jahr 2010), dies 

entspricht +199%, und sie machen nun 22% aller Werkstattbeschäftigten aus. Der Altersdurchschnitt ist 

von 37,4 Jahren (2000) über 38,4 Jahre (2005) auf über 39 Jahre in 2010 gestiegen und wird sich voraus-

sichtlich in den nächsten Jahren weiter erhöhen.
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Abbildung 13

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie; Erhebungen bei den Trägern und Berechnungen des ISG

In den vergangenen zehn Jahren wurde nicht nur das Platzangebot der Werkstätten weiter ausgebaut, 

auch die Regionalisierung des Werkstattangebotes wurde fortgeführt, derzeit verfügen alle saarländischen 

Gemeindeverbände über eine Werkstatt mit allgemeinem Versorgungsauftrag (siehe Tab. III.3.12). 992 

Werkstattplätze befinden sich im Regionalverband Saarbrücken (29%), jeweils knapp 740 bzw. 22% in 

den Landkreisen Neunkirchen und Saarlouis. Im Saarpfalz-Kreis werden 346 Plätze angeboten (10%), im 

Landkreis St. Wendel 300 und im Landkreis Merzig-Wadern 290 Plätze (jeweils rund 9%). Das Angebot an 

spezialisierten Werkstattplätzen für Menschen mit seelischer Behinderung wurde erheblich ausgeweitet, so 

dass auch für diese Zielgruppe ein flächendeckendes und wohnortnahes Angebot an Werkstattplätzen zur 

Verfügung steht.
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Da die Zahl der Werkstattbeschäftigten nicht nur im Saarland, sondern bundesweit stetig ansteigt, haben 

Bund und Länder die Ursachen für diese Entwicklung untersuchen lassen.30 Das Ergebnis dieser Studie 

ist, dass zum einen die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen gestiegen ist und zu einem 

starken Zustrom von Förderschulen in die Werkstätten geführt hat; zum andern gelingt die Förderung des  

Übergangs von Werkstätten in den allgemeinen Arbeitsmarkt nach wie vor nur in Einzelfällen. Eine 

Schlussfolgerung der Autoren dieser Studie ist, dass vor allem für Förderschüler die berufsvorbereitenden 

Maßnahmen weiter ausgebaut und stärker auf den allgemeinen Arbeitsmarkt ausgerichtet werden sollten, 

um den vielfach noch bestehenden vorschnellen Übergang von der Förderschule in die Werkstätten zu 

vermeiden. 

Drei Viertel der Arbeitsplätze (2.580 bzw. 75,9%) werden in Werkstätten für behinderte Menschen mit einem 

allgemeinen Versorgungsauftrag angeboten, ein Viertel der Arbeitsplätze in spezialisierten Werkstätten 

(820 bzw. 24,1%). Von diesen sind die meisten auf Beschäftigte mit körperlicher oder schwerst-mehrfacher 

Behinderung ausgerichtet (434 Plätze). Eine weitere Spezialisierung richtet sich an Beschäftigte mit gei-

stiger und seelischer Behinderung (192 Plätze).

Tabelle III.3.11

Ausrichtung der Werkstätten für behinderte Menschen
(Jahresende 2010)

Ausrichtung Plätze Struktur

mit allgemeinem Versorgungsauftrag 2.580 75,9%

spezialisiert und zwar:   820 24,1%

geistig /seelisch   192  5,6%

körperlich/schwerst-mehrfach   434 12,8%

sonstige   194  5,7%

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie; Erhebungen bei den Trägern und Berechnungen des ISG

30 ISB Gesellschaft für Integration, Sozialforschung und Betriebspädagogik (2008): Entwicklung der Zugangszahlen zu Werkstätten für 
behinderte Menschen, Forschungsbericht Nr. 383 des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, Berlin.
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In der starken Zunahme der Werkstattbeschäftigten unter 30 Jahren kommen hohe Zugangssteigerungen in 

den Berufsbildungsbereich der Werkstätten zum Ausdruck. So hat sich der Anteil der Förderschulabgänger in 

den vergangenen Jahren trotz insgesamt rückläufiger Schülerzahlen regelmäßig erhöht. Nicht mehr die klas-

sischen Behinderungsformen prägen das Bild der Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf – zuneh-

mend sind es Mehrfachbehinderungen mit vielfältigen motorischen und mentalen Beeinträchtigungen, die 

oftmals mit Sprachentwicklungsstörungen und Verhaltensauffälligkeiten einhergehen. Einerseits wird es 

angesichts der ständig steigenden Qualifikationsanforderungen des allgemeinen Arbeitsmarktes zuneh-

mend schwieriger, diese Personen dauerhaft einzugliedern, andererseits könnte aber der aus demogra-

fischen Gründen zu erwartende zukünftige Arbeitskräftemangel auch für diesen Personenkreis neue 

Perspektiven eröffnen. 

Seit 2012 erhalten im Saarland behinderte Menschen, die den Berufsbildungsbereich einer WfbM durch-

laufen haben, nach Abschluss der Maßnahme ein »Zertifikat«. Damit sollen auch behinderte Menschen 

in Werkstätten – wie andere Personen, die berufliche Bildungsmaßnahmen absolvieren – die notwendige 

Anerkennung und Bestätigung für ihre Leistung erfahren. Gleichzeitig werden mit dem Zertifikat die im 

Berufsbildungsbereich erworbenen Kompetenzen und Fertigkeiten sowie das Leistungspotenzial des behin-

derten Menschen beschrieben. Ein entsprechender Nachweis ist u.a. für die Akquise externer Praktika und 

den Übergang von Werkstattbeschäftigten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt sehr hilfreich. 

Das Saarland ist das erste Bundesland, das Zertifikate für Berufsbildungsabschlüsse in Werkstätten vergibt, 

und möchte damit ein wichtiges behindertenpolitisches Signal setzen. Bislang fehlt es nämlich an einer ent-

sprechenden bundesrechtlichen Grundlage. Das Projekt der Zertifizierung wird im Saarland in Abstimmung 

zwischen dem Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie, dem Landesamt für Soziales, der 

Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit sowie der Landesarbeitsgemeinschaft der Werkstätten für 

behinderte Menschen e. V. im Saarland durchgeführt. Die Zertifikate werden jeweils von den Mitgliedern 

der Fachausschüsse in den Werkstätten  ausgestellt. 

Die Überreichung der ersten »Zeugnisse« an 27 Absolventinnen und Absolventen des Berufsbildungsbereiches 

erfolgte am 19. März 2012 in der Staatskanzlei Saarbrücken. In einem zweiten Schritt wird auch eine 

Nachzertifizierung derjenigen Personen, die den Berufsbildungsbereich in der Vergangenheit erfolgreich 

durchlaufen haben, durchgeführt. Somit werden künftig  alle Beschäftigten der saarländischen Werkstätten 

über ein Zertifikat hinsichtlich der im Berufsbildungsbereich erworbenen Kompetenzen und Fertigkeiten 

verfügen.
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Das Land ist als überörtlicher Träger der Sozialhilfe mit über 80% der Leistungsberechtigten der 

Hauptkostenträger der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in den Werkstätten für behinderte 

Menschen. Seine Ausgaben sind von 34,4 Mio. EUR im Jahr 2000 auf rund 51,2 Mio. EUR im Jahr 2010 

gestiegen. Dies entspricht einer Steigerung um 49%. Weitere Leistungsträger im Eingangsverfahren und 

Berufsbildungsbereich der Werkstätten sind die Arbeitsverwaltung sowie die Renten- und Unfallversicherung, 

die zusammen die übrigen 20% der Kosten tragen.

Abbildung 14

 

Quelle: Landesamt für Soziales
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Übergang von der Werkstatt für behinderte Menschen zum allgemeinen Arbeitsmarkt

Ein besonderer Schwerpunkt der Behindertenpolitik der Landesregierung ist die Förderung des Übergangs 

von Menschen mit Behinderungen aus den Werkstätten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. Damit soll nicht 

nur dem rasanten Anstieg der Fallzahlen in den Werkstätten entgegengesteuert, sondern Beschäftigten 

mit Behinderungen möglichst die Chance zur Teilhabe am allgemeinen Arbeitsmarkt eröffnet werden. 

Nach Abschluss eines dreijährigen Modellprojektes hatte sich gezeigt, dass dem Instrument spezieller 

Fachkräftestellen in den Werkstätten hierbei eine zentrale Bedeutung zukommt. Aus diesem Grund fördert 

die Landesregierung schon seit 1998 Werkstätten für behinderte Menschen, die in ihrem Stab spezielle 

»Fachkräfte für betriebliche Integration« vorhalten. Aufgabe der Fachkräfte für betriebliche Integration ist 

es, 

• geeignete Werkstattbeschäftigte auf einen Wechsel auf den allgemeinen Arbeitsmarkt vorzubereiten, 

• Praktikums- und Arbeitsplätze zu akquirieren und 

• die behinderten Beschäftigten und einstellungsbereite Arbeitgeber zu beraten und zu unterstützen.

Aufgrund der Erfahrungen in der Modellphase wurde die Konzeption weiterentwickelt und durch den 

Erlass spezieller »Richtlinien zur Integration behinderter Menschen aus den Werkstätten auf dem allge-

meinen Arbeitsmarkt« vom Januar 2002 dauerhaft abgesichert. Mit Wirkung ab Januar 2006 wurden 

weitere strukturelle Veränderungen vorgenommen. Die Zielsetzung, Aufgabenstellung und Finanzierung 

der Maßnahmen durch spezielle Fachkräfte für betriebliche Integration (FbI) sind seither in gesonderten 

Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen nach § 75 SGB XII geregelt. Die wichtigste inhaltliche Änderung 

war, dass Werkstätten künftig neben Grundpauschalen auch erfolgsorientierte Maßnahmenpauschalen pro 

Vermittlungsfall erhalten. Damit ist es gelungen, weitere finanzielle Anreize für erfolgreiche Vermittlungen 

aus den Werkstätten in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu schaffen. Flankierend ist es für die Effizienz der 

Konzeption wichtig, dass die Landesregierung über das Programm »60 inklusiv« auch weiterhin beson-

dere Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber zur Einstellung von Werkstatt-Beschäftigten gewährt. Derzeit 

bestehen Vereinbarungen mit sechs Werkstattträgern zur Beschäftigung einer Fachkraft für betriebliche 

Integration, die durch den Sozialhilfeträger mitfinanziert wird. Bei einer erfolgreichen Vermittlung erhält 

der Träger zusätzlich eine Vermittlungsprämie. Seit Beginn der besonderen Fördermaßnahmen im Jahr 1998 

konnten insgesamt 126 Beschäftigte aus einem Werkstatt-Beschäftigungsverhältnis in ein Arbeitsverhältnis 

oder eine Qualifizierungs-/ Ausbildungsmaßnahme auf dem ersten Arbeitsmarkt vermittelt werden. 
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Abbildung 15

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie und Erhebungen bei den Trägern

Die Zahl der »Integrationsfälle« hat sich zwischen 9 und 13 behinderten Beschäftigten pro Jahr eingepen-

delt, dies sind 0,3% bis 0,4% aller Werkstattbeschäftigten.31 Davon schaffen drei Viertel einen dauerhaften 

Verbleib auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, während ein Viertel (32 Personen seit 1998) in die Werkstatt 

zurückkehrte. Eine solche Rückkehr muss reibungslos möglich sein – diese Gewissheit wirkt ermutigend für 

diejenigen, die einen solchen »Sprung« wagen.

Ausgelagerte Werkstatt-Arbeitsplätze

Ein wichtiges Bindeglied zwischen dem allgemeinen Arbeitsmarkt und der Beschäftigung in Werkstätten 

für behinderte Menschen stellen auch die sogenannten ausgelagerten Werkstatt-Arbeitsplätze dar. Diese 

besonderen Werkstatt-Arbeitsplätze befinden sich in Betrieben oder Dienststellen öffentlicher oder pri-

vater Arbeitgeber auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Für Werkstattbeschäftigte ist diese Form der 

Beschäftigung ein guter Weg zur Eingliederung in das Arbeitsleben, und sie können damit einen hohen 

Grad von Normalität und Integration erreichen. Ausgelagerte Werkstattplätze können darüber hinaus auch 

der Vorbereitung für eine Vermittlung in ein reguläres Arbeitsverhältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 

dienen. In den vergangenen Jahren konnten verstärkt Träger dafür gewonnen werden, solche ausgelager-

ten Werkstatt-Arbeitsplätze zu akquirieren. 

31 Im Ländervergleich weisen das Saarland und Hamburg die höchsten Übergangsquoten in den allgemeinen Arbeitsmarkt auf; der 
Bundesdurchschnitt lag im Jahr 2006 bei 0,1% (vgl. ISB 2008, S. 114).
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Eine besondere Form ist daneben die Einrichtung von ausgelagerten Werkstatt-Arbeitsgruppen in Betrieben. 

Hier erfolgt zusätzlich eine Betreuung der Werkstatt-Arbeitsgruppe durch eine Fachkraft der Werkstatt.

Tabelle III.3.12

Beschäftigung auf ausgelagerten Arbeitsplätzen
nach Gemeindeverbänden (Jahresende 2010)

darunter:

Gemeindeverband Plätze insgesamt in Betriebe ausgelagert

Regionalverband Saarbrücken   992 14 1,4%

Merzig-Wadern   290 19 6,6%

Neunkirchen   734 10 1,4%

Saarlouis   738 25 3,4%

Saarpfalz-Kreis   346 12 3,5%

St. Wendel   300  0 0,0%

Saarland gesamt 3.400 80 2,4%

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie; Erhebungen bei den Trägern und Berechnungen des ISG

Von den derzeit in Werkstätten beschäftigten Personen arbeiten aktuell 80 auf einem ausgelagerten 

Arbeitsplatz. Dies entspricht 2,4% aller Werkstattbeschäftigten.32 

Einen besonderen Stellenwert hat in diesem Zusammenhang die bereits erwähnte »Virtuelle Werkstatt 

für seelisch behinderte Menschen«, die von der Saarland-Heilstätten GmbH, Saarbrücken, betrieben wird. 

Diese neue Werkstattform wird seit Juli 2004 im Rahmen eines Modellprojekts erprobt. Das Betriebskonzept 

der Virtuellen Werkstatt ist vergleichbar mit dem einer gemeinnützigen Arbeitnehmerüberlassungsfirma. 

Sie ist quasi ein »Personalvermittlungsunternehmen mit besonderen Aufgaben«. Wichtigstes 

Unterscheidungsmerkmal zu den anerkannten Werkstätten ist, dass die Virtuelle Werkstatt über keine 

eigene Produktionsstätte verfügt. Die Beschäftigung ihrer Mitarbeiter findet ausschließlich auf derzeit 60 

ausgelagerten Werkstatt-Arbeitsplätzen in normalen Betrieben und Behörden statt.

32 Nach einer bundesweiten Untersuchung lag im Jahr 2006 der Anteil der ausgelagerten Einzelarbeitsplätze im Saarland mit 1,4% über dem 
Bundesdurchschnitt von 1,0%, dagegen der Anteil der Gruppenarbeitsplätze mit 1,1% unter dem Bundesdurchschnitt von 3,4%. Allerdings 
wurden für das Saarland 2006 nur insgesamt 10 ausgelagerte Arbeitsplätze gezählt. Vgl. ISB (2008), S. 51.
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Die Akzeptanz dieser besonderen Beschäftigungsform und die Nachfrage danach sind weiterhin groß. 

Vor allem Menschen mit seelischen Erkrankungen wollen trotz ihrer erheblichen krankheitsbedingten 

Einschränkungen möglichst unter normalen Bedingungen arbeiten. Sie verfügen vielfach über qualifi-

zierte schulische und berufliche Abschlüsse und können auch berufliche Erfahrungen auf dem allgemeinen 

Arbeitsmarkt einbringen. Die Palette der ausgelagerten Werkstatt-Arbeitsplätze der Virtuellen Werkstatt ist 

entsprechend breit gefächert: Hierzu gehören z. B. Lackierereien, Altenheime, Reiterhöfe, Autoteilehersteller, 

Handelsketten, Reha-Kliniken, Druckereien, Anwaltskanzleien, Wohlfahrtsverbände und Behörden. 

Qualifizierung von Fachkräften

Um ihren vielfältigen und sich ständig verändernden Anforderungen und Aufgabenstellungen gerecht zu 

werden, benötigen die Werkstätten für behinderte Menschen qualifiziertes Fachpersonal. Die Stärkung des 

Qualifikationsniveaus in den Werkstätten ist daher ein weiteres zentrales Anliegen der Landesregierung. 

Eine der wichtigsten Funktionen hierbei haben die Fachkräfte zur Arbeits- und Berufsförderung, die unmit-

telbar für die Betreuung der behinderten Menschen in den Arbeitsgruppen verantwortlich sind. Hierbei 

handelt es sich in der Regel um Facharbeiter, Gesellen oder Meister aus Industrie und Handwerk, die über 

eine spezielle sonderpädagogische Zusatzqualifikation verfügen müssen.

Die Landesregierung hat sich gemeinsam mit der Landesarbeitsgemeinschaft der Werkstätten für behin-

derte Menschen darauf verständigt, das Qualifikationsniveau der sonderpädagogischen Zusatzqualifikation 

soweit wie möglich zu stärken. Dazu trägt der berufliche Fortbildungsabschluss »Geprüfte Fachkraft zur 

Arbeits- und Berufsförderung in Werkstätten für behinderte Menschen« bei, den Fachkräfte aus den 

Werkstätten seit 2005 nach entsprechender Prüfung beim zuständigen Sozialministerium erwerben kön-

nen. Bisher haben insgesamt 137 Teilnehmer die Prüfung zum Abschluss »Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- 

und Berufsförderung in Werkstätten für behinderte Menschen« erfolgreich bestanden.
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3.6 Tagesförderstätten für Menschen mit körperlicher oder geistiger Behinderung

Grundsätzlich haben alle behinderten Menschen einen Anspruch auf Teilhabe am Arbeitsleben (5. Kapitel 

SGB IX). Die Rehabilitationsträger sind verpflichtet, hierzu bei Bedarf die erforderlichen Leistungen zu 

erbringen. Die berufliche Eingliederung von Menschen mit Behinderungen hat daher stets Vorrang vor 

einer tagesstrukturierenden Förderung. Bei jungen Erwachsenen mit Behinderungen, die ihre allgemeine 

Schulpflicht erfüllt haben und aus der Schule entlassen werden, muss in der Regel davon ausgegangen 

werden, dass zumindest eine Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen möglich ist. Die 

Werkstattfähigkeit sollte dann durch das Eingangsverfahren in einer Werkstatt abgeklärt werden. Danach 

kann entschieden werden, ob ausnahmsweise selbst die Mindestvoraussetzungen für eine berufliche 

Eingliederung in einer Werkstatt für behinderte Menschen und somit eine Teilhabe am Arbeitsleben nicht 

vorliegen.

In diesen Fällen können vom überörtlichen Träger der Sozialhilfe Leistungen zur Teilhabe am Leben in 

der Gemeinschaft nach dem 7. Kapitel SGB IX gewährt werden. Diese werden im Saarland vor allem in 

Tagesförderstätten erbracht. Die Tagesförderstätte ist eine Einrichtung zur teilstationären Betreuung von 

Menschen mit körperlicher oder geistiger Behinderung im Rahmen der Eingliederungshilfe. Ziele des tages-

strukturierenden Angebotes sind die Eingliederung in die Gesellschaft, die Teilnahme am Leben in der 

Gemeinschaft sowie die Entlastung der Familien.

Da die Tagesförderstätten keine Einrichtungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sind, haben die dort betreuten 

Personen auch eine andere Rechtsstellung als in den Werkstätten für behinderte Menschen: Sie sind nicht 

sozialversicherungspflichtig, erwerben keine eigenen Rentenversicherungsansprüche und erhalten keine 

Arbeitsentgelte.

Das Angebot der Tagesförderstätten richtet sich vor allem an diejenigen Menschen, die wegen der beson-

deren Art oder Schwere ihrer Behinderung selbst die Mindestvoraussetzungen für eine Aufnahme in einer 

Werkstatt für behinderte Menschen nicht erfüllen. Die Zielgruppe der Tagesförderstätten sind insbeson-

dere Menschen mit schwersten geistigen oder körperlichen Behinderungen oder zusätzlichen psychischen 

Störungen, bei denen entweder eine erhebliche Selbst- oder Fremdgefährdung oder ein extrem hoher 

Betreuungs- und Pflegeaufwand vorliegen. Ein besonderer Betreuungsbedarf besteht für die Gruppe der 

Menschen mit autistischen Behinderungen; für diese Zielgruppe hat die Landesregierung eine spezialisierte 

Tagesförderstätte mit 8 Plätzen eingerichtet.
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Das Saarland verfügt insgesamt über ein flächendeckendes Netz an Tagesförderstätten, das in den vergan-

genen Jahren der ständig gestiegenen Nachfrage angepasst wurde. Von 2000 bis 2010 ist das Platzangebot 

um 34% auf 532 gestiegen, die Zahl der belegten Plätze ist im gleichen Zeitraum um 45% auf 528 gestiegen. 

Abbildung 16

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie sowie Erhebungen bei den Trägern (im Jahr 2003 erfolgte keine statistische 

Auswertung)

Im Bundesvergleich ist die Zahl der Tagesförderplätze im Saarland recht hoch: Bundesweit standen 

am Jahresende 2009 in Tagesförderstätten rund 24.000 Plätze zur Verfügung, dies entspricht einem 

Anteil von 0,52 pro tausend Einwohner im Alter von 18 bis 64 Jahren (statistische Auswertung der 

Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe – BAGüS – Münster 2010). Das Saarland 

verfügte zum selben Zeitpunkt über 527 Plätze, dies entspricht 0,82 Plätzen pro tausend Einwohner in die-

ser Altersgruppe. Damit ist die Relation zwischen Tagesförderplätzen und Bevölkerungszahl im Saarland 

deutlich höher als im Bundesdurchschnitt.
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Die Zunahme der Fallzahlen, die auch bundesweit, im Saarland aber besonders stark zu verzeichnen ist, 

ist offenbar nicht nur demografisch bedingt, sondern kann mit weiteren Gründen zusammenhängen, zum 

einen mit einem Anstieg der Zahlen schwerstbehinderter Menschen, die die Werkstattkriterien nicht erfüllen, 

infolge des medizinischen Fortschritts, und zum andern mit einem Verdrängungswettbewerb in Werkstätten 

infolge erhöhten Aufnahmedrucks des Arbeitsmarktes und knapper werdender Werkstattplätze zu Lasten 

der schwerstbehinderten Menschen.

Für die weitere Planung sind auch die regionale Verteilung der Plätze und eine Analyse der Herkunft der 

in den Tagesförderstätten betreuten behinderten Menschen von Bedeutung. Gerade schwerstbehinderte 

Menschen sollen möglichst wohnortnah Betreuungsangebote erhalten, auch um ihnen längere Fahrzeiten 

zu ersparen. Die folgende Abbildung verdeutlicht, dass regional zum Teil erhebliche Unterschiede in der 

Versorgungsdichte bestehen. Im Regionalverband Saarbrücken und im Landkreis Neunkirchen wird die 

höchste Anzahl an Tagesförderstättenplätzen vorgehalten.

Abbildung 17

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie sowie Erhebungen bei den Trägern und Berechnungen des ISG

Die Altersstruktur der betreuten behinderten Menschen in den Tagesförderstätten entspricht derjenigen 

der Werkstätten für behinderte Menschen (siehe oben). Auch hier ist in den vergangenen Jahren die Zahl 

der Geförderten unter 30 Jahren stark angestiegen (seit dem Jahr 2000 um 70%), und auch in den oberen 

Altersgruppen ist ein stetiger Zuwachs zu verzeichnen (40 bis 49 Jahre +65%, ab 50 Jahren +232%). 
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Abbildung 18

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie; Erhebungen bei den Trägern und Berechnungen des ISG

Der Altersdurchschnitt der Besucher von Tagesförderstätten ist von 35 Jahren (2000) über 36,2 Jahre (2005) 

auf 38,1 Jahre im Jahr 2010 gestiegen und wird sich voraussichtlich in den nächsten Jahren weiter erhöhen.
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Abbildung 19

Quelle:  Landesamt für Soziales und Erhebungen bei den Trägern

Werkstattbeschäftigte und Tagesförderstättenbesucher gehören im Prinzip zur gleichen Zielgruppe. Seit 

dem Jahr 2000 ist die Zahl der Werkstattbeschäftigten um 27% und die der Tagesförderstättenbesucher 

um 45% gestiegen. Dadurch hat sich die Relation beider Personengruppen aber kaum verschoben: Im 

Jahr 2000 waren 88% der Zielgruppe in einer Werkstatt und 12% in einer Tagesförderstätte, im Jahr 

2010 war das Verhältnis 87% Werkstattbeschäftigte zu 13% Tagesförderstättenbesuchern. Der Anteil der 

schwerstbehinderten Menschen, die keine Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erhalten, ist somit 

leicht angestiegen.
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3.7 Tageszentren für Menschen mit seelischer Behinderung 

Menschen mit seelischer Behinderung haben die Möglichkeit, das offene Angebot von Tageszentren 

in Anspruch zu nehmen. Auch dieses Angebot zielt darauf ab, eine Tagesstrukturierung, die Teilnahme 

am Leben in der Gemeinschaft sowie die Entlastung der Familien zu ermöglichen. Die Zielgruppe der 

Tageszentren sind Menschen mit chronischen seelischen Erkrankungen. Die Tageszentren sind vertraglich 

im Leistungstyp »Alltagsgestaltung für erwachsene seelisch behinderte Menschen« verankert. Die Leistung 

zeichnet sich durch eine »Komm-Struktur« aus, die unverbindlich und niedrigschwellig angelegt ist. 

Im Saarland gibt es insgesamt acht Tageszentren, und zwar drei Tageszentren im Regionalverband 

Saarbrücken sowie ein Tageszentrum in jedem Landkreis. Als Besonderheit gibt es in Saarbrücken das 

Tageszentrum »StaPE«, das von Psychiatrie-Erfahrenen geleitet wird. Die Tageszentren sind in der Regel an 

fünf Wochentagen geöffnet. Das jeweilige Angebot richtet sich nach den Bedarfen und Gegebenheiten vor 

Ort und wird auch gemeinsame mit den Nutzerinnen und Nutzern erstellt.

Da es sich hierbei um ein offenes Angebot handelt, werden keine Platzzahlen und Nutzerstatistiken geführt, 

die über die erreichte Versorgungsdichte Auskunft geben könnten. In der Gründungsphase ging man davon 

aus, dass durchschnittlich 15 Personen täglich diese Angebote nutzen. Diese Zahl wird nach Angaben der 

Träger zwischenzeitlich weit überschritten und steigt stetig an. Die Tageszentren haben sich gut etabliert 

und sind ein wichtiger Kontakttreff geworden. 

3.8 Ausblick zur Inklusion im Bereich Arbeit und Beschäftigung

Im Rahmen der bundesweiten »Initiative Inklusion« setzt das saarländische Sozialministerium ein Drei-

Säulen-Konzept um. Die erste Säule bildet eine optimierte Verknüpfung zwischen Schule und beruf-

licher Eingliederung für Jugendliche mit Behinderungen, dazu gehört das Projekt »Neue Wege der 

Berufsorientierung in der Schule«, das vom Sozialministerium gemeinsam mit dem Bildungsministerium 

und der Agentur für Arbeit seit Dezember 2011 umgesetzt wird. In der zweiten Säule wird die beruf-

liche Ausbildung gefördert. In der dritten Säule wird die Arbeitsmarktintegration von Menschen mit 

Behinderungen über 50 Jahren unterstützt. 
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Berufliche Ausbildung

Das seit vielen Jahren existierende differenzierte Angebot an bewährten Fördermaßnahmen für junge 

Menschen mit Behinderungen in den beruflichen Schulen bedarf keines weiteren Ausbaus. Auch dort erfolgt, 

soweit erforderlich, eine integrative Beschulung mit fachspezifischer Unterstützung. In den meisten Fällen 

kommt der Schulbesuch in den spezialisierten Bildungsangeboten ohne zusätzliche Integrationsmaßnahmen 

aus.

Allerdings ist die Einmündung in ein reguläres Ausbildungsverhältnis für viele Förderschüler schwer zu 

erreichen. In Zeiten eines angespannten Arbeitsmarktes liegt dies auch an einem Verdrängungseffekt sei-

tens höher qualifizierter Jugendlicher, so dass Förderschüler häufig keine andere Wahl haben, als in eine 

Werkstatt für behinderte Menschen zu wechseln. Aus Sicht der UN-Behindertenrechtskonvention ist eine 

solche faktische Ausgrenzung aus dem Arbeitsmarkt nicht akzeptabel. 

• Kurzfristig sollte die sich verbessernde Konjunktur- und Arbeitsmarktlage genutzt werden, um mehr 

Jugendliche in ein betriebliches Ausbildungsverhältnis zu vermitteln.

• Die Alternative einer außerbetrieblichen Ausbildung für Jugendliche mit schweren Behinderungen in 

den Berufsbildungswerken sollte ohne Hindernisse ermöglicht und durch individuelle Beratung und 

Vermittlung begleitet werden.

• Längerfristig sollten öffentliche ebenso wie private Arbeitgeber für den in Zukunft aus demografischen 

Gründen prognostizierten Nachwuchsmangel an Arbeitskräften sensibilisiert werden, damit sie überprü-

fen, unter welchen Voraussetzungen auch leistungsgeminderte Jugendliche beschäftigt werden können. 

• Es sollten verstärkt Anstrengungen unternommen werden, diesen Jugendlichen Perspektiven auf dem 

regulären Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu eröffnen. Dies wird mit den ersten beiden Teilen des o.g. 

Drei-Säulen-Konzepts angestrebt.

Erwerbstätigkeit in regulärer Beschäftigung

Der Anspruch auf gleichberechtigte Teilhabe von behinderten Menschen am Arbeitsleben, die immer wei-

ter steigende Zahl von Werkstattplätzen und Beschäftigten in den Werkstätten sowie die steigende finan-

zielle Belastung durch die Eingliederungshilfe machen Veränderungen in diesem Handlungsfeld weiterhin 

dringlich. Es ist zu prüfen, wie es gelingen kann, behinderten Menschen eine berufliche Eingliederung 

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu ermöglichen, die Chancen für einen Übergang von Menschen mit 

Behinderungen aus den Werkstätten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu verbessern und Alternativen zu 

den bisherigen Beschäftigungs- und Förderformen zu entwickeln.
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Um den Fokus der Öffentlichkeit auf die Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen zu richten, vergibt 

die Saarländische Landesregierung seit 2003 jährlich den Inklusionspreis »Chancen für alle im Arbeitsleben«, 

um vorbildliche Eingliederungsbemühungen von Unternehmen zu würdigen. Damit werden Unternehmen, 

Betriebe und Dienststellen im Land öffentlich ausgezeichnet, in denen mit Engagement und Ideen gute 

Arbeitsbedingungen und ein gutes Miteinander von Menschen mit und ohne Behinderung geschaffen wor-

den sind. Der Preis, der an bis zu drei Arbeitgeber verliehen werden kann, ist mit jeweils 1.500 Euro dotiert.

Um die Sicherstellung der Teilhabe am Arbeitsleben und der gesellschaftlichen Integration zu verbessern, 

ist ein Bündel verschiedener Maßnahmen erforderlich:

• Ein vorschneller Übergang von Abgängern aus den Förderschulen in die Werkstätten muss ver-

mieden werden. Es ist auch zu prüfen, inwieweit die Integrationsfachdienste die Zielgruppe der 

Schulabgänger besser unterstützen können. Weiterhin sollten für alle Schüler mit Förderbedarf frühzei-

tig Betriebspraktika ermöglicht werden.

• Unternehmen sollen für die Einstellung von Menschen mit Behinderungen sensibilisiert werden, auch im 

Hinblick auf den zukünftigen Arbeitskräftemangel.

• Das betriebliche Eingliederungsmanagement und die Gesundheitsförderung in Betrieben sollten ausge-

baut und die Rechte der Schwerbehindertenvertretungen gestärkt werden. Integrationsvereinbarungen 

sollten flächendeckend abgeschlossen und durchgesetzt werden. 

• Beschäftigungsprogramme des Landes sollten alle Behinderungsformen im Blick haben.

• Die Wirksamkeit alternativer Beschäftigungsmöglichkeiten, wie beispielsweise der Integrationsprojekte, 

sollte verbessert werden. Die Platzkapazitäten der Integrationsprojekte sollten weiter ausgebaut 

werden.

• Es ist zu prüfen, inwieweit verstärkt ein Ausbau und eine finanzielle Absicherung des 2. und 3. 

Arbeitsmarktes für leistungsgeminderte Menschen mit Behinderungen, die zwar erwerbsfähig, aber 

unter den heutigen Anforderungen nicht arbeitsmarktfähig sind, erfolgen können.

• Die Unterstützung von Menschen mit einer seelischen Behinderung in Form betreuter 

Arbeitstrainingsmaßnahmen (ATP) im allgemeinen Arbeitsmarkt wird in gemeinsamer Verantwortung 

von Land und Kommunen fortgeführt.

• Die starke Segmentierung des Hilfesystems muss überwunden werden zugunsten einer abgestuften 

Förderkette. Menschen mit Behinderungen sollten ihr Leben stärker selbst bestimmen können, z.B. mit 

Hilfe des Persönlichen Budgets.
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• Die Behörden und Dienststellen der öffentlichen Hand im Saarland sollten vermehrt Menschen mit 

Behinderung ausbilden, beschäftigen und fördern. Dazu gehört das Ziel, im Rahmen der rechtlichen 

Möglichkeiten, dass alle schwerbehinderten - oder ihnen gleichgestellte - externe Bewerber, zu einem 

Vorstellungsgespräch geladen werden, sofern ihnen die fachliche Eignung nicht offensichtlich fehlt. 

Auch hier sollten Anreize zur Einstellung schwerbehinderter Menschen geschaffen werden, um der 

Vorbildfunktion des öffentlichen Dienstes gerecht zu werden. 

Werkstätten für behinderte Menschen

In Zukunft sollte weiterhin nach Lösungen gesucht werden, um mehr Menschen mit Behinderungen auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt eingliedern zu können. Der Übergang von Beschäftigten aus den Werkstätten 

auf den allgemeinen Arbeitsmarkt sollte verstärkt werden. 

Werkstätten für behinderte Menschen sind und werden auch künftig ein wichtiges Instrument zur beruflichen 

Qualifizierung und Beschäftigung für diejenigen behinderten Menschen sein, die wegen Art oder Schwere 

ihrer Behinderung zwar am Arbeitsleben teilhaben können, jedoch nicht – auch nicht bei Einsatz sonstiger 

Fördermaßnahmen – auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Dies bedeutet dann aber auch, dass Werkstätten 

für behinderte Menschen keine »Auffangbecken« für Menschen sind, denen eine Beschäftigung auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt aus konjunkturellen Gründen verwehrt ist oder weil ihnen vorrangige berufsvor-

bereitende oder berufsbegleitende Maßnahmen von den zuständigen Rehabilitationsträgern nicht in ausrei-

chendem Maße zur Verfügung gestellt werden. Das vorrangige Ziel bleibt die Integration in die Gesellschaft 

und damit auch in ein Arbeitsverhältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.

Das Saarland verfügt derzeit über ein flächendeckendes Angebot von Werkstätten für behinderte 

Menschen mit 3.466 Werkstattplätzen (Stand: Oktober 2011). Im April 2010 wurde unter Federführung 

des Fachreferates im Sozialministerium und in Abstimmung mit der Regionaldirektion der Bundesagentur 

für Arbeit Saarbrücken, der Deutschen Rentenversicherung Saarland und der LAG-WfbM eine detaillierte 

Bedarfserhebung zu den Platzzahlen für den Bereich der WfbM für die Jahre 2010 bis 2012 vorgenommen. 

Diese führte zu zwei grundlegenden und für die zukünftige Bedarfsplanung wesentlichen Ergebnissen: 

• Für den Bereich der Werkstätten für Menschen mit einer seelischen Behinderung sowie für Menschen 

mit einer körperlichen oder mehrfachen Behinderung ist saarlandweit in den nächsten Jahren noch mit 

einem steigenden Bedarf und damit mit einer Ausweitung der Platzkapazitäten zu rechnen.

• Für Werkstätten für Menschen mit einer geistigen Behinderung (Werkstätten mit allgemeinem 
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Versorgungsauftrag) ist dagegen in allen Regionen des Saarlandes – mit Ausnahme des Saarpfalz-

Kreises - von einer stagnierenden bzw. zurückgehenden Nachfrage auszugehen, so dass die derzeit 

bereits verfügbaren Plätze als bedarfsgerecht anzusehen sind.

Ein Teil der Werkstattplätze soll in Betriebe ausgelagert werden. Diese Form der Beschäftigung wird auch 

weiterhin stark nachgefragt werden, da sie den Beschäftigten mit Behinderungen Arbeitsbedingungen des 

allgemeinen Arbeitsmarktes ermöglicht. Diese Form hat zudem für die Werkstätten den Vorteil, dass sie mit 

organisatorischen und investiven Entlastungen verbunden sein kann.

Ziel der Landesregierung ist es, gemeinsam mit den Werkstätten im Saarland die Voraussetzungen dafür zu 

schaffen, dass diese den Herausforderungen der rehabilitativen Aufgabenstellungen einerseits und markt-

wirtschaftlichen Erfordernissen andererseits gerecht werden können. Mit dem im Dezember 2010 in Kraft 

getretenen Saarländischen Rahmenvertrag gem. § 79 Abs. 1 SGB XII wurde ein neuer Leistungstyp E 4 

entwickelt, in dem unter anderem die Schaffung von Arbeitsförderbereichen durch Umwidmung bereits 

bestehender Arbeitsplätze und die Einführung von Hilfebedarfsgruppen z.B. für Teilzeitbeschäftigte beim 

Übergang in den Ruhestand verbindlich festgeschrieben wird. Darüber hinaus wird das Erfordernis gese-

hen, den erfolgreichen Abschluss des Berufsbildungsbereichs in den Werkstätten durch einen anerkannten 

Abschluss zu zertifizieren.

Eine neuere Entwicklung geht dahin, dass die Werkstätten für behinderte Menschen ihr Leistungsspektrum 

erweitern, um weniger von den Aufträgen einzelner Unternehmen abhängig zu sein. Dies kann innerhalb 

eines Arbeitsbereichs erfolgen, indem beispielsweise Konfektionierungsarbeiten um Lagerungsmöglichkeiten 

ergänzt werden. Eine weitere Form der Diversifizierung des Leistungsangebots besteht darin, neben pro-

duktionsnahen Angeboten auch stärker Dienstleistungsangebote aufzubauen, wozu z.B. ein Catering 

oder Wäscheservice gehören kann. Neuerdings wird zunehmend auch eine Digitalisierung von Akten, teil-

weise in Verbindung mit einer sachgerechten Aktenvernichtung, nachgefragt. Diese Entwicklung hin zu 

einer Diversifizierung des Leistungsspektrums ist zu begrüßen, da sie dazu beiträgt, die Auslastung der 

Werkstätten von konjunkturellen Schwankungen und Auftragsschwankungen einzelner Unternehmen 

unabhängiger zu machen.
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Zur Weiterentwicklung der Werkstätten für behinderte Menschen ist außerdem zu empfehlen:

• Die Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereiche der Werkstätten sollten weiter optimiert werden. 

Die Wirksamkeit der dort durchgeführten Potenzialermittlung und beruflichen Bildung wird von den 

Agenturen im Rahmen ihres Teilnehmermanagements kontinuierlich überwacht und im Rahmen des 

Case-Managements durch den Fachausschuss individuell gesteuert. Dennoch sind ständig weitere 

Verbesserungsmöglichkeiten zu prüfen.33

• Möglichst allen behinderten Menschen – auch Menschen mit schwersten Behinderungen und sehr 

hohem Unterstützungsbedarf – soll auf Wunsch die Teilnahme am Arbeitsleben zumindest in Form 

einer Beschäftigung in Werkstätten für behinderte Menschen ermöglicht werden. Werkstätten und 

Kostenträger müssen hierzu die notwendigen konzeptionellen Voraussetzungen insbesondere durch 

eine entsprechende personelle und räumliche Ausstattung schaffen.

• Die Werkstätten sollten ihr Angebot an ausgelagerten Werkstattplätzen ausbauen, um verstärkt inte-

grative Beschäftigungsformen zu ermöglichen und den Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu 

erleichtern.

• Das Modellprojekt »Virtuelle Werkstatt« wird angesichts seines Erfolges und seiner guten Annahme 

fortgeführt und von derzeit 60 auf 72 Plätze erweitert. Es zielt darauf ab, die Virtuelle Werkstatt als 

anerkannte WfbM zu etablieren und damit zu einem Regelangebot für den Bereich der WfbM zu 

machen. Dabei soll die Flexibilität der Arbeitszeit, die Schwankungen in der Leistungsfähigkeit der 

Beschäftigten berücksichtigt, beibehalten werden. 

• Für die Werkstätten sollten Anreize so gestaltet sein, dass sie einen Wechsel von Beschäftigten auf den 

allgemeinen Arbeitsmarkt stärker fördern. Hierzu bestehen Vereinbarungen mit 6 Werkstattträgern zur 

Beschäftigung einer Fachkraft für betriebliche Integration (FbI), die durch den Sozialhilfeträger mitfinan-

ziert wird.

• Arbeitgeber sollen weiterhin Zuschüsse für die Einstellung und Beschäftigung von Werkstattmitarbeitern 

erhalten. Dazu bietet das Programm »60 inklusiv«, das den Schwerpunkt auf eine nachhaltige und 

damit längerfristige Arbeitgeberförderung (für die Dauer von fünf Jahren) setzt, die erforderliche 

Grundlage.

33 So ist beispielsweise ein aktuelles Fachkonzept der Bundesagentur zum Eingangsverfahren darauf gerichtet, die Wirksamkeit des Assessments 
und der Bildung sowie die Inklusionsorientierung in Richtung allgemeiner Arbeitsmarkt weiter zu verbessern; siehe http://www.arbeitsagentur.de/
zentraler-Content/HEGA-Internet/A03-Berufsberatung/Publikation/HEGA-06-2010-Fachkonzept-WfbM-Anlage.pdf.
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Auch auf Bundesebene wird an einer Weiterentwicklung der Werkstätten für behinderte Menschen gear-

beitet. In einer überarbeiteten Fassung der »Werkstattempfehlungen« der Bundesarbeitsgemeinschaft der 

überörtlichen Träger der Sozialhilfe (Münster 2010) werden die o.g. programmatischen Punkte (insbeson-

dere Verhinderung eines Automatismus beim Übergang von der Förderschule in Werkstätten für behinderte 

Menschen, Förderung von Betriebspraktika, Auslagerung von Werkstatt-Arbeitsplätzen und Förderung des 

Übergangs von der Werkstatt auf den ersten Arbeitsmarkt) ebenfalls hervorgehoben.

Tagesförderstätten und Tageszentren

In den Tagesförderstätten und Tageszentren wird der Anteil an älteren Menschen mit Behinderungen auf 

Grund der demografischen Entwicklung ansteigen. Mit einem Besuch in der Tagesförderstätte ist auch eine 

Entlastung betreuender Angehöriger der behinderten Menschen, die in Privatwohnungen leben, verbun-

den. Darüber hinaus werden durch diese Maßnahme stationäre Unterbringungen vermieden. 

Auch Menschen mit schwersten Behinderungen haben einen Anspruch auf Teilhabe am Arbeitsleben. 

Ihre Chancen zur Eingliederung in Werkstätten und damit zur Erlangung einer angemessenen sozialen 

Absicherung sollen in den nächsten Jahren verbessert werden. Dazu müssen mehrere Maßnahmen ergrif-

fen werden:

• In Fällen, in denen unklar ist, ob die (Mindest-) Voraussetzungen für eine Aufnahme in eine Werkstatt 

vorliegen, ist die Frage der Werkstattfähigkeit stets durch Maßnahmen im Eingangsverfahren 

abzuklären.

• Die Beschäftigungschancen auch für schwerstbehinderte Menschen in Werkstätten müssen verbessert 

werden, damit Wechsel von der Werkstatt in eine Tagesförderstätte nicht mehr erforderlich werden.

• Die Durchlässigkeit von der Tagesförderstätte zur Werkstatt für behinderte Menschen muss gewährlei-

stet werden. Dabei ist die Arbeit der Tagesförderstätte auch darauf auszurichten, durch eine adäquate 

Förderung einen Zugang in die Werkstatt für behinderte Menschen zu ermöglichen. Notwendig ist, dass 

auch bei organisatorisch eigenständigen Tagesförderstätten eine entsprechende Vernetzung durch eine 

Kooperationsvereinbarung mit der regional zuständigen Werkstatt erfolgt.

Damit wird angestrebt, mehr schwerstbehinderte Personen in Werkstätten zu beschäftigen und weni-

ger von ihnen nur in Tagesförderstätten oder Tageszentren zu betreuen. Die Chancen von Menschen mit 

Behinderungen zur Inklusion in eine produktive Tätigkeit und zur Erlangung einer angemessenen sozi-

alen Absicherung soll im Saarland nicht schlechter als in den übrigen Bundesländern sein, in denen die 
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Schwelle zur Werkstattbeschäftigung verringert wurde. Eine zukunftsorientierte Weiterentwicklung der 

Eingliederungshilfe muss deshalb kritisch hinterfragen, ob die Ausgrenzung aus beruflicher Eingliederung 

durch die Hürde der Zugangsvoraussetzung »Werkstattfähigkeit« noch Bestand haben soll. In Nordrhein-

Westfalen sind schon seit vielen Jahren und mit Erfolg auch alle schwerstbehinderten Menschen in 

Werkstätten integriert.

Inklusion im Bereich von Arbeit und Beschäftigung

Die Entwicklung der vergangenen zehn Jahre ist geprägt durch steigende Fallzahlen in Werkstätten für 

behinderte Menschen und Tagesförderstätten einerseits und – besonders in den vergangenen Jahren – eben-

falls steigende Beschäftigungszahlen von Menschen mit Behinderungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 

andererseits. Gleichzeitig ist die Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten rückläufig. Die Gesamtbilanz im 

Bereich Arbeit und Beschäftigung zeigt somit eine positive Tendenz (Abb. 20).

In welchem Maße die Teilhabe am Arbeitsleben ermöglicht werden kann, hängt einerseits von der Gestaltung 

des Rehabilitationssystems ab: Die Übergänge zwischen den Formen der Teilhabe müssen flexibel gestaltet 

werden, und das Erreichen anspruchsvoller Formen der Teilhabe am Arbeitsleben muss unterstützt werden. 

Der Zugang seitens der inklusiven Regel- bzw. Förderschulen muss so gesteuert werden, dass eine opti-

male Platzierung der Schulabgänger in Fördermaßnahmen gewährleistet ist und Fehlallokationen verhin-

dert werden.
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Abbildung 20

 * nur beschäftigungspflichtige Arbeitgeber

** Tagesförderstätten für Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung; zu ergänzen sind Tageszentren für Menschen mit seelischer 

Behinderung, über die keine Daten vorliegen

Quelle: Bundesagentur für Arbeit sowie Erhebungen des Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie bei den Trägern

Andererseits hängen die Möglichkeiten zur Teilhabe am Arbeitsleben auch von der Qualifikation und vom 

Arbeitskräftebedarf ab. In Zeiten eines wirtschaftlichen Strukturwandels mit umfassendem Personalabbau, 

von denen das Saarland seit den 1980er Jahren in starkem Maße betroffen war, gingen auch die 

Beschäftigungsquoten von Menschen mit Behinderungen zurück. In dieser Hinsicht gehen mit dem demo-

grafischen Wandel neue Chancen für Menschen mit Behinderungen einher: Der starke Rückgang der Zahl 

der Jugendlichen und jungen Erwachsenen wird auf dem Arbeitsmarkt in den kommenden Jahren zu 

einer steigenden Arbeitskräftenachfrage führen. Eine solche Situation kann auf Seiten der Arbeitgeber 

die Bereitschaft erhöhen, Arbeitsplätze so zu gestalten, dass das Potenzial der Beschäftigung suchenden 

Menschen mit Behinderungen besser ausgeschöpft wird.

Die zu beobachtenden Verschiebungen der Form der Teilhabe am Arbeitsleben entsprechen somit einer-

seits dem behindertenpolitischen Leitziel, Menschen mit Behinderungen gesellschaftlich zu integrieren und 

ihnen eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zur Bestreitung 

ihres Lebensunterhaltes zu ermöglichen. Andererseits steht der Anstieg der Werkstattbeschäftigung in 

Spannung zu diesem Leitziel, und es kommt hinzu, dass die steigenden Kosten der Eingliederungshilfe in 

den Werkstätten für behinderte Menschen die öffentlichen Haushalte stark belasten. Daher besteht weiter-

hin ein dringender Handlungsbedarf zur Optimierung der Teilhabe am Arbeitsleben.
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III.4 Wohnen

Menschen mit Behinderungen wollen ihr Leben so weit wie möglich in freier Selbstbestimmung gestal-

ten. Dies gilt auch für den Lebensbereich »Wohnen«. Es gehört zu den Grundbedürfnissen eines jeden 

Menschen, einen eigenen abgrenzbaren Wohnraum zu haben, diesen individuell einzurichten und über die-

sen zu verfügen. Gleichzeitig ist die eigene Wohnung ein wichtiger Ort für soziale Kontakte und damit zur 

Teilhabe am Leben in der Gesellschaft. Die Saarländische Landesregierung verfolgt deshalb konsequent eine 

Behindertenpolitik, die die erforderlichen Voraussetzungen für ein selbstbestimmtes und eigenverantwort-

liches Leben von Menschen mit Behinderungen schafft und damit ihr Wunsch- und Wahlrecht garantiert.

Die Wünsche des behinderten Menschen, der Grad seiner Selbstständigkeit und der Umfang seines 

Hilfebedarfs sind maßgebend für die Wahl des Wohnortes und der Wohnform. Hierbei sind im Wesentlichen 

zu unterscheiden:

• eigenständiges Wohnen im eigenen Haushalt ohne Unterstützungsbedarf,

• Wohnen in der eigenen Familie oder bei Angehörigen,

• Begleitetes Wohnen in Gastfamilien,

• selbstbestimmtes Wohnen mit ambulanten Hilfen,

• Wohnen in Einrichtungen mit stationären Hilfen.

Viele Menschen können trotz einer Behinderung selbstständig und ohne Hilfen leben und wohnen. Eine 

Voraussetzung dazu ist, dass hinreichend geeigneter Wohnraum zur Verfügung steht. Darüber liegen für 

das Saarland keine zuverlässigen Daten vor; nach breiter Einschätzung gibt es derzeit noch nicht genügend 

barrierefreie Wohnungen.34 Nach vorliegenden Erkenntnissen fehlt es insbesondere an rollstuhlgerechten 

Wohnungen, aber auch an geeignetem Wohnraum zu Mietpreisen, die im Rahmen der Sozialhilfe finanziert 

werden können. Notwendig ist daher ein weiterer Ausbau des Angebots an barrierefreiem Wohnraum, 

damit auch Menschen mit schweren körperlichen Behinderungen möglichst in ihren Heimatgemeinden 

verbleiben können. 

34 Dies bestätigt auch die Stellungnahme eines Fachdienstes zum Impulskongress zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention am 
3.2.2011 und ebenfalls die Einschätzung des Landesbehindertenbeirats und anderer Fachdienste.
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Menschen mit einer geistigen Behinderung wohnen überwiegend noch in ihren Herkunftsfamilien. Sie 

erhalten dort die notwendige Unterstützung, solange die Eltern und Angehörigen hierzu in der Lage sind. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass es für Angehörige oft eine erhebliche Belastung bedeutet, wenn sie 

einen Menschen mit Behinderung zuhause unterstützen. Auf Grund der demografischen Entwicklung und 

der Veränderung familiärer Strukturen besteht auch für diese Zielgruppe ein wachsender Bedarf an externer 

Hilfe. 

Das Saarland verfügt über ein flächendeckend ausgebautes Netz von stationären Einrichtungen. Insgesamt 

stehen 2.200 Plätze in Wohnheimen für Menschen mit Behinderungen zur Verfügung (Stand März 2011).35 

Allerdings besteht ein weiterer Bedarf im Bereich der ambulanten Hilfen zum Wohnen, insbesondere für 

Menschen mit einer geistigen oder körperlichen Behinderung. Ein weiterer Ausbau ambulanter Hilfen kann 

die Form des selbstbestimmten Wohnens stärken und im Einzelfall stationäres Wohnen vermeiden helfen.

Behindertenpolitische Richtlinien, das Sozialhilferecht und nicht zuletzt auch die UN-Konvention zum 

Schutz der Rechte von Menschen mit Behinderungen fordern an dieser Stelle unmissverständlich dazu 

auf, durch eine barrierefreie Gestaltung der Umwelt ein weitestgehend uneingeschränktes Wohnen in 

Privathaushalten zu ermöglichen und vor dem Wechsel in stationäres Wohnen genau zu prüfen, ob mit 

geeigneten ambulanten Hilfemaßnahmen nicht doch ein Verbleib in einer »normalen« Wohnung erreicht 

werden kann. Jede Person mit Behinderung hat das Recht, »ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu ent-

scheiden, wo und mit wem sie leben« (Artikel 19). Dazu ist erforderlich, dass im Wohnumfeld hinreichende 

Angebote zu wohnortnahen Dienstleistungen und Assistenzangebote bestehen (ebd.).36

Die Erschließung geeigneten Wohnraums darf nicht durch Diskriminierung aufgrund von Behinderung 

erschwert werden. Für Menschen mit Behinderungen ist die Inanspruchnahme von Wohnraum somit eng 

verzahnt mit der Verbesserung der Chancengleichheit bzw. dem Abbau von Vorurteilen von Vermietern 

ihnen gegenüber. Auch dies entspricht der »Normalisierung« und der Bewusstseinsbildung, die von der 

UN-Behindertenrechtskonvention gefordert werden.

35 Darin sind 10 Plätze enthalten, die aufgrund einer Ausnahmeregelung anerkannt wurden.
36 Vgl. dazu auch: Der Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen Saarland (2010): Empfehlungen zur Umsetzung der 
UN-Konvention – Teilbereich Wohnen, Saarbrücken.
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4.1 Ambulante Hilfen zum selbstbestimmten Wohnen

Das Recht auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit und damit das Recht auf Selbstbestimmung, in wel-

cher Form und an welchem Ort ein Mensch leben und wohnen möchte, gehören zu den wichtigsten 

Menschenrechten, die auch in Artikel 19 der UN-Behindertenrechtskonvention aufgegriffen werden. Sie sind 

deshalb auch bei der Gewährung von Eingliederungshilfen zum Wohnen für Menschen mit Behinderungen 

zu beachten und dürfen nur dann begrenzt werden, wenn die gewünschte Leistung mit »unverhältnismä-

ßigen Mehrkosten verbunden wäre« (§ 9 Abs. 2 SGB XII) und eine geeignete alternative Leistung möglich 

und zumutbar ist. Auch bei der Gewährung der erforderlichen Hilfe beim Wohnen soll deshalb stets die 

Leitlinie gelten: »So viel Normalität wie möglich, so viel Hilfe wie nötig«. 

Eine der zentralen Forderungen früherer Landesbehindertenpläne war es, ambulante Hilfen zum Wohnen 

für alle Menschen mit Behinderungen im Saarland flächendeckend auszubauen. Während durch die frühere 

getrennte Kostenträgerschaft für die örtlichen Träger der Sozialhilfe kaum Anreize bestanden, ambulante 

Hilfeangebote zum Wohnen aufzubauen, hat die seit 2004 erfolgte Bündelung der Zuständigkeit beim 

überörtlichen Träger der Sozialhilfe dieses Hindernis beseitigt. Der sozialhilferechtliche Grundsatz »ambu-

lant vor stationär« (§ 13 Abs. 1 SGB XII) kann seither besser umgesetzt werden.

Alle Sozialhilfeträger bundesweit sehen sich angesichts der rasanten Fallzahlen- und dramatischen 

Kostenentwicklung in der Eingliederungshilfe einer Situation ausgesetzt, die dringend einen effizienteren 

Einsatz der zur Verfügung stehenden Mittel erfordert. Der Bedarf an Hilfeangeboten im Bereich Wohnen 

insgesamt und die damit verbundenen Ausgaben für Menschen mit Behinderungen sind in den vergange-

nen Jahren in starkem Maße gestiegen und werden auf Grund der demografischen Entwicklung im Saarland 

und bundesweit in den kommenden Jahren auch weiterhin ansteigen. (Die Entwicklung im Bereich des sta-

tionären Wohnens wird in Abschnitt 4.2 dargestellt.) 

Um den Anforderungen weiter steigender Fallzahlen besser gewachsen zu sein, wurde mit einer verstärk-

ten Ambulantisierung der Hilfen begonnen. Der Vorrang ambulanter Hilfen ist fachlich geboten und ent-

spricht dem Grundsatz des Wahl- und Selbstbestimmungsrechts der behinderten Menschen (siehe oben 

Abschnitt I.1). Zudem sind ambulante Hilfen nach allen vorliegenden Erfahrungswerten auch kostengün-

stiger als stationäre Versorgungsformen.
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4.1.1 Personen, die mit ambulanter Unterstützung wohnen

Für viele Menschen mit Behinderungen ist ein Wohnen in der eigenen Wohnung nur mit Unterstützung durch 

ambulante Dienste möglich. Diese Unterstützung wird im Saarland durch ein flächendeckendes Netz von 

spezialisierten Fachdiensten für Menschen mit seelischer Behinderung und »Fachdiensten Selbstbestimmtes 

Wohnen« (FSW) für Menschen mit einer körperlichen oder geistigen Behinderung geleistet.

In den vergangenen Jahren hat die Inanspruchnahme des ambulanten Wohnens stetig zugenommen. 

Rechnet man alle Personen zusammen, die (lt. Landesamt für Soziales) in saarländischer Kostenträgerschaft 

unterstützt werden (einschließlich Personen, die außerhalb des Saarlandes betreut werden sowie Personen 

in Gastfamilien und Leistungsbezieher des Persönlichen Budgets), so ist die Zahl der mit ambulanter Hilfe 

wohnenden Personen von 562 (Jahr 2006) um 119% auf 1.229 Personen (Jahr 2010) gestiegen. 

Betrachtet man die Entwicklung der Fallzahlen der Personen, die durch die Fachdienste im Saarland ambu-

lant betreut werden, so ergibt sich folgendes Bild:

Abbildung 21

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie und Erhebungen bei den Trägern (Bezieher des Persönlichen Budgets nur 

teilweise enthalten)
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Die Zahl der ambulant Wohnenden mit geistiger Behinderung ist überdurchschnittlich gestiegen (+184%) 

und liegt jetzt bei 207 Personen. Die Zahl der Personen mit körperlicher Behinderung ist um 75% auf 124 

Personen gestiegen. Die größte Teilgruppe, die ambulante Unterstützung beim Wohnen nutzt, sind seelisch 

behinderte Personen, deren Zahl von 418 (Jahr 2006) um 51% auf 629 (Jahr 2010) gestiegen ist. Zu diesem 

Zeitpunkt hatten 66% der Personen mit ambulanter Unterstützung eine seelische Behinderung, 22% von 

ihnen hatten eine geistige und 13% eine körperliche Behinderung.

Frauen mit seelischer Behinderung wohnen eher mit ambulanten Förderleistungen als in stationären 

Einrichtungen. Insgesamt sind 42% der Menschen mit seelischer Behinderungen weiblich; von denen, die 

ambulante Unterstützung in Anspruch nehmen, sind 50% Frauen, während der Frauenanteil in Heimen bei 

34% liegt.

Die Formen des ambulant unterstützten Wohnens von Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung 

haben sich in diesem Zeitraum nur leicht verändert:37 Die meisten wohnen in einem Single-Haushalt, dieser 

Anteil ist von 60% (Jahr 2006) auf 71% (Jahr 2010) angestiegen. Dagegen ist der Anteil derer, die in einer 

Wohngemeinschaft wohnen, in diesem Zeitraum von 24% auf 15% zurück gegangen. Mit Partnerin oder 

Partner wohnen unverändert 13% zusammen. Am Jahresende 2010 sieht die Verteilung der Wohnformen 

so aus:

37 Die folgenden Auswertungen zu Wohnform und Altersstruktur beziehen sich nur auf geistig und körperlich behinderte Personen, da die 
Personen mit seelischer Behinderung bisher nach einem anderen Verfahren statistisch registriert wurden.
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Abbildung 22

Quelle: Erhebungen des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie bei den Trägern und Berechnungen des ISG

Ein großer Teil der Personen mit geistiger oder körperlicher Behinderung, die mit ambulanter Unterstützung 

wohnen, sind im Alter von 40 bis 49 Jahren, sie machen am Jahresende 2010 ein Drittel aus. Die zweit-

größte Gruppe bilden zu diesem Zeitpunkt die 50- bis 59-Jährigen, deren Anteil von 15% (Jahr 2006) auf 

24% (Jahr 2010) gestiegen ist. Der Anteil der 30- bis 39-Jährigen ist von 24% (2006) leicht zurückgegan-

gen auf 22% (2010), 18% sind unter 30 Jahre alt und 5% im Alter von 60 und mehr Jahren.
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Abbildung 23

Quelle: Erhebungen des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie bei den Trägern und Berechnungen des ISG

Die Kostenträgerschaft verlagert sich (entsprechend der eingangs dargestellten Bündelung der Zuständigkeit 

in einer Hand) zunehmend auf den überörtlichen Träger der Sozialhilfe, der im Jahr 2006 rund 83% und im 

Jahr 2009 fast 90% der Kosten übernimmt. Der Anteil »sonstiger Träger« ging dementsprechend von 10% 

auf 3% zurück. Rund 5% dieses Personenkreises sind Selbstzahler.

Nach dem Benchmarking der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe lag 

das Saarland im Bereich der ambulanten Hilfen zum Wohnen im Jahr 2004 mit einem Wert von 0,24 

Leistungsbeziehern pro 1.000 Einwohner auf einem der letzten Plätze. Der Bundesdurchschnitt lag zu die-

sem Zeitpunkt bei 0,74 Leistungsbeziehern. Diese Situation hat sich aufgrund der Steigerung in den vergan-

genen Jahren verändert. Im Benchmarking für das Jahr 2009 lag das Saarland mit 0,96 Leistungsbeziehern 

zwar noch immer unter dem Bundesdurchschnitt von nunmehr 1,43 Leistungsbeziehern, hatte sich aber 

im Vergleich mit anderen überörtlichen Trägern der Sozialhilfe auf den 10. Platz (von 21 teilnehmenden 

Trägern) verbessert. Im Ländervergleich vorne liegen die norddeutschen Länder Hamburg mit 3,6 und Berlin 

mit 2,4 Hilfeempfängern pro 1.000 Einwohner.
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4.1.2 Umsetzungsprozess der Ambulantisierung 

Die positive Entwicklung im Saarland wurde durch einen Umsetzungsprozess der Ambulantisierung in 

die Wege geleitet. Notwendige Voraussetzung für einen effizienten Aufbau ambulanter Hilfen war die 

Implementierung eines Verfahrens zur Fallsteuerung, das für Menschen mit geistiger und körperlicher 

Behinderung entwickelt wurde. Mit dem Instrumentarium zur Hilfebedarfsermittlung und Hilfeplanung für 

diesen Personenkreis wird sichergestellt, dass jeder Antragsteller individuelle und passgenaue Hilfen erhält, 

notwendige Hilfen schneller koordiniert werden, eine regelmäßige Erfolgskontrolle durchgeführt wird und 

bei Bedarf eine Anpassung des Hilfeumfangs erfolgt. Stationäre Hilfen werden seither für Menschen mit 

geistiger oder körperlicher Behinderung nur noch gewährt, wenn und solange dies wegen Art und Schwere 

der Behinderung tatsächlich erforderlich ist.

Das Angebot der ambulanten Hilfen für Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung wurde 

unter dem einheitlichen Namen der »Fachdienste Selbstbestimmtes Wohnen« gebündelt. Dadurch 

sollte die Akzeptanz der Hilfen verbessert, die Eigenständigkeit des Hilfeangebotes gestärkt sowie die 

Abgrenzung von Angeboten zum betreuten Wohnen für andere Zielgruppen erleichtert werden. Derzeit 

besteht im Saarland ein flächendeckendes Netz an »Fachdiensten Selbstbestimmtes Wohnen«, das von 

19 Leistungsanbietern getragen wird (Stand Jahresende 2010). Grundlage der ambulanten Hilfen ist der 

Saarländische Rahmenvertrag nach § 79 Abs. 1 SGB XII. Dieser Vertrag regelt die Rahmenbedingungen der 

zwischen dem überörtlichen Träger der Sozialhilfe und den Trägern ambulanter Leistungen nach § 75 Abs. 

3 SGB XII zu schließenden Leistungs-, Vergütungs- und Prüfungsvereinbarungen. Die einzelnen ambulanten 

Hilfen zum selbstbestimmten Wohnen sind im Leistungstyp A 2, der Bestandteil des Rahmenvertrages ist, 

beschrieben, insbesondere die Wohnformen, die Ziele, der Umfang und die Struktur der Leistungen. Das 

weiterhin als Leistungstyp A 3 vorgesehene Angebot »Begleitetes Wohnen in einer Gastfamilie« wurde 

dagegen für Menschen mit körperlichen oder geistigen Behinderungen noch nicht umgesetzt.

Der Umsetzungsprozess der Ambulantisierung im Bereich der Menschen mit psychischen Behinderungen 

wurde durch die im Januar 2008 in Kraft getretene Heimreform (Sozialpsychiatrie) neu konzipiert. 

Vorausgegangen war die Schaffung des Leistungstyps A 6 »Hilfen zum selbstbestimmten Leben und Wohnen 

für erwachsene seelisch behinderte Menschen« (Saarländischer Rahmenvertrag nach § 79 Abs. 1 SGB XII 

für ambulante Leistungen) unter Beteiligung der (ambulanten) Leistungserbringer, der Landesverbände der 

Psychiatrie-Erfahrenen und der Angehörigen psychisch Kranker, des Sozialministeriums sowie des überört-

lichen Trägers der Sozialhilfe. 
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Die bisherigen ambulanten Leistungen im Bereich Wohnen (Ambulant betreutes Wohnen, 

Sozialbeistandschaften und Mobile Nachsorge) wurden durch das neue Leistungsangebot (LT A 6) ersetzt. 

Der qualitative und quantitative Ausbau ambulanter Leistungen hatte auch Auswirkungen auf den stati-

onären Bereich in Form einer Reduzierung der Heimplätze. Vor diesem Hintergrund wurde im Jahr 2006 

eine Landesarbeitsgruppe »Stationäre sozialpsychiatrische Leistungsangebote« ins Leben gerufen. Deren 

Zielsetzung bestand darin, die zukünftige Rolle der stationären »Heimversorgung« unter Berücksichtigung 

des Leitgedankens »ambulant vor stationär« fachlich neu zu definieren. Die Eingliederungshilfe soll 

demnach in der Regel durch lebensfeldzentrierte, ambulante Maßnahmen erbracht werden, sofern der 

Hilfebedarf des seelisch behinderten Menschen dies zulässt. Wenn dies der Fall ist, so ist das Angebot 

gemäß Leistungstyp A 6, das sich auf 17 Leistungsanbieter im gesamten Saarland verteilt, als integra-

tiver Bestandteil eines umfassenden Behandlungsangebotes für psychisch Kranke zu verstehen. Weiter 

bietet es sich als ein praktikables, effizientes und gleichzeitig wirtschaftliches Betreuungsangebot auch für 

Betroffene an, die bislang stationär versorgt wurden. Im Zuge der Heimreform soll das Verhältnis zwischen 

ambulantem und stationärem Wohnen insoweit verändert werden, als der Anteil ambulanter Maßnahmen 

in Höhe von 388 im Jahre 2008 auf 718 Maßnahmen zum Ende 2013 hin gesteigert wird.

Der Ambulantisierungsprozess spiegelt sich überdies in dem Leistungsangebot »Begleitetes Wohnen erwach-

sener seelisch behinderter Menschen in Gastfamilien (Leistungstyp A 7)« wider, welches von 2 Fachdiensten 

erbracht wird und zum Stichtag 31.10.2010 von 64 Leistungsnehmern in Anspruch genommen wurde. 

Hierbei handelt es sich um ein sozial-integratives Leistungsangebot, das eine weitere Alternative zu einer 

stationären Versorgung darstellen kann. Bezogen auf Menschen mit psychischer Behinderung kristallisiert 

sich vor allem in den Bereichen der Ausdifferenzierung und der Verzahnung der Angebote zum Wohnen 

und der Angebote zur Tagesstrukturierung ein weiterer Verbesserungsbedarf heraus. 
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4.2 Stationäre Wohnformen für Menschen mit Behinderungen

4.2.1 Wohneinrichtungen für Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung

Grundsätzlich besteht ein Anspruch auf stationäre Hilfen nur dann, wenn ambulante Leistungen nicht 

ausreichen. Es gilt der im Sozialgesetzbuch verankerte Grundsatz des Vorrangs ambulanter vor stationärer 

Hilfe, d.h. dass die Hilfe soweit wie möglich außerhalb von Einrichtungen erbracht werden soll (§ 13 Abs. 

1 SGB XII). Dennoch gibt es einen Kreis von Personen, die wegen der Schwere ihrer Behinderung statio-

näre Eingliederungshilfe benötigen oder diese aufgrund bislang nicht ausreichender ambulanter Strukturen 

und Angebote erhalten. Bei der Unterstützung geht es vor allem darum, dem behinderten Menschen die 

Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern.

Im Bereich des stationären Wohnens verfügt das Saarland über ein flächendeckend ausgebautes Netz von 

Einrichtungen. Die Entwicklung der Platz- und Belegungszahlen seit 2001 stellt sich für Erwachsene mit 

geistiger und körperlicher Behinderung wie folgt dar:

Abbildung 24

Quelle: Erhebungen des MSGFuF bei den Trägern. Platzangaben ohne Kurzzeit- bzw. Kriseninterventionsplätze; Reduzierung der Platzzahlen 2003 

zu 2004 durch Umwidmungen; Stand: 31.12. des jeweiligen Jahres
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Bis zum Jahr 2006 erfolgte in den Wohneinrichtungen für erwachsene Menschen mit geistiger oder kör-

perlicher Behinderung ein kontinuierlicher Ausbau des Platzangebotes. Seither ist es gelungen, ambulant 

betreute Wohnformen stärker zu entwickeln. Die Zahl der Wohnheimplätze konnte bis März 2011 auf 

1.424 (zuzüglich 7 Kriseninterventionsplätze) reduziert werden.38

Hinweise zu der regionalen Verteilung der Plätze und zu den unterschiedlichen Versorgungsgraden gibt die 

statistische Auswertung der Wohnheimplätze nach Gemeindeverbänden. Berücksichtigt man alle Plätze 

einschließlich der 31 Kurzzeitwohn- und Kriseninterventionsplätze, so weist der Landkreis Neunkirchen 

mit 324 Plätzen (dies entspricht 2,34 Plätzen je 1.000 Einwohner) die höchste Versorgungsdichte auf. 

Im Regionalverband Saarbrücken stehen 412 Plätze zur Verfügung (1,24 Plätze je 1.000 Einwohner) 

und im Landkreis Saarlouis 306 Plätze (1,5 Plätze je 1.000 Einwohner). Vergleichsweise niedrig ist die 

Versorgungsdichte im Landkreis St. Wendel mit 108 Plätzen, dies entspricht 1,18 Plätzen je 1.000 Einwohner.

Abbildung 25

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie und Erhebungen bei den Trägern (einschließlich Kurzzeit- bzw. 

Kriseninterventionsplätze)

38 Angaben lt. Landesplan des MSGFuF »Wohnstätten für erwachsene Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung im Saarland«, 
Stand: März 2011.
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Wichtige Kennzahlen für die weitere Landesplanung liefert auch die Altersstruktur der Menschen mit 

Behinderungen in den Wohneinrichtungen (hier für Menschen mit geistiger und körperlicher Behinderung). 

Betrachtet man den 5-Jahres-Zeitraum von 2005 bis 2010, so ist die Zahl der jungen Bewohner unter 30 

Jahren um 12% gestiegen, während die Zahl der Bewohner im mittleren Alter zurückgegangen ist (30 bis 

39 Jahre: -37%, 40 bis 49 Jahre: -13%). Markant sind die Steigerungen in den höheren Altersgruppen, die 

Zahl der 50- bis 59-Jährigen ist um 35% und die der Älteren ab 60 Jahren sogar um 66% gestiegen. Die 

zahlenmäßig größten Gruppen der Bewohner von Wohneinrichtungen sind im Alter von 40 bis unter 50 

Jahren mit 30% und im Alter von 50 bis unter 60 Jahren mit 28%.

Abbildung 26

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie; Erhebungen bei den Trägern und Berechnungen des ISG

Nach der Sozialhilfestatistik 2009 waren 62% der Heimbewohner mit Behinderungen männlich und 38% 

von ihnen weiblich, dies entspricht in etwa der Geschlechterrelation der Menschen mit Behinderungen 

insgesamt.
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Wohnen bedeutet nicht nur Unterkunft, Versorgung und Verpflegung, sondern auch Geborgenheit mit 

der Möglichkeit des Rückzugs und der Offenheit nach außen. Menschen mit Behinderungen sollen so 

normal wie möglich leben können, dazu passgenaue Hilfen bekommen und soweit wie möglich in ihrer 

Selbstständigkeit und der Entwicklung ihrer Persönlichkeit gefördert werden. Aus dieser Zielsetzung ergibt 

sich die Notwendigkeit einer Binnendifferenzierung der stationären Wohnangebote. Stationäres Wohnen 

untergliedert sich hierzu in folgende Organisationsstrukturen:

• Wohneinrichtungen mit intensiver Betreuung

• Diese sind für Menschen gedacht, die so stark behindert sind, dass sie nicht mehr zu einer selb-

ständigen Lebensführung in der Lage sind und rund um die Uhr versorgt werden müssen. Es gibt 

sowohl Wohneinrichtungen mit einem externen Beschäftigungs- und Betreuungsangebot als auch 

Wohneinrichtungen mit integriertem Betreuungs- und Förderangebot.

• Außenwohngruppen sind in der Regel räumlich getrennt von der Wohneinrichtung und verfü-

gen über kein tagesstrukturierendes Angebot. Die Menschen mit Behinderungen müssen über ein 

gewisses Maß an lebenspraktischen Fähigkeiten verfügen, um in dieser Form wohnen zu können. Die 

Betreuungsintensität ist deutlich reduziert.

• Trainingswohnen

• Ziel des befristeten Trainingswohnens, das längstens zwei Jahre dauern darf, ist die Vorbereitung auf 

ein selbstbestimmtes Wohnen mit ambulanten Hilfen. Es sollen soziale und lebenspraktische Fähigkeiten 

entwickelt werden, damit der Mensch mit Behinderung möglichst selbstständig wohnen kann. Am 

Jahresende 2010 gab es 31 Trainingswohnplätze in den stationären Wohneinrichtungen im Saarland.

• Therapeutische Wohngruppen

• Die therapeutischen Wohngruppen dienen der Sicherstellung einer gemeindenahen Betreuung 

für geistig oder mehrfach behinderte volljährige Menschen mit massiven Verhaltensstörungen 

oder psychischen Erkrankungen. Voraussetzung hierfür ist, dass die Menschen in keiner anderen 

Wohnform adäquat betreut werden können. Es handelt sich um ein stationäres Wohnangebot mit 7 

Kriseninterventionsplätzen innerhalb der Versorgungsregion.

• Kurzzeitwohnen

• Diese stationäre Unterbringungsform ist zeitlich begrenzt. Das Kurzzeitwohnen dient dazu, die 

Angehörigen, die den Menschen mit Behinderungen zu Hause betreuen, zeitweise zu entlasten und 

damit präventiv eine stationäre Aufnahme auf Dauer zu vermeiden. Am Jahresende 2010 werden in 

saarländischen stationären Wohneinrichtungen 24 Kurzeitwohnplätze vorgehalten.
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Die Qualitätsstandards in Einrichtungen wurden in den vergangenen Jahren verbessert. Hinsichtlich der 

baulichen und räumlichen Standards handelt es sich im Wesentlichen um folgende Maßnahmen:

• Durchführung umfangreicher Renovierungs- und Modernisierungsmaßnahmen in bestehen-

den Einrichtungen, z. B. Umwidmung von Mehrbettzimmern (Dreibettzimmern) in Doppel- oder 

Einzelzimmer

• Entzerrung größerer bestehender Einrichtungen durch Schaffung von Außenwohngruppen und durch 

Ersatzneubauten

• Erhöhung des Einzelzimmeranteils in neuen Einrichtungen

• Überschreitung der geforderten Mindestgröße der Bewohnerzimmer gemäß 

Heimmindestbauverordnung.

Bei der Prozess- und Ergebnisqualität konnten ebenfalls vielfältige Verbesserungen erzielt werden. 

Wesentliche Punkte sind:

• die Erstellung individueller Hilfe- und Förderpläne mit Zielvereinbarungen

• regelmäßige Fallbesprechungen mit dem gesamten Betreuungsteam

• eine kontinuierliche Dokumentation, nicht nur bei »Besonderheiten«

• eine bewohnerbezogene Dienstplangestaltung

• eine regelmäßige Ergebnisprüfung und eine regelmäßige Überarbeitung der Hilfe- und 

Förderplanungen.

4.2.2 Wohneinrichtungen für Erwachsene mit einer seelischen Behinderung

Die Erhaltung eines »normalen« Wohn- und Lebensfeldes ist ein wesentlicher Faktor für die Eingliederung 

von Menschen mit seelischen Behinderungen und ihre Teilhabe an der Gesellschaft. Daher werden die 

Leistungen der Eingliederungshilfe in der Regel durch lebensfeldzentrierte, ambulante Maßnahmen außer-

halb von Einrichtungen erbracht, sofern der Hilfebedarf des seelisch behinderten Menschen dies zulässt. 

Manche benötigen jedoch für kurze oder längere Zeit ein umfassendes, spezifisches Wohn, Lebens- und 

Hilfefeld, das im Vergleich zu ambulanter Hilfe ein höheres Maß an Struktur und Vorgaben aufweist. Dies 

bietet das stationäre Wohnen, das in diesen Fällen seine Berechtigung behält.

Wichtiges Ziel ist es, dem seelisch behinderten Menschen zukünftig ein weitgehend selbstständiges 

und selbstbestimmtes Leben in »normalen« Lebenszusammenhängen zu ermöglichen. Dabei sollen die 
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Selbsthilfepotenziale besonders gestärkt und unterstützt werden. Diese Orientierung wendet sich fort von 

der Defizit- oder Krankheitsperspektive hin zu einer Ressourcen- oder Kompetenzperspektive.

Aufgaben und Konzeption der Einrichtungen orientieren sich an den verschiedenen Bedürfnissen der 

psychisch behinderten Menschen. Hierzu gehören die psycho-soziale Beratung, die Vermittlung und das 

aufbauende Training sozialer und kommunikativer Kompetenzen zur Verbesserung der zwischenmensch-

lichen Beziehungen und der sozialen Integration, die Aktivierung von lebenspraktischen Tätigkeiten, das 

Aufzeigen von Beschäftigungsmöglichkeiten zur Tagesstrukturierung sowie die Hinführung zu einer sinn-

vollen Freizeitgestaltung.

Der Hilfebedarf ist bei diesem Personenkreis nicht immer gleich, sondern kann oftmals erheblich schwan-

ken. Aus diesem Grund ist eine individuelle Unterstützung notwendig. Der Aufenthalt in einem Wohnheim 

richtet sich nach der Entwicklung des einzelnen Bewohners und dauert so lange, bis eine weniger intensive 

Wohn- und Betreuungsform für den Menschen mit Behinderung in Betracht kommt.

Neben den ambulanten Hilfen zum selbstständigen Wohnen (Leistungstyp A 6) ist auch das stationäre 

Wohnen (Leistungstyp E 12 und E 13) eingebettet in die im Januar 2008 in Kraft getretene saarländische 

Heimreform (Sozialpsychiatrie). Deren Ziel besteht darin, fort von einer »verwahrenden« Psychiatrie hin zu 

einer humanen und fachlich differenzierten Sozialpsychiatrie mit einer flächendeckenden und sozialraumo-

rientierten Versorgung zu gelangen. Auch stationäre Einrichtungen, die aktuelle fachliche Standards erfül-

len, sind Bestandteil eines solchen Versorgungskonzeptes.

Die Zahl der Wohnheimplätze für Menschen mit seelischer Behinderung im Saarland ist von rund 900 

(Jahr 2001) auf über 1.000 (in den Jahren 2004 und 2005) gestiegen, wurde aber seither im Zuge der 

Ambulantisierung auf 764 Plätze am Jahresende 2009 reduziert. Zum Jahresende 2010 standen insgesamt 

717 Plätze des stationären Wohnens für diesen Personenkreis zur Verfügung. Diese Reduktion der stationären 

Plätze geht einher mit der starken Zunahme der seelisch behinderten Menschen, die in Privathaushalten 

mit ambulanter Unterstützung wohnen (siehe oben Abschnitt 4.1). Der Ambulantisierungsprozess ist für 

Menschen mit seelischer Behinderung stärker vorangeschritten als für Menschen mit einer geistigen oder 

schweren körperlichen Behinderung.
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4.3 Leben und Wohnen von Kindern und Jugendlichen

Für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen bietet die Familie grundsätzlich die besten Möglichkeiten 

zur Förderung und Entwicklung ihrer Persönlichkeit. Leben und Wohnen von Kindern und Jugendlichen mit 

Behinderungen in ihrer Familie müssen daher mit allen verfügbaren Mitteln unterstützt werden und stets 

Vorrang vor einer stationären Betreuung haben.

Mit der 2004 erfolgten Bündelung der Eingliederungshilfe in einer Hand ist hierfür eine wichtige 

Weichenstellung erfolgt. Der seither geltende Rahmenvertrag für ambulante Hilfen bietet die Grundlagen 

dafür, die notwendigen ambulanten Hilfen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen sowie zur 

Unterstützung und Entlastung der Familien aufzubauen.

4.3.1 Ambulante Hilfen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen

In den vergangenen Jahren wurden saarlandweit 12 Fachdienste »Ambulante Hilfen zur Teilhabe am gemein-

schaftlichen Leben« eingerichtet, die ambulante Betreuungsleistungen auch für Kinder und Jugendliche mit 

Behinderungen einhergehend mit Unterstützungs- und Entlastungsleistungen für Familien erbringen. Diese 

Form der Unterstützung gehört zum Leistungstyp A 4 der Rahmenvereinbarung und zielt auf die »Teilhabe 

am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben für Menschen mit körperlicher oder geistiger Behinderung«. 

Ziel dieses niedrigschwelligen Angebotes ist es zum einen, den Menschen mit Behinderungen entsprechend 

ihren Fähigkeiten und ergänzend zur bestehenden Tagesstruktur an Abenden, und an den Wochenenden 

weitere Unterstützung zur Teilhabe am gemeinschaftlichen Leben zu ermöglichen, soweit diese nicht 

durch die Familie erbracht werden kann (z.B. wegen einer besonderen Situation wie Krankheit, Alter, 

Überforderung bei Alleinerziehung usw.). Zum anderen soll durch die Entlastung der Familie ein längeres 

Zusammenleben ermöglicht und eine stationäre Heimunterbringung vermieden bzw. verzögert werden. 

Ein besonderes ambulantes Förderangebot wurde in Zusammenarbeit mit dem Autismus-Therapie-Zentrum 

(Saarlouis) für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene mit einer autistischen Behinderung erarbeitet. 

Mit speziellen und individuellen Fördermaßnahmen sollen eine angemessene Schulbildung, eine schulische 

Ausbildung für einen angemessenen Beruf, die Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit und 

der Besuch einer Hochschule ermöglicht werden. Zurzeit werden rund 200 Personen mit Autismus – zwei 

Drittel davon Kinder oder Jugendliche – durch das Therapie-Zentrum mit 20 Pädagogen, Psychologen und 

Sozialpädagogen betreut, darunter werden bis zu 90 Personen im Rahmen der Eingliederungshilfe für 

behinderte Menschen gefördert. Das Angebot des Therapie-Zentrums wird landesweit vorgehalten. 
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Wenn Kinder und Jugendliche mit Behinderungen nicht mehr in ihrer Herkunftsfamilie bleiben bzw. nach 

einem Heimaufenthalt nicht mehr dorthin zurückkehren können, besteht die Möglichkeit, sie in eine 

Pflegefamilie zu vermitteln. Dem Leben in einer Pflegefamilie soll Vorrang gegenüber einer stationären 

Heimunterbringung eingeräumt werden. Vor jeder Heimunterbringung ist daher zu prüfen, ob die not-

wendige Hilfe nicht durch eine Pflegefamilie und begleitende ambulante Dienste, ggf. ergänzt durch die 

Inanspruchnahme von Kurzzeit- oder Kriseninterventionsplätze sichergestellt werden kann. Am Jahresende 

2009 lebten im Saarland insgesamt 942 Kinder und Jugendliche in Pflegefamilien; wie viele davon behin-

dert waren, weist die Statistik nicht aus.

4.3.2 Stationäre Hilfen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen

Unter bestimmten Voraussetzungen und Bedingungen kann auch die Aufnahme in einer stationären 

Wohneinrichtung für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen erforderlich sein. Dies betrifft Kinder, 

Jugendliche und junge Erwachsene, die körperlich, geistig oder seelisch wesentlich behindert sind und die 

wegen ihrer Behinderung eine stationäre Versorgung benötigen.

Altersmäßig begrenzt ist die Betreuung in einer Wohneinrichtung in der Regel bis zur Vollendung des 21. 

Lebensjahres. Mit dem Beenden der Schulausbildung wechseln Jugendliche oder junge Erwachsene mit 

Behinderungen in eine ambulant betreute Wohnform oder in eine stationäre Wohneinrichtung für erwach-

sene Menschen mit Behinderungen. 

Von großer Bedeutung ist die Einbeziehung der Familienangehörigen bei der Betreuung der behinderten 

jungen Menschen in den Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Jugendhilfe. Mit den Eltern und ande-

ren wichtigen Bezugspersonen besteht eine enge Zusammenarbeit, damit der Kontakt zur Herkunftsfamilie 

erhalten bleibt. Auch bei einem dauerhaft angelegten Heimaufenthalt soll stets die Möglichkeit einer 

Rückführung in die Herkunftsfamilie erhalten bleiben.

Das Saarland verfügte am Jahresende 2010 über 10 Wohnheime für Kinder und Jugendliche mit 

Behinderungen mit insgesamt 217 Plätzen. Sie teilen sich auf in 209 Dauerplätze und 8 Kurzzeitplätze in 

Wohnheimen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen. Dazu gehören auch 60 Internatsplätze, die 

der Staatlichen Schule für Gehörlose und Schwerhörige, Blinde und Sehbehinderte in Lebach (40 Plätze) 

sowie der Förderschule für Körperbehinderte (20 Plätze) angegliedert sind. Weitere Plätze gibt es im Internat 

des Berufsbildungswerks CJD Homburg. 
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Tabelle III.4.1

Stationäres Wohnen für Kinder und Jugendliche mit Behinderung
nach Gemeindeverbänden (Jahresende 2010)

Gemeindeverband Einrichtungen Plätze davon  

Kurzzeitwohnen

belegte Plätze (ohne 

Kurzzeitwohnen)

Belegung 

Kurzzeit-

wohnen

2007 2010 gesamt Jungen Mädchen

Regionalverb. Saarbrücken 1 20 10 - 10 5 5 -

Landkreis Saarlouis 3 52 52 - 28 14 14 -

Landkreis Merzig-Wadern - - - - - - - -

Landkreis Neunkirchen 3 83 83 2 69 40 29 45

Landkreis St. Wendel 1 12 12 2 10 7 3 80

Saarpfalz-Kreis 2 74 60 4 48 28 20 4

Gesamt 10 241 217 8 165 94 71 129

Quelle:  Landesplan »Wohnstätten für geistig und körperlich behinderte Kinder im Saarland« des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen 

und Familie  (Platzzahlen einschließlich Internatsplätze)

Insgesamt wohnen zurzeit 165 Kinder und Jugendliche in einer stationären Einrichtung für Menschen mit 

Behinderungen im Saarland, davon 94 Jungen (57%) und 71 Mädchen (43%). Durch die Einrichtung der 

zusätzlichen Kurzzeitwohnplätze wurden die Voraussetzungen geschaffen, Familien zu entlasten und früh-

zeitige vollstationäre Aufnahmen zu vermeiden. Im Laufe des Jahres 2010 wurden die Kurzzeitwohnplätze 

von 129 Kindern und Jugendlichen in Anspruch genommen.

Damit junge Menschen mit Behinderungen möglichst in ihren Familien verbleiben können, erfolgt im Saarland 

vorrangig der weitere Ausbau von ambulanten Förderangeboten, Kurzzeit- und Kriseninterventionsplätzen, 

Tageseinrichtungen und integrativ arbeitenden Einrichtungen.

Flankierend könnten Familien auch dadurch noch mehr Unterstützung erfahren, dass die freien Träger 

verstärkt spezielle inklusive Freizeit- und Ferienmaßnahmen für Kinder und Jugendliche mit und ohne 

Behinderungen anbieten. 
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Derzeit bieten im Freizeit-Bereich insbesondere Vereine - wie » Miteinander Leben Lernen«39 und Miteinander 

unterwegs«40 - attraktive Angebote für Kinder und Jugendgruppen an. Ihr Angebot ist vielfältig und richtet 

sich an Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderungen und fördert damit - im Sinne der Inklusion - 

das Zusammenleben von Menschen mit und ohne Behinderungen.

Vollstationäre Hilfen für junge Menschen mit Behinderungen wird es zwar weiterhin geben müssen, und 

ein entsprechendes Angebot – mit den Möglichkeiten der Kurzzeitunterbringung – ist vorhanden. Unter 

Berücksichtigung des Ausbaus der ambulanten Hilfestrukturen, der Belegungssituation und der demogra-

fischen Entwicklung mit einem zu erwartenden Rückgang der Zahl von Kindern und Jugendlichen wird die 

Schaffung zusätzlicher Plätze in stationären Wohnangeboten nicht mehr flächendeckend erforderlich sein. 

Zu prüfen ist, inwieweit regionale Unterversorgungen bestehen sowie Bedarfe für spezielle Zielgruppen, 

wie z.B. für Jugendliche mit besonderen Verhaltensauffälligkeiten.

4.4 Ausblick zur Ambulantisierung des Wohnens mit Behinderung

Die Kernfrage in Bezug auf die Wohnform von Menschen mit Behinderungen lautet, inwieweit sta-

tionäre Sonderformen vermieden und die Wohnsituation so gestaltet werden kann, dass ein mög-

lichst »normales« Wohnen in einem Privathaushalt mit ambulanter Unterstützung erreicht wird. Die 

UN-Behindertenrechtskonvention fordert, dass »Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt die 

Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und 

nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben« (Artikel 19 UN-Konvention).

Vor diesem Hintergrund wird es eine zentrale Aufgabe in den kommenden Jahren sein, den eingeschla-

genen Weg der Ambulantisierung konsequent fortzusetzen. Die Landesregierung strebt an, den Anteil der 

ambulanten Hilfen zum Wohnen im Bereich der Eingliederungshilfen zu steigern. 

Entwicklung der Fallzahlen

Die Gesamtfallzahlen im Bereich Wohnen (ambulant und stationär) lagen im Saarland in den vergange-

nen Jahren etwas unter dem Bundesdurchschnitt. Im Jahr 2008 erhielten im Saarland insgesamt 3,33 

Personen je 1.000 Einwohner wohnbezogene Unterstützungsleistungen, im Bundesdurchschnitt waren es 

3,64 (Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 2009, S. 36). Dies dürfte nach 

bisherigen Erfahrungen auch darauf zurückzuführen sein, dass im Saarland noch mehr Menschen mit 

Behinderungen in ihrer Herkunftsfamilie oder bei Angehörigen leben als in anderen Regionen. Auf Grund 

39 Siehe http://www.mllev.de/60.html
40 Siehe http://www.live-saarland.de/kinder-jugend/miteinanderunterwegs
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der demografischen Entwicklung – viele Eltern können altersbedingt die Betreuung ihrer Kinder nicht län-

ger leisten – und des damit verbundenen gesellschaftlichen Wandels ist jedoch damit zu rechnen, dass sich 

der außerfamiliäre Unterstützungsbedarf in den kommenden Jahren dem Bundesdurchschnitt angleichen 

wird. Der überdurchschnittliche Anstieg der Fallzahlen im Bereich Wohnen im Saarland kann somit teilweise 

als Angleichungsprozess gesehen werden, bei dem der Nachholbedarf im Bereich der ambulanten Hilfen 

zu berücksichtigen ist. Mit einer weiteren Steigerung der Fallzahlen ist deshalb auch in den kommenden 

Jahren zu rechnen. Im Rahmen einer bedarfsorientierten Angebotssteuerung soll der hierbei zu erwartende 

Zuwachs an Hilfefällen (unter Berücksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts) möglichst in den ambulanten 

Bereich hingeführt werden.

Prozess der Ambulantisierung

Am Jahresende 2010 wurde die Eingliederungshilfe zum Wohnen im Saarland für 33% der Leistungsbezieher 

in ambulanter Form und für 67% der Leistungsbezieher in einer stationären Wohnform geleistet. Der Anteil 

der ambulanten Hilfen zum Wohnen im Bereich der Eingliederungshilfen liegt im Saarland noch unter dem 

Bundesdurchschnitt. Dieser Wert hat sich seit dem Jahr 2004 (mit Ausnahme des Jahres 2009) an den 

Bundesdurchschnitt angenähert.

Abbildung 27

Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft überörtliche Sozialhilfeträger 2012
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Das Ziel, den Bundesdurchschnitt zu übertreffen, erscheint erreichbar, setzt aber voraus, dass sowohl für 

die Zielgruppe der Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung als auch für Menschen mit see-

lischer Behinderung das Angebot an ambulanten Hilfen zum Wohnen weiter mit hoher Priorität ausge-

baut wird. Hierzu bedarf es der konsequenten Fortführung der Landesplanung, der Ausschöpfung aller 

Steuerungsmöglichkeiten sowie der Schaffung von Anreizen für eine Fortführung der Ambulantisierung.

Handlungskonzepte

Im Rahmen der Heimreform erfolgt grundsätzlich ein weiterer Abbau stationärer Plätze.41 Es wird angestrebt, 

die steigenden Fallzahlen auch weiterhin durch den Ausbau der ambulanten Hilfen zum selbstbestimmten 

Wohnen aufzufangen und damit dem Ziel des möglichst »normalen« Wohnens näher zu kommen.

Die Träger stationärer Einrichtungen können diesen Prozess durch eine Stärkung der Binnendifferenzierung 

ihrer Wohnangebote unterstützen. Der Ausbau von Qualitätsstandards soll weiter vorangetrieben werden, 

indem z. B. Modernisierungs- und Sanierungsmaßnahmen durchgeführt und dabei Drei- und Zweibettzimmer 

abgebaut sowie Wohneinrichtungen durch die Einrichtung von wohnortnahen Außenwohngruppen 

entzerrt werden. Durch die erforderliche Binnendifferenzierung, insbesondere mit der Einrichtung von 

Außenwohn- und Trainingswohnplätzen als Hinführung zum selbstbestimmten Wohnen, sowie einem aus-

reichenden Angebot an Kurzzeitwohnplätzen soll auf die unterschiedlichsten Bedarfslagen von Menschen 

mit Behinderungen besser eingegangen werden. Eine weitere wichtige Aufgabe der Träger stationärer 

Wohnangebote wird es sein, dem steigenden Anteil schwerstmehrfachbehinderter und älterer Menschen 

durch konzeptionelle Anpassungen des Betreuungsangebotes Rechnung zu tragen.

Das saarländische Sozialministerium führt fortlaufend eine regionalisierte Landesplanung zum selbstbe-

stimmten Wohnen durch. Damit sollen

• eine regional und zielgruppendifferent ausgewogene und bedarfsgerechte Angebotsstruktur sicherge-

stellt werden,

• Versorgungssicherheit für die Menschen mit Behinderungen geschaffen werden,

• notwendige Qualitätsstandards umgesetzt werden,

41 Die mit der saarländischen Psychiatriereform angestrebte Reduktion von Heimplätzen wurde allerdings zeitweise wegen des hohen Bedarfs 
ausgesetzt, indem in Einzelfällen mit den Einrichtungsträgern Ausnahmeregelungen vereinbart wurden.
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Flankierend sind weitere Maßnahmen erforderlich, um das angestrebte Ziel eines Umbaus von einer pri-

mär stationären hin zu einer differenzierten Versorgungsstruktur – von »ambulant« bis »stationär« – zu 

erreichen:

• Das Platzangebot im stationären Bereich wird für Menschen mit seelischer Behinderung ebenso wie für 

Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung kritisch geprüft: Alle Möglichkeiten, ein selbstbe-

stimmtes ambulantes Wohnen (mit der erforderlichen Assistenz) zu realisieren, sollen genutzt werden.

• Es ist zu prüfen, inwieweit Hilfeempfänger, die bislang in stationären Einrichtungen wohnen, in ambu-

lante Hilfeformen überwechseln können. Hierdurch können auch notwendige Plätze für bedarfsge-überwechseln können. Hierdurch können auch notwendige Plätze für bedarfsge-können. Hierdurch können auch notwendige Plätze für bedarfsge-

rechte Neuzugänge in den stationären Bereich freigemacht und ggf. bestehende Überkapazitäten abge-

baut werden.

Entscheidende Bedeutung kommt auch der Qualität des ambulanten Hilfeangebotes zu. Menschen mit 

Behinderungen und ihre Angehörigen werden die ambulanten Hilfen als Alternative zu der bewährten 

ganzheitlichen Versorgung in stationären Einrichtungen nur dann annehmen, wenn Ängste und Vorurteile 

gegenüber Menschen mit Behinderungen weiter abgebaut werden und eine gemeinsame Vertrauensbasis 

geschaffen wird.

Zur Leistungsfähigkeit der »Fachdienste Selbstbestimmtes Wohnen« gehört es daher auch, dass u. a. für 

krisenhafte Situationen und komplexe Problemstellungen adäquate Hilfen gewährleistet werden. Bei den 

ambulanten Hilfen zum selbstbestimmten Wohnen handelt es sich vor allem um eine psychosozial wirkende 

Leistung, die beratend und motivierend tätig wird, zu selbstständigem Wohnen anleitet, Hilfemaßnahmen 

koordiniert und bei Bedarf interveniert. Aus diesem Grund müssen die Träger dieser Fachdienste über 

qualifiziertes Fachpersonal verfügen und die notwendige Vernetzung mit komplementären Angeboten 

sicherstellen. 

Mit dem im August 2010 eingerichteten Modellprojekt »Förderung des Übergangs aus Wohnstätten in 

selbstbestimmtes Wohnen mit ambulanter Hilfe für Menschen mit körperlicher oder geistiger Behinderung« 

wird der Prozess der Ambulantisierung weiter vorangetrieben. In den ersten beiden Monaten der 

Projektumsetzung haben bereits 21 Personen die stationäre Wohneinrichtung verlassen und werden nun-

mehr mit ambulanten Hilfen zum Wohnen in ihrer eigenen Häuslichkeit gefördert. 



A k t i o n s p l a n  z u r  U m s e t z u n g  d e r  U N - B e h i n d e r t e n r e c h t s k o n v e n t i o n  i m  S a a r l a n d

143

Das ambulante Unterstützungsangebot wird in hohem Maß von Personen mit seelischer Behinderung 

genutzt. Auch bei jüngeren Menschen, die aufgrund von neurologischen Erkrankungen oder von Unfällen 

schwerstkörperbehindert sind, besteht ein großer Wunsch, selbstbestimmt und möglichst »normal« zu 

leben. Ein Problem besteht bei dieser Zielgruppe zum Teil aber darin, dass die Nachfrage nach dem neuen 

Betreuungsangebot größer ist als die Zahl der verfügbaren barrierefreien Wohnungen. Hier wird es eine 

wichtige Aufgabe sein, gemeinsam mit den Kommunen die Schaffung entsprechenden Wohnraums zu för-

dern und zu koordinieren. Das Land wird weiterhin darum bemüht sein, ein adäquates Angebot an barriere-

freiem und kostengünstigem Wohnraum zu sichern. Dazu dienen auch Zielvereinbarungen zur Umsetzung 

von Barrierefreiheit in allen Bereichen, die auch mit privaten Wohnungsanbietern abgeschlossen werden.

Die Ambulantisierung ist der Schlüssel zur Weiterentwicklung des Hilfesystems für Menschen mit 

Behinderungen. Konsequenterweise sollten sich die Maßnahmen zur Ambulantisierung nicht nur auf die 

strukturellen Veränderungen und den Ausbau ambulanter Versorgung konzentrieren. Eine zukunftsori-

entierte Weiterentwicklung bzw. Umstrukturierung der Behindertenhilfe muss auch im Blick haben, ob 

durch rechtliche Änderungen mittelfristig die stärkere Vernetzung ambulanter, teilstationärer und statio-

närer Maßnahmen bis hin zur gänzlichen Auflösung der strikten althergebrachten, aber nicht mehr zeit-

gerechten Dreiteilung in ambulant, teilstationär und stationär erreicht werden kann. Erst mit einer solchen 

Stufe der »Normalisierung« wäre das Anliegen der UN-Behindertenrechtskonvention eingelöst. Die zurzeit 

auf Bundesebene diskutierte Umstellung einer wohn- bzw. leistungsortbezogenen Systematisierung auf 

eine personenzentrierte Form der Hilfe, die auf den individuellen Bedarf zugeschnitten ist, soll den Prozess 

der Normalisierung weiter vorantreiben.
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III.5 Alter und Pflege

Aufgrund medizinischer Fortschritte und der insgesamt verbesserten Lebensverhältnisse haben Menschen 

mit Behinderungen, ebenso wie Menschen ohne Behinderung, heute eine steigende Lebenserwartung. 

Somit steigt auch die Zahl älterer Menschen mit Behinderungen demografisch bedingt kontinuierlich an. Es 

wird daher zunehmend von Bedeutung sein, optimale Lebensbedingungen sowie adäquate Hilfeangebote 

für diese Menschen zu schaffen. Behinderungen können von Geburt an bestehen, aber auch im Laufe des 

Lebens entstehen. Insofern umfasst das Thema »Behinderung im Alter« sowohl älter werdende Menschen 

mit Behinderungen als auch diejenigen, bei denen erst mit fortschreitendem Alter eine Behinderung auftritt. 

5.1 Aktuelle Daten zur Zahl der schwerbehinderten älteren Menschen

Die folgende Grafik macht deutlich, wie sich die demografische Entwicklung im vergangenen Jahrzehnt 

auf die Zahl der schwerbehinderten Personen42 ausgewirkt hat. Im Zeitraum von 2005 bis 2009 ist deren 

Zahl im Alter ab 60 Jahren von 56.400 um 7% auf 60.250 gestiegen. Seit dem Jahr 2001 hat sich die 

Entwicklung in den einzelnen Altersgruppen unterschiedlich vollzogen: Die Zahl der schwerbehinderten 

Personen von 60 bis 69 Jahren ist in diesem Zeitraum um 18% gesunken. In den höheren Altersgruppen ist 

dagegen ein Anstieg zu verzeichnen, der bei den 70- bis 79-Jährigen 8% beträgt und bei den schwerbe-

hinderten Hochaltrigen ab 80 Jahren sogar 29%.

Abbildung 28

Quelle: Statistisches Amt Saarland, Schwerbehindertenstatistik

42 Hier: mit Schwerbehindertenausweis, vgl. oben Abschnitt II.2
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Überträgt man die heutigen Bevölkerungsanteile der schwerbehinderten Menschen auf die für die Jahre 

2030 und 2050 prognostizierten Bevölkerungszahlen,43 so wird die Zahl der älteren schwerbehinderten 

Menschen ab 65 Jahren von rund 51.000 im Jahr 2009 voraussichtlich bis zum Jahr 2030 auf rund 62.900 

Personen steigen (+23%) und dann bis zum Jahr 2050 auf rund 57.000 leicht zurück gehen (dies sind 12% 

mehr als 2009). Die Zahl der hochaltrigen Schwerbehinderten ab 80 Jahren wird kontinuierlich steigen von 

12.900 (Jahr 2009) über 17.200 im Jahr 2030 (+34%) auf 26.000 im Jahr 2050 (+102%). 

Abbildung 29

Quelle: Statistisches Amt Saarland, Schwerbehindertenstatistik;  Statistisches Bundesamt, 12. koordinierte Bevölkerungsvorausrechnung; 

Berechnungen des ISG

Für diese Personengruppe im hohen Alter wird somit der Bedarf an passenden Wohn- und 

Versorgungsangeboten in Zukunft stetig zunehmen.

43 Basis: 12. koordinierte Bevölkerungsvorausrechnung
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5.2 Pflegebedürftigkeit und gerontopsychiatrische Erkrankungen

Bei allen Menschen mit und ohne Behinderung steigen mit zunehmendem Alter die Risiken von 

Pflegebedürftigkeit und gerontopsychiatrischen Erkrankungen, darunter insbesondere Demenzerkrankungen. 

Die Einschränkungen, die hier ihre Ursache haben, wirken sich nachhaltig auf alle anderen Lebensbereiche 

wie Aktivität und soziale Netzwerke, Wohnsituation und Lebensgefühl aus und erfordern tragfähige 

Unterstützungsangebote. Für Menschen, die von Geburt an eine Behinderung haben, stellt sich die-

ser Prozess des Alterns und der zunehmenden Angewiesenheit auf Hilfe und Pflege anders dar als für 

Menschen, bei denen diese Einschränkungen erst im Alter auftreten.

5.2.1 Pflegebedürftigkeit

Am Jahresende 2009 waren in Deutschland insgesamt rund 2,34 Mio. Personen pflegebedürftig, dies ent-

spricht 2,86% der Bevölkerung. Im Saarland waren zu diesem Zeitpunkt 30.380 Personen pflegebedürf-

tig. Die Pflegequote liegt hier (mit 2,97% der Bevölkerung) etwas höher, was durch den höheren Anteil 

älterer und hochaltriger Menschen im Saarland bedingt ist. Pflegebedürftigkeit steigt stark mit dem Alter 

an: Während im Alter unter 75 Jahren nur 1,1% der Bevölkerung pflegebedürftig sind, steigt dieser Anteil 

über 13,6% der 75- bis 84-Jährigen und 35,8% der 85- bis 89-Jährigen auf 56,6% der Hochaltrigen ab 

90 Jahren.44 

Tabelle III.5.1

Pflegebedürftige Personen
Anzahl und Bevölkerungsanteil, Saarland 2009

Pflegebedarfsgruppe Anzahl 2009

Altersgruppe Männer Frauen Insgesamt Männer Frauen Insgesamt

unter 75 Jahren 1,1% 1,0% 1,1% 4.947 4.820 9.767

75 - 84 Jahre 11,1% 15,3% 13,6% 3.363 6.986 10.349

85 - 89 Jahre 26,4% 39,2% 35,8% 1.301 5.333 6.634

90 J. und älter 33,8% 64,4% 56,6% 552 3.078 3.630

Insgesamt 2,04% 3,85% 2,97% 10.163 20.217 30.380

Quelle: Statistisches Bundesamt, Pflegestatistik 2009

44 Auch jüngere Menschen mit Pflegebedarf benötigen eine adäquate Versorgung, auch wenn die Pflegequote unter 60 Jahren mit 0,5% sehr 
gering ist. Gerade dieser Personenkreis, der aufgrund von chronischen Krankheiten oder Unfallereignissen pflegebedürftig ist, bedarf besonderer 
Anstrengungen, damit seine Teilhabe gesichert bleibt. Für diesen Personenkreis bleibt der Grundsatz »Reha vor Pflege« zentral.
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Eine Prognose der Entwicklung der Pflegebedürftigkeit in den kommenden Jahrzehnten geht davon aus, 

dass die Zahl der Pflegebedürftigen im Saarland bis zum Jahr 2020 auf rund 36.000 Personen steigen wird 

(18% mehr als 2009) und bis zum Jahr 2030 auf rund 40.000 Personen (32% mehr als 2009).45 Auf diesen 

steigenden Bedarf werden sich die Planungen der pflegerischen Versorgung einstellen müssen.

5.2.2. Gerontopsychiatrische Erkrankungen

Mit fortschreitendem Alter steigt das Risiko gerontopsychiatrischer und demenzieller Erkrankungen. Dabei 

handelt es sich um die im Alter am häufigsten auftretende psychiatrische Krankheit, die mit einem fortschrei-

tenden Verlust kognitiver Funktionen und der Gedächtnisleistung sowie erheblichen Beeinträchtigungen 

der Aktivitäten des täglichen Lebens einhergeht und meist zu schwerer Pflegebedürftigkeit führt.46 Bei 

Menschen mit einer geistigen Behinderung können sich demenzielle Erkrankungen gravierender auswirken 

als bei Menschen ohne Behinderung, sie treten hier meist früher auf und sind mit stärkeren Einschränkungen 

verbunden.47 

Da eine selbstständige Lebensführung durch eine Demenzerkrankung stark eingeschränkt wird, werden 

bei einer Betreuung in Privathaushalten die Angehörigen erheblich belastet. Gerade Demenzerkrankungen 

sind mit einem erhöhten Hilfebedarf verbunden, der mit fortschreitender Entwicklung der Erkrankung eines 

hohen Maßes an Professionalität in der Pflege bedarf. Dabei steigt der Bedarf an psychosozialen Hilfen 

nicht nur, weil immer mehr hochaltrige Menschen allein leben, sondern auch, weil Art und Ausmaß ihrer 

Pflege- und Betreuungsbedürftigkeit die Angehörigen ebenso wie ehrenamtliche Kräfte zunehmend über-

fordern. Zwar tragen Angehörige immer noch die Hauptlast der Pflege Demenzkranker, jedoch führen die 

steigende Frauenerwerbsquote und zunehmend geforderte berufliche Flexibilität mit dazu, dass die häus-

liche Versorgung demenziell erkrankter Menschen zunehmend schwieriger wird. Häufig wird im Verlauf der 

Krankheit ein Wechsel in stationäre Versorgung unvermeidlich.

45 Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2010): Demografischer Wandel in Deutschland Heft 2: Auswirkungen auf 
Krankenhausbehandlungen und Pflegebedürftige im Bund und in den Ländern, Wiesbaden.
46 Weyerer, S. (2005): Altersdemenz. In: Robert-Koch-Institut (Hrsg.), Gesundheitsberichterstattung des Bundes Heft 28, Berlin: 
Robert-Koch-Institut.
47 Havemann, M.; Stöppler, R. (2004): Altern mit geistiger Behinderung, Stuttgart. - Deutsche Alzheimer Gesellschaft (2011): Demenz bei 
geistiger Behinderung, Reihe Das Wichtigste Nr. 16, Berlin.
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Tabelle III.5.2

Personen mit mittlerer bis schwerer Demenz
Anzahl und Bevölkerungsanteil, Saarland 2009

Demenzquote Anzahl 2009

Altersgruppe Männer Frauen Insgesamt Männer Frauen Insgesamt

unter 65 J. 0,1% 0,1% 0,1% 410 352 770

65 - 69 Jahre 1,5% 1,3% 1,4% 426 412 843

70 - 74 Jahre 3,2% 3,1% 3,1% 946 1.117 2.063

75 - 79 Jahre 5,6% 6,8% 6,3% 1.048 1.697 2.770

80 - 84 Jahre 10,3% 12,8% 12,0% 1.206 2.634 3.880

85 - 89 Jahre 17,9% 23,1% 22,0% 882 3.146 4.073

90 J. und älter 25,5% 33,8% 32,1% 416 1.616 2.060

Insgesamt 1,07% 2,09% 1,61% 5.335 10.975 16.459

Quelle: Ziegler/ Doblhammer 2009; Bevölkerungsstatistik 2009; Berechnungen des ISG

Unter den Pflegebedürftigen werden Demenzkranke nicht statistisch gesondert erfasst, so dass über ihre 

Verbreitung nur einzelne Studien Auskunft geben. Legt man die Demenzquoten einer neueren Untersuchung 

zugrunde,48 liegt die Zahl der demenzkranken Personen im Saarland am Jahresende 2009 bei rund 16.500 

Personen. Über 60% davon (10.000 Personen) waren im Alter ab 80 Jahren, was den starken Altersbezug 

dieser Krankheit unterstreicht. Wegen des hohen Frauenanteils in dieser Altersgruppe sind zwei Drittel der 

Demenzkranken weiblich.

Der von einem Berliner Institut erstellte »Demenz-Report« schätzt die Verteilung nach Gemeindeverbänden:49 

Die niedrigste Quote weist demnach der Landkreis Merzig-Wadern mit 1,56% auf (dies entspricht 1.640 

Personen), die höchste Quote der Landkreis Neunkirchen mit 1,7% (2.350 Personen). In einer Prognose der 

Studie wird angenommen, dass sich die Zahl der Demenzkranken im Saarland bis zum Jahr 2025 auf rund 

26.300 Personen erhöht, dies sind 56% mehr als im Jahr 2008.

48 Ziegler, U; Doblhammer, G. (2009): Prävalenz und Inzidenz von Demenz in Deutschland – Eine Studie auf Basis von Daten der gesetzlichen 
Krankenversicherungen von 2002, in: Das Gesundheitswesen 71, S. 281–290.
49 Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung (2011): Demenz-Report, Berlin.
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Tabelle III.5.3

Anzahl und Bevölkerungsanteil Demenzkranker nach Gemeindeverbänden
Saarland 2008 und 2025

Prognose 2025

Gemeindeverband Demenzquote 2008 Anzahl 2008 Quote Anzahl

Regionalverband Saarbrücken 1,65% 5.500 2,78% 9.260

Merzig-Wadern 1,56% 1.640 2,35% 2.470

Neunkirchen 1,70% 2.350 2,51% 3.480

Saarlouis 1,62% 3.310 2,48% 5.070

Saarpfalz-Kreis 1,69% 2.530 2,49% 3.730

St. Wendel 1,61% 1.470 2,50% 2.270

Saarland 1,64% 16.800 2,57% 26.280

Quelle: Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung 2011, Berechnungen des ISG

Auf Grund der steigenden Zahl der Hochaltrigen mit Pflegebedarf und Demenzerkrankungen wird sich die 

derzeitige Versorgungsstruktur der Pflegebedürftigen in Richtung auf einen höheren Anteil der stationären 

Pflege entwickeln, was aber weder aus fachlicher Sicht noch aus Kostengesichtspunkten noch aus Sicht 

der Pflegebedürftigen selbst wünschenswert ist. Umso wichtiger wird es in den kommenden Jahren sein, 

vorgelagerte Angebotsformen wie z.B. betreutes Wohnen (mit Pflegeangebot), betreute Wohngruppen für 

Demenzkranke, Angebote der Kurzzeitpflege und Tagespflege sowie ein Case Management zur Gestaltung 

häuslicher Pflegearrangements quantitativ auszubauen und qualitativ zu optimieren.

5.3 Handlungsansätze für ältere Menschen mit Behinderungen

Handlungsbedarfe ergeben sich insbesondere für Menschen mit Behinderungen, die wegen ihrer 

Einschränkungen Leistungen der Eingliederungshilfe benötigen. 

Die Versorgung für alt gewordene Menschen mit seelischer Behinderung und von Menschen, bei denen im 

Alter eine seelische Behinderung auftritt, stellt eine besondere Aufgabe dar, die entsprechend der demogra-

fischen Entwicklung an Bedeutung gewinnen wird. Dabei gewinnen Beeinträchtigungen durch depressive 

Störungen zunehmend an Bedeutung.50 Diese Personengruppe verdient gleichermaßen die Aufmerksamkeit 

der Berichterstattung, es liegen aber keine entsprechenden statistischen Daten vor.51

50 Statistisches Bundesamt (2009): Schwerbehinderte Menschen, Fachserie 13 Reihe 5.1, Wiesbaden.
51 Eine Neuorganisation der Landesplanung ermöglicht für die zukünftige Berichterstattung eine ausführlichere Darstellung der Lage von 
seelisch behinderten Menschen.
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Spezifische Versorgungsstrukturen für ältere Menschen mit seelischer Behinderung sind ambivalent zu 

bewerten: Einerseits sollen Versorgungsstrukturen bedarfsgerecht und hinreichend spezifisch entwickelt 

werden, andererseits kann die Schaffung spezieller Einrichtungen auch zu einer Ausgrenzung dieser 

Personengruppe führen. Im Saarland ist es bisher gelungen, den überwiegenden Teil dieser Klientel im 

bestehenden Versorgungssystem zu betreuen. Wenn seelisch kranken Menschen die bereits bestehenden 

Versorgungs- und Leistungsangebote offen stehen und diese von ihnen genutzt werden, wird die Teilhabe 

am Leben in der Gesellschaft in optimaler Weise realisiert.

Die Gruppe alternder und älterer Menschen mit Behinderungen ist sowohl hinsichtlich der Art und Schwere 

ihrer Behinderung wie auch hinsichtlich ihrer Wohn- und Betreuungsform sowie Tagesstrukturierung sehr 

heterogen. Es bedarf deshalb einer differenzierten Analyse, um je nach Lebenssituation sowie Grad der 

Hilfe- bzw. Pflegebedürftigkeit passgenaue Leistungen und Angebote vorhalten oder entwickeln zu können. 

Bei der Ermittlung von Handlungsbedarfen sind daher die Bereiche »Arbeit und Tagesstruktur«, »Wohnen« 

sowie »Pflegebedürftigkeit und Demenz« gesondert zu berücksichtigen.

5.3.1 Handlungsfeld »Arbeit und Tagesstruktur«

Hinsichtlich der älteren Beschäftigten in einer Werkstatt für behinderte Menschen beinhaltet der neu ver-

einbarte Leistungstyp E 4 spezifische Angebote (z.B. im Rahmen der neuen Hilfebedarfsgruppe C). Dies 

betrifft ältere Beschäftigte von 50 bis 64 Jahren. 

Ältere Menschen mit Behinderungen, die keine Arbeitsleistung mehr erbringen können, sollen Angebote 

zur Tagesstrukturierung erhalten (siehe oben Abschnitt 3.6). Diese Tagesstrukturierung kann auf unter-

schiedliche Weise gewährleistet werden. Sie erfolgt nach individueller Bedarfssituation und Verfügbarkeit. 

Mit der Möglichkeit für ein Angebot zur Tagesstrukturierung erfahren auch betreuende Angehöriger eine 

spürbare Entlastung. Stationäre Unterbringungen können damit in vielen Fällen vermieden oder zumindest 

zeitlich hinausgeschoben werden.

Bei Menschen, die in stationären Einrichtungen leben, soll die Wohnstätte auch die Tagesstruktur sicherstel-

len. Hierzu bedarf es einer konzeptionellen Weiterentwicklung in den Wohnstätten, um eine angemessene 

Teilhabe zu gewährleisten. Für die Bereiche der Alltagsbewältigung und Freizeitgestaltung muss es geeig-

nete tagesstrukturierende Angebote geben, um einer Vereinsamung vorzubeugen. Individuelle Wünsche 

des älteren Menschen mit Behinderung nach Ruhe und Rückzug sind dabei ebenso zu berücksichtigen wie 

das Bedürfnis nach Aktivität. Die Wahrnehmung eines solchen Angebotes soll deshalb flexibel entspre-

chend den Wünschen des Menschen mit Behinderung erfolgen können.
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Niedrigschwellige Angebote für ältere Menschen mit Behinderung in Form »offener Tagesstätten« oder 

»Begegnungsstätten« sollten in hinreichendem Maße zur Verfügung stehen. Für diejenigen, die aufgrund 

langjähriger Zugehörigkeit einen engen Bezug zu einer Werkstatt haben, kann ein solches Angebot im 

Umfeld der bisherigen Beschäftigungsstätte aufgebaut werden. Verschiedene Organisationsformen und 

konzeptionelle Ansätze dazu können modellhaft erprobt werden.

Zu prüfen ist auch, inwieweit sog. »offene Freizeittreffs«, die bereits in einigen saarländischen Gemeinden 

existieren, eine sinnvolle Ergänzung oder Alternative für die behinderten Seniorinnen und Senioren dar-

stellen können. Zur Einrichtung solcher Begegnungs- und Freizeitstätten ist eine enge Kooperation zwi-

schen Behindertenverbänden, Einrichtungen, Kommunen (kommunalen Beauftragten für Senioren und für 

Menschen mit Behinderungen sowie kommunale Seniorenbeiräte) und Kostenträgern erforderlich.

Darüber hinaus ist die Vielzahl von offenen und ambulanten Angeboten, die es im Bereich der Altenhilfe 

gibt, in die weiteren Überlegungen einzubeziehen. Im Rahmen eines integrativen, sozialräumlich orientierten 

Ansatzes könnten sich Tagesstätten für alte Menschen, Seniorenclubs oder Altentreffs auch für gemeinsame 

Aktivitäten mit Menschen mit Behinderungen öffnen. Ebenso könnten durch Träger der Behindertenhilfe 

vergleichbare Angebote geschaffen werden, in die auch ältere Menschen ohne Behinderung integriert 

werden. Nutzbar wäre in diesem Zusammenhang z.B. die Ehrenamtsbörse mit der Möglichkeit, dass 

Menschen im Rahmen eines ehrenamtlichen Engagements die zeitweilige Betreuung älterer Menschen mit 

Behinderungen übernehmen.

Im Alter von 50 bis 59 Jahren überwiegt die Werkstattbeschäftigung bei weitem. Nur 11% der 

Leistungsbezieher in dieser Altersgruppe besuchen eine Tagesförderstätte. Dieser Anteil ist in den vergan-

genen zehn Jahren etwa gleich geblieben, obwohl die Zahl der Leistungsbezieher in dieser Altersgruppe 

sehr stark gestiegen ist.

Ab einem Alter von 60 Jahren geht die Fähigkeit, eine Arbeitsleistung zu erbringen, zurück. Die Relation 

der Formen Werkstatt und Tagesförderstätte wird ausgeglichener. Zwar sind immer noch mehr Menschen 

ab 60 Jahren mit Behinderungen in einer Werkstatt für behinderte Menschen beschäftigt, aber rund 24% 

dieser Altersgruppe besuchen eine Tagesförderstätte.



152

Abbildung 30

Quelle: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie  

und Erhebungen bei den Trägern (Stand: jeweils 31.12.)

Die Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass bei den Werkstattbeschäftigten Belastbarkeit und 

Leistungsfähigkeit mit zunehmendem Alter nachlassen. Die demografische Veränderung mit der Folge der 

starken Zunahme älterer Beschäftigter in den Werkstätten für behinderte Menschen erfordert daher diffe-

renzierte Betreuungs- und Beschäftigungsformen für alternde und ältere Menschen, die nicht mehr vollzei-

tig ihrer Arbeit nachgehen können. Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen auch bei ihrer Beschäftigung 

ein »Alt werden in Würde« zu ermöglichen. Notwendig ist hierzu ein fließender Übergang zwischen der 

werktäglichen Arbeit in der Werkstatt und dem Ruhestand.

Für Personen, die neben einer Beschäftigung einer altersgerechten Tagesstrukturierung bedürfen, kön-

nen Eingliederungshilfen in einer Werkstatt für behinderte Menschen erbracht werden. Zielgruppe sind 

Menschen ab 50 Jahren, die aus Altersgründen oder infolge behinderungsbedingten Leistungsabbaus nicht 

mehr in Vollzeit arbeiten können. Die Regelungen sehen vor, dass diesen in der Werkstatt die Möglichkeit 

geboten wird, vormittags im Arbeitsbereich zu arbeiten und nachmittags die Angebote einer tagesstruk-

turierten Betreuung wahrzunehmen. Zur Sicherstellung des Angebots ist auch eine Kooperation der 

Werkstatt mit anderen Einrichtungen und Dienstleistungen innerhalb oder außerhalb der Angebotsstruktur 

des Trägers möglich.
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Spätestens mit Erreichen der gesetzlichen Ruhestandsgrenze endet die Werkstattbeschäftigung. Auch für 

Menschen mit Behinderungen findet der Lebensabschnitt der Teilhabe am Arbeitsleben mit dem Eintritt in 

das Rentenalter seinen Abschluss. Ein Anspruch auf entsprechende Eingliederungshilfen besteht dann nicht 

mehr.52 Es ist Aufgabe aller Beteiligten, den behinderten Beschäftigten auf den Schritt von der Erwerbs- in 

die Ruhephase vorzubereiten und eine angemessene anschließende Tagesstrukturierung sicherzustellen.

5.3.2 Handlungsfeld »Wohnen«

Grundsätzlich sind unterschiedliche Wohnformen denkbar, in denen Menschen mit Behinderungen leben 

können. Wenn Menschen mit Behinderungen älter werden und dadurch ein Pflege- und Unterstützungsbedarf 

entsteht, müssen Lösungen zur Organisation von Pflege, Betreuung und Förderung gesucht werden. Die 

wichtigste Zielsetzung ist, dass Menschen mit Behinderungen auch im Alter die Möglichkeit haben sollten, 

solange wie möglich in ihrem gewohnten Umfeld zu bleiben. In manchen Wohn- und Lebensformen gibt 

es bereits Möglichkeiten und Lösungsansätze, ältere Menschen mit Behinderungen adäquat zu betreuen 

und zu versorgen. Für andere müssen neue Lösungen entwickelt werden.

Im 1. Quartal 2011 hat die Hochschule für Technik und Wissenschaft im Auftrag des Sozialministeriums 

eine »Erhebung zu seniorenbezogenen Hilfs- und Dienstleistungsangeboten in saarländischen Kommunen« 

durchgeführt.53 Diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass im Bereich »Pflege und Versorgung« niedrig-

schwellige Angebote zum Verbleib in der Häuslichkeit in vielen Kommunen zwar vorhanden, aber nicht 

in allen Ortsteilen zugänglich sind. Vor allem Angebote für demenziell erkrankte Menschen und ihre 

Angehörigen sowie für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen sind nicht in ausreichendem Maße vor-

handen. Zudem fehlt in vielen Kommunen das Bewusstsein für eine demografie-sensible Umgestaltung der 

vorhandenen Gemeindestrukturen, um dem steigenden Pflegebedarf in der Bevölkerungsgruppe älterer, 

hochaltriger bzw. immobiler und behinderter Menschen angemessen gerecht zu werden. Daraus wird die 

Empfehlung abgeleitet, entsprechende Angebote (z.B. Besuchs- und Unterstützungsdienste, haushaltsnahe 

Dienstleistungen sowie die Einrichtung mobiler Bring-Strukturen) weiter auszubauen.

Der Bedarf und die Organisation entsprechender Hilfen sind im Wesentlichen abhängig von den jeweiligen 

Wohnformen, in denen die Menschen mit Behinderungen (bisher) leben, dies sind das Wohnen

52 Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 21.12.2005 – BVerwG 5 C 26.04.
53 Meyer, Martha; Renaud, Dagmar: Bericht zur »Erhebung seniorenbezogener Hilfs- und Dienstleistungsangebote in saarländischen Kommunen 
zur Fortschreibung des Landesseniorenplanes (Teil 3)« im Auftrag des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie des Saarlandes, 
Saarbrücken 2011, S. 27.
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• in der eigenen Wohnung allein oder mit ambulanter Hilfe,

• in der Herkunftsfamilie oder bei Angehörigen,

• in stationären Wohneinrichtungen.

Leben und Wohnen im Privathaushalt

Für ältere Menschen mit Behinderungen, die in der Lage sind, in Privathaushalten zu wohnen, müssen 

hinreichend bezahlbare und barreirefreie Wohnungen ebenso wie die erforderlichen fachlichen Hilfen 

zur Verfügung stehen (vgl. Kapitel 4). Auch für diesen Personenkreis stellt sich die Frage eines angemes-

senen Angebots zur Tagesstrukturierung. Wenn sie nicht mehr in der Lage sind, eine Teilzeitarbeit in einer 

Werkstatt für behinderte Menschen auszuüben oder altersbedingt aus einer Werkstatt ausgeschieden sind, 

müssen neue geeignete Formen der Tagesstrukturierung gefunden werden, wobei die in Abschnitt 5.3.1 

genannten Angebotsformen zu berücksichtigen sind.

Leben und Wohnen in einer stationären Wohneinrichtung

Die Wohneinrichtungen für Menschen mit Behinderungen haben sich oft noch nicht auf die Betreuung 

älterer Bewohner eingerichtet, daher besteht in dieser Hinsicht Handlungsbedarf. Von den rund 1.400 

Bewohnern stationärer Einrichtungen mit einer geistigen oder körperlichen Behinderung (Jahresende 2009) 

waren 147 bzw. 10% im Alter von 60 und mehr Jahren (siehe oben Abschnitt 4.2). Diese Zahl ist von 86 

Bewohnern bzw. 7% im Jahr 2004 kontinuierlich gestiegen und wird auch in Zukunft weiter zunehmen. 

Dieser Trend stützt die Annahme des 4. Landesbehindertenplans, dass der Anteil der Bewohner, die 60 

Jahre und älter sind, in einigen Jahren voraussichtlich bis zu einem Drittel der Gesamtbewohnerzahl steigen 

kann.

Dies stellt die Einrichtungsträger vor neue Herausforderungen, für die in den kommenden Jahren die not-

wendigen Weichenstellungen erfolgen müssen. Die Wohneinrichtungen müssen konzeptionell, baulich und 

personell geeignet sein, die erforderlichen Aufgaben zur Betreuung älterer Menschen mit Behinderungen 

wahrzunehmen. Für die Durchführung entsprechender Angebote bedarf es ausreichender Gruppen- 

oder Therapieräume, Ruheräume, geeigneter Hygieneräume und speziell eingerichteter Küchen. Für die 

Tagesbetreuung in Wohnstätten sollen Fachkräfte für die Altersbetreuung und -aktivierung mit einbezo-

gen werden. Ebenso muss für die Betreuung kranker oder behinderter Bewohner Personal vorhanden sein. 

Zur Organisation der Fördermaßnahmen kommen verschiedene Möglichkeiten in Betracht, z.B. Bildung 

von speziellen Gruppen für Ältere oder die Schaffung eines speziellen Freizeit- und Bildungsangebotes für 

Ältere. Dabei muss die Teilnahme für die älteren Menschen mit Behinderungen freiwillig bleiben.
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Wichtigste Zielsetzung ist es, dass die älteren Menschen mit Behinderungen so lange wie möglich in ihrem 

gewohnten Umfeld, d. h. in ihrem bisherigen Wohnheim verbleiben können. Daher sollen Menschen mit 

Behinderungen unter den gleichen Bedingungen und mit den gleichen Angeboten der Freizeitgestaltung 

und Unterstützung altern können wie Menschen ohne Behinderung.

Älteren Menschen mit Behinderungen, die in stationären Einrichtungen leben und zuvor in einer Werkstatt 

für behinderte Menschen gearbeitet haben, sollte nach dem Ausscheiden aus dem Arbeitsleben eine 

angemessene Tagesstruktur angeboten werden. Mit dem Rahmenvertrag für stationäre Leistungen der 

Eingliederungshilfe wurden hierfür im Saarland die notwendigen Voraussetzungen geschaffen. Nach 

dem Leistungstyp E 9 des Rahmenvertrags für stationäre Leistungen können Eingliederungshilfen für 

Personen erbracht werden, die neben dem Wohnen in einer Einrichtung einer besonderen, intern organi-

sierten Tagesstrukturierung bedürfen. Diesen Anforderungen sollten die Träger durch eine entsprechende 

Binnendifferenzierung ihrer tagesstrukturierenden Angebote Rechnung tragen, wobei zu berücksichtigen 

ist, dass die Bedarfe an Tagesstrukturierung sehr individuell und unterschiedlich sind.

Die künftig verstärkt zu berücksichtigenden Bedarfe zur Betreuung älterer Bewohner können und sollten 

daher in diese Konzeptionen integriert werden. Hierzu gehören vor allem die Hilfen bei der Tages- 

und Wochenstrukturierung und Gestaltung der Freizeit sowie die Hilfen zur Förderung und Erhalt von 

Kompetenzen und sozialen Beziehungen. Im Rahmen der »Landesplanung Wohnstätten« sollte eine ent-

sprechende bedarfsgerechte Anpassung der Angebote erfolgen. Unter Berücksichtigung der vorhandenen 

Versorgungsstrukturen und regionaler Bedarfe ist mit den jeweiligen Trägern zu klären, inwieweit die 

Leistungen von Einrichtungen, die bislang ausschließlich Wohnen ohne Tagesstruktur angeboten haben, 

um Angebote der Tagesstrukturierung ergänzt werden können. 

5.3.3 Handlungsfeld »Pflegebedürftigkeit und Demenz«

Mit dem späteren Alterungsprozess setzt für den Menschen mit Behinderungen eine neue Lebensphase 

ein. Diese Lebensphase geht oftmals mit einer stark geminderten körperlichen und geistigen Belastbarkeit 

sowie allgemeiner gesundheitlicher Einschränkung bis hin zur Pflege einher. Gleichzeitig tritt in der Regel 

ein deutlich höherer Betreuungs- und Pflegebedarf ein.

Eine besondere Herausforderung stellt die Versorgung älterer Menschen mit Behinderung dar. Hier müssen 

Eingliederungshilfe und Pflegeversicherung ihrer jeweiligen Verantwortung gerecht werden. Im Interesse 

einer umfassenden und für den Einzelfall passgenauen Hilfe sind die unterschiedlichen Leistungsformen in 
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ganzheitliche Konzepte einzubinden, um den Erhalt bzw. Ausbau vorhandener Fähigkeiten, eine bedarfs-

gerechte Unterstützung, eine selbstbestimmte Lebensgestaltung sowie eine Teilnahme am gesellschaft-

lichen Leben zu ermöglichen. 

Die stationären Einrichtungen sind vor diesem Hintergrund weiter fortzuentwickeln, um dieser Anforderung 

gerecht werden zu können. Die Angebotsstruktur einer Einrichtung sollte den sich verändernden 

Bedürfnissen älterer Menschen angepasst werden. Ebenfalls sind die Angebote der Tagesstrukturierung im 

Hinblick auf den Bedarf zu überprüfen.

Zur Unterstützung älterer Menschen mit Behinderungen und Pflegebedarf gibt es im Saarland ein flä-

chendeckendes Netz von 114 ambulanten Diensten und 137 Pflegeeinrichtungen mit über 12.000 

Plätzen.54 Seit Anfang 2009 wurden in jedem Landkreis sowie im Regionalverband Saarbrücken insge-

samt 8 Pflegestützpunkte errichtet, um Betroffenen und ihren Angehörigen wohnortnah umfassende 

Informationen und Hilfen zu Fragen des Alterns aus einer Hand zu vermitteln. Durch das trägerneutrale 

Beratungsangebot der Pflegestützpunkte sollen die betroffenen Bürgerinnen und Bürger in die Lage ver-

setzt werden, sich qualifiziert für haushaltsnahe Dienstleistungen und Pflege zu entscheiden, um so lange 

wie möglich im Privathaushalt wohnen zu können. Außerdem gibt es im Saarland 17 Agenturen für haus-

haltsnahe Dienstleistungen, die zu günstigen – weil vom Land subventionierten – Preisen Hilfeleistungen im 

Haushalt, beim Einkaufen oder bei anderen Erledigungen erbringen.

54 Statistisches Bundesamt (2011): Pflegestatistik 2009 – 3. Bericht: Ländervergleich ambulante Pflegedienste sowie 4. Bericht: Ländervergleich 
Pflegeheime, Wiesbaden.
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Zur Vorbereitung auf die steigende Zahl Demenzkranker gibt die o.g. Studie des Berlin-Instituts55 eine Reihe 

von Empfehlungen an Akteure auf unterschiedlichen Ebenen. Demnach sollte die Landesregierung 

• auf der Grundlage demografischer Analysen eine Demenz-Strategie entwickeln,

• die gesetzlichen Regelungen zur Versorgung Pflegebedürftiger den Bedürfnissen von Menschen mit 

Demenz anpassen,

• pflegende Angehörige unterstützen und deren Motivation auch in Zukunft erhalten,56 indem durch 

direkte oder indirekte Leistungen ehrenamtliches Engagement angeregt und gefördert wird, sowie 

• Forschung gezielt fördern, sowohl biomedizinische Forschung als auch Datenerhebung und 

Versorgungsforschung.

Das Saarland fördert Vorhaben zur Verbesserung der Versorgungssituation Demenzkranker und ihrer 

Angehörigen. Hierfür stehen Haushaltsmittel in Höhe von jährlich 175.000 EUR zur Verfügung. Gefördert 

werden insbesondere Modellvorhaben, die vor allem niedrigschwellige Betreuungsangebote im Sinne des 

SGB XI anbieten. Niedrigschwellige Betreuungsangebote sind Projekte, in denen Helferinnen und Helfer 

unter pflegefachlicher Anleitung die Betreuung pflegebedürftiger Menschen mit erheblichem Bedarf an all-

gemeiner Beaufsichtigung und Betreuung in Gruppen oder im häuslichen Bereich übernehmen oder aber 

pflegende Angehörige entlasten und beratend unterstützen. Im Rahmen dieser Modellförderung kommen 

auch Projekte einer wirksamen Vernetzung der erforderlichen Hilfen für demenzkranke Pflegebedürftige in 

Betracht. 

Dabei handelt es sich um Projekte in den Bereichen

• Angehörigenberatung, 

• Schulungsangebote für Angehörige demenziell Erkrankter, 

• Vernetzung der an der Pflege Demenzkranker beteiligten Stellen,

• Förderung der Bewegung pflegebedürftiger und demenziell erkrankter Menschen durch seitens des 

Saarländischen Turnerbundes geschulte, ehrenamtlich tätige Betreuerinnen und Betreuer,

55 Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung (2011): Demenz-Report S. 7.
56 Die dazu angeregten Instrumente einer Anrechnung von Betreuungszeiten auf die Rente und einer Förderung von Teilzeitarbeit bzw. 
Pflege zeit für pflegende Angehörige sind Maßnahmen, die auf Bundesebene zu ergreifen sind.
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• Hilfe- und Betreuungsangebote sowie Kurzzeitpflege- und Kriseninterventionsplätze insbesondere zur 

Entlastung pflegender Angehöriger,

• Implementierung der Hospiz- und Palliativarbeit in Einrichtungen der stationären Altenhilfe für schwer-

demenzkranke Menschen.

Im Rahmen der Erarbeitung des Landesseniorenplanes (Teil 3) zum Schwerpunkt-Thema ‚Alter und Pflege‘ 

hat das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie (ehemals: Ministerium für Arbeit, Familie, 

Prävention, Soziales und Sport) eine Fachveranstaltung zu »Case Management unter Berücksichtigung 

der speziellen Situation Demenzkranker im Krankenhaus – zukünftige Herausforderungen, Konzepte und 

Perspektiven für das Saarland« durchgeführt. Zur Verbesserung der Situation demenzkranker Menschen 

in stationären Einrichtungen der medizinischen Versorgung wurde von der Hochschule für Technik des 

Saarlandes die Erstellung einer gesundheitspolitischen Gesamtstrategie für das Saarland in Form eines 

Masterplanes zur Versorgung demenzkranker Menschen als notwendig erachtet. In diesem Masterplan 

sollte in Verbindung mit dem Geriatriekonzept des Saarlandes die Implementierung eines flächende-

ckenden, sektorenübergreifenden und institutionalisierten Krankenhaus-Case-Managements erfolgen, um 

aufgrund demografiebedingter Erfordernisse eine qualitativ angemessene und zukunftsfähige Versorgung 

demenzkranker Menschen in multiprofessionell ausgestatteten Strukturen zu verwirklichen.

5.4 Ausblick zum Handlungsfeld Alter und Pflege

Zusammenfassend ergeben sich hinsichtlich der Gruppe alternder und älterer Menschen mit Behinderungen 

im Wesentlichen folgende Handlungsbedarfe:

• Für älter werdende Menschen mit Behinderungen müssen hinreichend barrierefreie Wohnungen 

geschaffen bzw. bestehende Wohnungen barrierefrei umgebaut werden (vgl. Kapitel 4). Weiterhin müs-

sen die erforderliche psychosoziale Begleitung und ggf. pflegerische Unterstützung bedarfsgerecht zur 

Verfügung stehen.

• Für ältere Menschen, die ihren Tagesablauf nicht mehr allein gestalten können, sollten hinreichende 

Angebote zur Betreuung bereitgestellt werden. Dadurch werden zugleich ihre Angehörigen entlastet.

• Ältere Menschen, die in einer Werkstatt für behinderte Menschen arbeiten, sollten schon frühzeitig auf 

den Übergang von der Erwerbsphase in den Ruhestand vorbereitet werden. 

• Auch Angebote der offenen Altenhilfe sowie ambulante Dienste sollten sich auf ältere Menschen mit 

Behinderungen einstellen. 

• Wohneinrichtungen sollten konzeptionell, baulich und personell in den Stand versetzt werden, ältere 
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Menschen mit Behinderungen betreuen zu können. Hierzu müssen sie bei Bedarf auch eine interne 

Tagesstrukturierung anbieten.

• Älteren Menschen mit Behinderungen, die in stationären Einrichtungen leben und zuvor in einer 

Werkstatt für behinderte Menschen gearbeitet haben, sollte nach dem Ausscheiden aus dem 

Arbeitsleben eine angemessene Tagesstruktur angeboten werden. Unter Berücksichtigung der vorhan-

denen Versorgungsstrukturen und regionaler Bedarfe ist mit den jeweiligen Trägern zu klären, inwie-

weit Einrichtungen, die bislang ausschließlich Wohnen angeboten haben, dies künftig um Angebote zur 

Tagesstrukturierung ergänzen können.

• Die Angebotsstruktur einer Einrichtung sollte den sich verändernden Bedürfnissen älterer Menschen 

angepasst werden. Die Einrichtungen sollten sich darauf einstellen, auch Pflege zu leisten.

• Stationäre Einrichtungen sollten sich personell, räumlich und organisatorisch auf ältere Menschen mit 

seelischer Behinderung einstellen. Derzeit benötigen mehr als 40% der Heimbewohner psychiatrische 

Unterstützung. Gerontopsychiatrisches Wissen aus dem klinischen Sektor soll auch in den Bereich 

der Eingliederungshilfe einfließen. Dies betrifft auch die Qualifizierung derjenigen, die Hilfen und 

Leistungen für ältere Menschen erbringen.

• Die Leitziele zur Gestaltung der Hilfen für psychisch kranke Menschen – wie beispielsweise der Vorrang 

von ambulanten Betreuungsformen im eigenen, normalen Lebensumfeld oder die Stärkung der 

Selbstbestimmung – sind auch und gerade für ältere Menschen mit seelischer Behinderung weiterhin 

konsequent umzusetzen.

• Für die Versorgung der zunehmenden Zahl von Demenzkranken sollte ein Konzept entwickelt werden, 

das auch die Entlastung pflegender Angehöriger, unter anderem durch die Förderung von ehrenamt-

lichem Engagement, sowie die Förderung von Grundlagen- und Versorgungsforschung in den Blick 

nimmt.

• Die Gestaltung und Weiterentwicklung der kommunalen Versorgungsstrukturen – sowohl in der 

Senioren- als auch in der Behindertenhilfe – erfordern insbesondere vor dem Hintergrund der 

Zunahme der Pflegebedürftigkeit geeignete, regionalisierte Maßnahmenpläne und einen höheren 

Vernetzungsgrad hinsichtlich bestehender Angebote.
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III.6 Gesundheit

Die Inklusion von Menschen mit Behinderungen erfordert im Gesundheitsbereich, dass die Dienste und 

Einrichtungen des allgemeinen Gesundheitssystems, ggf. unter Nutzung von technischen und persön-

lichen Hilfen, eine quantitativ ausreichende und qualitativ hochwertige Versorgung von Menschen mit 

Behinderungen sichern. Die UN-Behindertenrechtskonvention fordert in Artikel 25, dass diesen eine 

»erschwingliche Gesundheitsversorgung in derselben Bandbreite, von derselben Qualität und auf dem-

selben Standard« zur Verfügung steht wie allen Menschen. Diese Versorgung soll »gemeindenah« organi-

siert sein und geschlechtsspezifische Sonderbedarfe berücksichtigen. Der besondere Unterstützungsbedarf 

von Menschen mit Behinderungen bei der Inanspruchnahme von Leistungen der Gesundheitsberatung, 

Gesundheitsvorsorge und Behandlung soll berücksichtigt werden.

Diese Anforderungen sind allerdings noch nicht erfüllt. Von Januar bis März 2009 fanden im Saarland im 

Rahmen der Kampagne »alle inklusive!«, an der u.a. die Beauftragte der Bundesregierung für die Belange 

von Menschen mit Behinderungen beteiligt war, Fachveranstaltungen zu verschiedenen Themenbereichen 

der UN-Behindertenrechtskonvention statt. Eine Veranstaltung beschäftigte sich mit den Anforderungen 

der UN-Behindertenrechtskonvention an die Gesundheitspolitik in Deutschland. Hier wurde deutlich, dass 

weitreichende Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen in der medizinischen Versorgung 

herrschen.57  Gesundheitsbezogene Hilfen und Leistungen für Menschen mit Behinderungen sind jedoch 

erstens zur Linderung von Behinderungsfolgen und zweitens zur Förderung der Partizipation von großer 

Bedeutung.

6.1 Ambulante ärztliche Versorgung

Die ambulante ärztliche Versorgung wird durch fehlende Barrierefreiheit von Arztpraxen und anderen medi-

zinischen Einrichtungen beeinträchtigt. In diesem Bereich gibt es nicht nur eine Vielzahl baulicher, sondern 

auch kommunikativer Barrieren. Eine freie Arztwahl wird dadurch eingeschränkt. Im Rahmen des Projekts 

»Barrierefreie Praxis«, das die Stiftung Gesundheit mit Förderung des Bundesministeriums für Arbeit und 

Soziales durchführt, wurden bundesweit 68.000 Ärztepraxen auf ihre Barrierefreiheit hin untersucht. 

Neben dem Vorhandensein von Behindertenparkplätzen, Aufzügen und barrierefreien Toiletten galten u. 

a. höhenverstellbare Untersuchungsmöbel, Orientierungshilfen für Sehbehinderte und das Beherrschen 

der Gebärdensprache als Kriterien. Im Internet oder über eine Telefonhotline können die Kriterien für die 

gewünschte Arztpraxis abgefragt werden.58

57 Homepage des Beauftragten der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen, http://www.behindertenbeauftragter.de/cln_108/
nn_1620050/AI/Kampagnenergebnisse/Gesundheitspolitik/Gesundheitspolitik__node.html?__nnn=true
58 Vgl. http://www.stiftung-gesundheit-blog.de 
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Die Zahl der Hausarztpraxen im Saarland ist in den vergangenen fünf Jahren etwa gleich geblieben (741 

Praxen im Jahr 2004 und 736 Praxen im Jahr 2009, mit einem gestiegenen Anteil von Gemeinschaftspraxen). 

Die fachärztliche Versorgung hat sich in diesem Zeitraum verbessert. Die Zahl der Facharztpraxen ist von 

811 im Jahr 2004 auf 881 im Jahr 2009 gestiegen (darunter Gemeinschaftspraxen + 18%). Aus diesen 

Daten geht allerdings nicht hervor, wie viele dieser Praxen durch ihre architektonisch-räumliche Gestaltung 

und ihre Form der Kommunikation mit den Klienten auf die besonderen Bedürfnisse von Menschen mit 

Behinderungen eingestellt sind.59 Als unzureichend werden seitens der Behindertenverbände auch die fach-

ärztlichen Hausbesuche gesehen, die für die ambulante Versorgung von chronisch kranken und behinder-

ten Menschen wichtig wären.60

Im ländlichen Raum ist aufgrund der häufig eingeschränkten Mobilität eine wohnortnahe gesundheitliche 

Versorgung für Menschen mit Behinderungen besonders wichtig. Allerdings ist die ärztliche Versorgung in 

ländlichen Gebieten bundesweit wegen des Nachwuchsmangels zunehmend gefährdet.

Die Informationen über eine umfassend verstandene (räumliche und kommunikationsbezogene) 

Barrierefreiheit von Arztpraxen sind noch unzureichend.61 Ein Mangel besteht auch an Ärzten, die auf die 

behinderungsspezifischen Besonderheiten von geistig behinderten Menschen wie z.B. Behinderungsart, 

Therapie- und Behandlungsmöglichkeiten eingestellt sind.

Landesärzte

Landesärzte werden auf der gesetzlichen Grundlage des § 62 SGB IX vom Land berufen. Im Saarland gibt 

es derzeit fünf Landesärzte:

• Landesarzt für Menschen mit körperlichen Behinderungen

• Landesarzt für blinde Menschen bzw. Menschen mit Sehbehinderungen

• Landesärztin für Erwachsene mit geistiger oder seelischer Behinderung

• Landesarzt für Kinder mit geistiger oder seelischer Behinderung

• Landesarzt für Menschen mit Hör- und Sprachbehinderungen

59 Dies ist für jede Teilgruppe der Menschen mit Behinderungen gesondert zu prüfen: für Frauen mit Behinderungen auch im Hinblick auf die 
gynäkologische Versorgung, für ältere Menschen mit Behinderungen, für Migranten mit Behinderungen etc.
60 Stellungnahme des DMSG Landesverband Saarland e.V. zum Aktionsplan.
61 Auf der Homepage der Landeshauptstadt Saarbrücken werden in einem Wegweiser für Menschen mit Behinderungen die Arztpraxen 
vorgestellt, deren Zugang barrierefrei ist. Allerdings betreffen diese Informationen nur Menschen mit Gehbehinderung, während Informationen 
bezüglich einer erweiterten (auch kommunikationsbezogenen) Barrierefreiheit für Menschen mit anderen Behinderungen bisher fehlen. Ein 
weiteres Angebot bietet http://www.arzt- auskunft.de/arzt-service/barrierefreie-Praxis/barrierefreie-praxis.htm



162

Die Landesärzte haben vor allem folgende Aufgaben:

(1) Gutachten für die Landesbehörden, die für das Gesundheitswesen und die Sozialhilfe zuständig sind, 

sowie für die zuständigen Träger der Sozialhilfe in besonders schwierig gelagerten Einzelfällen oder in 

Fällen von grundsätzlicher Bedeutung zu erstellen,

(2) die für das Gesundheitswesen zuständigen obersten Landesbehörden beim Erstellen von Konzeptionen, 

Situations- und Bedarfsanalysen und bei der Landesplanung zur Teilhabe behinderter und von Behinderung 

bedrohter Menschen zu beraten und zu unterstützen sowie selbst entsprechende Initiativen zu ergreifen,

(3) die für das Gesundheitswesen zuständigen Landesbehörden über Art und Ursachen von Behinderungen 

und notwendige Hilfen sowie über den Erfolg von Leistungen zur Teilhabe behinderter und von Behinderung 

bedrohter Menschen regelmäßig zu unterrichten.

6.2 Klinische Versorgung

Die stationäre Gesundheitsversorgung wird im Saarland durch 24 Krankenhäuser mit rund 6.500 Betten 

geleistet.62 Unter den 172 Fachabteilungen sind 7 auf Psychiatrie und Psychotherapie spezialisiert (mit 595 

Betten) und 2 auf Kinder- und Jugendpsychiatrie und –psychotherapie (mit 44 Betten). Weiterhin leisten 

21 Tageskliniken mit 335 Plätzen eine teilstationäre Gesundheitsversorgung, darunter 10 Tageskliniken mit 

242 Plätzen im psychiatrischen und psychotherapeutischen Bereich. Im Vergleich der Bundesländer weist 

das Saarland damit eine hohe Versorgungsquote mit Krankenhausplätzen auf. Im Teilbereich der Geriatrie, 

der zurzeit von drei Kliniken mit 156 Betten und 26 Tagesklinikplätzen angeboten wird, empfiehlt das 

Gutachten allerdings einen Ausbau um 5% (stationär, + 10 Betten) bzw. 31% (teilstationär, + 8 Plätze). Die 

Gruppe der älteren Patienten mit Multimorbidität einschließlich demenzieller Erkrankungen wird aber in 

Zukunft in allen Kliniken einen steigenden Anteil ausmachen,63 so dass sich alle Kliniken darauf einstellen 

sollten.

An der Klinik für Neurologie des Universitätsklinikums des Saarlandes bilden »Demenzen« sowohl unter kli-

nischen als auch unter Forschungsgesichtspunkten einen Schwerpunkt. Die Bereiche Psychiatrie, Neurologie 

und Neurobiologie bearbeiten das Themenfeld zusammen und setzen dadurch einen deutlichen Fokus auf 

die Problematik. Auch wurde die Stiftungsprofessur »Demenzforschung« eingerichtet. Das Saarland ist 

62 Zum Folgenden siehe Gebera GmbH (2011): Vorbereitendes Gutachten für den Saarländischen Krankenhausplan mit Geltungszeitraum ab 
dem Jahr 2011, hrsg. vom Ministerium für Gesundheit und Verbraucherschutz (jetzt: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie), 
Saarbrücken, S. 27 ff.
63 Cicholas, U.; Ströker, K. (2010): Auswirkungen des demografischen Wandels Modellrechnungen zur Entwicklung der Krankenhausfälle und 
der Pflegebedürftigkeit, Düsseldorf.
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an vielen nationalen und internationalen Studien beteiligt, von denen einige vom Saarland aus koordi-

niert werden. Eines der größten europäischen Projekte zur Prävention von Alzheimer, »LipiDiDiet«, findet 

hier statt. Darüber hinaus hat sich eine große Zahl an Institutionen, Forschungseinrichtungen, Firmen und 

Initiativen zusammengeschlossen, um das Netzwerk »ReCognizeSaar – die Gedächtnisregion« zu bilden.

Das Problem kommunikativer Barrieren gilt nicht nur für Arztpraxen, sondern auch für die Kliniken. Diese 

weisen zwar keine baulichen Barrieren auf, sind aber noch nicht in hinreichendem Maße auf Patienten 

mit geistiger, seelischer oder Sinnesbehinderung eingestellt. Häufig fehlt dem medizinischen und pflege-

rischen Personal das erforderliche Wissen über den Umgang mit Menschen mit Behinderungen, und in der 

Ausbildung wird dies nicht im erforderlichen Maße vermittelt.

6.3 Rehabilitation

Im Anschluss an eine ärztliche Akutbehandlung besteht ein Rechtsanspruch auf Maßnahmen der 

Rehabilitation. Diese sind darauf gerichtet, 

eine umfassende Rehabilitation im Alltag zu erreichen,

beim (Wieder-) Erlernen lebenspraktischer Fähigkeiten zu unterstützen,

zur gesundheitlichen, besonders psychischen Stabilisierung beizutragen und 

zum Wiedererlangen sozialer Kompetenzen zu verhelfen.

Im Saarland gab es im Jahr 2009 insgesamt 19 Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen mit 27 

Fachabteilungen64 und 3.061 aufgestellten Betten. Dies entspricht 298 Betten je 100.000 Einwohner, 

womit das Saarland im Bundesvergleich mit 209 Betten je 100.000 Einwohner65 eine überdurchschnittlich 

hohe Versorgungsdichte mit stationären Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen aufweist.

Über detaillierte Daten zu Leistungen der medizinischen Rehabilitation verfügt die Deutsche 

Rentenversicherung. Hiernach schlossen im Jahr 2009 im Saarland insgesamt 12.398 Personen Leistungen 

zur medizinischen Rehabilitation bzw. sonstige Leistungen zur Teilhabe ab (darunter 6.544 Männer, 53%, 

und 5.854 Frauen, 47%). Mit 12.870 Rehabilitationen werden im Saarland aber mehr Leistungen zur medi-

zinischen Rehabilitation in Trägerschaft der Deutschen Rentenversicherung erbracht, als Rehabilitanden im 

Saarland leben. Dies ist auf die recht umfassend ausgebauten stationären Leistungen zurückzuführen, denn 

bei den ambulanten Leistungen ist dieses Verhältnis umgedreht. 

64 Statistisches Amt Saarland (2011): Statistische Berichte – Krankenhäuser im Saarland, 2009, A IV 2 – j 2009.
65 Statistisches Bundesamt (2011): Gesundheit – Grunddaten der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, Fachserie 12, Reihe 6.1.2, 2009.
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Rehabilitation für Kinder wird im Saarland nur in seltenen Fällen (36) erbracht. Dem stehen 430 saarlän-

dische Kinder gegenüber, die im Jahr 2009 Rehabilitationsleistungen erhalten haben. Dies mag auch damit 

zusammenhängen, dass zahlreiche Einrichtungen für Kinder (z.B. für Atemwegserkrankungen) oftmals in 

Regionen mit besonderem Reizklima liegen (in den Bergen oder am Meer). 

So ist dieses Verhältnis z.B. in Schleswig-Holstein oder Mecklenburg-Vorpommern umgekehrt. Hier werden 

deutlich mehr Leistungen der Kinderrehabilitation erbracht, als Kinder diese erhalten.

Tabelle III.6.1

Leistungen zur medizinischen Rahabilitation und sonstige Leistungen zur Teilhabe
Abgeschlossene Leistungen im Jahr 2009

Saarland Bundesgebiet*

Rehabilitanden nach 

Wohnort

Rehabilitationen nach Ort 

der Leistung

Rehabilitanden nach 

Wohnort

Rehabilitationen nach Ort 

der Leistung

insgesamt 12.398 12.870 928.514 909.434

Darunter medizinische Rehabilitation:

Stationäre Leistungen  9.972 80,0% 10.907 85,0% 764.639 82,0% 778.388 86,0%

Ambulante Leistungen  2.436 20,0%  1.909 15,0% 107.439 12,0%  96.467 11,0%

Kinderrehabilitation    430  3,5%     36  0,3%  35.572  3,8%  33.238  3,7%

* ohne Ausland/  keine Angabe

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung: Rahabitiation 2009

Nach Beendigung von medizinischen Rehabilitationsmaßnahmen erhielten insgesamt 4.131 Saarländerinnen 

und Saarländer Anschlussrehabilitationen in Trägerschaft der Rentenversicherung, dies sind 477 

Rehabilitanden je 100.000 Einwohner. Im Bundesschnitt waren es nur 413 Rehabilitanden je 100.000 

Einwohner.

Tabelle III.6.2

Anschlussrehabilitationen für Erwachsene im Jahr 2009

Insgesamt Männer Frauen

Anzahl je 100.000 

Einwohner

Anzahl je 100.000  

Männer

Anzahl je 100.000  

Frauen

Saarland   4.131 477   2.318 555   1.813 405
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Anschlussrehabilitationen für Erwachsene im Jahr 2009

Insgesamt Männer Frauen

Anzahl je 100.000 

Einwohner

Anzahl je 100.000  

Männer

Anzahl je 100.000  

Frauen

Bundesgebiet* 282.169 413 161.121 485 121.048 345

* ohne Ausland / keine Angabe

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung: Rahabilitation 2009

Der Vergleich zwischen Männern und Frauen zeigt, dass im Saarland und bundesweit anteilig mehr Männer 

Leistungen zur Anschlussrehabilitation erhalten als Frauen. 

Die Daten der statistischen Ämter, der Gesundheitsberichterstattung und der Rentenversicherung enthalten 

keine Hinweise, die Rückschlüsse auf Behinderungen zulassen. Diese betrifft sowohl Fragestellungen nach 

Rehabilitanden mit Behinderungen, die bereits zuvor bestanden, als auch nach langzeitigen Behinderungen, 

die trotz Rehabilitationsmaßnahmen bestehen bleiben. Letzteres hängt mit der Organisation des 

Leistungsgeschehens zusammen, denn die Anerkennung einer Behinderung erfolgt beim jeweils zuständi-

gen Versorgungsamt ggf. nach Abschluss von Rehabilitationsmaßnahmen.

Aus Sicht von Betroffenenverbänden werden Rehabilitationsmaßnahmen allerdings seitens der Kassen 

nicht immer in erforderlichem Maße bewilligt und unterstützt.66  Auch medizinische Produkte für dia-

betesbedingt Sehgeschädigte zur Messung der Blutzuckerwerte und der Insulinzufuhr müssen in ausrei-

chendem Maße und ohne Hindernisse zugänglich sein. Schließlich wird ein spezialisierter Mobiler Sozial- 

und Rehabilitationsdienst für Sehgeschädigte mit Unterstützung des Landes gefordert. 

Ein Verband für körperbehinderte Menschen weist darauf hin, dass die Angebote in der ambulanten Nachsorge 

nach einer Reha-Maßnahme unzureichend seien. Es fehlten auch kurzzeitige Aufnahmemöglichkeiten mit 

rehabilitativem Charakter. Antragsverfahren auf Rehabilitation aus dem ambulanten Bereich haben – die-

sem Erfahrungsbericht zufolge – eine mehrwöchige Laufzeit.67 

66 Stellungnahme des Blinden- und Sehbehindertenvereins für das Saarland e.V. vom 6. April 2011. Insbesondere die Bewilligung geriatrischer 
Kuren bei Blinden und hochgradig Sehbehinderten sei noch unzureichend.
67 Stellungnahme des DMSG-Landesverbandes Saar e.V.
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6.4 Gesundheitsberatung

Gesundheitsberatung wird unter anderem von den Krankenkassen, der kassenärztlichen Vereinigung, den 

Verbraucherzentralen und den Wohlfahrtsverbänden geleistet. Dabei wird der besondere Beratungsbedarf 

für Frauen (wie z.B. zur Familienplanung und Schwangerschaftsberatung) durch entsprechende Stellen 

geleistet. Für alle Bereiche der Gesundheitsberatung gilt die Verpflichtung, die besondere Situation der 

Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen, deren Lebenszusammenhänge und spezifischen 

Bedürfnisse in der Beratung zu thematisieren (z.B. zum Thema Behinderung und Schwangerschaft) und die 

Beratung in jeder Hinsicht barrierefrei zu gestalten.

Mit der Kampagne »Das Saarland lebt gesund!«, die vom Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen 

und Familie  unterstützt wird, erhielt die Gesundheitsförderung und Prävention im Saarland wich-

tige neue Impulse. Im Vordergrund stehen Themen wie gesunde Ernährung, Bewegung im Alltag, 

Krebsvorsorge und Suchtgefahren. Die Umsetzung dieser Kampagne auf kommunaler Ebene erfolgt 

über eine Kooperationsvereinbarung zwischen den Ministerien, der Landesarbeitsgemeinschaft für 

Gesundheitsförderung Saarland e.V. (LAGS) und den Kommunen. Vor Ort wurden Lenkungsgruppen ein-

gerichtet, die ein lokales Netzwerk mit verschiedenen Akteuren wie Ärzteschaft, Schulen, Unternehmen 

und Vereinen aufbauen. Die gleichnamige Homepage wurde barrierefrei gestaltet.68

Zum Thema »Sexualität und Behinderung« fand im März 2010 in Saarbrücken eine Fachtagung statt mit 

dem Ziel, diese Thematik öffentlich zu machen und Multiplikatoren zu finden, die Fragen des Umgangs mit 

Sexualität in die Einrichtungen, Dienste und Familien bringen. Aus dieser Fachtagung, die vom Paritätischen 

Wohlfahrtsverband und einigen seiner Mitgliedsorganisationen sowie dem Landesbeauftragten für 

die Belange von Menschen mit Behinderungen initiiert worden war, ist der »Runde Tisch Sexualität 

und Behinderung« hervorgegangen, der sich unter anderem mit einer Fortbildung für Fachkräfte der 

Behindertenhilfe zum Thema Sexualität und Behinderung befasst. Die modular aufgebaute Fortbildung 

wird im Jahr 2012 angeboten. Weitere Themen des Runden Tisches sind Kontaktmöglichkeiten und 

Partnerschaft von Menschen mit Behinderungen, Psychotherapeutische Hilfen, Beratung für Menschen mit 

Behinderung sowie der fachliche Austausch unter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern. Im Herbst 2011 

wurden zu dieser Thematik eine Kinofilmreihe in einem Kino in Saarbrücken und eine eintägige Fortbildung 

zum Thema Konzeptionsentwicklung für Einrichtungen der Behindertenhilfe durchgeführt. Weiterhin ist 

es Ziel des Runden Tisches, Multiplikatoren zu gewinnen, um das Thema in die Breite zu bringen und die 

vorhandenen Strukturen auszubauen.

68 Siehe www.das-saarland-lebt-gesund.de
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6.5 Ausblick zum Handlungsfeld Gesundheit

Im Hinblick auf die gesundheitliche Versorgung von Menschen mit Behinderungen sieht die Landesregierung 

folgenden Handlungsbedarf: 

• Die Erkenntnisse geriatrischer Forschung und Praxis sollten stärker in Diagnostik und Therapie im 

Bereich der ambulanten und stationären Versorgung einbezogen werden.

• Angehörige und Hausärzte sind stärker für eine Früherkennung und Erstbehandlung von demen-

ziellen Erkrankungen weiter zu sensibilisieren und auf Hilfenetze und Therapiemöglichkeiten in 

Beratungsstellen aufmerksam zu machen.

• Weiterhin ist es wichtig, einen erfolgreichen Transfer des gerontopsychiatrischen Wissens aus dem 

klinischen Sektor in den Bereich der Altenpflege und Behindertenhilfe sicherzustellen. Dies betrifft vor 

allem die Qualifizierung von Menschen in Ausbildung, Studium, Fort- und Weiterbildung, die Hilfen und 

Leistungen für ältere und/ oder Menschen mit Behinderungen erbringen.

• Im Rahmen der Wissenschaftsförderung und einer Intensivierung der Zusammenarbeit verschiedener 

Disziplinen (Gerontopsychiatrie, Geriatrie, Neuromedizin, Pflegewissenschaften, Sozialwissenschaften) 

sind die Belange spezifischer Gruppen (z. B. behinderte, alleinlebende Menschen, Migranten) bei der 

Entwicklung von präventiven Strategien, gesundheitsfördernden Maßnahmen, bei Diagnostik, Therapie 

und Rehabilitation besonders zu berücksichtigen. Darüber hinaus gilt es, dem nach wie vor bestehen-

den Forschungsbedarf im Bereich Gerontopsychiatrie vor allem zu Fragen der Versorgung z. B. demenzi-

ell erkrankter Menschen entsprechend Rechnung zu tragen.

Die Landesregierung unterstützt die Vorschläge der Ärzteschaft in einer Entschließung zur Umsetzung der 

UN-Behindertenrechtskonvention (113. Deutscher Ärztetag, Dresden Mai 2010). Darin werden angeregt:

• Einbindung der Thematik einer bedürfnisgerechten gesundheitlichen Versorgung von Menschen mit 

Behinderungen in die Aus-, Weiter- und Fortbildung der Ärzte und Pflegekräfte

• Schaffung von Anreizen für eine behindertengerechte Ausstattung von Praxen und Kliniken, zu diesem 

Zweck sollen Zielvereinbarungen getroffen werden.

• Unterstützung von Menschen mit Behinderungen während der ärztlichen Behandlung durch assistive 

Technologien und persönliche Assistenz

• Förderung einer spezifisch auf Menschen mit Behinderungen ausgerichteten Versorgungsforschung.69

69 Bundesärztekammer (2010): Beschlussprotokoll des 113. Deutschen Ärztetags, Berlin, S. 109 f.
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Das saarländische Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie unterstützt mehrere Strategien, 

die im Zusammenhang mit der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention relevant sind:

• Die ärztliche Versorgung im ländlichen Raum soll in einer wissenschaftlichen Untersuchung überprüft 

werden. Bei Bedarf soll das Modell einer »Mobilen Praxis« erprobt werden, um auch Menschen mit 

Behinderungen eine wohnortnahe ärztliche Versorgung zu ermöglichen.

• Im Rahmen der Versorgung von Demenzkranken sollen schwerpunktmäßig Assistenzformen in 

Privathaushalten sowie demenzorientierte Versorgungsstrukturen in Krankenhäusern weiterentwickelt 

werden.

• Die gesundheitsbezogene Beratung soll die besondere Lebenssituation der Menschen mit 

Behinderungen berücksichtigen und die Beratungsleistung in jeder Hinsicht barrierefrei gestalten. Zu 

diesem Zweck sollen Zielvereinbarungen getroffen werden.

• Mit der Einrichtung einer Gesundheitskonferenz soll (in Zusammenarbeit mit der Ärztekammer, der 

Krankenversicherung, Selbsthilfegruppen und anderen) ein Forum zur Gesundheitsförderung und 

Prävention geschaffen werden. In diesem Rahmen soll sich eine Arbeitsgruppe speziell mit der gesund-

heitlichen Versorgung von Menschen mit Behinderungen im Saarland befassen.

Aus Sicht von Betroffenenverbänden werden Rehabilitationsmaßnahmen seitens der Kassen nicht immer 

in erforderlichem Maße bewilligt und unterstützt. In diesem Bereich sind daher weitere Verbesserungen 

anzustreben. 

Die gesamte Bedarfsplanung im Bereich der gesundheitlichen Versorgung ist auf die besonderen Bedürfnisse 

von Menschen mit Behinderungen abzustimmen.
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III.7 Barrierefreiheit, Mobilität und Verkehr

Damit Menschen mit Behinderungen sich frei und selbstbestimmt verständigen und bewegen können, ist 

eine barrierefreie Gesellschaft anzustreben. Dabei gilt es, nicht nur räumliche Barrieren zu beseitigen, son-

dern auch Barrieren in den Köpfen, in der Verständigung und in der gleichberechtigten Teilhabe. Ergänzend 

sollen Menschen mit Behinderungen die erforderliche Unterstützung zur Erleichterung von Mobilität erhal-

ten. Daher besteht die UN-Konvention darauf: »Um Menschen mit Behinderungen eine unabhängige 

Lebensführung und die volle Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten 

geeignete Maßnahmen mit dem Ziel, für Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang 

zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, Information und Kommunikation, einschließlich Informations- 

und Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, die der 

Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen Gebieten offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, zu 

gewährleisten« (Artikel 9 der UN-Behindertenrechtskonvention). Um diese Forderung zu erfüllen, bleibt 

nicht nur im Saarland, aber auch hier noch viel zu tun. Die Landesregierung ist bestrebt, auf einen Abbau von 

Barrieren in allen gesellschaftlichen Bereichen hinzuwirken und das von der UN-Behindertenrechtskonvention 

geforderte »universelle Design« in allen gesellschaftlichen Bereichen umzusetzen.

7.1 Barrierefreiheit von öffentlichen Gebäuden und Anlagen sowie von Privatwohnungen

»Behindert ist man nicht, behindert wird man« – diese bekannte Aussage macht nachdrücklich auf 

den engen Umweltbezug von Behinderung aufmerksam. Barrierefreiheit macht oftmals erst eine 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am gesellschaftlichen Leben möglich. Dies gilt nicht nur für 

Menschen mit Behinderungen, sondern auch für ältere Menschen und Familien mit Kindern. Dem hohen 

Stellenwert des barrierefreien Bauens hat die Saarländische Landesregierung mit dem Saarländischen 

Behindertengleichstellungsgesetz (SBGG) vom 26. November 2003 und der am 01. Juni 2004 in Kraft 

getretenen Landesbauordnung Rechnung getragen.70 Die öffentliche Hand im Saarland ist gemäß § 10 

SBGG verpflichtet, bauliche Anlagen, öffentliche Wege, Plätze und Straßen barrierefrei zu gestalten. Bereits 

bestehende Gebäude des Landes und der Kommunen sind schrittweise entsprechend den allgemein aner-

kannten Regeln der Technik soweit wie möglich barrierefrei zu gestalten mit dem Ziel, bis spätestens zum 

1. Januar 2014 eine möglichst weitreichende Barrierefreiheit im Sinne des § 3 SBGG zu erreichen.71

Das Saarland hat als eines der ersten Bundesländer die DIN-Normen 18024 und 18025 verpflichtend 

70 www.saarland.de/76708.htm
71 In § 3 Abs. 3 SBGG heißt es: »Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, Systeme 
der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquellen und Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete 
Lebensbereiche, wenn sie für behinderte Menschen in der allgemein üblichen Weise ohne besondere Erschwernisse und grundsätzlich ohne 
fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind.«
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vorgeschrieben. Als eingeführte technische Baubestimmung gelten ab 01.07.2012 die neu zugeschnittenen 

Normen DIN 18040-1 für das barrierefreie Bauen öffentlich zugänglicher Gebäude und DIN 18040-2 für das 

barrierefreie Bauen von Wohnungen. Als weitere Planungsgrundlage dient die DIN 18070 für den öffent-

lichen Verkehrs- und Freiraum. Die Landesbauordnung legt in § 50 fest, welche baulichen Anlagen barrie-

refrei erreichbar und ohne fremde Hilfe zweckentsprechend benutzbar sein müssen. Dabei ging sie bisher 

schon in einigen Punkten über die Anforderungen der bundesweit geltenden Musterbauordnung hinaus. 

Demnach gehören zu den barrierefrei zu gestaltenden baulichen Anlagen auch Beherbergungsstätten 

und Serviceautomaten (insbesondere zur Bargeldbeschaffung). Anlagen, die überwiegend von Menschen 

mit Behinderungen oder alten Menschen genutzt werden, müssen komplett barrierefrei gebaut werden. 

Auch wenn bei bestehenden baulichen Anlagen wesentliche Änderungen vorgenommen werden, soll 

die Bauaufsichtsbehörde auf die barrierefreie Gestaltung achten, soweit nicht ein »unverhältnismäßiger 

Mehraufwand« verursacht wird. Langfristig darf aus Sicht der UN-Behindertenrechtskonvention eine sol-

che Einschränkung aber keinen Bestand haben. Die Förderung von Neubauten durch Landeszuschüsse 

setzt künftig zwingend die Barrierefreiheit voraus, und die Vorschriften für »barrierefreies Bauen« werden 

enger gefasst. Ausnahmeregelungen werden auf das notwendige Maß reduziert. Mit Unterstützung des 

Ministeriums für Finanzen und Europa führt das Büro des Landesbehindertenbeauftragten zurzeit eine 

Bestandsaufnahme der Barrierefreiheit an landeseigenen Gebäuden des Landes durch.

Im Juni 2009 wurde die erste saarländische Zielvereinbarung zur Herstellung von Barrierefreiheit im Handel 

unterzeichnet. In dieser Zielvereinbarung verpflichtet sich der Globus Handelshof Saarbrücken-Güdingen 

zur schrittweisen barrierefreien Ausgestaltung seines Marktes. So wird Menschen mit Behinderungen der 

Zugang zu Leistungen und zum Warenangebot erleichtert.72 Eine weitere Zielvereinbarung wurde Anfang 

2011 mit dem Edeka-Markt Neunkirchen-Wellesweiler abgeschlossen. Zwei weitere Zielvereinbarungen 

sind mit Globus Handelshof Saarlouis und Globus Handelshof Völklingen in Bearbeitung. Darüber hinaus 

wurde im Januar 2012 eine Zielvereinbarung mit dem Flughafen Saarbrücken abgeschlossen.73  

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 werden Mittel des Europäischen 

Strukturfonds nur noch für die Durchführung von Maßnahmen, die den Zugang von Menschen mit 

Behinderungen gewährleisten, frei gegeben. Auch die 2004 überarbeiteten EU-Richtlinien für das öffentliche 

Beschaffungswesen stellen öffentliche Auftraggeber vor die Aufgabe, »für alle, einschließlich Menschen 

mit Behinderungen, älteren Menschen und anderen, die umfassende Zugänglichkeit zur baulichen Umwelt 

zu fördern«. 
72 Pressemitteilung vom 18.06.2009 des Landes Saarland: http://www.saarland.de/ 6867_ 54596.htm
73 Siehe Zielvereinbarungsregister des BMAS: http://www.bmas.de/DE/Themen/Teilhabe- behinderter-Menschen/Zielvereinbarungen/
Zielvereinbarungsregister/inhalt.html.
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Ein Leitfaden mit Anleitungen, Hintergrundinformationen und praktischen Ansätzen wurde durch das von 

der Europäischen Union geförderte Projekt »Build for all – Bauen für alle« erstellt.

Von Dezember 2008 bis Juni 2010 hat die saarländische Landesregierung im Rahmen des Programms 

»Wohnen im Alter« den barrierefreien Umbau des privaten Wohnraums gefördert. Viele saarländische 

Bürgerinnen und Bürger nutzten diese Förderung, um ihre Wohnung, die im Alter immer mehr zum 

Lebensmittelpunkt wird, den individuellen Bedürfnissen anzupassen. Schon frühzeitig waren die bereit-

gestellten Haushaltsmittel aus den Jahren 2009 und 2010 in Höhe von insgesamt 7 Millionen Euro 

aufgebraucht, was die große Nachfrage in diesem Bereich deutlich macht.74 Im Rahmen des Projektes 

»Altersgerecht Umbauen« des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung in Kooperation 

mit der KfW – Bankengruppe werden Maßnahmen finanziert, die zur Verminderung von Barrieren in beste-

henden Wohngebäuden beitragen.75

Eine besondere Herausforderung stellt der barrierefreie Umbau von denkmalgeschützten Gebäuden und 

Anlagen dar. Auch hier sind im Sinne der Barrierefreiheit die Belange von Menschen mit Behinderungen 

sowie älterer Bürgerinnen und Bürger zu berücksichtigen. Anliegen des Landesdenkmalamtes ist es in 

erster Linie nicht, abzuwägen, ob die Barrierefreiheit an einem Denkmal realisiert wird, sondern wie die 

Umsetzung konkret erfolgen kann. 

Schwierigkeiten bereitet im Einzelfall die vorhandene bauliche Struktur des Denkmals. In der Vergangenheit 

konnte dabei kein grundsätzlicher Zielkonflikt zwischen Denkmalschutz und Barrierefreiheit festgestellt wer-

den. Selbst bei ungewöhnlichen Orten – beispielhaft seien hier die Anlagen des Weltkulturerbes Völklinger 

Hütte zu nennen76 -  wird der Barrierefreiheit der Anlagen hohe Priorität eingeräumt. 

Um Menschen mit Behinderungen und mobilitätseingeschränkten Personen den Besuch und die 

Nutzung solcher Gebäude zu ermöglichen, sollte in konkreten Problemfällen stets ein Gespräch mit dem 

Landesdenkmalamt und den Denkmaleigentümern über geeignete Lösungsmöglichkeiten gesucht werden. 

Die Experten im Landesdenkmalamt des Saarlandes sind für die Anliegen von Menschen mit Behinderungen 

und mobilitätseingeschränkten Personen sensibilisiert und werden auch weiterhin die Zielsetzung der 

Barrierefreiheit im fachlichen und sachlichen Dialog mit den Belangen des Denkmalschutzes verbinden.

74 Homepage des Saarlandes: http://www.saarland.de/46384.htm
75 Diese Finanzierung kann als zinsverbilligtes Darlehen oder als 5%-Zuschuss zur Investitionssumme gestaltet werden.
76 Infos unter: http://www.voelklinger-huette.org/de/besucherservice/barrierefrei/
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Die Fachkommission Bauaufsicht hat im Oktober 2010 beschlossen, eine Arbeitsgruppe einzusetzen mit 

dem Ziel, den neuen DIN-Entwurf mit den neuesten Anforderungen im Hinblick auf behindertengerechtes 

Bauen insgesamt im Bauordnungsrecht einfließen zu lassen. Das Ministerium für Inneres und Sport, das 

die Oberste Bauaufsicht innehat, wird sich in der Arbeitsgruppe engagieren, um die hier notwendige 

Umsetzung der neuesten Anforderungen, die sich auch in den bauordnungsrechtlichen Landesgesetzen 

und ihren Verordnungen niederschlagen müssen, mit zu gestalten.

Ausblick

Eine barrierefreie Umwelt erhöht die Lebensqualität für alle Menschen. Daher sollten alle Anstrengungen 

unternommen werden, um intelligente Lösungen zu entwickeln und umzusetzen. In einem integrativen 

Gesamtkonzept sollte zumindest die Erreichbarkeit der wichtigen Einrichtungen des öffentlichen Lebens für 

alle Menschen, notfalls auch über zumutbare Ausweichrouten oder durch technische Hilfsmittel, gesichert 

werden.

Sofern – wie z.B. in Altbauten – besondere Schwierigkeiten auftreten, eine vollständige Barrierefreiheit zu reali-

sieren oder wenn die Ansprüche behindertengerechter Gestaltung mit Anforderungen des Denkmalschutzes 

in Konflikt treten, sollten Kompromisslösungen gefunden werden, die diesen Besonderheiten gerecht wer-

den. In diesem Sinne fordert auch die Architektenkammer des Saarlandes, praktikable und wirtschaftlich 

sinnvolle Wege für die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention zu finden.77 In diesen Fällen darf 

es aber nicht dazu kommen, dass anderen Gesichtspunkten vorschnell ein Vorrang vor den Belangen von 

Menschen mit Behinderungen eingeräumt wird. Bestehende Kompromisslösungen müssen sich jederzeit 

einer Überprüfung stellen. 

Die neu gestalteten DIN-Normen zur barrierefreien Gestaltung des öffentlichen Raums und zum barrie-

refreien Bauen sollen in der Landesbauordnung zügig umgesetzt werden. Maßnahmen zur Herstellung 

von Barrierefreiheit dürfen nicht allein aus Kostengründen vernachlässigt werden. Die Regelung in der 

Landesbauordnung, nach der auf barrierefreie Maßnahmen verzichtet werden kann, wenn sie mit »unver-

hältnismäßigem Mehraufwand« verbunden sind, ist so zu spezifizieren, dass sie nur bei wenigen Sonderfällen 

zur Anwendung kommt und längerfristig ganz entfällt. Die Einhaltung dieser Vorschriften sollte durch prä-

ventive bauaufsichtliche Prüfung oder Überwachung bei der Ausführung kontrolliert werden. Öffentliche 

und private Wohnungseigentümer sind weiterhin dafür zu sensibilisieren, dass Barrierefreiheit allen gesell-weiterhin dafür zu sensibilisieren, dass Barrierefreiheit allen gesell-

schaftlichen Gruppen nutzt und somit ihren Wohnungsbestand aufwertet.

77 Stellungnahme der Architektenkammer des Saarlandes anlässlich des Impulskongresses zur Umsetzung der UN-BRK am 3.2.2011 (http://
www.saarland.de/76234.htm).
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Grundsätzlich sind bei allen baulichen Planungen Entscheidungsträger, Planer und Betroffene gleichermaßen 

einzubeziehen. Nur durch eine intensive und konstruktive Zusammenarbeit lassen sich Lösungen erzielen, 

die allen Anforderungen an den öffentlichen Raum in angemessener Weise gerecht werden. Barrierefreiheit 

sollte den Status eines Mainstreaming-Grundsatzes erhalten, der bei allen investiven Maßnahmen, die das 

Land, seine Gesellschaften etc. selbst durchführt oder die vom Land bezuschusst und unterstützt werden, 

mit Priorität zu berücksichtigen ist.78 Es ist zu prüfen, inwieweit eine Umsetzung dieses Grundsatzes durch 

Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten verbindlicher gestaltet werden kann.

Private Bauträger und die Immobilienwirtschaft sind für eine durchweg barrierefreie Bauweise zu sensibili-

sieren, indem die Wohnbedürfnisse zukünftiger Generationen bewusst gemacht werden. Auch im Bereich 

des privaten Wohnungsbaus und Wohnungsumbaus sollte Barrierefreiheit als Mainstreaming-Grundsatz 

verankert werden. Verstärkt sollten Zielvereinbarungen zur Umsetzung dieser Grundsätze abgeschlossen 

werden. Für Wohnungsanbieter, Geschäfte und andere Einrichtungen soll ein Qualitätssiegel »barrierefreie 

Hausnummer« vergeben werden. Damit soll ein Anreiz zur eigenständigen Umgestaltung privater Gebäude 

geschaffen werden. 

Weiterhin ist zu prüfen, inwieweit für Handwerker eine Qualifizierung für Maßnahmen des barriere-

freien Bauens entwickelt werden kann, um deren Fachkompetenz in diesem Bereich zu stärken. Diese 

Fortbildungsmaßnahme kann mit einer Zertifizierung verbunden werden.

7.2 Barrierefreiheit von Information, Kommunikation und Dienstleistungen

Nicht nur im Bereich der physischen Umwelt, sondern auch in Bezug auf Information, Kommunikation und 

Dienstleistungen fordert die UN-Behindertenrechtskonvention einen Abbau von Zugangsbarrieren. 

Um dies zu erreichen, gibt es die Möglichkeiten, 

• Dokumente, die für Menschen mit Behinderungen wichtig sind, von vornherein in verschiedenen 

Kommunikationsformen bereit zu stellen; so können Informationsbroschüren in einfacher Sprache 

und als Hörversion bereit gestellt werden, Antragsformulare in Großschrift und Kurzinformationen in 

Brailleschrift.

• Technische Hilfsmittel (wie Bildschirmlesegeräte, Bildtelefone, induktive Höranlagen) und persönliche 

Assistenz (z.B. durch Gebärdensprachdolmetscher) sollten verfügbar sein, um bei Bedarf herangezogen 

werden zu können.
78 So fordert auch der Landesbehindertenbeirat, dass »Barrierefreiheit als eigenständiges Prüfkriterium für jegliche Maßnahmen« in 
Entscheidungsprozesse eingeführt wird. Der Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen Saarland (2010): Empfehlungen zur 
Umsetzung der UN-Konvention – Teilbereich Barrierefreiheit und Mobilität, Saarbrücken.
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Diese Forderung richtet sich zunächst an öffentliche Behörden und Einrichtungen, sollte perspektivisch 

aber für alle Bereiche der Gesellschaft gelten. So sollten auch private Unternehmen, Dienstleister und 

Bildungsträger ihre Internetauftritte und Informationsmaterialien so gestalten, dass sie für Menschen mit 

unterschiedlichen Behinderungen unmittelbar verständlich sind.

Die saarländische Landesregierung hat ihr Internetangebot teilweise auf diese Anforderungen eingestellt. 

So wurde im Zuge des Neustarts des Internetportals von »Bürgerdienste Saar« verstärkte Aufmerksamkeit 

auf Barrierefreiheit gelegt. Derzeit wird das Portal Bürgerdienste Saar einem Test durch qualifizierte 

Barrierefreiheits-Prüfer unterzogen. Die Ergebnisse werden in den Weiterentwicklungs-Prozess einfließen.

Das Ziel, der Öffentlichkeit Informationsangebote der Verwaltung und Kommunikationswege mit der 

Verwaltung elektronisch so anzubieten, dass sie grundsätzlich für alle Menschen zugänglich und ohne 

fremde Hilfe nutzbar sind, erfordert weitere Anstrengungen. Ein erster Schritt in diese Richtung ist die 

barrierefreie Zugänglichkeit und Nutzbarkeit von Informationen, Internetangeboten und Formularen in 

Behörden und öffentlichen Einrichtungen, was teilweise bereits umgesetzt wurde. So existiert beispiels-

weise auch ein Leitfaden für Redaktionen zur Umsetzung von Barrierefreiheit in den Internetangeboten der 

Landesregierung. Dieser Prozess ist weiter fortzusetzen.

Darüber hinaus wurde die Unterstützung von Menschen, die Kommunikationshilfen benötigen, neu 

organisiert: Im Februar 2011 wurde in Saarbrücken eine neue Dolmetscherzentrale eingerichtet, die 

Gebärdensprachdolmetscher, Schriftdolmetscher und technische Kommunikationsassistenten in Form von 

akustisch-technischen Hilfen oder grafischen Symbol-Systemen vermittelt. Sie unterstützt damit Menschen 

mit Hörbehinderungen in der Kommunikation mit Rehabilitationsträgern, Behörden, Ärzten sowie bei 

Elternabenden, Arbeitsbesprechungen, Betriebsversammlungen und verschiedenen Veranstaltungen. Die 

Dolmetscherzentrale organisiert die Einsätze, übernimmt die Klärung der Kostenübernahme und bietet 

Hilfe bei der Antragstellung zur Kostenübernahme. 

Ausblick

Die Umgestaltung von Informations- und Kommunikationsmedien mit dem Ziel, dass sie grundsätzlich 

für alle Menschen zugänglich und ohne fremde Hilfe nutzbar sind, erfordert weitere Anstrengungen. Ein 

erster Schritt in diese Richtung ist die barrierefreie Zugänglichkeit und Nutzbarkeit von Informationen, 

Internetangeboten und Formularen in Behörden und öffentlichen Einrichtungen, was teilweise bereits 

umgesetzt wurde; dieser Prozess ist weiter fortzusetzen. 
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Ein weiterer Schritt ist der Abschluss von Zielvereinbarungen nach § 12 SBGG, in denen sich auch Verbände 

und andere Akteure zur Umsetzung von Barrierefreiheit in allen Bereichen verpflichten. Zielvereinbarungen 

zwischen anerkannten Verbänden und Vereinbarungspartnern sollen verstärkt als rechtliche Mittel einge-

setzt werden. Das Büro des Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen (LfB) 

fungiert dabei als zentrale Anlauf- und Koordinierungsstelle und unterstützt die Vertragspartner bei der 

Durchführung dieser Zielvereinbarungen.

7.3 Mobilität und Verkehr

Die barrierefreie Gestaltung der Umwelt im Allgemeinen und des öffentlichen Personenverkehrs im 

Besonderen ist eine wesentliche Bedingung der sozialen Inklusion und eigenständigen Lebensführung von 

Menschen mit Behinderungen.

Öffentlicher Personenverkehr

Die Verkehrsinfrastruktur ist für die Mobilität älterer und behinderter Menschen, aber auch für Familien 

mit Kindern, Menschen mit vorübergehenden Beeinträchtigungen sowie Personen mit schwerem Gepäck 

von entscheidender Bedeutung. Der öffentliche Nah- und Fernverkehr mit Bussen und Bahnen muss daher 

so gestaltet werden, dass ein möglichst großer Teil der in ihrer Mobilität eingeschränkten Menschen diese 

Verkehrsmittel ohne Probleme und Schwierigkeiten nutzen kann. Nach einer Schätzung der Europäischen 

Verkehrsministerkonferenz wird der Anteil der von einer Mobilitätseinschränkung betroffenen Menschen 

für die planbare Zukunft europaweit sogar mit über 30% der Bevölkerung angenommen.

Schwierigkeiten für mobilitätseingeschränkte Menschen sind insbesondere die Überwindung von 

Höhenunterschieden, der Zugang zu Verkehrsanlagen, der Einstieg in Fahrzeuge sowie längeres Gehen 

und Stehen. Erhebliche Schwierigkeiten haben auch Menschen mit Seh- und/ oder Hörbehinderungen, da 

oftmals für diesen Personenkreis die Orientierung in den Verkehrsmitteln nicht möglich ist.

Auf der Basis des Sozialgesetzbuches – Neuntes Buch (SGB IX), des Bundesgesetzes zur Gleichstellung 

von Menschen mit Behinderungen und des Saarländischen Behindertengleichstellungsgesetzes (hier: § 10 

SBGG) wurden Bestimmungen zum Barriereabbau sowohl in der Eisenbahnbau- und Betriebsordnung als 

auch im Personenbeförderungsgesetz aufgenommen. Dies wurde mit einer barrierefreien Gestaltung ins-

besondere beim Neu- und Ausbau von Zugangsstationen des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 

aufgegriffen.
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Grundlage der Landesplanung im Bereich des Öffentlichen Personennahverkehrs bildet das Gesetz über 

den öffentlichen Personennahverkehr im Saarland vom 29. November 1995. Danach sind die baulichen 

Anlagen, Fahrzeuge und sonstigen Angebote des öffentlichen Personennahverkehrs im Rahmen der 

Wirtschaftlichkeit möglichst benutzerfreundlich zu gestalten, wobei die Belange behinderter und älterer 

Menschen, von Eltern mit Kindern und die Belange des Umweltschutzes zu berücksichtigen sind. Seither ist 

der ÖPNV im Saarland erheblich ausgebaut worden.

Das Gesetz zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den kommunalen Gebietskörperschaften (GVFG-

Saarland) vom 1. Januar 2009 regelt die Zuwendungen des Landes für Investitionen zur Verbesserung 

der Verkehrsverhältnisse. Als eine Fördervoraussetzung gilt, dass die Maßnahme die Bedürfnisse behin-

derter und anderer Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigung berücksichtigt und den Anforderungen 

der Barrierefreiheit nach dem saarländischen Behindertengleichstellungsgesetzes möglichst weitgehend 

entspricht.79

Seit der Regionalisierung des ÖPNV im Jahr 1996 wurden im Saarland alle Investitionsmaßnahmen in die-

sem Bereich unter dem Aspekt des barrierefreien Ausbaus im Sinne der Gesetzgebung realisiert. Bis 2007 

wurden 673 Niederflurbusse gefördert, seither wurden bis 2010 weitere 182 Niederflurbusse landessei-

tig gefördert. Damit sind über 90% der im Einsatz befindlichen Busse niederflurig. Insbesondere in den 

Stadtgebieten mit ihrem hohen Benutzeraufkommen sind ausschließlich Niederflurfahrzeuge im Einsatz. 

Ein barrierefreier Buslinienverkehr setzt neben dem Einsatz von Niederflurbussen auch den Bau von ent-

sprechenden Haltestellen mit erhöhten Bordsteinen voraus. Bis 2007 wurden rund 1.000 Haltepunkte lan-

desweit in dieser Weise um- oder neu gebaut, bis 2010 kamen weitere 172 Haltepunkte hinzu. Damit 

sind derzeit rund 14% aller Haltestellen für Niederflurbusse ausgebaut. Dazu zählen z.B. einige wichtige 

zentrale Omnibusbahnhöfe (Umsteigepunkte) wie in Saarlouis, Lebach, Heusweiler und Bexbach oder an 

Schulzentren wie in Gersheim und Perl.

Die Fahrzeuge der Saarbahn sind ebenfalls niederflurig ausgelegt und bieten einen barrierefreien 

Zugang. Die 23 Haltestellen sind über behindertengerechte Rampen mit den Fußgängerwegen verbun-

den. Des Weiteren werden durch das Leitsystem auf der Pflasterung der Bahnsteige Zugangsbarrieren für 

Sehbehinderte abgebaut. 

79 Abrufbar unter: http://www.landtag-saar.de/dms13/Gs2393.pdf
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Im Saarland betreibt die Deutsche Bahn AG 77 Bahnhöfe. Davon sind inzwischen 20 durch den Einbau 

von Aufzugsanlagen oder Rampen barrierefrei ausgebaut. Der 2009 neu eröffnete Haltepunkt Einöd 

erhielt neben der Stufenfreiheit auch weitere Elemente, um Barrierefreiheit herzustellen, wie zum 

Beispiel ein Blindenleitsystem. Bis 2013 folgen Umbaumaßnahmen zur Barrierefreiheit an fünf weite-

ren Bahnhöfen (Neunkirchen, Völklingen, Merzig, Sulzbach und Türkismühle).80 Die im saarländischen 

Schienenpersonenverkehr eingesetzten Fahrzeuge sind barrierefrei ausgestattet und haben zum Teil mecha-

nische Einstiegshilfen. 

Für blinde und sehbehinderte Menschen bietet das elektronische Fahrplanauskunftssystem des Saarlandes 

(www.saarvv.de) einen barrierefreien Modus zum Erhalt von Fahrplaninformationen. 

Aus Sicht von Betroffenenverbänden sind weiterhin die Ausstattung von Verkehrsampeln mit akustischen 

Signalen, verlängerte Ampelschaltphasen sowie die Umsetzung der »Kontraste-DIN« erforderlich, die 

optisch markierte Stufen in öffentlichen Gebäuden und Anlagen, Bodenindikatoren und die Markierung 

von Sperr-Pollern anregt. Darüber hinaus sollten Bank-Automaten barrierefrei ausgestattet werden, indem 

die Bedienung mit Audioführung gewährleistet wird.

Fahrdienste für Menschen mit Behinderungen

Viele Menschen mit Behinderungen können jedoch wegen der Art und Schwere ihrer Behinderung keine der 

üblichen Beförderungsmittel des öffentlichen Personennahverkehrs nutzen. Ohne Fahrdienste, die geeig-

nete und besonders ausgestattete Fahrzeuge vorhalten, können diese Menschen mit Behinderungen ihren 

Anspruch auf Teilnahme am Leben in der Gesellschaft nicht einlösen, denn auch der Besuch von Freunden, 

Verwandten und Veranstaltungen muss für Menschen mit Behinderungen möglich sein. Die benötigten 

Fahrdienste werden im Saarland flächendeckend angeboten. Die Finanzierung ist seit Januar 2007 so gere-

gelt, dass schwerstkörperbehinderte Personen (im Rahmen der einkommensabhängigen Eingliederungshilfe) 

eine Pauschale erhalten, mit der sie einen Fahrdienst oder ein Taxi ihrer Wahl beauftragen können. Dies 

bedeutet mehr Selbstbestimmung, Flexibilität und eine Stärkung der Eigenverantwortung.81

80 Hierzu sind detaillierte Infos zu finden unter: http://www.saarland.de/69277.htm
81 Näheres ist in der Richtlinie des Sozialministeriums für den Behindertenfahrdienst nach § 55 Abs. 2 Nr. 7 und § 58 SGB IX vom 01. Januar 
2007 geregelt.
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Anfang 2010 startete die gps Gemeinnützige Gesellschaft für Paritätische Sozialarbeit mbH Saarbrücken 

gemeinsam mit dem Sozialministerium und dem Landesbehindertenbeauftragten das Projekt »CarSharing«. 

Mit der Bereitstellung behindertengerechter Fahrzeuge durch verschiedene Banken im Saarland kann die 

Mobilität erleichtert werden. Das Projekt richtet sich an Menschen mit schwerer körperlicher Beeinträchtigung 

oder Mehrfachbehinderung, die sich die Anschaffung eines eigenen Fahrzeuges nicht leisten können und 

weder den öffentlichen Personennahverkehr noch ein Standardfahrzeug nutzen können.82

Ausblick

Ziel ist ein öffentlicher Personennahverkehr, den alle Menschen in gleicher Weise nutzen können. Auch 

auf der Verkehrsministerkonferenz im Oktober 2010 war die Mobilität von Menschen mit Behinderungen 

ein Thema. Die Verkehrsministerkonferenz befürwortet, dass bei Ausschreibungen von Schienen-

Personennahverkehrsleistungen die Belange behinderter und mobilitätseingeschränkter Reisender beson-

ders berücksichtigt werden. Allerdings weist die Verkehrsministerkonferenz auch darauf hin, dass es voraus-

sichtlich nicht gelingen wird, bundesweit einheitliche Bahnsteighöhen zu realisieren, so dass auch zukünftig 

teilweise Stufen zu überwinden sind. Hier sollen fahrzeuggebundene Einstiegshilfen genutzt werden. 

Die in den kommenden Jahren vorgesehenen Investitionsmaßnahmen im ÖPNV, die sich aus den 

Nahverkehrsplänen der Gebietskörperschaften und dem Verkehrsentwicklungsplan des Landes ableiten 

lassen, sehen weitestgehend eine barrierefreie Ausstattung vor. Bei neu zu beschaffenden Bussen wer-

den nur noch solche vom Land gefördert, die eine Niederflurkonstruktion aufweisen. Ebenso wird die 

Landesregierung den barrierefreien Ausbau von Haltestellen weiterhin konsequent fördern. Derzeit beträgt 

die Förderung 75% der förderfähigen Gesamtkosten.

Handlungsbedarf besteht noch in der barrierefreien Erweiterung der Informationsplattform. Die zuneh-

mende Verbreitung mobiler Endgeräte, die auch für Menschen mit Behinderungen zunehmend wichtiger 

werden, muss für die Informationsgewinnung genutzt werden. Hierzu sind entsprechende Planungen in 

Vorbereitung.

82 Weitere Infos unter http://www.saarland.de/74674.htm
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Das Land erstellt einen Verkehrsentwicklungsplan und einen Investitionsplan, die alle fünf Jahren auf 

Weiterentwicklungsbedarf hin überprüft werden. Auch die von den Gebietskörperschaften erstell-

ten Nahverkehrspläne sind nach fünf Jahren zu überprüfen bzw. fortzuschreiben. Die demogra-

fischen Entwicklungen, qualitative und quantitative Zielplanungen bzw. Richtlinien und Eckpunkte zur 

Weiterentwicklung des ÖPNV sollen in der Planung Berücksichtigung finden. 

Darüber hinaus empfiehlt der Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen, dass 

Menschen mit Behinderungen bzw. deren Interessenvertretungen auf Landes- und kommunaler Ebene in 

alle Planungen des Personennahverkehrs einzubeziehen sind, um deren Interessen in diesen Planungen zur 

Geltung zu bringen.83 

Langfristig sollte auf eine »inklusive Gesellschaft« hingearbeitet werden, in der alle Rahmenbedingungen, 

von den Gegenständen des alltäglichen Gebrauchs über die Kommunikationsmedien bis hin zum öffentli-

chen und privaten Raum im Sinne eines »universellen Designs« barrierefrei gestaltet werden.

83 Der Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen Saarland (2010): Empfehlungen zur Umsetzung der UN-Konvention 
– Teilbereich Barrierefreiheit und Mobilität, Saarbrücken.



180

III.8 Gesellschaftliche Partizipation

Artikel 29 der UN-Behindertenrechtskonvention fordert, dass »Menschen mit Behinderungen gleichbe-

rechtigt mit anderen wirksam und umfassend am politischen und öffentlichen Leben teilhaben können, 

sei es unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter oder Vertreterinnen, was auch das Recht und die 

Möglichkeit einschließt, zu wählen und gewählt zu werden«. Außerdem sollen sie an allen Formen der 

Mitgestaltung der Gesellschaft durch politische und zivilgesellschaftliche Organisationen gleichberechtigt 

teilhaben. In Artikel 30 der UN-Behindertenrechtskonvention wird die Forderung der gleichberechtigten 

Teilhabe auf die Bereiche des kulturellen Lebens, der Erholung, der Freizeitgestaltung und des Sports aus-

gedehnt. Darin kommt zum Ausdruck, dass sich das Ziel der Inklusion auf ausnahmslos alle Bereiche der 

Gesellschaft erstreckt.

Um eine umfassende gesellschaftliche Partizipation von Menschen mit Behinderungen zu ermöglichen, sind 

Veränderungen vor allem in folgenden Bereichen anzustreben:

• Politische Partizipation und Interessenvertretung.

• Zivilgesellschaftliches Engagement von und für Menschen mit Behinderungen

• Tourismus, Freizeitgestaltung und Sport

• Angebote im Bereich Kultur und Religionsgemeinschaften

8.1 Interessenvertretung von Menschen mit Behinderungen

Die politische Mitgestaltung des Gemeinwesens und die Vertretung eigener Interessen müssen auf allen 

Ebenen selbstverständlich sein. Inklusion bedeutet in dieser Hinsicht, dass Menschen mit Behinderungen ihre 

Lebensbedingungen in allen Bereichen als »Experten in eigener Sache« mitgestalten. Die Interessenvertretung 

der Menschen mit Behinderungen erhielt durch das Saarländische Behindertengleichstellungsgesetz (2003) 

einen gesetzlichen Rahmen. Die einzelnen Vertretungsorgane wurden teilweise aber schon früher einge-

richtet. Die Stelle des Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen wird in den §§ 

16 und 17 SBGG beschrieben, der Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen in § 18 

SBGG und die Kommunalen Beauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen in § 19 SBGG. 
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8.1.1 Der Landesbeauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen

Die Saarländische Landesregierung hat am 1. September 1987 die Stelle eines Landesbeauftragten für 

die Belange von Menschen mit Behinderungen (LfB) als Stabsstelle im Sozialministerium eingerichtet. Das 

Saarland ist das erste Bundesland gewesen, das einem schwerstbehinderten Menschen ein solches Amt 

übertragen hat.

Mit dem Saarländischen Behindertengleichstellungsgesetz 2003 hat die Arbeit des Landesbehinderten-

beauftragten eine rechtliche Grundlage erhalten. Zu seinen Aufgaben zählen u. a.:

• darauf hinzuwirken, dass das in § 1 (Schutz der Menschenwürde) genannte Ziel der saarländischen 

Verfassung verwirklicht und die sonstigen Bestimmungen dieses Gesetzes eingehalten werden,

• die Landesregierung und den Landtag in Grundsatzangelegenheiten von Menschen mit Behinderungen 

zu beraten,

• Anlaufstation für die grundsätzlichen, individuellen und allgemeinen Probleme von Menschen 

mit Behinderungen, ihren Angehörigen und von Verbänden und Institutionen der Menschen mit 

Behinderungen zu sein,

• im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit eine enge Zusammenarbeit mit den Medien durchzuführen,

• in regionalen und überregionalen Gremien mitzuarbeiten und

• eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit Institutionen, Verbänden und Selbsthilfegruppen zu 

pflegen.

Der Landesbehindertenbeauftragte ist kraft Amtes Vorsitzender des Landesbeirates für die Belange von 

Menschen mit Behinderungen.

8.1.2 Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen

Der Landtag des Saarlandes hat mit Beschluss vom 13. November 1996 die Landesregierung aufgefordert, 

einen Landesbehindertenbeirat einzurichten. Die konstituierende Sitzung des Landesbehindertenbeirates 

fand am 15. Mai 1997 statt.

Durch das Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen im Saarland (Saarländisches 

Behindertengleichstellungsgesetz – SBGG) vom 26.11.2003 ist die Arbeit des Landesbeirates für die Belange 

von Menschen mit Behinderungen auf eine rechtliche Grundlage gestellt worden. Nach dem Saarländischen 

Behindertengleichstellungsgesetz ist es u. a. Aufgabe des Landesbehindertenbeirates,

• den Landtag und die Landesregierung in allen grundsätzlichen Fragen der Politik von Menschen mit 

Behinderungen zu beraten,
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• Empfehlungen auszusprechen,

• zu Gesetzen bzw. Verordnungen, Verwaltungsvorschriften und Richtlinien – soweit sie die besonderen 

Belange von Menschen mit Behinderungen behandeln – Stellung zu nehmen,

• die Zusammenarbeit zwischen Behörden und Verbänden zu fördern.

Die Inklusion mit dem Ziel einer Normalisierung ohne Sonderlösung, was auch dem Grundanliegen der 

UN-Behindertenrechtskonvention entspricht, besitzt wichtigste Priorität in der Arbeit des Landesbeirates.

Der Landesbehindertenbeirat besteht aus 28 Mitgliedern verschiedener Verbände und Institutionen, die auf 

Landesebene tätig sind. Neben den Beauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen sind 

dies Vertreter von Behindertenvereinen und Selbsthilfeorganisationen, der Freien Wohlfahrtspflege und 

Sozialverbände, der Träger der Sozialversicherung, von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen. Damit 

ist sichergestellt, dass der Beirat sich mehrheitlich aus Vertretern und Vertreterinnen von Organisationen 

und Selbsthilfegruppen der Menschen mit Behinderungen zusammensetzt. Der Vorsitzende des Beirates ist 

die bzw. der Landesbeauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen.

8.1.3 Kommunale Beauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen und Umsetzung 

der Gleichstellung auf kommunaler Ebene

Die Verwirklichung der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen kann nur gelingen, wenn damit 

auf kommunaler Ebene begonnen wird. Hier haben Menschen mit Behinderungen ihren Lebensmittelpunkt, 

hier wollen sie soweit wie möglich am Leben in der Gemeinschaft teilhaben. Es muss deshalb eine der zen-

tralen Aufgaben kommunaler Politik sein, sich den Herausforderungen der Schaffung von Barrierefreiheit 

und der demografischen Veränderungen zu stellen.

Im Saarland war es bis 2003 den Kommunen überlassen, ob und in welcher Form sie Interessenvertretungen 

von Menschen mit Behinderungen berufen. Durch das Saarländische Behindertengleichstellungsgesetz 2003 

wurde die Beteiligung von kommunalen Beauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen ver-

pflichtend. Die Städte, Gemeinden und Gemeindeverbände bestellen zur Verwirklichung der Gleichstellung 

von Menschen mit Behinderungen zur Beratung in Fragen der Behindertenpolitik jeweils eine Person, die 

möglichst in der Behindertenarbeit erfahren ist. Unbeschadet von dieser Regelung können die Städte, 

Gemeinden und Gemeindeverbände zur Beratung und Unterstützung der Beauftragten kommunale Beiräte 

für die Belange von Menschen mit Behinderungen bilden.
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Zu den Aufgaben der kommunalen Beauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen gehö-

ren insbesondere:

• die Beratung der Gemeinden und Gemeindeverbände in allen Angelegenheiten, die Bürger mit 

Behinderungen betreffen, sowie

• die Teilnahme an den Sitzungen der Vertretungsorgane der Gemeinden oder Gemeindeverbände.

• Der oder die Behindertenbeauftragte soll eng und vertrauensvoll mit den Organisationen der örtlichen 

Behindertenselbsthilfe zusammenarbeiten. Der Landesbeauftragte für die Belange von Menschen mit 

Behinderungen unterstützt die Arbeit der kommunalen Beauftragten und organisiert jährlich zwei 

Treffen als Plattform zum Informations- und Erfahrungsaustausch.

Inzwischen haben alle 52 Städte und Gemeinden sowie alle 6 Gemeindeverbände kommunale 

Behindertenbeauftragte berufen, die die Interessen von Menschen mit Behinderungen auf lokaler Ebene 

vertreten (Stand 2011).84

Der Landesplan »Menschen mit Behinderungen im Saarland« sollte durch kommunale Planungen und 

Maßnahmen ergänzt werden. Dazu sind bereits in mehreren Kommunen Ansätze und Handlungsprogramme 

entstanden, die vor Ort durch eine Vernetzung verschiedener Verbände und Akteure getragen werden. In 

zahlreichen Kommunen des Saarlandes engagieren sich schon seit vielen Jahren Behindertenbeauftragte, 

Beiräte, Vereine, Ehrenamtliche, aber auch Bürgermeister und Verwaltungen für die Verbesserung der 

Lebensbedingungen ihrer behinderten Mitbürgerinnen und Mitbürger. Regelmäßig gibt das Büro des 

Landesbehindertenbeauftragten eine Synopse mit einem Überblick über die neuen kommunalen barriere-

freien Maßnahmen heraus.

Zu den kommunalen Maßnahmen im Bereich »Barrierefrei leben« gehören viele Einzelmaßnahmen, wie z. 

B. die Absenkung von Bordsteinen, die Ausstattung von Ampeln mit akustischen Signalen für Sehbehinderte 

und Blinde, die Schaffung von Rampen, die Erneuerung bzw. Einrichtung von Behindertenparkplätzen, der 

behindertengerechte Eingang zur VHS, aber auch der behindertengerechte Umbau von Freizeiteinrichtungen. 

Im Bereich »Information und Kommunikation« wurden Informationsbroschüren sowie barrierefreie 

Internetseiten erstellt. Wichtig ist, dass diese Initiativen noch stärker gebündelt sowie in das Bewusstsein 

der Öffentlichkeit und der Kommunalpolitik gerückt werden. Dabei muss deutlich werden, dass eine umfas-

sende Barrierefreiheit allen Bevölkerungsgruppen zu Gute kommt.
84 Bericht 20 Jahre Tätigkeit des Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen im Saarland (LfB); Bericht an den 
Landtag des Saarlandes in der Legislaturperiode 2004 bis 2009, http://www.saarland.de/dokumente/thema_soziales/Taetigkeitsbericht_
LfBVersion30Nov07.pdf sowie aktuelle Angaben des LfB.
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8.2 Zivilgesellschaftliches Engagement und Selbsthilfe

Viele Menschen engagieren sich ehrenamtlich für die Belange von Menschen mit Behinderungen. Darunter 

sind auch viele Personen, die selbst betroffen sind. Über den Umfang des ehrenamtlichen Engagements von 

und/ oder für Menschen mit Behinderungen im Saarland liegen allerdings keine Daten vor.

Ein erheblicher Teil des Engagements von und für Menschen mit Behinderungen erfolgt in Form von 

Selbsthilfegruppen und Selbsthilfeorganisationen. Diese gibt es für viele Arten der Behinderung und ebenso 

für Angehörige, z.B. Eltern von Kindern mit Behinderungen. Über diese Gruppen und ihre Kontaktdaten 

informiert die Kontakt- und Informationsstelle für Selbsthilfe im Saarland (KISS) auf ihrer Homepage.85 

Darin sind Kontaktdaten von über 100 Gruppen mit einem Bezug zum Thema »Behinderung« registriert. 

Bezieht man darüber hinaus Selbsthilfegruppen aus dem Sozial- und Gesundheitsbereich ein, die sich auch 

mit behinderungsbezogenen Themen befassen, fällt diese Zahl weitaus höher aus.

8.3 Tourismus, Freizeit, Sport und Kultur

8.3.1 Tourismus und Freizeit

Die Europäische Verkehrsministerkonferenz (2000) geht davon aus, dass auch in den kommenden Jahren 

der Anteil der Menschen mit einer Mobilitätsbehinderung zunehmen wird. Angesichts der demografischen 

und medizinischen Entwicklung wachsen sowohl die Zahl der älteren Menschen wie auch die der älter 

werdenden Menschen mit Behinderungen. Auch blinde und sehbehinderte Menschen, gehörlose und lern-

schwache Personen haben ein Bedürfnis nach Freizeit- und Urlaubsangeboten. Für sie sollten geeignete 

Angebote entwickelt werden.86 

Zur Förderung des Tourismus im Saarland beteiligt sich die Landesregierung bereits seit vielen Jahren am 

kontinuierlichen Ausbau der privaten und öffentlichen Infrastruktur, um auch mobilitäts- und aktivitätsein-

geschränkten Personen eine möglichst wenig eingeschränkte Teilhabe zu erschließen.

Seit Anfang 2011 ist die Tourismus Zentrale Saarland (TZS) Mitglied im »Länderarbeitskreis Tourismus 

für Alle«. Dies ist ein informeller Zusammenschluss zum Erfahrungsaustausch zwischen den derzeit im 

Bereich des barrierefreien Tourismus aktiven Landesmarketingorganisationen. Ziel dieses Arbeitskreises ist 

85 Weitere Informationen im Internet unter: www.selbsthilfe-saar.de.
86 Der vom Bundesministerium für Wirtschaft in Auftrag gegebenen Studie »Ökonomische Impulse eines barrierefreien Tourismus für Alle« 
(Berlin 2002) zufolge werden jährlich 3,65 Mio. Reisen von schwerbehinderten Menschen durchgeführt, davon 41% (1,95 Mio.) in Deutschland. 
Dabei werden ca. 2,5 Mrd. Euro im Jahr für Übernachtungen und Essen ausgegeben.
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es u.a., eine Vereinheitlichung und Harmonisierung der Erhebung, Bewertung sowie Darstellung barriere-

freier Angebote im Tourismus voranzutreiben. Zudem unterstützt die Tourismus Zentrale Saarland das vom 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie geförderte Projekt »Entwicklung und Vermarktung bar-

rierefreier Angebote und Dienstleistungen im Sinne eines Tourismus für Alle in Deutschland«.

Die Tourismus Zentrale Saarland widmet dem »Barrierefreien Tourismus für Alle im Saarland« eine eigene 

Rubrik auf ihrer Homepage www.tourismus.saarland.de. Neben barrierefreien Angeboten und Tipps für die 

Reisegestaltung können hier auch die grenzüberschreitenden Broschüren »Barrierefreier Tourismus für Alle/ 

Saarland-Luxemburg« und »Barrierefreier Hotel- und Restaurantführer/ Saarland-Luxemburg« abgerufen 

werden. Die zweisprachigen Broschüren sind ein gemeinsames Projekt des Saarländischen Sozialministeriums 

unter der Federführung des Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen (LfB), 

des luxemburgischen Ministère de la Famille et de l‘Intégration und des ADAC Saarland e.V. Ziel der Initiative 

ist es, attraktive kulturelle und touristische Angebote in Luxemburg und dem Saarland behinderten und 

nicht behinderten Menschen vorzustellen. Die umfangreichen und geprüften Informationen geben den 

Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit, den Urlaub und die Ausflüge planen zu können, ohne am 

Ziel vor unerwarteten Barrieren zu stehen.87 Des Weiteren gelang es, durch die Zusammenarbeit, die Kultur, 

Freizeit- und Tourismuseinrichtungen für das Thema Barrierefreiheit zu sensibilisieren.

Die erfolgreiche Zusammenarbeit mit Luxemburg wird weiter mit dem Angebot an »Package Tours« ergänzt. 

Gemeinsam mit dem luxemburgischen Familienministerium und in Kooperation mit dem ADAC Saarland e. 

V. und »Info Handicap Luxemburg« bereitet das saarländische Sozialministerium ein zweisprachiges barrie-

refreies Besuchsprogramm für Menschen mit Behinderungen mit passenden Übernachtungsmöglichkeiten 

und Gastronomie vor. Das Angebot ist als Broschüre und im Internet erhältlich und wird mit Unterstützung der 

saarländischen und der luxemburgischen Tourismuszentrale vermarktet.88 Die Tourismus Zentrale Saarland 

hat diese Initiative 2010/ 2011 fortgeführt und mit Unterstützung der Nationalen Koordinationsstelle 

Tourismus für Alle e.V. (NatKo) im Rahmen mehrerer Workshops 120 Touristiker, Hoteliers, Gästeführer und 

Museumspädagogen für die Belange von Menschen mit Handicap sensibilisiert. 

87 Im Internet unter: http://www.saarland.de/11138.htm, http://www.saarland.de/11262.htm
88 www.tourismus.saarland .de, www.ont.lu
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Aktuell führt die Tourismus Zentrale Saarland gemeinsam mit dem Deutschen Hotel- und Gaststättenverband 

eine saarlandweite Bestandsanalyse durch, bei der entlang der gesamten touristischen Servicekette ausge-

wählte Freizeit- und Tourismuseinrichtungen nach barrierefreien Gesichtspunkten begutachtet werden. Die 

so erhobenen Informationen werden auf einem eigenen Internetauftritt (www.barrierefreies-saarland.de) 

interessierten Gästen zur Verfügung gestellt und haben zum Ziel, den Urlaubern die Reiseentscheidung und 

-planung mit detaillierten Angaben zu erleichtern.

8.3.2 Sportangebote

Der Behindertensport ist die sportliche Betätigung von Menschen mit Behinderungen als Mittel ganzheitlicher 

Rehabilitation und gesellschaftlicher Teilhabe, indem er zur Erhaltung und Steigerung der Leistungsfähigkeit 

und zur Stärkung des Selbstbewusstseins beiträgt. Er verbessert die Lebensqualität durch eine Vielzahl 

sozialer Kontakte durch die Begegnung mit Behinderten und Nichtbehinderten und leistet dadurch einen 

wichtigen Beitrag im Bereich der psychosozialen Integration von Menschen mit Behinderungen und trägt 

so wesentlich zur Erreichung bzw. Stabilisierung des rehabilitierten Zustandes bei. Der Behinderten- und 

Rehabilitationssport im Saarland umfasst mit einem weit verzweigten Angebot alle sportlichen Betätigungen 

für Menschen mit Behinderungen aller Art und Ausprägung.

Der Wettkampf- und Leistungssport für Menschen mit Behinderungen ist unter gesundheitlichen 

Gesichtspunkten grundsätzlich nicht anders zu bewerten als Leistungssport für Nichtbehinderte. 

Leistungsvergleiche im Wettbewerb bieten auch behinderten Sportlerinnen und Sportlern Ansporn zu 

Bestleistungen. Dazu bieten die Behinderten-Sportverbände ihren interessierten Mitgliedern die Teilnahme 

am Wettkampf- und Leistungssport. Was Menschen mit Behinderungen im Sport zu leisten vermögen, 

zeigen die regelmäßigen Leistungsvergleiche auf örtlicher, regionaler und nationaler Ebene bis hin zu 

Paralympics und Weltmeisterschaften.

Im Saarland stellt der Behinderten- und Rehabilitations-Sportverband Saarland e.V. (BRS) ein flächendeckendes 

Angebot an Sport für Menschen mit Behinderungen sicher. In über 200 Vereinen werden Sportarten wie 

Gymnastik, Bewegungsspiele, Schwimmen, Sportkegeln, Leichtathletik und Tischtennis angeboten. Spezielle  

Übungsgruppen für besondere Behinderungsarten gibt es in den Bereichen Blinden- und Sehbehindertensport, 

Rollstuhlsport, Sport für CP-Geschädigte, Sport für Menschen mit geistiger Behinderung, Herzinfarktsport, 

Sport für Diabetiker und Sport für Gehörlose. Die Tanzsportabteilung des Polizeisportvereins Saar bie-

tet Tanzstunden u.a. für Blinde und Sehbehinderte an. Die Abteilung wurde Bundessieger 2009 bei den 

»Sternen des Sports«.89

89 www.psv-saar.de/html/gal-sterne.htm
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Die steigende Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Behindertensport unterstreicht die Notwendigkeit 

und den Bedarf an derartigen Aktivitäten. So stieg die Mitgliederzahl des BRS von rund 6.200 im Jahr 2001 

über 7.200 im Jahr 2006 auf rund 8.000 Personen im Jahr 2010.90

Der Behinderten- und Rehabilitations-Sportverband Saarland e.V. wird durch das Ministerium für Soziales, 

Gesundheit, Frauen und Familie  durch Zuwendungen unterstützt. Die Vereine erhalten Finanzierungsmittel 

nach dem Bundesversorgungsgesetz, durch die Sozialversicherungsträger sowie teilweise durch den 

Regionalverband Saarbrücken und die Landkreise.

8.3.3 Kultur und Religionsgemeinschaften

Von Kultureinrichtungen wie Museen und Theatern ist zu erwarten, dass sie sich mit besonderen Teilhabe-

Angeboten auf Menschen mit Behinderungen einstellen. Durch die Beseitigung von räumlichen und kom-

munikativen Barrieren sowie die Bereitstellung von Seh- und Hörhilfen und ggf. weiterer Assistenz kann 

diese Teilhabe verbessert werden. Der Saarländische Museumsverband e.V. ist Mitglied der Arbeitsgruppe 

»Barrierefreie Museen« des Bundesverbandes Museumspädagogik e. V., deren Ziel es ist, die Entwicklung 

der Museen zu barrierefreien Institutionen zu unterstützen und dahingehend Fortbildungen für 

Museumspädagogen zu organisieren. 

Im Fernsehen wird seitens der Behindertenverbände ein größerer Anteil von Filmen mit Audio-Beschreibung 

vermisst. Weiterhin wird angeregt, Hör-Tageszeitungen anzubieten, die von sehgeschädigten Abonnenten 

gegen Zahlung am Telefon gehört werden können. Die ARD Projektgruppe »Barrierefreier Rundfunkzugang« 

hat erklärt, dass ab 2013 Sendungen des Ersten Deutschen Fernsehens weitgehend mit Untertiteln ange-

boten werden sollen und auch im Bereich der Audiodeskription das Angebot ausgedehnt werden soll.91 

Hinsichtlich der Versorgung sehbehinderter Menschen mit Literatur spricht der Blinden- und 

Sehbehindertenverein für das Saarland e.V. (BSV Saar) von einer »Büchernot«: Von 93.000 Büchern, die in 

Deutschland im Jahr 2010 veröffentlicht wurden, seien nur 2.500 für Blinde (akustisch oder in Blindenschrift) 

erschlossen.92 Das Saarland hat in den vergangenen Jahren seinen Beitrag für die Westdeutsche Blinden-

Hörbücherei (WBH) laufend erhöht. Dennoch wird seitens der Behindertenverbände ein weiterer 

Handlungsbedarf gesehen.

90 Angaben des Behinderten- und Rehabilitations-Sportverbands Saarland e.V.
91  Wortprotokoll des Unterausschusses Neue Medien des Deutschen Bundestages, 13. Sitzung, Berlin am 19. September 2011.
92 Stellungnahme des Blinden- und Sehbehindertenverein Saarland e.V. vom 6. April 2011.
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Auch die Kirchen befassen sich eingehend mit der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. 

Um eine ungehinderte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am religiösen Leben zu garantieren, 

gibt es z.B. Selbstverpflichtungen, die von Barrierefreiheit in kirchlichen Räumlichkeiten über barriere-

freie Kommunikation (durch Gebärdensprachdolmetscher, Induktions- und Höranlagen, Gesangbücher in 

Großschrift und Brailleschrift sowie Predigten in einfacher Sprache) bis hin zur aktiven Einbeziehung der 

Menschen mit Behinderungen reichen.93

Die Landesregierung unterstützt das gesamte Spektrum kultureller Aktivitäten von der Breitenkultur bis zur 

Spitzenkultur und setzt sich dafür ein, dass alle Bereiche ohne Barrieren zugänglich sind.

Ausblick

Die politische Mitgestaltung des Gemeinwesens und die Vertretung eigener Interessen müssen auf allen 

Ebenen selbstverständlich sein. Inklusion bedeutet in dieser Hinsicht, dass Menschen mit Behinderungen 

ihre Lebensbedingungen in allen Bereichen als »Experten in eigener Sache« mitgestalten. Dies muss durch-

gängig gewährleistet sein.

Artikel 29 der UN-Behindertenrechtskonvention gibt eine umfassende, selbstbestimmte politische 

Partizipation als Ziel vor und verlangt, Wahlen inklusiv auszugestalten und hierbei jegliche Diskriminierung 

zu vermeiden.94 Daraus folgt, dass: 

• die Barrieren, auf die Menschen mit Behinderungen bei der praktischen Ausübung ihres aktiven und 

passiven Wahlrechts bei Landtags- und Kommunalwahlen stoßen, zu untersuchen sind, um Schritte 

einleiten zu können, mit denen eine Umsetzung von Art. 29 UN-BRK auf Landesebene, ggf. unter 

Anpassung der Landeswahlgesetze und -wahlordnungen, erreicht werden kann; 

• die politischen Parteien verstärkte Anstrengungen unternehmen müssen, um Barrieren abzubauen, die 

Menschen mit Behinderungen am gleichberechtigten Gebrauch des passiven Wahlrechts hindern, und 

in ihrem jeweiligen Einflussbereich dafür zu sorgen, dass Menschen mit Behinderungen als Inhaber 

öffentlicher Ämter beziehungsweise als Mandatsträger nicht länger unterrepräsentiert sind; 

• die politischen Parteien im Vorfeld künftiger Wahlen dafür zu sorgen haben, dass Wahlveranstaltungen 

und sonstige Informationsangebote über ihr Wahlprogramm und die zur Wahl stehenden Kandidaten 

93 Ein Beispiel für eine kirchliche Selbstverpflichtung findet sich im Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz Nr. 1/2010, Speyer, S. 3 – 5. Die 
Vollversammlung des Zentralkomitees der deutschen Katholiken setzt sich in ihrer Erklärung »Gemeinsam lernen – Inklusion von Menschen mit 
Behinderung im Bildungswesen« vom 16. Mai 2012 intensiv für den Ausbau inklusiver Strukturen und die Verbesserung der gesellschaftlichen 
Partizipation von Menschen mit Behinderungen ein. Gleichzeitig werden für eine Vielzahl von Handlungsfeldern konkrete Vorschläge für eine 
verbesserte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen gemacht. 
94 Zum Folgenden vgl. PaIleit, L. (2011): Gleiches Wahlrecht für alle? Menschen mit Behinderungen und das Wahlrecht in Deutschland, hrsg. 
vom Deutschen Institut für Menschenrechte, Berlin.
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für alle Menschen mit Behinderungen barrierefrei zugänglich sind; 

• die zuständigen Gemeindebehörden (Wahlämter) künftig nur solche Räumlichkeiten als Wahllokale 

ausweisen dürfen, die barrierefrei sind, und bei Bedarf ausreichende Assistenz sicherstellen müssen, um 

Menschen gleich welcher Behinderung Zugang zu gewähren; 

• die Landeswahlleiter und Kommunalwahlleiter, die Wahlvorstände und Wahlhelfer und Wahlhelferinnen 

verstärkt zur spezifischen Situation von Menschen mit Behinderungen zu schulen sind, damit sie 

auf ein positives Klima der Inklusion hinwirken und bei ihrer Überprüfung der ordnungsgemäßen 

Durchführung einer Wahl auch der Frage nachgehen, Menschen mit Behinderungen eine gleichberech-

tigte Wahlteilnahme ermöglicht wurde; und 

• die Zivilgesellschaft und die Verbände, die eigene Einrichtungen betreiben, in ihrem eigenen 

Einflussbereich geeignete Unterstützungsstrukturen schaffen sollen, um Menschen mit Behinderungen 

eine selbstbestimmte Wahlausübung zu ermöglichen. 

Die Position der kommunalen Beauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen soll gestärkt 

und im Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) rechtlich abgesichert werden. In Beratungen und 

Planungen der Kommunen sollen sie stärker einbezogen werden.

Es ist auch zu prüfen, inwieweit die Belange von Menschen mit Behinderungen nicht nur durch spezielle 

Vertretungen, sondern auch in allen politischen Organisationen zur Sprache und zur Geltung kommen.

Die vielfältigen Formen des Engagements von und für Menschen mit Behinderungen benötigen laufende 

Unterstützung, die auch weiterhin fortgeführt werden sollte. Dabei ist zu würdigen, dass in der Selbsthilfe 

auch die von der UN-Konvention geforderte Eigenständigkeit und Selbstbestimmung zum Ausdruck kommt. 

Eine weitergehende Erfassung dieses Engagements wäre wünschenswert, um diese Arbeit angemessen 

dokumentieren und in der Öffentlichkeit darstellen zu können.

Angesichts des sich immer stärker vollziehenden demografischen Wandels wird von den Akteuren 

des Tourismus im Saarland die Personengruppe älterer Menschen, die mit zunehmendem Alter mit 

Mobilitätseinschränkungen zu kämpfen hat, als Zukunftspotenzial erkannt. Im Jahr 2010 wurden 35% aller 

Übernachtungen im Saarland in den 12 Vorsorge- und Rehabilitationskliniken erzielt (dies war der höchste 

Übernachtungsanteil in Reha-Kliniken in allen Bundesländern, verglichen mit der Gesamtübernachtungszahl). 

Aufgrund dessen müssen sich insbesondere auch der »Kur- und Gesundheitstourismus« und die entspre-

chenden Gemeinden auf den demografischen Wandel einstellen. Auch die Zahl der Übernachtungen 
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ausländischer Gäste in Vorsorge- und Rehabilitationskliniken ist in den vergangenen Jahren gestiegen, so 

dass ein Ausbau der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von großer Bedeutung ist.

Es wird deutlich, dass der barrierefreie Tourismus für Alle nicht nur eine Marktnische ist, sondern in 

Zukunft eine stärkere Bedeutung erhält und ein wachsender Wirtschaftsfaktor wird. Dieser wirtschaft-

liche Faktor ist auch einer der wichtigsten Beweggründe für die Anbieter, sich für Zugänglichkeit und 

Barrierefreiheit zu entscheiden. Gleichzeitig sind neue Arbeitschancen für Menschen mit Behinderungen zu 

erwarten, die ihre persönlichen Erfahrungen als Dienstleistung in die Touristikbranche einbringen können. 

Barrierefreier Tourismus für Alle ist ein besonderer Schwerpunkt im Saar-Lux-Raum. Ziel ist, die touristische 

Dienstleistungskette vollständig barrierefrei zu gestalten. 

Dazu trägt auch das neue Angebot der sog. »Package-Tours« des Landesbehindertenbeauftragten in 

Zusammenarbeit mit dem ADAC Saarland e.V. und den luxemburgischen Ministerien für Tourismus 

und Soziales bei. Die Tourismus Zentrale Saarland und die Tourismusorganisationen der Landkreise, die 

Behindertenverbände und die kommunalen Beauftragten sollen zukünftig verstärkt in die Thematik einge-

bunden werden. Anfang 2010 haben sich die damalige saarländische Sozialministerin und die luxembur-

gische Familienministerin für die Fortsetzung der engen Zusammenarbeit ausgesprochen und eine noch 

intensivere Partnerschaft beider Länder beschlossen.95 Daraus ist das Projekt für eine neue Broschüre mit 

barrierefreien grenzüberschreitenden Package-Touren mit einer Kombination aus Freizeitangeboten, Hotels 

und Restaurants in unterschiedlichen Preiskategorien entstanden. Die Broschüre wird Anfang 2012 der 

Öffentlichkeit vorgestellt.

Die Tourismus Zentrale Saarland wird die Angebotspalette barrierefreier Freizeit- und Urlaubsangebote 

zukünftig weiter ausbauen und kooperiert daher bereits mit Verbänden, Reiseveranstaltern und politi-

schen Beratern. Zur Bestandsaufnahme barrierefreier Tourismus- und Freizeiteinrichtungen im Saarland 

werden Schulungsmaßnahmen für Prüfer aus der Tourismusbranche durchgeführt. Jeweils 12 Objekte in 

den Landkreisen und im Regionalverband sollen nach einer abgestimmten Kriterienliste im Kontext der DIN-

Normen für barrierefreies Bauen und der Zielvereinbarung des Deutschen Hotel- und Gaststättenverbandes 

(DEHOGA) geprüft werden, um anschließend verlässliche Informationen bieten zu können. Bis Ende 2012 

sollen 72 Objekte in Broschüren und im Internet ausgewiesen und bundesweit auf Messen bekannt gemacht 

werden. 

95 Pressemitteilung des Familienministeriums Luxemburg, http://www.mfi.public.lu/actualites /2010/02/20100205_Saarland/index.html
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Tourismus ist eine Querschnittsaufgabe, die mit vielen anderen Wirtschafts- und Politikbereichen direkt 

und indirekt verknüpft ist. Eine entsprechende Einstellung dieser Politikbereiche auf die Bedürfnisse von 

Menschen mit Behinderungen und auf die Herausforderungen des demografischen Wandels für die einhei-

mische saarländische Bevölkerung verbessert die Akzeptanz und Attraktivität des Saarlandes für Touristen.

Den Wünschen von Menschen mit Behinderungen nach sportlicher Betätigung muss auch bei der 

barrierefreien Gestaltung der Sportstätten Rechnung getragen werden (z.B. behindertengerechte 

Sanitäranlagen und Zuwege, Einbau von Einstiegshilfen bei Schwimmbädern usw.). Diese Anforderungen 

sollten Kommunen und Vereine beim Neubau und der Modernisierung ihrer Sportstätten sowie auch 

ihrer Freizeit- und Tourismuseinrichtungen verstärkt berücksichtigen. Insoweit ist es auch notwendig, 

dass die Behindertensportvereine und –verbände frühzeitig ihre Wünsche und Bedarfe der kommunalen 

Sportstättenplanung vortragen.

Die Landesregierung wird die Bemühungen, das sportliche Engagement von Menschen mit Behinderungen 

im Saarland zu steigern, weiterhin fördern. Dies gilt für den Schulsport, den Rehabilitations- und Breitensport 

wie auch für den Wettkampf- und Leistungssport.
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III.9 Information und Beratung

Menschen mit Behinderungen sollen einen Zugang zu allen für sie wichtigen Informationen, insbesondere 

über geeignete Leistungsangebote und Unterstützungsformen haben. Die UN-Behindertenrechtskonvention 

betont auch das Recht der Menschen mit Behinderungen auf einen uneingeschränkten Zugang zu 

Information und Beratung (Artikel 9), um sich eine freie Meinung bilden zu können (Artikel 21). Darüber 

hinaus soll ihnen auch eine auf ihre individuelle Situation zugeschnittene Beratung angeboten werden. 

9.1 Allgemeine Informations- und Beratungsangebote für Menschen mit Behinderungen

Im Jahr 2006 wurde die Broschüre »Servicestellen im Saarland« vorgestellt, die gemeinsam vom 

Sozialministerium und dem Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen herausgege-

ben wurde. Die Broschüre bietet einen Überblick über Beratungsstellen und gibt Auskunft über Hilfs- und 

Reha-Angebote im Saarland sowie über Adressen von Vereinen und Verbänden im Behindertenbereich.96 

Seit Einführung des SGB IX wurde die Beratung von Menschen mit Behinderungen in Form von trägerü-

bergreifenden Gemeinsamen Servicestellen gebündelt. Ihr Anliegen ist, dass Menschen mit Behinderungen 

und ihre Angehörigen zu allen Fragen eine Information und Beratung aus einer Hand erhalten. Derzeit gibt 

es im Saarland sechs Gemeinsame Servicestellen mit einem derart umfassenden Beratungsauftrag:

Gemeinsame Servicestellen im Saarland (Stand 2011)

Träger Straße Postleitzahl Ort

Landesamt für Soziales Hochstraße 67 66115 Saarbrücken

AOK – Die Gesundheitskasse Halbergstraße 11 66121 Saarbrücken

Bundesknappschaft St. Johanner Straße 46-48 66111 Saarbrücken

Deutsche Rentenversicherung Martin-Luther-Straße 2-4 66111 Saarbrücken

Bundesknappschaft Boxbergweg 3 66538 Neunkirchen

Bundesknappschaft Wendalinusstraße 8 66606 St. Wendel

96 Bericht 20 Jahre Tätigkeit des Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen im Saarland, a.a.O.
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In der Broschüre aus dem Jahr 2006 waren mehr Beratungsstellen aufgeführt. In jedem Landkreis gab es 

zu diesem Zeitpunkt mindestens eine Gemeinsame Servicestelle. Die Inanspruchnahme dieses übergrei-

fenden Beratungsangebots hat sich nicht so entwickelt wie zunächst erwartet. In Zukunft soll die beim 

Landesamt für Soziales angesiedelte Gemeinsame Servicestelle eine landesweit gut zugängliche, umfas-

sende Information und Beratung leisten.

Eine Befragung dieser Gemeinsamen Servicestellen97  im Frühjahr 2011 hat ergeben, dass sie alle zen-

tral gelegen und mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut erreichbar sind. Ihr Aufgabenspektrum umfasst, 

den Rehabilitationsbedarf der Klienten zu ermitteln, sie über ihnen zustehende Leistungen aller 

Rehabilitationsträger zu informieren und den zuständigen Träger zu nennen. Eine darüber hinausgehende 

Unterstützung bei der Antragstellung, Vermittlung an den zuständigen Rehabilitationsträger und weitere 

individuelle Fallbegleitung wird in der Regel nicht geleistet, aber drei der befragten Servicestellen halten 

dies für erstrebenswert. Den Bedarf an dieser Form der Beratung schätzen die Befragten als hoch ein, das 

bestehende Beratungsangebot wird als »gut« bewertet. Allerdings wissen die Klienten – den befragten 

Servicestellen zufolge – nicht immer, welcher Träger für sie zuständig ist, so dass ein Bedarf an trägerüber-

greifender Beratung und leistungserschließender Fallbegleitung weiterhin besteht.

Weitere Beratung für Menschen mit Behinderungen bieten die Kommunen und freie Träger, z.B. folgende 

Stellen:

• Kontakt- und Informationsstelle für Selbsthilfe im Saarland, Saarbrücken

• Beratungsstellen der Wohlfahrtsverbände für Menschen mit Behinderung, deren Eltern und Angehörige 

(wie z.B. die Beratungsstellen der Lebenshilfe in St. Wendel und St. Ingbert).

Für besondere Beratungsbedarfe gibt es eine Reihe von spezialisierten Beratungsangeboten, so z.B. das in 

Kapitel III.1 genannte Beratungsangebot der Interdisziplinären Frühförderstellen für Kinder im Vorschulalter 

oder die Wohnberatung der Gemeindeverbände für Menschen mit Behinderungen. Weiterhin ist die 

Beratung rund um die Themen Familienplanung und Partnerschaft zu nennen. Eine Partnervermittlung für 

Menschen mit Behinderungen wurde überregional mit Unterstützung der »Aktion Mensch« aufgebaut, 

sie enthält auch regionale Angebote für das Saarland. Für behinderte und nicht behinderte Personen mit 

Pflegebedarf leisten 8 Pflegestützpunkte in allen Gemeindeverbänden Information, Beratung und ambu-

lante Unterstützung.98

97 Die Befragung wurde in schriftlicher Form vom Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik durchgeführt.
98 Die Adressen der Pflegestützpunkte sind unter http://www.saarland.de/76930.htm zu finden.
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Auf der Homepage des saarländischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie wird über 

die saarländische Politik für Menschen mit Behinderungen, die wichtigsten Gesetzesgrundlagen und die 

Umsetzung der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen in verschiedenen Lebensbereichen berich-

tet.99 Ebenso bieten viele Fachverbände und Einrichtungen Informationen im Internet an.

9.2 Beratung in besonderen Notlagen und für besondere Zielgruppen

Das Recht auf Beratung bezieht sich ausdrücklich auch auf Beratungen in speziellen Notlagen, um ins-

besondere alle Formen von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu verhindern, denen Menschen mit 

Behinderungen ausgesetzt sein können (Artikel 16 und Artikel 28 der UN-Konvention). Personen mit einem 

solchen Beratungsbedarf bzw. Personen in besonderen Notlagen werden von entsprechenden Stellen 

beraten:

• Die Familienberatungsstelle »Pro Familia« bietet gezielt Beratungsangebote für Frauen und Männer mit 

Behinderungen an. 

• Der »Frauennotruf Saarland« thematisiert den besonderen Beratungsbedarf von behinderten Frauen 

und Mädchen mit Gewalterfahrung. Von hier aus wurde der Kontakt zu kommunalen Beauftragten für 

die Belange von Menschen mit Behinderungen aufgenommen, um diesbezüglich eine Vernetzung zu 

erreichen.

• Die »Interventionsstelle für Opfer häuslicher Gewalt im Saarland« berät und informiert Opfer von 

Gewalt in engen sozialen Beziehungen sowie erwachsene Personen, die gegen den eigenen Willen dau-

erhaft und penetrant verfolgt und belästigt werden (Stalking).

• Frauen können im Notfall einer akuten Gewaltbedrohung vorübergehend in Frauenhäusern Schutz 

suchen. Von Seiten der Frauenhäuser werden vermehrt Anstrengungen unternommen, Frauen mit 

Behinderungen den Zugang zu ihren Angeboten zu erleichtern. Das »Elisabeth-Zilken-Haus« nimmt 

unter anderem von Partnerschaftsgewalt betroffene Frauen auf. Das Frauenhaus Saarlouis verfügt über 

ein Zimmer eigens für Frauen mit Gehbehinderung.

• Eine Form des Notrufs, die speziell auf die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen abgestimmt 

ist, stellt das Notruf-Fax dar, das vor allem für Sprach- und Hörbehinderte eine Alternative bietet. Unter 

der Faxnummer 110 wird die Polizeizentrale Saarbrücken und unter der Faxnummer 112 das Amt für 

Brand- und Zivilschutz der Berufsfeuerwehr Saarbrücken erreicht.100

Es liegen keine empirischen Daten darüber vor, in welchem Umfang Menschen mit Behinderungen zu den 

99 Unter www.soziales.saarland.de
100 Nähere Informationen zum Formblatt Notruf-Telefax unter: www.saarland.de/7420.htm
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Klienten dieser Beratungsstellen gehören und inwieweit spezifische Beratungsverfahren für Klienten mit 

Behinderungen zur Anwendung kommen.

9.3 Ausblick zu Information und Beratung für Menschen mit Behinderungen

Um die Informations- und Beratungsqualität zu optimieren, sollten folgende Schritte umgesetzt werden:

• vorhandene Informations- und Beratungsangebote überprüfen, ob spezielle Beratungsstellen für 

Frauen, für Migranten, für gesundheitlich beeinträchtigte oder für sozial benachteiligte Personen auf 

Menschen mit Behinderungen eingestellt sind;

• trägerübergreifende Gemeinsame Servicestellen flächendeckend einrichten, deren Bekanntheit verbes-

sern und deren Arbeit statistisch dokumentieren; 

• die Informations- und Beratungsqualität der Gemeinsamen Servicestellen steigern, diese sollen auch 

Unterstützung bei der Antragstellung, Vermittlung an den zuständigen Rehabilitationsträger und eine 

fortlaufende individuelle Fallbegleitung leisten;

• Information und Beratung für Menschen mit Behinderungen in jeder Hinsicht barrierefrei gestalten;

• gezielte Beratung über die Möglichkeiten des Persönlichen Budgets im Einzelfall umsetzen,,

• spezifische Beratungsbedarfe für besondere Zielgruppen (insbesondere Frauen, Kinder, Ältere und 

Migranten mit Behinderungen) bewusst machen und geeignete Informations- und Beratungsverfahren 

sowie Zugangswege für alle entwickeln.

• alle vorhandenen Informations- und Beratungsangebote dahingehend vernetzen, dass Menschen 

mit Behinderungen von verschiedenen Beratungsstellen aus Hinweise auf behinderungsbezogene 

Beratungsangebote erhalten.
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III.10 Gleiche Rechte und Schutz der Persönlichkeit

Die Menschenrechte gelten uneingeschränkt für Menschen mit und ohne Behinderungen. Um diese prin-

zipielle Gleichberechtigung auch tatsächlich umzusetzen, sollen alle Akteure und Institutionen, die sich mit 

benachteiligten Personen und deren Notlagen befassen, die Belange von Menschen mit Behinderungen 

in besonderer Weise in den Blick nehmen. Zur Umsetzung dieser Grundrechte werden auch besondere 

Maßnahmen gefordert, um die Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderungen in allen Bereichen 

herbeizuführen.

10.1 Gleichberechtigung und Schutz

Besonderer Schutz der Rechte von Frauen, Kindern und Älteren mit Behinderungen

Die UN-Behindertenrechtskonvention zielt darauf ab, »den vollen und gleichberechtigten Genuss aller 

Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schüt-

zen und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Würde zu fördern« (Artikel 1). 

Diese Forderung nach Gleichberechtigung wird in Artikel 3 anhand allgemeiner Grundsätze ausgeführt, 

in denen Würde, Unabhängigkeit und »Autonomie, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen 

zu treffen«, »Nichtdiskriminierung« und »volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft«, Akzeptanz 

von Behinderungen als »Teil der menschlichen Vielfalt« sowie Chancengleichheit, Zugänglichkeit und 

Gleichberechtigung von Männern, Frauen und Kindern gefordert werden.

Diese Grundsätze werden in gesonderten Bestimmungen für besondere Personengruppen mit Behinderungen 

spezifiziert, insbesondere für »Frauen« (Artikel 6), »Kinder« (Artikel 7), »Ältere« (Artikel 25 und 28), 

bzw. auf besondere Risiken bezogen, z.B. »Gefahrensituationen und humanitäre Notlagen« (Artikel 11), 

»Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch« (Artikel 16), Fremdbestimmung (Artikel 22) oder Armutsrisiko 

(Artikel 28). Ausdrücklich wird darauf hingewiesen, dass der Grundsatz der Gleichberechtigung auch für 

Entscheidungen bezüglich »Ehe, Familie, Elternschaft und Partnerschaften« gilt (Artikel 23).

Die öffentliche Hand steht in einer besonderen Verantwortung zur Umsetzung der Gleichberechtigung 

und zur Durchführung darauf hinwirkender Maßnahmen. Öffentliche Institutionen sollen im Prozess 

der Schaffung einer inklusiven Gesellschaft als Vorbilder vorangehen. Dies betonen sowohl Artikel 

4 der UN-Behindertenrechtskonvention wie auch zuvor schon §§ 4 und 6 des saarländischen 

Behindertengleichstellungsgesetzes (SBGG).
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Es liegen allerdings keine Daten dazu vor, in welchem Maße die geforderten Rechte der Menschen mit 

Behinderungen im Saarland eingehalten oder nicht eingehalten werden.

Doppelte Benachteiligung

Der Schutz von Frauen, Kindern und Älteren mit Behinderungen vor Missbrauch und Gewalt ist in beson-

derer Weise zu thematisieren, da es sich hier um schwache Personengruppen handelt, die in mehrfacher 

Weise benachteiligt oder diskriminiert werden. Im Aktionsplan II der Bundesregierung zur Bekämpfung von 

Gewalt gegen Frauen wird auf die Lage von Frauen mit Behinderungen aufmerksam gemacht. 

Um die Datenlage über das Ausmaß der Gewalt an Frauen mit Behinderungen zu verbessern, hat das 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine wissenschaftliche Studie zum Ausmaß 

und Umfang von Gewalt an Frauen mit Behinderungen in Auftrag gegeben, die Anfang 2012 erschie-

nen ist.101 In dieser Studie wurden bundesweit rund 1.600 Frauen mit Behinderungen nach ihren 

Gewalterfahrungen befragt. Die Studie belegt, dass Frauen mit Behinderungen bereits in der Kindheit häu-

figer sexuellem Missbrauch und Gewalt durch Eltern ausgesetzt waren als nicht behinderte Frauen. Auch 

sexuelle Gewalt sowie körperliche und psychische Gewalterfahrungen im Erwachsenenalter wurden von 

Frauen mit Behinderungen zwei- bis dreimal so häufig berichtet wie von Frauen ohne Behinderung. In ihrer 

Schlussfolgerung fordern die Autorinnen unter anderem verstärkte Aktivitäten, um niedrigschwellige und 

barrierefreie Schutz- und Unterstützungsangebote für Frauen mit Behinderungen bereitzustellen.102

10.2 Rechtliche Betreuung

Wer aufgrund einer psychischen Krankheit und/oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen 

Behinderung nicht mehr in der Lage ist, seine Angelegenheiten (beispielsweise den Abschluss eines 

Vertrages, die Beantragung von Sozialleistungen oder Entscheidungen über medizinische Behandlung) 

alleine zu regeln, kann durch einen rechtlichen Betreuer vertreten werden. Eine rechtliche Betreuung wird 

vom Amtsgericht eingerichtet. Die Voraussetzungen für die Einrichtung einer Rechtlichen Betreuung sind in 

§ 1896 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) geregelt.103 

101 Schröttle, M.; Hornberg, C. et al. (2012): Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in 
Deutschland. Eine Zusammenfassung der Forschungsergebnisse findet sich auf der Website www.uni-bielefeld.de/IFF/ im Bereich „Projekte“.
102 Zur doppelten Belastung von Frauen mit Behinderungen siehe auch: Arnade, S.; Häfner, S. (2009): Interpretationsstandard der 
UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (CRPD) aus Frauensicht, hrsg. von NETZWERK ARTIKEL 3 e.V., Berlin. – Zu den 
Gruppen, die sich für den Schutz von Frauen mit Behinderungen einsetzen, gehört unter anderem der „Weibernetz e.V.“, der unter www.
weibernetz.de weitere Informationen zur doppelten Benachteiligung von Frauen mit Behinderungen gibt.
103 Die Regelung zur Rechtlichen Betreuung in § 1896 BGB betont, ganz im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention, dass es dabei nicht um 
eine Entmündigung geht, sondern um eine rechtliche Vertretung, die die Eigenständigkeit des Betreuten so weit wie möglich unterstützten soll.
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Das Wesen der Betreuung besteht darin, dass für eine volljährige Person ein Betreuer bestellt wird, der in 

einem genau festgelegten Umfang für sie handelt. Artikel 12 der UN-Behindertenrechtskonvention betont 

im Einklang mit dem Betreuungsrecht, dass auch im Falle einer rechtlichen Betreuung die Entscheidungen 

gemeinsam mit dem Betreuten und soweit wie möglich eigenständig und selbst verantwortet getroffen 

werden sollen. 

Rechtliche Betreuer sollen dabei als Assistenten wirken, die bei einer passenden Entscheidungsfindung unter-

stützen und dem Wunsch des Menschen mit Behinderung Geltung verschaffen. Das Selbstbestimmungsrecht 

des betroffenen Menschen soll gewahrt bleiben, soweit dies möglich und seinem Wohl zuträglich ist. Seine 

Wünsche sollen in diesem Rahmen beachtet werden. 

Rechtliche Betreuungen im Saarland 

Im Jahr 2010 hatten 20.192 Personen im Saarland einen rechtlichen Betreuer. Auf 1.000 Einwohner kamen 

somit 19,8 Betreute (in Deutschland insgesamt sind es 16,1 Betreute je 1.000 Einwohner). Die Zahl der 

Betreuungen im Saarland stieg seit 2000 kontinuierlich von knapp 14.000 auf rund 23.000 im Jahr 2007. 

Im Jahr 2008 sank diese Zahl auf rund 19.300 Personen und stieg seither wieder an auf 20.192 Personen. 

Abbildung 31

Quelle: Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik 2011
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Aus zwei saarländischen Landkreisen sind genaue statistische Daten über die Krankheitsbilder der Betreuten 

bekannt. Demnach haben 57% der Betreuten eine psychische Erkrankung oder seelische Behinderung, 

17% eine Demenz und 14% eine geistige Behinderung (restliche 12% körperliche Behinderung und 

»unbekannt«).

Rechtliche Betreuungen können von einem ehrenamtlichen Betreuer (in der Regel Familienangehörige) 

oder einem beruflichen Betreuer (z.B. ein selbstständiger Berufsbetreuer oder ein Vereinsbetreuer) geführt 

werden. Im Bundesdurchschnitt werden rund 35% der Betreuungen berufsmäßig und rund 65% ehren-

amtlich geleistet. Das Saarland weist mit 78% den höchsten Anteil ehrenamtlich geführter Betreuungen 

auf (gegenüber 22% beruflich geführten Betreuungen). 

Abbildung 32

Quelle: Bundesministerium der Justiz, Sondererhebung über die Verfahren nach dem Betreuungsgesetz 2011

Ausgaben in Betreuungsangelegenheiten 

Ehrenamtliche Betreuer erhalten eine Aufwandsentschädigung in einer maximalen Höhe von 323 Euro pro 

Jahr, berufliche Betreuer erhalten eine Vergütung. Für mittellose Betreute, die die Kosten ihrer beruflichen 

Betreuung nicht selbst tragen können, kommt nach § 1836d BGB die Staatskasse für diese Kosten auf. Die 

Evaluation des Zweiten Betreuungsrechtsänderungsgesetzes hat ergeben, dass von den beruflich Betreuten 

in Deutschland 84% mittellos waren (Jahr 2007). 104 Im Saarland betrugen die Ausgaben für mittellose 

104 Köller, R.; Engels, D. (2009): Rechtliche Betreuung in Deutschland. Evaluation des Zwei-ten Betreuungsrechtsänderungsgesetzes, Köln, S. 80 
f. Die Anzahl der beruflich Betreu-ten im Saarland, die mittellos sind, ist nicht bekannt.



200

beruflich Betreute im Jahr 2004 insgesamt rund 4,8 Millionen Euro. Die Ausgaben stiegen bis zum Jahr 

2010 um 58% auf 7,5 Millionen Euro an. Bundesweit stiegen die Ausgaben in Betreuungssachen in diesem 

Zeitraum um 67%an, so dass die Steigerungsrate im Saarland unter der bundesweiten Ausgabensteigerung 

liegt. 

Abbildung 33

Quelle: Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik 2011

Die UN-Behindertenrechtskonvention und das Betreuungsrecht 

Aus betreuungsrechtlicher Perspektive ist insbesondere Artikel 12 »Gleiche Anerkennung vor dem Recht« 

der UN-Behindertenrechtskonvention von Bedeutung. Dabei geht es insbesondere um die Frage der gesetz-

lichen Stellvertretung (»substituted decision-making«) in Gegenüberstellung zur unterstützten Entscheidung 

(»supported decision-making«), bei der der Schwerpunkt auf der Unterstützung bei der Entscheidungsfindung 

mit dem Ziel einer stärker eigenständigen und selbst verantworteten Entscheidung liegt. Es ist die Aufgabe 

von rechtlichen Betreuern, sie bei einer passenden Entscheidungsfindung zu unterstützen, den Wünschen 

der Menschen mit Behinderung Geltung zu verschaffen und ihr Selbstbestimmungsrecht zu sichern.

Die Einrichtung einer rechtlichen Betreuung beeinträchtigt die bestehende Geschäftsfähigkeit des 

Betroffenen nicht. Es gibt aber als zusätzliche Option den Einwilligungsvorbehalt (§ 1903 BGB), den das 

Amtsgericht anordnen kann, um Störungen in der Führung der Betreuung durch konkurrierendes Handeln 

der betreuten Person, mit dem sie sich selbst Schaden zufügt, zu vermeiden. Der Einwilligungsvorbehalt 
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schränkt die Geschäftsfähigkeit ein. Es zeigt sich allerdings, dass diese Option nur bei rund 5% aller 

Betreuten genutzt wird, was auf die Tragfähigkeit der dualen Kompetenz und damit auf die in den meisten 

Fällen grundsätzlich bestehende Entscheidungsfähigkeit schließen lässt.105 

10.3 Ausblick zum Handlungsfeld Rechte und Persönlichkeitsschutz

Im Bereich der Gleichberechtigung und des Schutzes der Persönlichkeit werden folgende Maßnahmen 

empfohlen:

• Spezifische Schulung der Bediensteten im Bereich der Justiz bezüglich des Umgangs mit behinderten 

rechtsuchenden Bürgern;

• Bewusstmachung, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigte Chancen haben müssen, 

Entscheidungen zu Ehe und Partnerschaft sowie Elternschaft zu treffen;

• Überprüfung, ob ein umfassender Persönlichkeitsschutz von Menschen mit Behinderungen gewährlei-ichkeitsschutz von Menschen mit Behinderungen gewährlei-

stet ist;

• Es soll ein besonderes Augenmerk darauf gelegt werden, dass Missbrauchs- und Gewalterfahrungen 

von Menschen mit Behinderungen, insbesondere von Frauen, Kindern und älteren Menschen, 

bewusst gemacht und durch präventives Handeln vermieden werden. Die psychosoziale Beratung 

und ggf. psychotherapeutische Behandlung von Gewaltopfern muss auf die spezifischen 

Kommunikationsvoraussetzungen von Menschen mit Behinderungen eingestellt sein.

• Schulungsmaßnahmen für Bedienstete z. B. der Polizei, der Justiz und der Jugendhilfe zu spezifischen, 

in besonderem Maße betroffenen Opfergruppen, darunter auch (häusliche) Gewalt gegen Menschen 

mit Behinderungen;

• Überprüfung von Betreuungen, inwieweit sie der »assistierten Entscheidungsfindung« dienen statt stell-ndung« dienen statt stell-

vertretend zu entscheiden;

• Schulung von rechtlichen Betreuern im Hinblick auf die Belange von Menschen mit Behinderungen;

• verstärkte Errichtung von Vorsorgevollmachten durch Menschen mit Behinderungen, soweit ihnen dies 

möglich ist;

• Prüfung aller Gesetze und Verordnungen im Hinblick auf die Möglichkeit, Inklusion voranzutreiben.

105 Bundesamt für Justiz: Sondererhebung zu Verfahren nach dem Betreuungsgesetz 2009
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IV. Fazit des Berichtes »Menschen mit Behinderungen im Saarland« zur     
     Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention

Mit dem vorliegenden Bericht »Menschen mit Behinderungen im Saarland« wird die Landesberichterstattung 

zur Politik für Menschen mit Behinderungen kontinuierlich fortgeführt. Der Bericht befasst sich mit 

allen relevanten Lebensbereichen von Menschen mit Behinderungen und gibt über die Entwicklung von 

Unterstützung und Leistungsbezug in den vergangenen Jahren Auskunft. Zugleich wird eine Verbindung 

zur UN-Behindertenrechtskonvention hergestellt. Diese verfolgt die übergreifenden Ziele, der Würde der 

Menschen mit Behinderungen Anerkennung zu verschaffen, eine Inklusion von Menschen mit Behinderungen 

in das »normale« gesellschaftliche Leben zu befördern und – um dies zu ermöglichen – die gesellschaft-

lichen Voraussetzungen dazu im Sinne eines »universellen Designs« zu gestalten, d.h. für alle Menschen 

gleichermaßen zugänglich und nutzbar zu machen. Ein Schwerpunkt des vorliegenden Berichtes liegt daher 

auf den beiden zentralen Fragen der UN-Behindertenrechtskonvention, in welchem Maße bereits ein inklu-

siver Sozialraum für Menschen mit Behinderungen umgesetzt wurde und in welchem Maße noch geson-

derte Unterstützungsformen in Anspruch genommen werden. 

Im Folgenden werden die zentralen statistischen Befunde zusammengefasst und grundlegende 

Handlungsempfehlungen daraus abgeleitet. Deren konkrete Ausgestaltung in Form einzelner Maßnahmen 

wird im »Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention« für das Saarland vorgenommen.

(1) Zahl der Menschen mit Behinderungen im Saarland

Im Saarland lebten am Jahresende 2011 insgesamt 210.075 Personen mit einer Behinderung (21% der 

saarländischen Bevölkerung). Davon waren 129.055 Personen bzw. rund 13% der Bevölkerung schwerbe-

hindert. Männer sind zu höheren Anteilen behindert als Frauen. Mit zunehmendem Alter steigt das Risiko 

von Behinderungen stark an. Rund 1% aller Kinder und Jugendlichen sind schwerbehindert. Im mittleren 

Erwachsenenalter steigt der Bevölkerungsanteil der Schwerbehinderten auf rund 3%, zwischen 45 und 65 

Jahren auf rund 10% und ab 65 Jahren auf rund 23% der altersgleichen Bevölkerung. Mehr als die Hälfte 

der Schwerbehinderten sind im Seniorenalter.

Aufgrund der demografischen Entwicklung ist zukünftig mit einer steigenden Zahl von Menschen mit 

Behinderungen zu rechnen, auf die sich die Dienste und Einrichtungen ebenso wie die Planungen in allen 

gesellschaftlichen Bereichen – von der Angebots- und Versorgungsplanung über die Verkehrsplanung bis 

zur Haushaltsplanung – wird einstellen müssen.

(2) Unterstützung durch die Sozialhilfe

Ein zunehmender Teil der Menschen mit Behinderungen wird durch Leistungen der Sozialhilfe unterstützt. 
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Am Jahresende 2010 bezogen 8.415 Personen Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 

und 4.985 Personen Leistungen der Grundsicherung bei voller Erwerbsminderung. 

Die stark steigende Zahl von Menschen mit Behinderungen, die Leistungen der Sozialhilfe in Anspruch neh-

men, führt zu der Frage, wie diese in geeigneter Weise zu gestalten sind. Die bisherige einrichtungsbezo-

gene bzw. auf den Ort der Leistungserbringung bezogene Hilfegewährung sollte in eine bedarfsgerechte, 

personenzentrierte Hilfeform überführt werden.

(3) Persönliches Budget

Die Leistungsform des Persönlichen Budgets, die mit dem SGB IX eingeführt wurde, soll die Entscheidungsfreiheit und 

eigenständige Gestaltung der Unterstützung seitens der Menschen mit Behinderungen ermöglichen. Diese Form wird 

aber erst in geringem Maße in Anspruch genommen. Am Jahresende 2011 wurden 266 Bezieher dieser Leistungsform 

registriert. Dies kann mit dem erforderlichen Beratungsbedarf und der Variabilität von Angeboten erklärt werden.

Damit die mit dem Persönlichen Budget intendierte Wirkung besser zur Entfaltung kommt, ist einerseits 

eine hinreichende Differenziertheit und damit auch Wählbarkeit von Leistungsangeboten sicher zu stellen. 

Andererseits sind entsprechende flankierende Informations- und Beratungsstrukturen erforderlich, die über 

diese Angebote informieren, passgenau vermitteln und möglichst auch fallbegleitend zur Seite stehen. Eine 

Arbeitsgruppe mit Vertretern des Sozialministeriums und der Wohlfahrtsverbände wurde eingerichtet um 

zu prüfen, wie die Inanspruchnahme des Persönlichen Budgets verbessert werden kann.

Handlungsfeld 1: Prävention, Betreuung und Förderung im Vorschulalter

(4) Prävention und Früherkennung

Von der Geburt des Kindes bis zum Schuleintritt werden in regelmäßigen Abständen Untersuchungen 

zur Früherkennung von Krankheiten durchgeführt, die von den Krankenkassen finanziert werden (U1 bis 

U9). Um eine vollständige Teilnahme an diesen Untersuchungen zu sichern, hat das Saarland im Februar 

2007 ein Gesetz zur Früherkennung von Vernachlässigung und Misshandlung verabschiedet, das vorsieht, 

die Teilnahme an allen Früherkennungsuntersuchungen durch Motivation, Erinnerung und aufsuchende 

Intervention zu verbessern. Die vollständige Inanspruchnahme der Vorsorgeuntersuchungen konnte von 

44,3% im Jahr 1995 über 71,5% (in 2000) bis auf 98% im Jahr 2010 erhöht werden. 

Ein weiterer Anstieg der Teilnahmequoten ist nach diesen Daten wohl schon weitgehend gelungen. 
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Es wird insbesondere darauf zu achten sein, dass auch Eltern aus bildungsfernen Schichten und Eltern mit 

Migrationshintergrund dieses Angebot gleichermaßen in Anspruch nehmen.

(5) Inklusion in Kindertageseinrichtungen

Die Zahl der Kinder mit Behinderungen in Kindertageseinrichtungen ist seit dem Jahr 2000 von 473 um 

52% auf 720 im Jahr 2011 gestiegen. Die Zahl der Einzelintegrationen in Regel-Kindertageseinrichtungen 

hat dabei stärker zugenommen, sie ist von 255 Kindern im Jahr 2000 um 54% auf 393 Kinder am 

Jahresende 2011 gestiegen. Seit dem Jahr 2000 ist der Anteil der Kinder, die integrativ in einer Regel-

Kindertageseinrichtung bzw. in einer integrativen Kindertageseinrichtung betreut wurden, gestiegen, 

während die Betreuung in den Förder-Kindertageseinrichtungen reduziert werden konnte. Die Zahl der 

betreuten Kinder in Fördergruppen ging von rund 120 im Jahr 2000 auf 96 im Jahr 2011 zurück. Von 

Bedeutung bleiben die Fördergruppen allerdings für Kinder mit Schwerst- und Mehrfachbehinderung.

Die Inklusionsquote, d. h. der Anteil der Einzelbetreuungen in Regelkindergärten und die Betreuung in 

integrativen Kindertageseinrichtungen (außer Fördergruppen), ist von 61% aller Fördermaßnahmen im Jahr 

2000 auf 72% im Jahr 2011 gestiegen. Dieser Trend sollte weiter fortgesetzt werden.

(6) Interdisziplinäre Frühförderung und Integrationshilfen in Kindertageseinrichtungen

Die Inanspruchnahme von Frühförderungsleistungen ist in den vergangenen Jahren kontinuierlich gestie-

gen, und zwar von 2.433 Kindern im Jahr 2004 auf 3.387 Kinder im Jahr 2011, dies bedeutet einen Zuwachs 

um 39% in sieben Jahren. Darüber hinaus erhalten Kinder mit Behinderungen, die in Regelkindergärten 

betreut werden, Unterstützung durch die Arbeitsstellen für Integrationshilfen (AfI). Deren Zahl lag am 

Jahresende 2011 bei 393 Kindern. Am Jahresende 2011 erhielten somit insgesamt rund 3.800 Kinder eine 

dieser Leistungen. Dies entspricht rund 9% aller Kinder unter sechs Jahren. Die Versorgungsquote der 

Kinder im Vorschulalter ist im Saarland damit vergleichsweise hoch (bundesweit nehmen etwa 3-4% die-

ser Altersgruppe Leistungen der Frühförderung in Anspruch). Der bundesweite Trend einer zunehmenden 

Inanspruchnahme von Unterstützungsleistungen im Vorschulalter zeigt sich also auch im Saarland.

Das Saarland gehört zu den Bundesländern, die bereits frühzeitig eine funktionierende und flächen-

deckende Frühförderung etabliert haben. Die gute Versorgung mit Leistungen der interdisziplinären 

Frühförderung soll beibehalten und inhaltlich fortentwickelt werden. Dabei sollen weiterhin medizinisch-

sozialpädiatrische und heilpädagogische Leistungen als Komplexleistung angeboten werden. Es soll darauf 

hingewirkt werden, dass die gemeinsame Kostenträgerschaft der Komplexleistung durch Krankenkassen 

und Sozialhilfeträger möglichst reibungslos funktioniert. Eine enge Verzahnung von Frühförderung und 

Arbeitsstellen für Integrationshilfen (AfI) wird in Betracht gezogen und soll modellhaft erprobt werden.
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Handlungsfeld 2: Bildung

(7) Schulbildung

Während die Zahl der Schülerinnen und Schüler insgesamt in den vergangenen zehn Jahren zurückgegangen 

ist, stieg die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in diesem Zeitraum 

von 4.491 im Schuljahr 2000/01 auf 6.070 im Schuljahr 2011/12 an (+27,5%). Seit dem Schuljahr 2000/01 

hat sich die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die im Rahmen einer Integrationsmaßnahme die Regelschule 

besuchen, von 972 auf 2.428 erhöht, dies entspricht einem Anstieg um 150%. Die Inklusionsquote, d.h. 

der Anteil dieser Schülerinnen und Schüler in Regelschulen, ist von 22% im Schuljahr 2000/01 über 25% 

(2004/05) und 29% (2007/08) auf derzeit 41% (2011/12) angestiegen. 

Die gemeinsame Unterrichtung von Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen in Schulen der 

Regelform hat in den vergangenen Jahren vielfach breite Akzeptanz gefunden: Die Zahl der Schülerinnen 

und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die in Regelschulen unterrichtet werden, ist angestie-

gen. Gleichzeitig ist die Zahl der Schülerinnen und Schüler in Förderschulen wie bereits in den Vorjahren 

leicht gesunken. Allerdings haben auch Kinder mit Schwerst- oder Mehrfachbehinderungen einen Anspruch 

auf Bildung, der nur über sonderpädagogische Förderung einzulösen ist. Die Zahl der Kinder, die aufgrund 

der Schwere ihrer Behinderung keine Schule besuchen können, konnte in den vergangenen Jahren redu-

ziert werden. Im Schuljahr 2011/12 beträgt die Inklusionsquote im Saarland 40,7%. Die saarländische 

Landesregierung strebt an, das von der Bundesregierung anvisierte Ziel einer Inklusionsquote von 50% 

bereits bis zum Jahr 2016 deutlich zu überschreiten.

(8) Hochschulbildung

In vielen Bereichen der Hochschulbildung ist eine hohe Sensibilität für die Belange von Studierenden mit 

Behinderungen festzustellen, die in barrierefreier Gestaltung, spezifischen Beratungsangeboten, einer spe-

ziellen Internetseite und Interessenvertretung zum Ausdruck kommt. Die Universität des Saarlandes hat 

z.B. eine Kontaktstelle »Studium und Behinderung« eingerichtet, die in die Stabsstelle Chancengleichheit 

integriert wurde. Studierende mit Einschränkungen werden bei Studienaufnahme wie auch über die 

gesamte Studiendauer in allen Belangen unterstützt. Daten zur Inanspruchnahme von Studienangeboten 

durch Menschen mit Behinderungen liegen nicht vor. Die Universität verfügt teilweise, aber nicht in allen 

Gebäuden über barrierefreie Zugänge.

Die bestehenden Angebote der Hochschulen für Studierende mit Behinderungen gilt es zu unterstützen 

und in Richtung auf »inklusive Hochschulen« voranzutreiben. Dazu gehören ein barrierefreier Zugang zu 

allen Lehrveranstaltungen, die Verfügbarkeit technischer Hilfsmittel und die Bereitstellung erforderlicher 
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Assistenz, die Einrichtung weiterer behindertengerechter Arbeitsplätze z.B. in der Bibliothek sowie eine 

Flexibilisierung der Prüfungsbedingungen, um Studierenden mit Behinderungen gleiche Chancen zur 

Erlangung eines guten Studienabschlusses zu garantieren. Die Lehrenden an den Hochschulen sollten 

durch Fortbildungen auf die Situation und die spezifischen Unterstützungsbedarfe von Studierenden mit 

Behinderungen vorbereitet werden.

(9) Erwachsenenbildung

Im Bereich der Erwachsenenbildung scheint das Informations- und Veranstaltungsangebot noch kaum 

auf Menschen mit Behinderungen ausgerichtet zu sein. Daten zur Inanspruchnahme von Angeboten der 

Erwachsenenbildung durch Menschen mit Behinderungen liegen aktuell nicht vor.

Die Erkenntnis, dass auch Menschen mit Behinderungen lebenslang lernen möchten, muss sich noch stärker 

durchsetzen. Durch den Abschluss von Zielvereinbarungen mit der Volkshochschule und anderen Trägern 

von Erwachsenenbildung könnte der Zugang für Menschen mit Behinderungen verbessert werden. Im 

Hinblick auf lebenslanges Lernen ist zu betonen, dass Menschen mit Behinderungen das gleiche Recht wie 

Menschen ohne Behinderungen haben, an beruflichen Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen teilzuneh-

men. Auch über unmittelbar berufliches Wissen hinaus ist Menschen mit Behinderungen der Zugang zu 

einem lebenslangen Lernen zu ermöglichen. 

Handlungsfeld 3: Arbeit, Beschäftigung und Tagesstrukturierung

(10) Berufliche Ausbildung

Auch in der beruflichen Ausbildung erfolgt – soweit erforderlich – eine integrative Beschulung mit 

fachspezifischer Unterstützung. Die Einmündung in ein reguläres Ausbildungsverhältnis ist für viele 

Förderschüler zurzeit kaum erreichbar. In Zeiten eines angespannten Arbeitsmarktes liegt dies auch an 

einem Verdrängungseffekt seitens höher qualifizierter Jugendlicher, so dass Förderschüler häufig keine 

andere Wahl haben, als in eine Werkstatt für behinderte Menschen zu wechseln. 

Aus Sicht der UN-Behindertenrechtskonvention ist eine solche faktische Ausgrenzung aus dem Arbeitsmarkt 

nicht akzeptabel. Kurzfristig sollte die sich verbessernde Konjunktur- und Arbeitsmarktlage genutzt wer-

den, um mehr Jugendliche in ein betriebliches Ausbildungsverhältnis zu vermitteln. Die Alternative einer 

außerbetrieblichen Ausbildung für Jugendliche mit schweren Behinderungen in den Berufsbildungswerken 

sollte ohne Hindernisse ermöglicht werden. Längerfristig sollten öffentliche ebenso wie private Arbeitgeber 

für den in Zukunft aus demografischen Gründen prognostizierten Nachwuchsmangel an Arbeitskräften 

sensibilisiert werden. Es gilt zu überprüfen, unter welchen Voraussetzungen auch leistungsgeminderte 
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Jugendliche beschäftigt werden können. Es sollten verstärkt Anstrengungen unternommen werden, die-

sen Jugendlichen Perspektiven auf dem regulären Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu eröffnen. In diese 

Richtung geht das Projekt »Neue Wege der Berufsorientierung in der Schule«, das im Rahmen der bundes-

weiten »Initiative Inklusion« beim Übergang von Schülern mit Behinderungen aus Förder- und Regelschulen 

in das Arbeitsleben ansetzt. 

(11) Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt

Die Relation zwischen beschäftigten und arbeitslosen Schwerbehinderten hat sich im Saarland in den ver-

gangenen Jahren insgesamt etwas verbessert. Während die Zahl der Schwerbehinderten in Beschäftigung 

seit 2005 gestiegen ist und im Jahr 2009 bei 9.186 Beschäftigten lag, war die Zahl der arbeitslosen 

Schwerbehinderten im gleichen Zeitraum rückläufig. Am Jahresende 2010 waren im Saarland 2.206 

schwerbehinderte Personen arbeitslos. 

In Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation waren am Jahresende 2010 insgesamt 3.122 Personen, 

davon 2.117 meist jüngere Personen in Ersteingliederung (68%) und 1.005 meist ältere Personen in beruf-

licher Wiedereingliederung (32%). Der Frauenanteil liegt in beiden Gruppen bei knapp 40%, was dem 

Frauenanteil an den Menschen mit Behinderungen insgesamt etwa entspricht. 

Die Entwicklung der vergangenen zehn Jahre ist geprägt durch steigende Beschäftigungszahlen von 

Menschen mit Behinderungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, aber auch durch steigende Fallzahlen 

in Werkstätten für behinderte Menschen und Tagesförderstätten. Weitere Anstrengungen sind zu unter-

nehmen, um mehr Menschen mit Behinderungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt einzugliedern. Dazu 

gehören Lohnkostenzuschüsse, unterstützte Beschäftigung, betriebliches Eingliederungsmanagement und 

weitere Förderleistungen der Agentur für Arbeit und des Integrationsamts.
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(12) Integrationsprojekte, Förderprogramme und Hilfen zur Inklusion

Für Menschen mit Behinderungen, die nicht uneingeschränkt am Arbeitsleben teilhaben können, 

gibt es eine Reihe von flexiblen Unterstützungsformen. Dazu gehören die Integrationsprojekte, in 

denen im Jahr 2010 81 Personen beschäftigt waren. Für Beschäftigte mit Behinderungen gibt es viel-

fache Unterstützungsmöglichkeiten durch das Integrationsamt, die von der Arbeitsplatzgestaltung 

über den Kündigungsschutz bis zu Informations- und Öffentlichkeitsarbeit reichen. Das saarländische 

Teilhabe-Programm (2005 bis 2011) und das Folgeprogramm »60 inklusiv« zielen auf die Förderung von 

Lohnkostenzuschüssen an Arbeitgeber bei Übergängen aus der WfbM auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. 

Damit soll eine nachhaltige und längerfristige Arbeitgeberförderung (fünf Jahre; also 60 Monate) gewähr-

leistet werden. Unterstützt werden schwerbehinderte Menschen aus den Werkstätten für behinderte 

Menschen, denen ein Übergang auf den Arbeitsmarkt ermöglicht werden soll. Darüber hinaus werden 

seelisch behinderte Menschen im Rahmen des Projektes »Arbeitstrainingsplätze für psychisch behinderte 

Menschen« (ATP) vom Land und den Kommunen in jeweiliger Zuständigkeit unterstützt. Daran nahmen seit 

Beginn der Maßnahme 1.630 Personen teil, von denen über 370 in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis 

sowie 140 Teilnehmer in eine weiterführende Rehabilitationsmaßnahme vermittelt wurden. Zu den 

Integrationsprojekten gehören auch die vier »CAP-Märkte«, in denen nach einem einheitlichen Konzept 

langfristig geeignete Arbeitsplätze für Menschen mit Handicap geschaffen wurden.

In welchem Maße die Teilhabe am Arbeitsleben ermöglicht werden kann, hängt einerseits von der 

Gestaltung des Rehabilitationssystems ab: Die Übergänge zwischen den Formen der Teilhabe müssen fle-

xibel gestaltet werden, und das Erreichen anspruchsvoller Teilhabeformen muss unterstützt werden. Der 

Zugang seitens der Förderschulen muss so gesteuert werden, dass eine optimale Platzierung des jungen 

Menschen mit Behinderungen in Fördermaßnahmen gewährleistet ist und Fehlallokationen verhindert wer-

den. Den verschiedenen Integrationshilfen, Förderprogrammen und Integrationsprojekten kommt in die-

sem Zusammenhang eine hohe Bedeutung zu. Andererseits hängen die Möglichkeiten zur Teilhabe am 

Arbeitsleben auch vom Arbeitskräftebedarf ab. Mit dem demografischen Wandel gehen neue Chancen 

für Menschen mit Behinderungen einher: Der starke Rückgang der Zahl der Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen wird auf dem Arbeitsmarkt in den kommenden Jahren zu einer steigenden Nachfrage nach 

Arbeitskräften führen. Eine solche Situation kann auf Seiten der Arbeitgeber die Bereitschaft erhöhen, 

Arbeitsplätze so zu gestalten, dass das Potenzial der Beschäftigung suchenden Menschen mit Behinderungen 

besser ausgeschöpft wird. Die Wirksamkeit alternativer Beschäftigungsmöglichkeiten – wie beispielsweise 

der Integrationsprojekte – sollte verbessert werden. die Platzkapazitäten von Integrationsprojekten sollten 

ausgebaut werden.
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(13) Werkstätten für behinderte Menschen

Die Zahl der Werkstattbeschäftigten ist seit dem Jahr 2000 um 27% gestiegen und lag am Jahresende 

2010 bei 3.395 Personen. Auch mit ausgelagerten Werkstattplätzen (zurzeit 80 Plätze) kann eine 

Annäherung an die Arbeitsbedingungen des ersten Arbeitsmarktes erreicht werden. Ein Übergang von 

einer Werkstattbeschäftigung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt gelingt allerdings nur 0,3% bis 0,4% aller 

Werkstattbeschäftigten (bundesweit liegt dieser Anteil mit 0,1% noch niedriger). Von 1998 bis 2010 waren 

dies insgesamt 126 Beschäftigte. 

Die Werkstätten für behinderte Menschen sollten ihr Leistungsspektrum erweitern, sowohl innerhalb eines 

Arbeitsbereichs als auch dadurch, dass produktionsnahe Angebote um Dienstleistungsangebote (Catering, 

Wäscheservice, Digitalisierung von Akten u.a.m.) erweitert werden. Ausgelagerte Werkstattplätze mit einer 

größeren Nähe zum allgemeinen Arbeitsmarkt sollten weiter ausgebaut werden. Für die Werkstätten müssen 

Anreize so gestaltet sein, dass sie einen Wechsel von Beschäftigten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt weiter 

fördern. Die Landesregierung gewährt über das Programm »60 inklusiv« besondere Lohnkostenzuschüsse 

an Arbeitgeber zur Einstellung von Werkstatt-Beschäftigten. Die betriebliche Ausbildung in den Werkstätten 

sollte durch einen anerkannten Abschluss zertifiziert werden.

(14) Tagesförderstätten

Die Zahl der Tagesförderstättenbesucher, die zu keiner produktiven Tätigkeit in einer Werkstatt in der Lage 

sind, ist seit dem Jahr 2000 um 45% auf 528 am Jahresende 2010 gestiegen.

Die Beschäftigungschancen in Werkstätten sollten auch für Menschen mit schweren Behinderungen 

und einem hohen Unterstützungsbedarf so gestaltet werden, dass Wechsel von der Werkstatt in eine 

Tagesförderstätte für Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung nicht mehr erforderlich 

werden. Umgekehrt sollte die Durchlässigkeit von den Tagesförderstätten zur Werkstatt für behinderte 

Menschen verbessert werden.

(15) Tageszentren für Menschen mit seelischen Behinderungen 

Tageszentren für Menschen mit seelischen Behinderungen sind ein offenes Angebot, dessen Nutzung stati-

stisch nicht erfasst wird. Auch dieses Angebot dient der Tagesstrukturierung, der Teilhabe am Leben in der 

Gemeinschaft und der Entlastung der Angehörigen. Im Saarland gibt es insgesamt acht Tageszentren. Nach 

Angaben der Träger steigt die Inanspruchnahme dieses Angebots stetig an.

Das Angebot der Tageszentren richtet sich an den Personenkreis, der wegen seelischer Behinderung zu 

einer Teilhabe am Arbeitsleben nicht in der Lage ist. Bei Besuchern im erwerbsfähigen Alter sollte dennoch 

alle Möglichkeiten einer Heranführung an das Arbeitsleben immer wieder geprüft werden.
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Handlungsfeld 4: Wohnen

(16) Ambulante und stationäre Wohnformen

Bis zum Jahr 2006 erfolgte in den Wohneinrichtungen für erwachsene Menschen mit geistiger oder kör-

perlicher Behinderung ein weiterer Ausbau des Platzangebotes. Seither ist es gelungen, ambulant betreute 

Wohnformen stärker zu entwickeln. Die Zahl der Wohnheimplätze konnte bis März 2011 auf 1.424 (zuzüg-

lich 7 Kriseninterventionsplätze) reduziert werden. Die Zahl der Wohnheimplätze für Menschen mit see-

lischer Behinderung im Saarland ist von rund 900 zu Beginn des Jahrzehnts auf über 1.000 in der Mitte des 

Jahrzehnts gestiegen, konnte aber seither im Zuge der Ambulantisierung reduziert werden. Am Jahresende 

2010 stehen insgesamt 717 Plätze des stationären Wohnens für diesen Personenkreis zur Verfügung. Die 

Reduktion der stationären Plätze geht einher mit der starken Zunahme der seelisch behinderten Menschen, 

die in Privathaushalten mit ambulanter Unterstützung wohnen.

Eine ambulante Unterstützung des selbstständigen Wohnens wird im Saarland durch ein flächendeckendes 

Netz von spezialisierten Fachdiensten geleistet. Die Inanspruchnahme des ambulant betreuten Wohnens ist 

(einschließlich Personen, die in Gastfamilien oder außerhalb des Saarlands wohnen) von 562 Personen (Jahr 

2006) um 119% auf 1.229 Personen (Jahr 2010) gestiegen. Davon haben 66% eine seelische Behinderung, 

22% eine geistige Behinderung und 13% eine körperliche Behinderung.

Am Jahresende 2010 wurde die Eingliederungshilfe zum Wohnen im Saarland für 33% der Leistungsbezieher 

in ambulanter Form und für 67% der Leistungsbezieher in einer stationären Wohnform geleistet. Der Anteil 

der ambulanten Hilfen zum Wohnen im Bereich der Eingliederungshilfen liegt im Saarland noch leicht unter 

dem Bundesdurchschnitt (40,5%).

Damit die Menschen mit Behinderungen und ihre Angehörigen die ambulanten Hilfen als Alternative 

zu der bewährten ganzheitlichen Versorgung in stationären Einrichtungen annehmen, muss ein qua-

litativ und quantitativ gutes Angebot an ambulanten Hilfen zur Verfügung stehen. Außerdem müssen 

Ängste vor der Selbstständigkeit abgebaut werden. Um das Wohnen der Menschen mit Behinderungen 

in Privathaushalten zu fördern, müssen mehr barrierefreie Wohnungen geschaffen bzw. bestehende 

Wohnungen barrierefrei umgebaut werden. Auch ein barrierefreies Wohnumfeld einschließlich eines barri-

erefreien Personennahverkehrs ist dazu erforderlich. 
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Handlungsfeld 5: Alter und Pflege

(17) Schwerbehinderte ältere Menschen

Die Zahl der schwerbehinderten Personen ab 50 Jahren im Saarland ist im Zeitraum von 2001 bis 2009 um 

5% auf rund 78.300 gestiegen. In den höheren Altersgruppen fällt der Anstieg in diesem Zeitraum stärker 

aus. Bei den 70- bis 79-Jährigen beträgt er +8% und bei den schwerbehinderten Hochaltrigen ab 80 Jahren 

+29%. In Zukunft wird die Zahl der hochaltrigen Schwerbehinderten ab 80 Jahren kontinuierlich steigen 

von 12.900 (Jahr 2009) auf 17.200 im Jahr 2030 (+34%) und auf 26.000 im Jahr 2050 (+102%). 

(18) Ältere Menschen mit Pflegebedarf oder Demenzerkrankung

Mit zunehmender Zahl älterer Menschen steigt auch die Zahl der Pflegebedürftigen. Am Jahresende 2009 

waren im Saarland rund 30.400 Personen pflegebedürftig, darunter 10.260 Pflegebedürftige ab 85 Jahren. 

Deren Zahl wird bis zum Jahr 2020 auf rund 36.000 Personen steigen (+18%) und bis zum Jahr 2030 auf 

rund 40.000 Personen (32% mehr als 2009). Weiterhin leiden im Saarland rund 16.500 Personen unter 

einer Demenz. In einer Prognose wird angenommen, dass sich die Zahl der Demenzkranken im Saarland bis 

zum Jahr 2025 auf rund 26.300 Personen erhöhen wird. Dies sind 56% mehr als im Jahr 2008.

Auch Menschen mit Behinderungen haben eine steigende Lebenserwartung auf Grund medizinischer 

Fortschritte und der insgesamt verbesserten Lebensverhältnisse. Es wird daher zunehmend von Bedeutung 

sein, optimale Lebensbedingungen sowie adäquate Hilfeangebote für diese Menschen zu schaffen. 

Angebote der offenen Altenhilfe ebenso wie ambulante Dienste der Altenhilfe und Pflege sollten sich 

auf die Bedürfnisse älterer Menschen mit Behinderungen einstellen. Vorstationäre Angebotsformen wie 

z.B. betreutes Wohnen (mit Pflegeangebot), betreute Wohngruppen für Demenzkranke, Angebote der 

Kurzzeitpflege und Tagespflege sowie ein Case Management zur Gestaltung häuslicher Pflegearrangements 

sollten quantitativ ausgebaut und qualitativ optimiert werden. Für die Versorgung der zunehmenden 

Zahl von Demenzkranken muss ein Konzept entwickelt werden, das auch die Entlastung pflegender 

Angehöriger, unter anderem durch die Förderung von ehrenamtlichem Engagement, sowie die Förderung 

von Grundlagen- und Versorgungsforschung in den Blick nimmt.
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Handlungsfeld 6: Bedarfsgerechte gesundheitliche Angebote

(19) Ambulante medizinische Versorgung

Die ambulante Gesundheitsversorgung im Saarland wird durch 436 Hausarzt- und 881 Facharztpraxen 

geleistet. Allerdings sind nicht alle Arztpraxen barrierefrei, weder in baulicher Hinsicht noch im Hinblick auf 

Kommunikationsbarrieren. 

(20) Klinische Gesundheitsversorgung

Auch für die Kliniken, die zwar keine baulichen Barrieren aufweisen, aber noch nicht in hinreichendem 

Maße auf Patienten mit geistiger, seelischer oder Sinnesbehinderung eingestellt sind, gilt, dass vor allem 

kommunikative Barrieren zu beseitigen sind. Drei der 24 saarländischen Kliniken verfügen über geriat-

rische Abteilungen und sind damit auf die Multimorbidität älterer Patienten einschließlich demenzieller 

Erkrankungen eingestellt. Dieser Patiententyp wird in Zukunft in allen Kliniken einen steigenden Anteil 

ausmachen.

Für alle Bereiche der ambulanten und stationären Gesundheitsversorgung ebenso wie für die 

Gesundheitsberatung gilt die Verpflichtung, die besondere Situation der Menschen mit Behinderungen zu 

berücksichtigen, deren Lebenszusammenhänge und spezifischen Bedürfnisse in der Beratung zu thematisie-

ren und die Beratung in jeder Hinsicht barrierefrei zu gestalten. Dabei sollen die besonderen Beratungsbedarfe 

von Frauen mit Behinderungen (z.B. zu gynäkologischen Behandlungsbedarfen, Familienplanung und zum 

Thema Behinderung und Schwangerschaft) berücksichtigt und durch behinderungsspezifische Informations- 

und Beratungsformen gedeckt werden. Das Thema einer bedürfnisgerechten gesundheitlichen Versorgung 

von Menschen mit Behinderungen soll in die Aus-, Weiter- und Fortbildung der Ärzte eingebunden werden.

Handlungsfeld 7: Barrierefreiheit, Mobilität und Verkehr

(21) Bauliche Barrierefreiheit

Die öffentliche Hand im Saarland ist seit 2004 verpflichtet, bauliche Anlagen, öffentliche Wege, Plätze und 

Straßen barrierefrei zu gestalten. Bereits bestehende Gebäude des Landes und der Kommunen sind schritt-

weise entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik soweit wie möglich barrierefrei zu 

gestalten mit dem Ziel, bis spätestens zum 1. Januar 2014 eine möglichst weitreichende Barrierefreiheit im 

Sinne des § 3 SBGG zu erreichen. Private Unternehmen sollen durch Zielvereinbarungen zur barrierefreien 

Gestaltung motiviert werden. Nach allgemeinder Einschätzung fehlt derzeit noch barrierefreier Wohnraum. 

Barrierefreies Bauen und Umbauen bestehender Wohnungen wird häufig als »zu aufwändig« angesehen. 
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Auch bei Neubauten wird teilweise unter Hinweis auf »erhebliche Mehrkosten« auf Barrierefreiheit ver-

zichtet. Zur Verbesserung der räumlichen Barrierefreiheit wird angestrebt, die neuen Anforderungen an das 

behindertengerechte Bauen in das Bauordnungsrecht aufzunehmen. Die Anforderungen an barrierefreies 

Bauen sollen in der Landesbauordnung (LBO) und den ihr nachrangigen Verordnungen und Richtlinien über-

nommen werden. Die Förderung von Neubauten durch Landeszuschüsse setzt zwingend die Barrierefreiheit 

voraus und die Vorschriften für »barrierefreies Bauen« werden enger gefasst. Ausnahmeregelungen werden 

auf das notwendige Maß reduziert. Barrierefreies Bauen sollte in die Lehrpläne der Bau- und Bauhilfsberufe 

aufgenommen werden. Die Kommunen sollten ihren Stand der Umsetzung von Barrierefreiheit überprüfen.

(22) Barrierefreiheit von Information und Kommunikation

Eine barrierefreie Kommunikation kann erreicht werden, indem Dokumente, die für Menschen mit 

Behinderungen wichtig sind, in verschiedenen Kommunikationsformen (z.B. in einfacher Sprache und als 

Hörversion, Antragsformulare in Großschrift und Kurzinformationen in Brailleschrift) bereit gestellt werden. 

Darüber hinaus sollten technische Hilfsmittel (wie Bildschirmlesegeräte, Bildtelefone, induktive Höranlagen) 

und persönliche Assistenz (z.B. durch Gebärdensprachdolmetscher) verfügbar sein, um bei Bedarf herange-

zogen werden zu können. Diese Forderungen werden durch die saarländische Landesregierung und viele 

Vereine weitgehend erfüllt. Auf der Ebene der Kommunen sowie im Bereich der Wirtschaft besteht noch 

ein Nachholbedarf.

Im Sinne einer »barrierefreien Verwaltung« sollten Informationsbroschüren und Formulare barriere-

frei gestaltet werden. Eine Beschwerdestelle für Verstöße gegen die geforderte Barrierefreiheit sollte bei 

der Landesregierung eingerichtet werden. Die Internet-Angebote der Landesregierung sollen auf ihre 

Barrierefreiheit weiterhin überprüft und darauf basierend schrittweise ausgebaut werden. Langfristig sollte 

auf eine »inklusive Gesellschaft« hingearbeitet werden, in der Gegenstände, der öffentliche und private 

Raum sowie Kommunikationen anhand eines »universellen Designs« barrierefrei gestaltet werden.

(23) Mobilität und Verkehr

Die Mobilität von behinderten Personen wird durch eine behindertengerechte Gestaltung des öffentlichen 

Personennahverkehrs erleichtert. Der ÖPNV im Saarland setzt über 90% niederflurige Busse ein. Der barri-

erefreie Umbau von Bus- und Bahnhaltestellen schreitet voran. Für die Nutzung von Fahrdiensten werden 

Menschen mit Behinderungen im Saarland (im Rahmen der einkommensabhängigen Eingliederungshilfe) 

Fahrpauschalen zur Verfügung gestellt. Im Rahmen des Projekts »CarSharing« werden behindertenge-

rechte Fahrzeuge vermietet.

Die barrierefreie Gestaltung des ÖPNV sollte konsequent fortgesetzt werden einschließlich des barrierefreien 
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Ausbaus weiterer Bahnhöfe und Bushaltestellen. Die innovativen Ansätze zur Unterstützung eines behin-

dertengerechten Individualverkehrs sollten ausgewertet und bei Bedarf weiter ausgebaut werden.

Handlungsfeld 8: Gesellschaftliche Partizipation

(24) Politische Partizipation und Interessenvertretung

Die Interessenvertretung und politische Mitgestaltung wird im Saarland durch den Landesbeauftragten 

garantiert, weiterhin durch den Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen mit 28 

Mitgliedsorganisationen sowie durch 6 Beauftragte in den Gemeindeverbänden und 56 kommunale 

Beauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen in allen Städten und Gemeinden (bzw. 

Stadtbezirken in Saarbrücken).

Die wertvolle Arbeit dieser Personen und Institutionen hat die Lebensbedingungen der Menschen mit 

Behinderungen im Saarland entscheidend mitgeprägt. Diese Arbeit ist weiterhin zu unterstützen. Die 

Position der kommunalen Beauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen soll gestärkt 

und im Kommunalselbstverwaltungsgesetz gesetzlich verankert werden. Wahlen sind nach Art. 29 

UN-Behindertenrechtskonvention so zu gestalten, dass Menschen mit Behinderungen ihr aktives und pas-

sives Wahlrecht ohne Einschränkung ausüben können. Darüber hinaus ist zu prüfen, inwieweit die Belange 

von Menschen mit Behinderungen nicht nur durch spezielle Vertretungen, sondern auch in allen politischen 

Organisationen zur Sprache und zur Geltung kommen. Grundsätzlich sollen Menschen mit Behinderungen 

ihre Interessen als »Fachleute in eigener Sache« zum Ausdruck bringen und ihre Lebensbedingungen mög-

lichst eigenständig gestalten können.

(25) Zivilgesellschaftliches Engagement und Selbsthilfe

Ein erheblicher Teil des zivilgesellschaftlichen Engagements wird von und für Menschen mit Behinderungen 

erbracht. Dazu gehört auch die Arbeit einer Vielzahl von Selbsthilfegruppen und -organisationen. Über den 

genauen Umfang des ehrenamtlichen Engagements von und/ oder für Menschen mit Behinderungen im 

Saarland liegen keine Daten vor.

Die vielfältigen Formen des Engagements von und für Menschen mit Behinderungen benötigen laufende 

Unterstützung, die auch weiterhin fortgeführt werden sollte. Dabei ist zu würdigen, dass in der Selbsthilfe 

auch die von der UN-Konvention geforderte Eigenständigkeit und Selbstbestimmung zum Ausdruck kommt. 

Eine bessere Erfassung dieses Engagements wäre wünschenswert, um diese Arbeit angemessen dokumen-

tieren und in der Öffentlichkeit darstellen zu können.
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(26) Tourismus, Freizeit, Kultur und Sport

Im Saarland und auch in überregionaler Kooperation mit Luxemburg und Rheinland-Pfalz gibt es mehrere 

Initiativen zur barrierefreien Gestaltung von Freizeitangeboten und Tourismus sowie zu Vergünstigungen 

für Menschen mit Behinderungen. Im Saarland stellt der Behinderten- und Rehabilitations-Sportverband 

Saarland e.V. (BRS) ein flächendeckendes Angebot an Sport für Menschen mit Behinderungen sicher. 

In über 200 Vereinen werden Sportarten wie Gymnastik, Bewegungsspiele, Schwimmen, Sportkegeln, 

Leichtathletik und Tischtennis angeboten. Im Jahr 2010 waren rund 8.000 Personen dort als Mitglied 

gemeldet. 

Die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am kulturellen Leben wird seitens der kulturellen 

Einrichtungen wie Museen, Theater und Bibliotheken sowie der Medien in Ansätzen gefördert. Durch die 

Beseitigung von räumlichen und kommunikativen Barrieren sowie die Bereitstellung von Seh- und Hörhilfen 

und ggf. weiterer Assistenz kann diese Teilhabe verbessert werden. In welchem Maße dies derzeit schon 

zum Einsatz kommt, ist nicht bekannt. 

Die Zugänglichkeit von Kultur- und Freizeitangeboten sowie von Tourismusangeboten ist im Einzelnen 

zu prüfen und weiter auszubauen. Zielvereinbarungen zwischen anerkannten Verbänden und 

Vereinbarungspartnern sollen verstärkt als rechtliche Mittel eingesetzt werden, um Angebote eines barri-

erefreien Tourismus voran zu treiben. Religionsgemeinschaften und Kultureinrichtungen wie Museen und 

Theater ebenso wie Fernsehen und Printmedien sollten sich auf hör- und sehbehinderte Menschen mit 

besonderen Teilhabe-Angeboten einstellen. Sportangebote für Menschen mit Behinderungen scheint es im 

Saarland in hinreichendem Maße zu geben. 

(27) Kirchen und Religionsgemeinschaften

Häufig sind auch die Angebote der Religionsgemeinschaften noch nicht hinreichend auf die Bedürfnisse 

von Menschen mit Behinderungen abgestimmt.

Auch die Kirchen befassen sich eingehend mit der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. 

Um eine ungehinderte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am religiösen Leben zu garantieren, 

gibt es z.B. Selbstverpflichtungen, die von Barrierefreiheit in kirchlichen Räumlichkeiten über barriere-

freie Kommunikation (durch Gebärdensprachdolmetscher, Induktions- und Höranlagen, Gesangbücher in 

Großschrift und Brailleschrift sowie Predigten in einfacher Sprache) bis hin zur aktiven Einbeziehung der 

Menschen mit Behinderungen reichen.
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Handlungsfeld 9: Information und Beratung

(28) Allgemeine Informations- und Beratungsstellen

Im Saarland gibt es sechs Gemeinsame Servicestellen, die Informationen und trägerübergreifende Beratung 

aus einer Hand anbieten. Darüber hinaus sind Informationen für Menschen mit Behinderungen auf der 

Homepage des Sozialministeriums, vieler Fachverbände und bei den Kommunen zugänglich. 

Es liegen keine statistischen Daten darüber vor, ob mit der bestehenden Beratungsstruktur der Bedarf an 

Information und Beratung angemessen gedeckt wird oder nicht. Die Bekanntheit und trägerübergreifende 

Informations- und Beratungsqualität der Gemeinsamen Servicestellen sollte optimiert, Information und 

Beratung für Menschen mit Behinderungen in jeder Hinsicht barrierefrei gestaltet werden.

(29) Informations- und Beratungsbedarfe in besonderen Notlagen und für besondere Zielgruppen

Personen mit spezifischem Beratungsbedarf bzw. Personen in besonderen Notlagen werden von entspre-

chenden Stellen beraten, z.B. in materiellen Notlagen oder nach Gewalterfahrungen. Dies leisten z.B. 

Familienberatungsstellen wie »Pro Familia«, die gezielt Beratungsangebote für Frauen und Männer mit 

Behinderungen anbieten. Der »Frauennotruf Saarland« thematisiert den besonderen Beratungsbedarf von 

behinderten Frauen und Mädchen mit Gewalterfahrung und hat Kontakt zu kommunalen Beauftragten für die 

Belange von Menschen mit Behinderungen aufgenommen, um eine Vernetzung zu erreichen. Inwieweit 

Frauen mit Behinderungen in Frauenhäusern Schutz suchen, ist nicht bekannt.

Insgesamt liegen keine empirischen Daten darüber vor, in welchem Umfang Menschen mit Behinderungen 

zu den Klienten dieser Beratungsstellen gehören und inwieweit spezifische Beratungsverfahren für Klienten 

mit Behinderungen zur Anwendung kommen. Um die Informations- und Beratungsqualität zu optimie-

ren, sollte überprüft werden, ob spezielle Beratungsstellen für Frauen, für Migranten, für gesundheitlich 

beeinträchtigte oder für sozial benachteiligte Personen auf Menschen mit Behinderungen eingestellt sind. 

Die spezifischen Beratungsbedarfe für besondere Zielgruppen sollten bewusst gemacht und geeignete 

Informations- und Beratungsverfahren sowie für alle nutzbare Zugangswege entwickelt werden. 
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Handlungsfeld 10: Gleiche Rechte und Schutz der Persönlichkeit

(30) Schutz der Persönlichkeit

Grundsätzlich gelten alle Menschenrechte uneingeschränkt für Menschen mit Behinderungen. Um diese 

prinzipielle Gleichberechtigung auch tatsächlich umzusetzen, sollen alle Akteure und Institutionen, die sich 

mit benachteiligten Personen und deren Notlagen befassen, die Belange von Menschen mit Behinderungen 

in besonderer Weise in den Blick nehmen. Zur Umsetzung dieser Grundrechte werden auch besondere 

Maßnahmen gefordert, um die Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderungen in allen Bereichen 

herbeizuführen. 

Im Bereich der Gleichberechtigung und des Schutzes der Persönlichkeit sollten spezifische Schulungen der 

Bediensteten in allen Bereichen des öffentlichen Dienstes bezüglich des Umgangs mit behinderten Bürgern 

durchgeführt werden. Weiterhin ist das Bewusstsein dafür zu schärfen, dass Menschen mit Behinderungen 

gleichberechtigte Chancen haben müssen, Entscheidungen zu Ehe und Partnerschaft sowie Elternschaft zu 

treffen. Ein besonderes Augenmerk sollte auf die Registrierung von Missbrauchs- und Gewalterfahrungen 

von Menschen mit Behinderungen, insbesondere von Frauen, Kindern und älteren Menschen, gerichtet wer-

den. Die psychosoziale Beratung und ggf. die psychotherapeutische Behandlung von Gewaltopfern muss 

auf die spezifischen Kommunikationsvoraussetzungen von Menschen mit Behinderungen eingestellt sein. 

Grundsätzlich sollte die Beförderung von Inklusion ein leitendes Prinzip bei allen Gesetzgebungsverfahren 

sein. Die öffentliche Hand steht in einer besonderen Verantwortung zur Umsetzung der Gleichberechtigung 

und zur Durchführung darauf hinwirkender Maßnahmen.

(31) Rechtliche Betreuung

Die Zahl der Betreuungen im Saarland ist von knapp 14.000 im Jahr 2000 auf 20.192 im Jahr 2010 ange-

stiegen (+ 47%). Auf 1.000 Einwohner kamen somit 19,8 Betreute (gegenüber 16,1 Betreuten je 1.000 

Einwohner in Deutschland insgesamt). 57% der Betreuten haben eine psychische Erkrankung oder see-

lische Behinderung, 17% eine Demenz und 14% eine geistige Behinderung (restliche 12% körperliche 

Behinderung und »unbekannt«). Das Saarland weist mit 78% den höchsten Anteil ehrenamtlich geführter 

Betreuungen auf (gegenüber 22% beruflich geführten Betreuungen).

Vor dem Hintergrund der UN-Behindertenrechtskonvention sollten Betreuungen dahingehend überprüft 

werden, inwieweit sie der »assistierten Entscheidungsfindung« dienen statt stellvertretend zu entscheiden. 

Rechtliche Betreuer sollten im Hinblick auf die Belange von Menschen mit Behinderungen geschult werden. 
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Fazit

Der Prozess der Normalisierung des Lebens von Menschen mit Behinderungen, wie er von der 

UN-Behindertenrechtskonvention gefordert wird, hat im Saarland in allen Lebensbereichen bereits begon-

nen, ist aber unterschiedlich weit fortgeschritten. Klare Fortschritte sind in den Bereichen der Schulbildung, 

der vorschulischen Betreuung und der Wohnformen zu erkennen. Weniger eindeutig ist dagegen noch der 

Trend im Bereich der Erwerbstätigkeit, vor allem wegen der steigenden Zahl der Werkstattbeschäftigten. Hier 

gilt es, durch innovative, flexible und attraktive Formen der Beschäftigung für Menschen mit Behinderungen 

in möglichst großer Nähe zum allgemeinen Arbeitsmarkt (geförderte Arbeitsplätze, Integrationsprojekte, 

virtuelle Werkstatt, ausgelagerte Werkstattplätze) weiter zu entwickeln. 

Auch in den weiteren Handlungsfeldern hinterlässt der Prozess der Normalisierung des Lebens der Menschen 

mit Behinderungen seine Spuren. Dies gilt im Bereich der gesundheitlichen Versorgung ebenso wie bei den 

Bestrebungen, Mobilität, Freizeitgestaltung, politische Partizipation und anderes mehr durch den Abbau 

von Barrieren besser zugänglich zu machen.

Diese vielfältigen Aktivitäten müssen weiter fortgeführt werden. Geeignete Maßnahmen sind von Politik, 

Verwaltung und gesellschaftlichen Organisationen zu planen und im jeweiligen Zuständigkeitsbereich unter 

Beteiligung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie von Menschen mit Behinderungen umzusetzen. 

Der »Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Saarland«, der in Abstimmung 

mit dem vorliegenden Bericht »Menschen mit Behinderungen im Saarland« erstellt wurde, setzt an diesen 

Entwicklungen an und führt sie durch konkrete Maßnahmenvorschläge weiter.

Dieser Prozess sollte kritisch begleitet werden, wobei auch weiterer Umsetzungs- und Veränderungsbedarf 

zum Ausdruck gebracht werden muss. Auch dies ist Teil eines partizipativen Prozesses, an dem alle betrof-

fenen Menschen mit und ohne Behinderungen mitwirken sollten.
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V. Anhang: Bericht zur Umsetzung des Saarländischen        
    Behindertengleichstellungsgesetzes (SBGG)

Stand: Juli 2012

Am 19. Dezember 2003 ist im Saarland das Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 

(Saarländisches. Behindertengleichstellungsgesetz – SBGG, Amtsbl. S. 2987) in Kraft getreten. Mit diesem 

Landesgesetz und der dazugehörigen Verordnung (Saarländische Behindertengleichstellungsverordnung – 

SBGVO vom 19. November 2006) setzt das Saarland die Gleichstellung auf Landesebene um.

Das Gesetz, das für die Verwaltungen des Landes, die Kommunen, Anstalten und Stiftungen des öffent-

lichen Rechts, kurzum für alle öffentlichen Stellen im weitesten Sinne gilt, normiert ein allgemeines 

Benachteiligungsverbot. Das bedeutet, die Behörden dürfen Behinderte und nichtbehinderte Menschen 

nicht ohne zwingenden Grund unterschiedlich behandeln. 

Besonders weit reichende Regelungen binden die Verwaltungen. Neue Gebäude müssen künftig barri-

erefrei sein, für bestehende Bauten gibt es eine Zeitschiene, in der Barrierefreiheit erreicht werden soll. 

Bescheide und Vordrucke sind so zu gestalten, dass sie in einer Form bekannt gegeben werden, die 

für behinderte Menschen wahrnehmbar ist. Internetseiten der öffentlichen Stellen sind durch entspre-

chende Benutzeroberflächen so weit wie möglich barrierefrei zu gestalten. Hör- und sprachbehinderte 

Menschen erhalten das Recht, im Verwaltungsverfahren in Gebärdensprache oder anderen geeigneten 

Kommunikationshilfen zu kommunizieren. Bei der Vermittlung von Gebärdensprachdolmetscherinnen/

Dolmetschern hilft die saarländische Dolmetscherzentrale. 

Mit dem Saarländischen Behindertengleichstellungsgesetz war das Instrument der Zielvereinbarungen zur 

Herstellung von Barrierefreiheit eingeführt worden. Zielvereinbarungen sind zivilrechtliche Verträge, deren 

Inhalt von den Vertragspartnern frei verhandelt und ausgestaltet werden kann. Anerkannte Verbände und 

Unternehmen oder Unternehmensverbände sollen selbständig und in eigener Verantwortung vereinbaren, 

wie und in welchem Zeitraum Barrierefreiheit vor Ort konkret verwirklicht wird. 

Die anerkannten Verbände haben dabei einen gesetzlichen Anspruch auf die Aufnahme von Verhandlungen. 

Vertragspartner sind auf der einen Seite anerkannte Verbände und Vereine, auf der anderen Seite 

Unternehmen oder Unternehmensverbände. Zielvereinbarungen zur Herstellung von Barrierefreiheit kön-

nen für alle gesellschaftlichen Bereiche, die für behinderte Menschen wichtig sind, getroffen werden. 

Barrierefrei sind alle von Menschen gestalteten Lebensbereiche, z.B. Bauten, Verkehrsmittel, 

Produktgestaltung, Systeme der Informationsverarbeitung und Kommunikationseinrichtungen, wenn sie 
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für behinderte Menschen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätz-

lich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind. Dabei geht es nicht nur um physische Barrieren wie 

Treppen, zu schmale Gänge oder Stolperstufen, sondern auch um kommunikative Schranken, denen bei-

spielsweise hörbehinderte Menschen ausgesetzt sind, wenn z.B. gehörlosen Menschen zur Verständigung 

mit hörenden Menschen Gebärdensprachdolmetscher fehlen. Es geht im Sinne eines »universal design« um 

eine allgemeine Gestaltung des Lebensumfeldes für alle Menschen, die möglichst niemanden ausschließt 

und von allen gleichermaßen genutzt werden kann.

Behindertenverbände im Saarland und Zielvereinbarungen

Im Saarland werden die Vereine wegen ihrer »Größe« überwiegend ehrenamtlich geführt, so dass das 

»Werkzeug Zielvereinbarung« aufgrund der umfangreichen Arbeit bis jetzt selten umgesetzt wurde. Daher 

hat der Landesbeauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen die Initiative ergriffen und 

seit 2009 die Behindertenverbände bei der Durchführung von Zielvereinbarungen unterstützt. Seitdem 

wurden folgende Zielvereinbarungen abgeschlossen:

  (a) mit Globus Handelshof GmbH & Co. KG, Betriebsstätte Saarbrücken-Güdingen 

  (b) mit dem Edeka Neunkirchen-Wellesweiler

  (c) Am 19.Januar 2012 wurde die dritte saarländische Zielvereinbarung mit der Flughafen Saarbrücken 

GmbH abgeschlossen. Die Landesvereinigung Selbsthilfe hat die Zielvereinbarung angeregt und 

die Gespräche aufgenommen. Dazu haben sich der VdK-Saarland mit dem SoVD Sozialverband 

Deutschland e.V. – LV Rheinland-Pfalz/Saarland sowie mit der Deutsche Multiple Sklerose 

Gesellschaft-Landesverband Saarland e.V. angeschlossen. Die Zielvereinbarung wird für eine Dauer 

von 5 Jahren – mit der Möglichkeit der Verlängerung – abgeschlossen.

  (d) Am 23.März 2012 wurde die vierte Zielvereinbarung mit Globus Handelshof GmbH & Co. KG, 

Betriebsstätte Saarlouis abgeschlossen.

Weitere Zielvereinbarungen sind in der Vorbereitung.
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Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen

Das Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen hat auch dem im Jahre 1997 gegründeten 

Landesbeirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen eine rechtliche Grundlage gegeben.

Der Landesbeirat besteht aus 28 verschiedenen Verbänden, Institutionen und Behörden, die auf Landesebene 

tätig sind. Dabei ist sichergestellt, dass der Beirat sich mehrheitlich aus Vertretern von Organisationen 

und Selbsthilfegruppen von Menschen mit Behinderungen zusammensetzt. Das Gremium bestimmt die 

Beratungsthemen in eigener Verantwortung und bespricht sie in öffentlichen Sitzungen. Der Vorsitzende 

des Beirates ist Kraft Amtes die/der Landesbeauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen 

(LfB). Die Geschäftsführung liegt beim Büro des LfB.

Wichtigste Priorität des Landesbeirates hat die Inklusion im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention. Das 

Gremium zieht eine positive Bilanz: Es hat zum Beispiel Einfluss auf die Novellierung von Landesgesetzen 

und auf die Veränderung der Landesbauordnung genommen. Es hat auch an den Vorbereitungen des 

Landesbehindertenplanes und des Aktionsplanes mitgewirkt. Durch Resolutionen hat der Beirat Behörden 

zu Handlungen zugunsten der selbstbestimmenden und inklusiven Teilhabe von Menschen mit Behinderung 

angeregt. 

• Am 29. November 2007, hat der Vorsitzende zu einer gemeinsamen Sitzung der Beiräte für die Belange 

von Menschen mit Behinderung aus Luxemburg, Rheinland-Pfalz und dem Saarland, in Saarbrücken ein-

geladen. Eine gemeinsame Resolution an die jeweiligen Landesregierungen hat zur Unterzeichnung der 

UN-Behindertenrechtskonvention aufgefordert.

• Im März 2009 haben sich die Landesbeiräte aus dem Saarland und aus Rheinland-Pfalz mit dem Thema 

»Inklusive Bildung« auseinandergesetzt und eine Resolution an ihre Landesregierungen verfasst.

• Im November 2009 wurden vier Arbeitsgruppen zu den Schwerpunkten Bildung, Wohnen, Ausbildung 

und Arbeit, Barrierefreiheit und Mobilität, mit den Mitgliedern des Landesbehindertenbeirates gebildet.

• Im Jahre 2010 wurden vier Empfehlungen der Arbeitsgruppen vorgelegt und verabschiedet. Im August 

2011 erschien eine Broschüre des Landesbehindertenbeirates mit den vier Empfehlungen

• Diese Empfehlungen sind Grundlage von Stellungnahmen des Landesbehindertenbeirates zum 

Aktionsplan, Landesbehindertenplan sowie weitere Gesetzentwürfe. In diesem Sinne ist auch eine 

Resolution wegen Wahlmöglichkeiten hinsichtlich Qualifizierung und Berufsorientierung behinderter 

Jugendlicher an das Bundesministerium für Arbeit und Soziales überreicht worden.
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Durch das Saarländische Behindertengleichstellungsgesetz (SBGG) ist die Arbeit der kommunalen 

Beauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen sowie des Landes- und der kommunalen 

Beiräte auf eine rechtliche Grundlage gestellt worden.

Zu den Aufgaben der kommunalen Beauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen gehö-

ren insbesondere:

• die Beratung der Gemeinden und Gemeindeverbände in allen Angelegenheiten, die Menschen mit 

Behinderungen betreffen,

• eine enge Zusammenarbeit mit den Organisationen der örtlichen Behinderten-selbsthilfe,

• individuelle Unterstützung und Beratung von Betroffenen und ihren Angehörigen vor Ort,

• die Teilnahme an den Sitzungen der Vertretungsorgane der Gemeinden oder Gemeindeverbänden.

Alle Gemeinden, Städte und Landkreise im Saarland haben mittlerweile kommunale Beauftragte bestellt, 

die die Interessen von Menschen mit Behinderungen auf lokaler Ebene vertreten.

Seit dem Jahr 1998 finden zweimal jährlich unter dem Vorsitz des Landesbeauftragten für Behindertenfragen 

Treffen der kommunalen Behindertenbeauftragten statt. Die Treffen dienen dem Erfahrungs- und 

Informationsaustausch. Es werden Referent/-innen aus dem Behindertenbereich eingeladen, um die 

Beauftragten über aktuelle Themen zu informieren und sie auf den neuesten Kenntnisstand zu bringen. 

Die Beauftragten berichten über Probleme und Erfahrungen, aber auch über Erfolge und Fortschritte bei 

ihrer Arbeit vor Ort. In der Vergangenheit waren als Themen u.a. die Aufgaben der Pflegestützpunkte 

im Saarland, Aufgaben des Städte- und Gemeindetages und sowie des Landkreistages Saarland, die 

Barrierefreiheit sowie die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention auf kommunaler und Kreisebene. 

Die Geschäftsführung obliegt dem Büro des Landesbeauftragten für Behindertenfragen.

Vereine und Institutionen haben ihre Projekte den Beauftragten vorgestellt, beispielsweise eine 

Internetplattform zum barrierefreien Wandern, die Vertonung von barrierefreien Internetseiten oder neue 

Rehabilitationstechniken.
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